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Dunst

Der Dunst gleicht dem Nebel und dem Rauch, und er trübt den Blick und
verzerrt die Konturen und die Perspektiven eines
wirklichkeitsdeckenden Kurses. Er verschleiert und er lenkt ab vom
eingeschlagenen Weg und führt nicht selten Desorientierung und
Verwirrung in seinem Gefolge. Aus quellenden Dämpfen und wirbelnden
Feldern ungewisser Herkunft und wässriger Beschaffenheit gebären und
erschöpfen sich an unbestimmbaren Orten jene nebelkonsistenten Felder,
welche sich später zu den sattsam vertrauten Dunstglocken von amöber
Gestalt heranbilden und nur im Quadratkilometer messenden,
landschaftsverschlingenden Wallen und in wirbelnden Feldern, die,
großen Wolkenbänken gleich, riesige Gegenden mit Hof und Haus, mit
Mann und Maus und Wald und Feld und nicht zuletzt mit Hügeln und
Gebirgen eng umschließen, sich dem Auge des Betrachters entziehen.

Sichtbar oder nicht könnte doch langsam der Eindruck entstehen und mit
ihm die Erkenntnis wachsen, es wäre dieser Dunst und Nebel, der das
schwindende Begreifen und die mangelnden Korrekturen allgemein
politisch und gesellschaftlich entuferter Auswüchse und ihre zunehmend
geradezu als historisch zu bezeichnenden Verhältnisse nicht nur stützt
und leitet, sondern, von tiefen menschlichen Absichten motiviert,
antreibt und so mit wachsender Geschwindigkeit einer wahrscheinlich
unakzeptablen Zukunft entgegensteuert.

Ihre Schattenblick-Redaktion


17. Mai 2019
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INFOPOOL / UMWELT / TICKER





WALD/391: Hambacher Forst - Störaufruf ... (Hambacher Forst)


Hambacher Forst - 19. Mai 2019

Prozess um Blockade von Kohlezug



Am 29.05. um 09:00 findet vor dem Landgericht Aachen ein Prozess gegen
zwei Aktivist:innen aus dem Hambacher Forst statt denen vorgeworfen
wird, Ende 2017, die Schienen der Privatbahn von RWE, auf denen die
Braunkohle zu den Kraftwerken transportiert wird, blockiert zu haben.

Der Hambacher Forst ist seit sieben Jahren von Umweltaktivist:innen
besetzt die sich gegen die Abholzung des Jahrtausende alten Waldes und
gegen die äußerst klimaschädliche Braunkohleverstromung einsetzen. Die
Waldbesetzer:innen gehören größtenteils der öko-anarchistische Bewegung
an, neben Umweltschutz und Klimaschutz gehören auch generelle
Alternativen zu Kapitalismus, Staat und Strafe zu ihren Zielen.

Eine Angeklagte Aktivistin äußerte sich dazu wie folgt: "Nach dem
größten Polizeieinsatz in der Geschichte des Landes NRW wird jetzt
weiter versucht Aktivist:innen zu zermürben. Zum einen durch weitere
kleinere Polizeieinsätze, durch willkürliche Personenkontrollen, aber
auch durch die enge Folge von Gerichtsterminen wegen teilweise Jahre
alten Vorwürfen. Ich werde mich davon nicht abhalten lassen weiter für
meine Überzeugungen einzustehen. Dabei zählt für mich in erster Linie ob
ich meine Handlungen für richtig halte und nicht was als legal oder
ordentlich gilt."

In einem Prozessaufruf auf der Website der Waldbesetzer:innen rufen die
Aktivist:innen aktiv zur Störung des Prozesses auf, so heißt es:
"Repression möchte uns kaputt machen, zermürben und dazu bringen uns in
Zukunft konform zu verhalten. Darauf lassen wir uns nicht ein.
Stattdessen stiften wir Chaos und haben bei den Prozessen noch Spaß, wir
haben nicht verloren solange wir noch mehr Spaß als sie haben. Und bis
zu dem Tag wo die Gerichte und Gefängnisse dieser Welt niedergebrannt
sind und auf ihren Fundamenten Spielplätze erbaut wurden machen wir die
Gerichte zu unseren Spielplätzen!"


Der gesamte Aufruf findet sich hier:

https://hambacherforst.org/blog/2019/05/18/einladung-zur-prozess-party-am-landgericht-aachen-29-05/

Prozesstermin

Mittwoch 29. Mai 09:00

Landgericht Aachen, Adalbertsteinweg 92, 52070 Aachen

Erdgeschoss, Sitzungssaal A 0.021

 * 

Quelle:

Hambacher Forst

E-Mail: hambacherforst@riseup.net

Internet: http://hambacherforst.blogsport.de/
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INFOPOOL / UMWELT / BRENNPUNKT





KOHLEALARM/596: Klimakampf und Kohlefront - kein Halt vor Wald und Dorf und Kirche ... (Antje Grothus)


Statement von Antje Grothus zur Profanierung der katholischen Kirche in
Kerpen Manheim am 18.05.2019 und dem Ratsentscheid der Stadt Kerpen am
17.05.2019, sich nicht für den Erhalt der Kirche und eine alternative
Nachnutzung einzusetzen.

Die katholische Kirche sollte an der Seite aller betroffenen Menschen
stehen



Buir, 19.05.2019. Bei allem Verständnis dafür, dass sich der Pfarrverband
Kerpen Süd-West und der Kirchenvorstand Manheim für eine Entweihung der
Kirche St. Albanus und Leonardus entschieden hat, um mit den sakramentalen
Gegenständen einen Teil der Identität in das neu zu schaffende kirchliche
Zentrum in Manheim-neu umzusiedeln, bleibt doch der Eindruck einer
einseitigen Parteinahme der katholischen Würdenträger auf Gemeinde- und
Bistumsebene und damit ein bitterer Beigeschmack.

Auch der entweihte Kirchenbau wird für viele Menschen ein Ort der
Erinnerung sein und bleiben. Ein Umsiedler hat die Kirche beschrieben als
eine Zeitkapsel, in der wichtige Lebensstationen wie Taufe, Geburt,
Kommunion, Hochzeit und das Abschiednehmen von Mitmenschen konserviert
wird. Der Kirchenraum als Ort des Rückzuges, der Besinnung und der
Erinnerung. Auch als entweihter Ort, wird der Kirchenbau genau das für
viele Menschen sein und bleiben. Dass Umsiedler*innen vehement den Abriss
ihrer Häuser und sogar ihrer Kirche fordern, zeugt von dem großen Trauma,
das Umsiedlung bei Menschen auslöst und welches nur schwer zu verarbeiten
ist. In Bezug auf ihre seelsorgerische Aufgabe im Zusammenhang mit
Umsiedlung und Heimatverlust versagt die katholische Kirche, indem Sie die
Menschen im Stich lässt, die gerne in ihrem Dorf, ihrem Zuhause bleiben
möchten. Statt im Konflikt um die Kohle zu vermitteln und zu befrieden,
sind die Kirchenvertreter parteiisch, grenzen kohlekritische Menschen und
Klimaschützer*innen aus, und schaden so dem Ansehen der katholischen
Kirche.

Wie ist es zu verstehen, wenn der Weg für die Zerstörung der Kirche St.
Albanus und Leonardus frei gemacht wird und sie zugleich angepriesen wird
als die "schönste Kirche im Seelsorgebereich" die dem "Tagebau weichen
muss"(*)?

Diese Kirche in Manheim "muss" dem Tagebau nicht weichen, da der Hambacher
Wald erhalten bleibt und der Energiekonzern dem eigenen Bekunden nach nicht
um den Wald herumbaggern kann.

Indem auch die Stadt Kerpen ihren Ortsteil Manheim, die Kirche, das
Marktplatzensemble und weitere erhaltenswerte Baudenkmäler komplett in
Schutt und Asche legen lassen will, beraubt sie sich selbst des großen
Potentials einer zukunftsfähigen und nachhaltigen Entwicklung dieses
symbolhaften Ortes im Zuge des zukünftigen Strukturwandels im Rheinischen
Revier.


Anmerkung:

(*) "Eine Kirche, die viele Generationen von Gläubigen durchs Leben
begleitet hat. Diese Kirche muss dem Tagebau weichen. Sie ist klein, aber
fein! Herzliche Einladung zu einem Rundgang durch die schönste Kirche im
Seelsorgebereich mit..." (Quelle: Einladungstext an Firmlinge zur
Kirchenbesichtigung im Juni 2019).

 * 

Quelle:

Antje Grothus, 19.05.2019

Ehemaliges Mitglied der Kommission "Wachstum, Strukturwandel und Beschäftigung"

Interessenvertreterin der Region und betroffener Menschen im Rheinischen Braunkohlenrevier
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1382: Magdeburg Leibniz-Institut - Drachenillusionen, Handyskop, Entscheidungsschwäche und Midnight-Kult, 25.5.19


Leibniz-Institut für Neurobiologie

Drachenillusionen, Handyskop, Entscheidungsschwäche und Midnight-Kult



Am 25. Mai ist es wieder soweit: zur Langen Nacht der Wissenschaft sind Im
Leibniz-Institut für Neurobiologie (LIN) wieder zahlreiche Labore
geöffnet, die Besucher zum Mitmachen und Ausprobieren einladen. Auf diese
Highlights können sich große und kleine Wissenschaftsfans am Samstagabend
ab 18 Uhr in der Brenneckestraße freuen:

Ein Mikroskop für die Hosentasche: Mit dem Handyskop hat unser
Mikroskopie-Speziallabor extra für die Besucher zur Langen Nacht eine
Vergrößerungstechnik fürs Smartphone gebaut. Dafür muss man einfach nur
die Linse mit einer Klammer auf die Handy-Kamera stecken und schon kann es
mit den Nahaufnahmen losgehen.

T-Rex is watching you: Eigentlich bestehen diese Drachen aus Pappe und
starren vor sich hin. Doch dann scheinen sie ihre Köpfe zu bewegen und uns
hinterher zu schauen. Wie entstehen solche Täuschungen im Gehirn und warum
gelingt es manchen Menschen besser, sich auf diese optische Illusion
einzulassen?

Am Vorabend des Wahltags widmen wir uns dem Thema "Wer die Wahl hat, ?..",
denn schließlich müssen wir jeden Tag aufs Neue Entscheidungen treffen.
Doch wie funktioniert das in unserem Gehirn eigentlich? Von 20:00 bis
20:30 Uhr lädt Dr. Mandy Bartsch die Besucher zu einem Quiz über
Entscheidungsphänomene ein. Abgestimmt wird über das Smartphone.
Anschließend erklärt Prof. Dr. Bertram Gerber von 20:30 bis 20:45 Uhr in
einem kurzen Vortrag, wie bereits Fliegenmaden Entscheidungen treffen und
dabei zu kleinen Bestien werden.

Als Absacker eine echte Kultveranstaltung: in den Midnight Lectures von
0:00 bis 1:00 Uhr halten unsere Mitternachtsdozenten diesmal
Kurzvorlesungen über Vergessen, Drogen und Gedächtnisverstärker aus
Pflanzen:

Die Psychologin Dr. Judith Wesenberg berät ohne Couch: "Was war da noch?
Vergesslichkeit im Alltag". Pimp your Brain - der Biochemiker Dr. Matthias
Prigge schaut in den Arzneischrank: "Brain Cocktails: Von Antidepressiva
bis Partydrogen". Zu guter Letzt dopt die Biologin Dr. Birgit Michels ihre
Fliegen: "Wie die Rhodiola-Pflanze dem Gedächtnis auf die Sprünge hilft".


Das Leibniz-Institut für Neurobiologie (LIN) in Magdeburg ist ein
Zentrum für Lern- und Gedächtnisforschung.


Weitere Informationen unter:

https://www.wissenschaft.magdeburg.de/programm/institution/lin/

- (LIN-Programm)

https://www.youtube.com/watch?v=--069A1d3SI

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution178

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Neurobiologie, 17.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1381: Magdeburg - 14. "Lange Nacht der Wissenschaft" am 25. Mai 2019


Stadt Magdeburg

Mit Wissenschaft und Forschung die Welt von morgen erleben 

Die Lange Nacht der Wissenschaft lädt in diesem Jahr zum 14. Mal ein



Magdeburg will es am 25. Mai 2019 wieder wissen: Bei der Langen Nacht
der Wissenschaft geht es in diesem Jahr um die wesentlichen Fragen
unserer Zukunft. Wie werden wir uns morgen fortbewegen? Wie werden
Robotik, Digitalisierung und Automatisierung unser Leben und unsere
Gesellschaft beeinflussen? Über 300 Programmpunkte warten auf kleine
und große Besucher.

Zur Langen Nacht der Wissenschaft gibt es die Gelegenheit in die weite
Welt der Forschung einzutauchen, direkt mit Wissenschaftlern ins
Gespräch zu kommen und auf spannende Art und viel Spaß Zugang zu
komplexen Themenbereichen wie Medizintechnik, Informatik,
Sportwissenschaften, Medizin oder Elektrotechnik zu bekommen. "Denn
die Lange Nacht der Wissenschaft ist keine öffentliche Lehrstunde, es
ist vielmehr intelligente Unterhaltung, bei der es Spaß macht, Neues
zu lernen.", erklärt Klaus Puchta, Leiter Team Wissenschaft der
Landeshauptstadt Magdeburg. Wie jedes Jahr ist der Wissenschaftshafen
Dreh- und Angelpunkt des Abends. Von dort aus kann man mit dem
kostenfreien Busshuttle im 20-Minuten-Takt mehr als 30 Institutionen
auf drei Routen ansteuern.

Alle Wissbegierigen sind herzlich eingeladen, Magdeburg als
Wissenschafts- und Forschungsstandort kennenzulernen. Auf der
Otto-von-Guericke-Route, der Werner-von-Siemens-Route und der 
Hans-Grade-Route kann man Forschungsarbeit verstehen und einmal 
hinter die Kulissen wissenschaftlicher Einrichtungen schauen.

Schwerpunktthema: Wie wollen wir morgen leben?

Das diesjährige Schwerpunktthema "Wie wollen wir morgen leben" lädt
ein sich mit den Fragen der Zukunft zu beschäftigen. Wie werden wir
uns künftig fortbewegen? Wie können wir die Umwelt besser schützen und
einen eigenen Beitrag leisten? Wie kann die medizinische Versorgung
der Zukunft aussehen? Wie werden uns künftig Apps und Robotik
unterstützen oder gar beeinflussen?

Das Angebot ist wieder vielfältig: Erstmals dabei sind die
Sportwissenschaftler der Otto-von Guericke-Universität, die an diesem
Abend ihre Techniklabore und Übungsräume in den Sporthallen am
Krökentor öffnen und innovative Entwicklungen aus den Bereichen Sport
und Technik zeigen. Autonomes Fahren ist nicht nur Thema der 
Kinder-Uni, sondern auch Programmpunkt bei den Informatikern der 
Otto-von-Guericke-Universität.

Auf dem Campus der Hochschule Magdeburg-Stendal zeigen junge, kreative
Köpfe beim 8. Magdeburger Konstruktionswettbewerb ihre Ideen für einen
Kran. Mit der Frage, wie wir künftig richtig und sinnvoll mit Abfall
umgehen können, beschäftigen sich Lehrende und Studierende im
Studiengang Recycling und Entsorgungsmanagement der Hochschule und
laden nach der Vorführung des Films "Plastic Ocean" ins Abfall-Labor
ein.

Neben Universität und Hochschule öffnen auch Magdeburgs
Wissenschaftseinrichtungen, das Museum für Naturkunde, das
Technikmuseum, die Experimentelle Fabrik und das Unternehmen regiocom
ihre Türen. Zur Langen Nacht der Wissenschaft zu Gast ist auch wieder
die MS Wissenschaft, die in diesem Jahr eine Mitmach-Ausstellung rund
um künstliche Intelligenz (KI) an Bord hat. Neu sind in diesem Jahr
die Mitternachts-Highlights, die in verschiedenen Institutionen zum
Abschluss der Langen Nacht einladen.

Auf der kulinarischen Meile entlang des Wissenschaftshafens kann man
die Pausen zwischen den Stationen genießen. In diesem Jahr wird es
kleinen Highlight-Planer geben, der einen Auszug verschiedener
Programmpunkte beinhaltet. Das gesamte Programm kann man sich online
unter www.wissenschaft.magdeburg.de anschauen oder die große Vielfalt
der Wissenschaftsnacht am Abend via Smartphone erkunden. Ganz bequem
können Besucher schon zu Hause ihre Lieblingsstationen planen, haben
aber auch unterwegs das volle Programm ganz leicht dabei.

Die Lange Nacht der Wissenschaft

gewährt den Besuchern Einblicke in Wissenschaftsfelder und aktuelle
Forschungsthemen, die der Öffentlichkeit gewöhnlich nicht so leicht
zugänglich sind. Die städtischen Aktivitäten zur Langen Nacht der
Wissenschaft werden im Büro des Oberbürgermeisters vom Team
Wissenschaft in Zusammenarbeit mit der freshpepper eventplanung und
eingebrand. Agentur für Markenkommunikation koordiniert. Unterstützt
wird die 14. Lange Nacht der Wissenschaft von Stadtsparkasse
Magdeburg, ÖSA Versicherungen, Mitteldeutscher Rundfunk, Städtische
Werke Magdeburg sowie weiteren Partnern. Schirmherr ist Prof. Dr.
Armin Willingmann, Minister für Wirtschaft, Wissenschaft und
Digitalisierung des Landes Sachsen-Anhalt.

Mehr Infos auf:

Website: www.wissenschaft.magdeburg.de

Facebook: @LNDW.Magdeburg

Instagram: @magdeburgwillswissen

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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TREFF/1380: Frankfurt - "Das Berliner Humboldt Forum und die Ethnologie", 22.05.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Das Berliner Humboldt Forum und die Ethnologie

Podiumsgespräch und Buchpräsentation in Kooperation mit dem
Exzellenzcluster "Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der
Goethe-Universität am 22. Mai 2019 im Frankfurter Weltkulturen Museum



FRANKFURT. Für Ende 2019 ist die Eröffnung geplant, ein Fokus richtet sich
auf die Präsentation der Sammlungen des Ethnologischen Museums und des
Museums für Asiatische Kunst der Staatlichen Museen zu Berlin: Das
Humboldt Forum gilt als derzeit größtes Kulturprojekt Deutschlands,
gleichzeitig ist es Gegenstand anhaltender Kontroversen, die sich zu einem
großen Teil am Umgang mit dem Kolonialismus entzünden. Im Konzert der
Disziplinen war die Stimme der ethnologischen Wissenschaft bisher wenig zu
hören. Das soll sich ändern. Seinen Teil dazu beitragen möchte ein
Podiumsgespräch in Verbindung mit einer Buchpräsentation zum Thema

"Das Humboldt Forum und die Ethnologie"

am Mittwoch, dem 22. Mai 2019, um 19 Uhr

im Weltkulturen Museum, Schaumainkai 37, 60594 Frankfurt am Main.

Die interessierte Öffentlichkeit ist bei freiem Eintritt herzlich
willkommen. Veranstalter sind das Weltkulturen Museum in Frankfurt am Main
und der Exzellenzcluster "Die Herausbildung normativer Ordnungen" an der
Goethe-Universität. Hinzu kommt der Frankfurter kula Verlag, in dem das zu
präsentierende Buch jüngst erschienen ist. Es heißt wie die
Gesamtveranstaltung: "Das Humboldt Forum und die Ethnologie". Zu den
Autoren zählt Karl-Heinz Kohl, emeritierter Professor für Kultur- und
Völkerkunde an der Goethe-Universität und langjähriges Mitglied des
Exzellenzclusters.

Das Auffälligste am Streit um das Humboldt Forum, so könnte man sagen, ist
der Streit selbst. Er scheint schlicht nicht enden zu wollen. Dabei ist es
wohl eine Ironie der Geschichte, dass ausgerechnet jene völkerkundlichen
Sammlungen, die am weitesten von der ungeliebten preußisch-deutschen
Vergangenheit wegführen sollten, den Konflikt schließlich doch wieder nach
Hause brachten. Denn jetzt wird über die koloniale Verantwortung
gestritten und über die Frage der Restitution, also einer möglichen
Rückgabe der Objekte. In all diesen Debatten haben sich die Historiker zu
Wort gemeldet, die Kunstwissenschaftler, die Museumsfachleute, die
Politiker und nicht zuletzt die Kritiker der nachkolonialen Verhältnisse
schlechthin. Mit dem aktuellen Buch wollen sich nun auch diejenigen
vernehmbar zu Wort melden, deren Beruf es ist, sich besonders gut mit den
in Rede stehenden Sammlungen auszukennen.

Das Buch versammelt in Gesprächsform Beiträge renommierter Ethnologinnen
und Ethnologen. Einige von ihnen werden jetzt auch an der Podiumsdiskussion
im Weltkulturen Museum teilnehmen. Neben Prof. Karl-Heinz Kohl, der auch
Direktor des Frobenius-Instituts an der Goethe-Universität war, sind dies:
Johann Michael Möller (Hörfunkdirektor des Mitteldeutschen Rundfunks a.D.),
Prof. Gereon Sievernich (Kurator des Hauptstadtkulturfonds, ehemaliger
Direktor des Martin-Gropius-Baus) und Dr. Gisela Völger (ehemalige Leiterin
des Kölner Rautenstrauch-Joest-Museum für Völkerkunde). Die Moderation
hat Dr. Eva Charlotte Raabe (Kommissarische Leitung und Kustodin Ozeanien
des Weltkulturen Museum).


Originalpublikation:

Das Humboldt Forum und die Ethnologie.
Ein Gespräch zwischen Karl-Heinz Kohl, Fritz Kramer, Johann Michael Möller,
Gereon Sievernich und Gisela Völger,

kula Verlag, Frankfurt am Main 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 17.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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TREFF/1363: Brandenburg Technische Hochschule - Erst offene Türen, dann Bühnenprogramm, 24.05.2019


Technische Hochschule Brandenburg

Erst offene Türen, dann Bühnenprogramm

THB lädt am 24. Mai zum Tag der offenen Tür mit anschließendem Campusfest
ein



Traditionell lädt die Technische Hochschule Brandenburg (THB) im Frühling
zum Tag der offenen Tür mit anschließendem Campusfest ein. In diesem Jahr
ist Freitag, 24. Mai dieser Tag. Ab 10:00 Uhr sind nicht nur die Türen in
den drei Fachbereichen Technik, Wirtschaft sowie Informatik und Medien
geöffnet, auch auf dem Campus und im Audimax ist eine Menge los. Ab 16:00
Uhr dann spielen verschiedene Bands auf der großen Bühne und sorgen für
gute Stimmung bis in die Nacht hinein. Der Eintritt ist frei. Einen
allgemeinen Überblick zum Tag der offenen Tür bietet die Seite

bit.ly/2lDF6KN.

Um 10:00 Uhr wird THB-Präsident Prof. Dr. Andreas Wilms auf der Bühne die
Gäste offiziell begrüßen. Auf dem Campus gibt es an verschiedenen Ständen
zahlreiche Angebote, von Campus-Führungen über Studienberatung bis hin zu
Schnuppersprachkursen, z. B. Chinesisch und Japanisch. Der Tag der offenen
Tür ist auch familienfreundlich, es gibt Experimente für kleine Forscher
und ab 12:00 Uhr ein Kinderprogramm des Mitmach-Zirkus "Hoppla". Je näher
das Campusfest rückt, desto mehr spielt sich auch auf der Bühne ab:
Stand-up Comedy und eine Modenschau des Vereins "Afrikanische Studenten &
Wissenschaftler Brandenburg e.V.".

Weitere zentrale Veranstaltungen unter bit.ly/2E6hSnB.

Der Fachbereich Informatik und Medien bietet in seinem Gebäude einen
Informationsstand zu aktuellen Studienmöglichkeiten, darunter das duale
Studienangebot. Außerdem werden Informationsvorlesungen und individuelle
Beratung durch Studienfachberater angeboten. Die Vorträge und Workshops
reichen von "Medizininformatik für Anfänger" bis "Erklärbare künstliche
Intelligenz". Auch ist eine Reihe von Laboren geöffnet. 

Mehr Details bietet das Programm des Fachbereichs unter bit.ly/2JDb8Bm.

Der Fachbereich Technik hat seinen Informationsstand in der Maschinenhalle
platziert, die auch vom Campus aus zugänglich ist. Im Audimax gilt ab
10:00 Uhr "Manege frei für die wildgewordene Elektrokutsche", eine etwas
andere Einführung in die Regelungstechnik. Ab 12:00 Uhr gibt es einen
Wettbewerb der Springmobile. In verschiedenen Vorträgen werden die
Studienangebote des Fachbereichs vorgestellt. An vielen Stellen können die
Gäste selbst aktiv werden, z. B. eine Taschenlampe zusammensetzen,
schweißen, Tiere mit LED-Augen löten oder kleine Roboter bauen.

Das ausführliche Programm: bit.ly/2JkXKm7.

Einen Informationsstand auf dem Campus bietet der Fachbereich Wirtschaft
an. Zudem gibt es um 11:30 Uhr und 13:30 Uhr jeweils eine
Informationsveranstaltung zu den Studienangeboten im Fachbereich. Das
Vortrags- und Workshop-Angebot reicht von "Wie uns Werbung verführt" über
den gesellschaftlichen Umgang mit Facebook und Google bis zu "Zombiejagd
im Unix-Land".

Alle Angebote finden sich im ausführlichen Programm: bit.ly/2HkcpeW.

Ab 16:00 Uhr schließt sich das Campusfest an, das vom Allgemeinen
Studierenden-Ausschuss (AStA) und vom Studentenkeller IQ organisiert wird.
Nach der Eröffnung durch DJ Styloop spielen ab 16:30 Uhr
"NichtVonDieserWelt", zwei Stunden später betreten "Laisor" die Bühne. Ab
20:30 Uhr rockt die Band "G.I.N." und ab 22:30 Uhr lädt das Hamburger
House-Duo "Talstrasse 3-5" zur Tanzparty ein. Anschließend kann im
Studentenkeller IQ weitergefeiert werden.

Die Übersicht zum Campusfest bietet das Plakat unter bit.ly/2Vn9ZAg.

Technische Hochschule Brandenburg

Die 1992 gegründete Technische Hochschule Brandenburg ist eine moderne
Campushochschule mit Sitz in Brandenburg an der Havel. Das Lehrangebot der
Hochschule erstreckt sich über die Fachbereiche Informatik und Medien,
Technik sowie Wirtschaft - zunehmend auch in berufsbegleitenden und dualen
Formaten. Die THB fördert besonders die Möglichkeit eines Studiums ohne
Abitur. Die rund 2.600 Studierenden werden derzeit von 66 Professorinnen
und Professoren betreut. Alle Studiengänge werden mit den internationalen
Abschlüssen Bachelor oder Master angeboten.

Mehr Informationen unter:

www.th-brandenburg.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution284

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Hochschule Brandenburg, 16.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8476: Saarbrücken - Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 21. Kalenderwoche


Universität des Saarlandes

Ringvorlesungen der Universität des Saarlandes in der 21. Kalenderwoche



Im Sommersemester bietet die Universität des Saarlandes wieder öffentliche
Vortragsreihen an, die allen Interessierten offen stehen. Der Eintritt ist
frei.

1. Vortrag zum Thema Klimawandel

Montag, 20. Mai, 16 Uhr: "Klimakrise - was nun?"

(Prof. Gerhard Wenz, Organische Makromolekulare Chemie)

Der Klimawandel hat sich auch im Saarland durch Starkregen und Trockenheit
bemerkbar gemacht. Die Ursachen sind weitgehend verstanden. Doch was
können wir und der Staat dagegen tun? Darüber spricht Prof. Gerhard Wenz
in seinem Vortrag.

Veranstaltungsort:

Universität des Saarlandes, Gebäude C4 3, Eistert Hörsaal


2. Literaturwissenschaftliche Ringvorlesung "Narren, Clowns,
Spaßmacher":

Montag, 20. Mai, 19 Uhr: "Lachen trotz Tod und Teufel" mit einer Operette
im Frauen-KZ Ravensbrück"

(Prof. Mechthild Gilzmer, Romanische Kulturwissenschaft)

Die im KZ-Lager Ravensbrück entstandene Operette "Le Verfügbar aux
Enfers", die von der französischen Ethnologin und Widerstandskämpferin
Germaine Tillion 1944 aufgezeichnet wurde, ist ein in vielerlei Hinsicht
einzigartiges künstlerisches Werk und historisches Zeugnis. Es handelt
sich um eine Mischung aus kabarettistischer Revue und griechischer
Tragödie, mit zahlreichen intertextuellen und intermedialen Bezügen. Der
rote Faden besteht in der wissenschaftlichen Erforschung der Häftlinge
durch einen Naturforscher, der clowneske Züge trägt. In einer Reihe von
formal sehr unterschiedlichen Szenen werden die verschiedenen Aspekte des
Lagerlebens, die Voraussetzungen, Bedingungen und Umstände der
Internierung in insgesamt drei Akten entfaltet, denen ein lyrischer Prolog
vorangeht. Bereits in diesem Prolog entfaltet sich die Doppelbödigkeit,
von der die Operette ihre Wirkung bezieht: Der Gegensatz zwischen
vorgegeben naiver Beobachterposition einerseits und äußerst brutaler
Realität andererseits. Der mit dem Titel evozierte Bezug zur Operette
"Orpheus in der Unterwelt" verweist auf die dem Werk eigene karnevaleske
Strategie in der "Schickliches" mit "Unschicklichem" verknüpft wird..

Detailliertes Programm:

https://literaturarchiv.uni-saarland.de/ringvorlesung/

Veranstaltungsort:

Festsaal des Rathauses St. Johann, Rathausplatz 1, 66111 Saarbrücken


3. Ringvorlesung "50 Jahre Informatik an der Saar-Uni":

Dienstag, 21. Mai, 18.30 Uhr: "Cybersicherheit für Alle(s) - Vom Handy bis
zum Wasserwerk"

(Dr. Nils Ole Tippenhauer, Helmholtz-Zentrum für Informationssicherheit,
CISPA)

Der letzte Vortrag der Informatik-Reihe beschäftigt sich mit dem Thema
Cybersicherheit, die sich in den vergangenen beiden Jahrzehnten rasant zu
einem wichtigen Gebiet der Informatik entwickelt hat. Cybersicherheit wird
gebraucht, wenn Angriffe wie "Meltdown" Computer weltweit bedrohen, und
sie schafft neue Anwendungen, indem sie beispielsweise Kryptowährungen wie
Bitcoin ermöglicht. In seinem Vortrag "Cybersicherheit für Alle(s) - Vom
Handy bis zum Wasserwerk" stellt Nils Ole Tippenhauer aktuelle Projekte
aus seiner Forschung am CISPA-Helmholtz-Zentrum für Informationssicherheit
vor. Dabei geht er auch auf überraschende Sicherheitsprobleme ein, die
sich durch das Zusammenspiel von digitaler und analoger Welt ergeben.

Nils Ole Tippenhauer studierte Informatik an der Technischen Universität
Hamburg und promovierte an der Eidgenössischen Technischen Hochschule
Zürich in der Schweiz. Danach forschte und lehrte er in Singapur. Seit
August 2018 arbeitet er am CISPA-Helmholtz-Zentrum für
Informationssicherheit in Saarbrücken.

Veranstaltungsort:

Filmhaus Saarbrücken, Mainzer Straße 8


4. Ringvorlesung "Bio-Logisch!"

Mittwoch, 22. Mai, 18.30 Uhr: "Der gläserne Mensch: Das menschliche Genom
im Zeitalter der personalisierten Medizin"

(Dr. Nicole Ludwig, Humangenetik, Homburg)

Wir steuern zunehmend ins Zeitalter der personalisierten Medizin: Ärzte
ordnen genetische Untersuchungen an, um beispielsweise Informationen
darüber zu erhalten, ob ein Patient eine Veranlagung für eine bestimmte
Erkrankung hat oder ob ein bestimmtes Medikament in der Behandlung bei
diesem Patienten Erfolg verspricht. Die komplette Entschlüsselung des
Genoms einer Person, die so genannte Genomsequenzierung, wird zudem immer
günstiger, so dass sich auch interessierte Privatpersonen ihre genetischen
Anlagen bestimmen lassen können. Doch welche Fragen kann man damit
beantworten? Und welche nicht? Der Vortrag gibt einen Überblick über den
Aufbau des menschlichen Genoms und erläutert anhand von Beispielen die
Möglichkeiten und Grenzen der personalisierten Medizin.

Dr. Nicole Ludwig wurde im Fach Humangenetik im Jahr 2009 in Homburg
promoviert. Seit 2017 leitet sie die Nachwuchsgruppe Humangenetik des
ZHMB, die am Institut für Humangenetik in Homburg angesiedelt ist. Ihre
Forschung befasst sich mit kleinen regulatorischen RNAs, welche die
Bildung von Proteinen in der Zelle beeinflussen. Gemeinsam mit ihrem Team
erforscht sie insbesondere die Bedeutung dieser Moleküle als im Blut
zirkulierende Biomarker zur Früherkennung verschiedener Erkrankungen. Ihre
Forschung wurde 2016 mit dem Forschungspreis der
Calogero-Pagliarello-Stiftung ausgezeichnet.

Detailliertes Vortragsprogramm:

http://zhmb.uni-saarland.de/bio-logisch/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution8

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität des Saarlandes, 16.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AUSSTELLUNG/185: Kassel - Die "Schönsten Deutschen Bücher 2018", 20.05.-08.06.2019 


Stadt Kassel

Die "Schönsten Deutschen Bücher" 2018 - Ausstellung in der
Stadtbibliothek



Die Ausstellung "Die Schönsten Deutschen Bücher 2018" findet von
Montag, 20. Mai, bis Samstag, 8. Juni, in der Stadtbibliothek statt.
Die Ausstellung kann während der Öffnungszeiten, montags, dienstags,
donnerstags und freitags von 11 bis 18 Uhr sowie mittwochs und
samstags von 10 bis 13 Ihr besucht werden. Der Eintritt ist frei.

Im Wettbewerb der "Schönsten Deutschen Bücher" wählten zwei
Expertenjurys in einem aufwändigen Verfahren die 25 schönsten Bücher
des Jahres aus. 14 Jurorinnen und Juroren diskutierten sieben Tage
lang über die eingereichten Novitäten. Die 25 ausgewählten Titel sind
vorbildlich in Gestaltung, Konzeption und Verarbeitung und zeigen eine
große Bandbreite gestalterischer und herstellerischer Möglichkeiten.

Die 25 "Schönsten Deutschen Bücher" sind vorbildlich in Gestaltung,
Konzeption und Verarbeitung. Die Auswahl berücksichtigt auch das
leisere, solide gemachte Lesebuch. Die prämierten Bücher setzen
Zeichen und zeigen wichtige Trends und Strömungen der deutschen
Buchproduktion. In jeder der fünf Kategorien: "Allgemeine Literatur",
"Fachbücher, Wissenschaftliche Bücher, Sachbücher, Schulbücher",
"Ratgeber", "Kunstbücher, Fotobücher, Ausstellungskataloge" und
"Kinderbücher, Jugendbücher" gibt es fünf Preisträger.

Hintergrund

Seit 1966 begleitet die Stiftung Buchkunst mit Sitz in Frankfurt am
Main und Leipzig kritisch die deutsche Buchproduktion. Ziel ist, die
Qualität des Buches in technischer und künstlerischer Hinsicht zu
fördern. Die Hauptaufgabe der Stiftung ist der Wettbewerb »Schönste
deutsche Bücher«. Mit ihren Wettbewerben will die Stiftung Buchkunst
den Blick der Öffentlichkeit über den Inhalt hinaus auf
buchgestalterische und buchherstellerische Spitzenleistungen lenken
und damit dem Medium Buch und seiner Form zu mehr Aufmerksamkeit
verhelfen. Zur Teilnahme zugelassen sind Bücher aus deutschen Verlagen
sowie Bücher aus ausländischen Verlagen, sofern die technische
Produktion ausschließlich in Deutschland erfolgte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 15. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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TREFF/685: Stuttgart - Vitrinen-Ausstellung der Bücher des Illustrators Günter Schöllkopf, 24.06.19


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2019

Montag, 24.06.19, 17.00 Uhr

Sämtliche illustrierten Bücher des Illustrators Günter Schöllkopf
Günter Schöllkopf

Veranstaltungsreihen: Literatur Schaufenster, auf einen Kaffee



Der Stuttgarter Künstler und Buchillustrator Günter Schöllkopf 
(1935-1979), an dessen 25. Todestag wir mit dieser Vitrinen-Ausstellung
erinnern, hatte eine starke Beziehung zur Literatur - so schrieb er
selbst einmal, dass er die meisten seiner Radierungen und Zeichnungen
als "zyklische Interpretationen zu großen Themen abendländischer
Literatur" gestaltete und dann auch in Büchern anwendete. Sein
umfangreichster Zyklus galt James Joyce, bekannter geworden ist er
allerdings mit seinen Buchillustrationen zu Thaddäus Troll. Heinrich
Heine bezeichnete er selbst als sein "alter ego". Auffallend in
seinen Zeichnungen sind die starken schwarzweiß Kontraste, die den
Schriftsteller Christoph Meckel zu der Formulierung verleiteten:
"wenn man Günter Schöllkopf etwas Passendes schenken möchte, kann es
nur ein Eimer voll Tusche sein".

Eintritt frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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TREFF/684: Braunschweig - Großer Flohmarkt in der Stadtbibliothek 25.05.-13.07.2019


Stadt Braunschweig

Großer Flohmarkt in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Die Stadtbibliothek im Schloss, Schlossplatz 2,
veranstaltet in der Zeit von Samstag, 25. Mai, bis Samstag, 13. Juli,
im Blauen Saal im Erdgeschoss, wieder einen großen Bücherflohmarkt. Er
bietet während der üblichen Öffnungszeiten (montags bis freitags von
10 bis 19 Uhr und samstags von 10 bis 14 Uhr) ein reiches Angebot an
Kinder- und Jugendbüchern, Sachliteratur und Romanen, fremdsprachigen
Büchern sowie Filmen und Musik-CDs. 

Ebenfalls im Angebot sind Noten, Konsolenspiele, Gesellschaftsspiele 
und vieles andere mehr. Am Eröffnungstag, Samstag, 25. Mai, 
ist der Flohmarkt bis 18 Uhr geöffnet. 

Weitere Informationen unter der Telefonnummer 0531/470-6835.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 17. Mai 2019

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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ATTAC/1992: Allein in Deutschland stellen sich 150.000 Menschen gegen Nationalismus und fordern eine veränderte EU


Gemeinsame Pressemitteilung des Bündnisses 

"Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus!" vom 19. Mai 2019

Demonstrationen in über 50 Städten Europas

Allein in Deutschland stellen sich 150.000 Menschen gegen
Nationalismus und fordern eine veränderte EU



• 20.000 in Berlin + Frankfurt am Main 16.000 + Hamburg 15.000 + Köln
45.000 + Leipzig 10.000 + Stuttgart 12.000 + München 20.000

• Klares Signal vor der Europawahl auch in über 50 europäischen
Städten in Polen, Rumänien, Ungarn, Schweden, Österreich, Spanien, Italien,
Frankreich, Niederlanden, Dänemark, Großbritannien, Bulgarien und der
Schweiz

Mehr als 150.000 Menschen haben heute in Deutschland unter dem Motto
"Ein Europa für Alle - Deine Stimme gegen Nationalismus!" für eine EU
der Menschenrechte, Demokratie, sozialen Gerechtigkeit und des
ökologischen Wandels demonstriert. Eine Woche vor der Europawahl warben
die Demonstrierenden in sieben deutschen und mehr als 40 weiteren
europäischen Städten für eine hohe Wahlbeteiligung demokratisch
gesinnter Bürgerinnen und Bürger.

In Berlin demonstrierten 20.000 Menschen, in Frankfurt am Main waren es
16.000, in Hamburg 15.000, in Köln 45.000, in Leipzig 10.000, in
Stuttgart 12.000 und in München 20.000. Die Erwartungen der
Organisatoren wurden damit erfüllt. Die glänzenden Demos von DIE VIELEN
reihten sich ebenso mit Tausenden Menschen ein wie Demonstrationen in
Freiburg, Görlitz oder Nürnberg. Europaweit gingen in Polen, Rumänien,
Ungarn, Schweden, Österreich, Spanien, Italien, Frankreich,
Niederlanden, Dänemark, Großbritannien, Bulgarien und die Schweiz für
ihre Vision eines anderen Europas auf die Straße. Die Zahlen der anderen
europäischen Städte liegen erst zu einem späteren Zeitpunkt vor.

"Heute haben mehr als 150.000 noch einmal bekräftigt: In Zeiten
nationaler Alleingänge ist es wichtiger denn je, dass wir uns als
solidarische Gesellschaft für ein Europa einsetzen. Ein Europa, das
Demokratie und Rechtsstaatlichkeit über Grenzen hinweg verwirklicht und
sich über Nationalismus und Abschottung hinwegsetzt. Gemeinsam sagen
wir: Die EU muss sich ändern, wenn sie eine Zukunft haben will. Wir
streiten gemeinsam für unsere Vision eines anderen Europas", hieß es aus
dem Bündnis.

Mit Demonstrationen und begleitender Kampagnen-Arbeit macht sich das
Bündnis dafür stark, dass Bürgerinnen und Bürger am 26. Mai zur Wahl
gehen und mit ihrer Stimme Europa eine Zukunft geben: "Wir appellieren
an alle Bürgerinnen und Bürger Europas: Geht wählen und tretet ein für
ein demokratisches, friedliches und solidarisches Europa und gegen
Nationalismus und Rassismus".

Zu den sieben Demonstrationen in Deutschland aufgerufen hatte ein
zivilgesellschaftliches Bündnis aus mehr als 400 Aktions-Netzwerken,
Umwelt- und Verbraucherschutzorganisationen, Wohlfahrts- und
Sozialverbänden, Globalisierungskritikern, Jugendverbänden,
Gewerkschaften, kirchlichen und entwicklungspolitischen Organisationen
sowie Organisationen für Bürgerrechte, Kultur und nachhaltige
Landwirtschaft auf bundesweiter sowie auf regionaler Ebene.
Zum Trägerkreis gehören Attac Deutschland, Campact, Der Paritätische
Gesamtverband, Mehr Demokratie, NaturFreunde Deutschlands,
Naturfreundejugend Deutschlands, Pro Asyl, Seebrücke.

Weitere Informationen unter:

www.ein-europa-fuer-alle.de

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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APPELL/146: 70 Jahre Grundgesetz - Petition fordert allgemeines Bleiberecht für ein Leben in Würde (Grundrechtekomitee)


Komitee für Grundrechte und Demokratie

Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

70 Jahre Grundgesetz: 

Petition fordert allgemeines Bleiberecht für ein Leben in Würde



(Frankfurt am Main/Köln) Anlässlich des 70. Jahrestages der Verabschiedung
des Grundgesetzes (23. Mai 1949) fordern das Grundrechtekomitee und medico
international eine Geste des politischen Willens, die es so in der
Geschichte der Bundesrepublik Deutschland noch nie gab. In einer Petition
an den Bundestag fordern sie ein allgemeines Bleiberecht für Geduldete und
Illegalisierte in Deutschland. Diese Forderung wird mitgetragen von mehr
als hundert Organisationen bundesweit, sowie von zahlreichen prominenten
Einzelpersonen wie Ferda Ataman, Ilija Trojanow und Gesine Schwan.

Nach Artikel 1 des Grundgesetzes soll die "Würde des Menschen unantastbar"
sein. Eine wichtige Bedingung für ein Leben in Würde ist die "Freiheit vor
Furcht und Not", wie es die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte
festhält. In Deutschland leben jedoch hunderttausende Menschen - oft über
Jahre - in existenzieller Unsicherheit, weil sie lediglich über ein
prekäres oder über gar kein Aufenthaltsrecht verfügen.

"Menschen, die von Kettenduldungen oder Illegalisierung betroffen sind,
wird ein Leben in Würde vorenthalten", so Albert Scherr vom
Grundrechtekomitee. "Die anhaltende Unsicherheit über die Zukunft stellt
eine gravierende Belastung für die Betroffenen dar, verunsichert und
verängstigt. Der 70. Jahrestag des Grundgesetzes ist ein geeigneter Anlass,
um einen Schritt in Richtung Abschaffung dieses unhaltbares Zustandes zu
gehen."

"Die im Grundgesetz verankerten Menschenrechte gelten für alle Menschen
hier, nicht nur für die Deutschen. Eine legale Bleibeperspektive für
Illegalisierte und Geduldete ist die Voraussetzung dafür, dass sie ihre
Menschenrechte uneingeschränkt wahrnehmen können", erläutert Ramona Lenz,
Referentin für Flucht und Migration bei medico international.

Der grundrechtlich normierte Schutz der Menschenwürde ist eine politische
Konsequenz aus der nationalsozialistischen Barbarei, in der Menschen
systematisch diskriminiert, entrechtet und entmenschlicht worden sind.
"Gerade weil selbsternannte sogenannte Patrioten und Nationalisten vermehrt
versuchen, alles was der Kapitalismus verbrochen hat, den Geflüchteten in
die Schuhe zu schieben, halte ich es für unerlässlich, sich immer wieder
auf unsere grausame Geschichte zu besinnen und auf das daraus resultierende
Grundgesetz", betont der Musiker Konstantin Wecker, der zu den
Erstunterzeichnern der Kampagne zählt.

"Wir müssen im Interesse der Geflüchteten und unseres Gemeinwesens
vernünftig und menschlich aus dem Dickicht der Illegalität herauskommen",
meint auch Gesine Schwan von der Humboldt-Viadrina Governance Plattform.
Und der Schriftsteller Ilija Trojanow hält fest: "Der Versuch, eine
allgemeingültige Heimat zu bestimmen, ist die Fortsetzung von Gewalt.
Deshalb: Bleiberecht statt Heimat." Beide gehören zu den Erstunterzeichnern
der Kampagne.

Ab dem 20. Mai 2019 kann die Forderung über ein Online-Portal öffentlich
unterstützt werden:

https://www.petition-bleiberecht.de/

Hier finden Sie die Petition und die ausführliche Begründung gleichfalls:


http://www.grundrechtekomitee.de/node/981

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

Komitee für Grundrechte und Demokratie

Aquinostr. 7 -11, 50670 Köln

Telefon 0221 97269 -30; Fax -31

E-Mail: info@grundrechtekomitee.de

Internet: www.grundrechtekomitee.de
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LESUNG/6423: Stuttgart - Antje Rávic Strubel, In den Wäldern des menschlichen Herzens, 04.06.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für Juni 2019

Dienstag, 04.06.19, 19.30 Uhr

In den Wäldern des menschlichen Herzens

Antje Rávic Strubel

Lesung und Gespräch,

Moderation: Helmut Böttiger



Die Art und Weise, wie Antje Ravik Strubel über Literatur spricht,
mit analytischer Intensität und von changierenden Blickpunkten aus,
macht jede Veranstaltung mit ihr zu einem unwiederholbar eigenen
Ereignis. Auf uns, das Publikum, springen die Funken ihrer
Gedankenwelt über, setzen sich fest und fort, ob sie nun über eigene
Bücher spricht oder sich als Leserin oder als Übersetzerin großer
amerikanischer Autorinnen wie Joan Didion oder Lucia Berlin in den
Dienst anderer stellt. Eine ganze Reihe Roman- und Prosawerke, u.a.
der Roman "Tupolew 134", lagen bereits hinter ihr, als Antje Ravik
Strubel mit "Kältere Schichten der Luft" den Grundstein für eine
Roman-Trilogie legte, die mit "Sturz der Tage in die Nacht"
fortgeführt und mit "In den Wäldern des menschlichen Herzens"
vollendet wurde. Selbstentwürfe und Lebenslinien werden hier aus
ihren festen Fügungen gelöst und offenbaren eine kühne Engführung von
Natur und Körperlichkeit: Gestochen scharf und zugleich zart
schwebend erzählt Antje Ravik Strubel von Nähe und Verlust, von
Begehren und Sehnsucht. Die Programmleiter*innen der im Netzwerk
verbundenen Literaturhäuser ehren Antje Ravik Strubel als eine
Autorin, die sich in besonderem Maße um das Gelingen von
Literaturveranstaltungen verdient gemacht hat. Der Preis ist
verbunden mit einer Lesereise durch die Literaturhäuser und mit
15.000 EUR dotiert; in Stuttgart wird sie neben einer Lesung aus
ihrem jüngsten Roman mit Helmut Böttiger darüber ins Gespräch kommen,
wie das literarische Übersetzen sie dahin geführt hat, andere
Erzählformen auf ihr eigenes Schreiben zu übertragen.

In Zusammenarbeit mit dem Netzwerk der Literaturhäuser

Eintritt: Euro 10,- / 8,- / Mitglieder frei

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für Juni 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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AUSSICHTEN/8645: Und morgen, den 21. Mai 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 21.05.2019 bis zum 22.05.2019 +++






[image: Jean-Luc 8645 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Gewitterwarm,

auch Regensturm

und sonnenarm,

Jean-Luc trifft Wurm.
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ÖSTERREICH/006: Neuwahlen in Österreich - genug ist genug! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Neuwahlen in Österreich - genug ist genug!

Von Sabine Schmitz, 18. Mai 2019



Nach den Video-Enthüllungen über Österreichs Vizekanzler Strache und
seinem Rücktritt versammelten sich seit dem Vormittag Tausende
Menschen vor dem Kanzleramt in Wien. Inzwischen gab Bundeskanzler
Sebastian Kurz bekannt, dass es Neuwahlen geben wird.

Tausende feiern und protestieren heute. Nach Bekanntgabe von Neuwahlen
brach Jubel unter den Demonstranten aus.

Zu diesem historischen Tag möchte ich die Worte der
Menschenrechtsssprecherin und Grünen Landtagsabgeordneten Faika
El-Nagashi mit ihrem Einverständnis wiedergeben:



Wir bleiben hier, bis diese Regierung geht!





Was für ein Tag! Heute ist ein historischer Tag! Tausende feierten und
 protestierten heute am Ballhausplatz für sofortige Neuwahlen.



Aufgerufen hatte die Sozialistische Jugend und ich durfte für die
 Plattform für eine menschliche Asylpolitik und als Grüne
 Landtagsabgeordnete und Menschenrechtssprecherin dabei sein.



Wir sind noch nicht fertig!



Wir sind nicht fertig!



Seit gestern Abend atmen viele von uns wieder auf. Seit gestern Abend
 ist die Wut von vielen von uns unstillbar. Seit gestern - SEIT BEGINN
 DIESER REGIERUNG - wissen wir das Unfassbare! Es gibt nicht "das wahre
 Gesicht" der FPÖ. Es gibt EIN Gesicht. Und die ganze Welt hat das
 jetzt gesehen. Und alle haben es gewusst. Und niemand kann sagen, es
 nicht gewusst zu haben!



Und jetzt gibt es ein Video. Jetzt gibt es ein Video zu ihren
 Hasskampagnen. Ein Video zu ihrer Hetze. Ein Video zu ihren
 Burschenschaften und Identitären. Ein Video zu ihrem Systemumbau.



Wir haben nie ein Video gebraucht! Wir haben nie ein Video gebraucht,
 um ihren Rücktritt zu fordern. Tägliche Grenzüberschreitungen!
 Tägliche Tabubrüche!



Antisemitismus. Rassismus. Antimuslimischer Rassismus. Verbale
 Verrohung. Hetze gegen Geflüchtete. Gegen die muslimische Community.
 Gegen die türkische Community. Abbau des Sozialsystems, Auflösung der
 unabhängigen Asylrechtsberatung, Gesetze nach ihrem Willen,
 Infragestellen der Menschenrechte!



Diese Partei ist eine Gefahr - und viel zu viele Menschen haben viel
 zu lange in Angst gelebt!



Diese Partei ist untragbar und diese Regierung ist untragbar!



Ohne Genierer haben sie ihre Politik gemacht. Und jetzt tun sie so,
 als ob sie sich genieren würden, weil sie von der ganzen Welt so
 gesehen wurden, wie sie sind.



Geniert euch nur! You are going to Ibiza! Und wir bleiben hier, bis
 diese Regierung geht!



We're talking about a revolution!



WIDERSTAND!



Faika El-Nagashi




Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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PARTEIEN/002: Europawahl 2019 - Wahlprogramme sind für Laien oft unverständlich (idw)


Universität Hohenheim - 17.05.2019

Europawahl 2019: Wahlprogramme sind für Laien oft unverständlich

Kommunikationswissenschaftler der Universität Hohenheim analysieren
Wahlprogramme auf formale Verständlichkeit und Sprache.



Bandwurmsätze mit bis zu 80 Wörtern (SPD), Wortungetüme wie
"Luftschadstoffqualitätsbestimmung" (FDP) oder Fachbegriffe wie
"Seigniorage-Programme" (AfD): Die Wahlprogramme der Parteien zur
Europawahl sind heute im Durchschnitt nach wie vor für viele Laien
unverständlich. Zu diesem Ergebnis kommt eine Analyse von
Kommunikationswissenschaftlern der Universität Hohenheim in Stuttgart.
Allerdings: Bei der ersten Europawahl vor 40 Jahren waren die Programme
noch unverständlicher.

"Damit die Wählerinnen und Wähler eine begründete Wahlentscheidung treffen
können, sollten Parteien ihre Positionen klar und verständlich darstellen.
Die Wahlprogramme sind dabei ein Mittel, um die eigenen Positionen
darzulegen", sagt der Kommunikationswissenschaftler Prof. Dr. Frank
Brettschneider von der Universität Hohenheim. Er hat mit seinem Team die
Wahlprogramme zur Europawahl 2019 untersucht.

"Verpasste Chance für mehr Transparenz und Bürgernähe"

Mit Hilfe einer Analyse-Software fahnden die Wissenschaftler um Prof. Dr.
Brettschneider unter anderem nach überlangen Sätzen, Fachbegriffen,
Fremdwörtern und zusammengesetzten Wörtern. Anhand dieser Merkmale bilden
sie den "Hohenheimer Verständlichkeitsindex". Er reicht von 0 (schwer
verständlich) bis 20 (leicht verständlich).

Im Durchschnitt ist die Verständlichkeit der Europawahlprogramme mit 8,1
Punkten im Vergleich zu 2014 leicht gesunken. Vor fünf Jahren lag der
Mittelwert bei 8,5 Punkten. Auch ist sie niedriger als bei der
Bundestagswahl 2017 (9,1 Punkte). Im Vergleich zur ersten Europawahl vor
40 Jahren ist allerdings ein Anstieg zu verzeichnen. Die Programme
erreichten damals eine durchschnittliche Verständlichkeit von 7,3 Punkten.
"Aber die 8,1 Punkte sind immer noch enttäuschend", urteilt Prof. Dr.
Brettschneider. "Denn alle Parteien haben sich in den letzten Jahren
Transparenz und Bürgernähe auf ihre Fahne geschrieben. Mit ihren teilweise
schwer verdaulichen Wahlprogrammen schließen sie jedoch einen erheblichen
Teil der Wähler aus und verpassen damit eine kommunikative Chance."

FDP arbeitet mit unverständlicher Sprache, Union und Die Linke sind am
verständlichsten

Insgesamt schneidet das Programm von CDU/CSU mit einem Wert von 10,3 am
besten ab. Die Linken (9,5) liegen auf Rang 2. Dabei setzt Die Linke ihren
Trend fort: Seit 1999 hat sie ihre Verständlichkeit stetig verbessert. Auf
dem dritten Platz liegt die SPD mit 8,2. Es folgen die Grünen (7,7) und
die AfD (6,6). Am unverständlichsten ist das Programm der FDP (6,2).
"Damit ist das Programm der FDP nur wenig verständlicher als eine
politikwissenschaftliche Doktorarbeit", stellt Prof. Dr. Brettschneider
fest.

"Alle Parteien könnten verständlicher formulieren", ist Prof. Dr.
Brettschneider überzeugt. "Das beweisen gelungene Passagen in den
Einleitungen und im Schlussteil. Die Themenkapitel sind hingegen das
Ergebnis innerparteilicher Expertenrunden. Diesen ist meist gar nicht
bewusst, dass die Mehrheit der Wählerinnen und Wähler ihren Fachjargon
nicht versteht. Wir nennen das den 'Fluch des Wissens'. Zudem nutzen
Parteien abstraktes Verwaltungsdeutsch auch, um unklare oder unpopuläre
Positionen zu verschleiern. In diesem Fall sprechen wir von taktischer
Unverständlichkeit."

Verständlichkeitshürden schließen Leser aus

"Seigniorage-Programme" (AfD), "Flexicurity" (Die Linke),
"Think-Small-Frist-Prinzip" (FDP), "Keylogger" (Die Linke),
"Friedensfaszilität" (AfD), "Power-to-X" (FDP),
"Notice-and-take-down-Verfahren" (Die Grünen) oder "Dual-Use-Verordnung"
(Die Grünen): Die Programme der Parteien enthalten zahlreiche Fremd- und
Fachwörter. Vor allem für Leser ohne politisches Fachwissen stellen diese
eine große Verständlichkeitshürde dar.

Einen ähnlichen Effekt hätten Wortzusammensetzungen oder
Nominalisierungen, so Prof. Dr. Brettschneider. Einfache Begriffe würden
so zu Wort-Ungetümen, wie z.B. "Luftschadstoffqualitätsbestimmung" (FDP),
"Folgenbeseitigungsverfügungen" (SPD) oder
"Fingerabdruckidentifizierungssystem" (CDU/CSU).

"Auch zu lange Sätze erschweren das Verständnis - vor allem für
Wenig-Leser. Sätze sollten möglichst nur jeweils eine Information
vermitteln", erklärt Claudia Thoms, wissenschaftliche Mitarbeiterin am
Fachgebiet Kommunikationstheorie. "Der längste Satz findet sich im
Programm der SPD mit 80 Wörtern. Aber auch bei allen anderen Parteien
tauchen überlange Sätze auf. Sätze mit 30 und 40 Wörtern sind keine
Seltenheit."

Begriffsanalyse: Typische Sprachmuster

Neben der "EU" und "Europa" gehört "Deutschland" zu den am häufigsten
verwendeten Wörtern. Und alle Parteien wollen "stärken", sprechen über
"sollen", "wollen", "müssen". Damit sind sie sich erstaunlich ähnlich -
anders als sonst bei nationalen und regionalen Wahlen.

Eine Betrachtung der für die Wahlprogramme typischen Substantive,
Eigennamen, Adjektive und Verben deutet auf die klassischen
Themenschwerpunkte der Parteien hin. Begriffe wie "Volk", "Nationalstaat",
"Massenzuwanderung" und "Familienpolitik" sind für die AfD typischer als
für andere Parteien. Die Union spricht eher über "Volksgruppen", die
"Stabilitätsunion" und "Transitzentren". Die FDP spricht eher über
"Marktwirtschaft", "Unternehmen", "Finanzierungsmöglichkeiten" und
"Freihandelsabkommen". Die Grünen sind klassisch "ökologisch" und sprechen
eher über "Ressourceneffizienz", "Lebensgrundlagen", "Gerechtigkeit" und
"Energieeffizienz". Bei der Linken stechen insbesondere "Lohn" und
"Beschäftigte" heraus. Letztere sind auch für die SPD relevant. Die
Sozialdemokraten sprechen über unterschiedlichste Themen, die sich grob
den Bereichen Arbeit und Umwelt zuordnen lassen.

Die Hohenheimer Forscher untersuchen auch die Tonalität der Sprache in den
Wahlprogrammen. Sie wird durch den Anteil negativer Begriffe im Verhältnis
zum Anteil positiver Begriffe bestimmt. Die positivste Sprache verwenden
bei der Europawahl 2019 die FDP und die CDU. "Auch im Schnitt über alle
Wahljahre hinweg verwenden diese Parteien eine 'positivere' Sprache als
die restlichen Parteien", sagt Claudia Thoms. Die negativste Sprache
verwenden die Linke und die AfD in ihren Wahlprogrammen. "Die Wahljahre
2014 und 2019 gehören insgesamt zu den Europawahljahren mit der
'negativsten' Sprache seit 1979", so Claudia Thoms. Es falle auf, dass
insbesondere Parteien abseits der politischen Mitte die negativste Sprache
verwenden. Sie liegen im jeweiligen Wahljahr in der Regel unter dem
Tonalitätsdurchschnitt.

HINTERGRUND: Die Hohenheimer Wahlprogramm-Analyse

Das Fachgebiet für Kommunikationswissenschaft, insbesondere
Kommunikationstheorie, an der Universität Hohenheim untersucht in seiner
Langzeitstudie unter anderem folgende Fragen: Kommunizieren die Parteien
in ihren Wahlprogrammen so verständlich, dass die Wahlberechtigten sie
verstehen können? Welche Verständlichkeits-Hürden finden sich in den
Wahlprogrammen? Und welche Themen und Begriffe dominieren in den
Programmen?

Inzwischen haben die Wissenschaftler mehr als 650 Landtags-, Bundestags-
und Europawahlprogramme analysiert. Möglich werden diese Analysen durch
die Verständlichkeits-Software "TextLab". Die Software wurde von der Ulmer
Agentur H&H CommunicationLab und von der Universität Hohenheim entwickelt.
Sie berechnet verschiedene Lesbarkeitsformeln sowie Textfaktoren, die für
die Verständlichkeit relevant sind (z.B. Satzlängen, Wortlängen,
Schachtelsätze und den Anteil abstrakter Wörter).

Aus diesen Werten setzt sich der "Hohenheimer Verständlichkeitsindex"
zusammen. Er bildet die Verständlichkeit der Programme und Texte auf einer
Skala von 0 (Schwer verständlich) bis 20 (leicht verständlich) ab. Zum
Vergleich: Doktorarbeiten in Politikwissenschaft haben eine
durchschnittliche Verständlichkeit von 4,3 Punkten. Hörfunk-Nachrichten
kommen im Schnitt auf 16,4 Punkte, Politik-Beiträge überregionaler
Zeitungen wie der Frankfurter Allgemeinen Zeitung, der Welt oder der
Süddeutschen Zeitung auf Werte zwischen 11 und 14.

Kooperation mit dem Verband der Redenschreiber deutscher Sprache

Um die in den Wahlprogrammen verwendete Sprache mit der Sprache der
Spitzenkandidatinnen und -kandidaten zu vergleichen, kooperiert die
Universität Hohenheim mit dem Verband der Redenschreiber deutscher Sprache
(VRdS). Der VRdS wird bei dieser Europawahl die Reden der
Spitzenkandidatinnen und -kandidaten im Wahlkampf bewerten und ein Ranking
erstellen. Anders als bei der letzten Wahl stehen nicht nur Auftritte im
Straßenwahlkampf im Fokus, sondern auch so genannte Town Hall Meetings,
also Versammlungen in Rathäusern und anderen öffentlichen Räumen. Bewertet
wird nach definierten rhetorischen Kriterien - wie beispielsweise Aufbau
und Struktur, Argumentation und Sprache. Abschließend werden die Analysen
miteinander verglichen und der Sieger oder die Siegerin gekürt. Das
Ergebnis wird voraussichtlich am 21. Mai 2019 veröffentlicht.

Weitere Informationen:

https://www.vrds.de/hv/eu19.php.


Text: Dannehl


Weitere Informationen unter:

http://www.uni-hohenheim.de/uploads/media/Wahlprogramm-Check_Europawahl_2019.pdf

- "Download Studie"

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution234
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Universität Hohenheim, 17.05.2019
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PARTEIEN/381: Brexit - mindestens doppelt schlimm ... (SB)


Brexit - mindestens doppelt schlimm ...



Eigentlich sollten die Briten an den diesjährigen Wahlen zum
EU-Parlament gar nicht teilnehmen. Doch das Austrittsdatum nach dem
Artikel 50 des Lissaboner Vertrags vom 29. März mußte bis auf den 31.
Oktober verschoben werden, weil die britische Premierministerin
Theresa May im Unterhaus zuvor mit dem Versuch, das von ihr über zwei
Jahre mit Brüssel ausgehandelte Austrittsabkommen durch das Unterhaus
in London zu bringen, dreimal gescheitert war. Und wegen dieses
Umstands mußte das Vereinigte Königreich die Wahlen abhalten, die nun
ihrerseits bereits im Vorfeld schwere Auswirkungen auf das politische
Leben in Großbritannien zeitigen. Jüngsten Umfragen zufolge dürfte die
Brexit Party von Nigel Farage mit 34 Prozent als Siegerin 
hervorgehen. Sie tritt gänzlich ohne Programm an, allein die Forderung 
nach Umsetzung des Austrittsvotums vom 23. Juni 2016 ohne Wenn und 
Aber steht im Vordergrund. An zweiter Stelle landeten die 
pro-europäischen Liberaldemokraten mit 17 Prozent, gefolgt von den 
Sozialdemokraten - im Unterhaus die größte Oppositionsfraktion - mit 
15 Prozent und den Grünen mit 11. Die regierenden Konservativen kämen 
mit neun Prozent auf den sechsten Platz, was ihr schlechtestes 
Ergebnis bei einer landesweiten Wahl jemals wäre.

Dieses Untergangsszenario hat die Tory-Granden zum Handeln veranlaßt.
Am Abend des 16. Mai hat das parteiinterne 1922 Committee May zu sich
bestellt und sie offen zum Rücktritt aufgefordert. Der 
Premierministerin wurde bis Mitte Juni Zeit gegeben, ein viertes und
letztes Mal ihr Withdrawal Agreement Bill (WAB) dem Unterhaus zur
Abstimmung vorzulegen. Unabhängig vom Ausgang habe sie den Hut zu
nehmen und den Platz für einen Nachfolger in Number 10 Downing Street
freizumachen, so die Parteioberen. Für die oppositionellen
Sozialdemokraten, deren eigene Führung seit sechs Wochen mit May und
ihrem Kabinett um eine Kompromißlösung in Sachen Brexit gerungen
hatte, die im Parlament eine überparteiliche Mehrheit findet, war Mays
endgültiger Verlust an Autorität der Anlaß, eine Fortsetzung der
Gespräche für zwecklos zu erklären. In einem Brief an die
Premierministerin erklärte am selben 16. Mai Labour-Chef Jeremy
Corbyn, die Zerstrittenheit der Konservativen in der Brexit-Frage
mache jede Einigung mit der Regierung unmöglich. Mit May könne man
nichts beschließen, was auf Dauer tragbar sei, so Corbyn.

Selbst bei einer Einigung mit den Sozialdemokraten wäre die
WAB-Abstimmung eine extrem unsichere Sache. Corbyn, May und ihre
Unterhändler sollen sich zuletzt auf eine Zollunion mit der EU
einschließlich der Einhaltung europäischer Standards in den Bereichen
Arbeitnehmerrechte und Umweltschutz geeinigt haben. Doch dieses
europafreundliche Modell hätte die harten Brexiteers - mindestens 100
von 313 Tory-Abgeordneten - automatisch zum Nein veranlaßt.
Gleichzeitig hätte die Weigerung von Corbyn und May, auch das Volk
zwischen Annahme des Brexit-Abkommens oder Verbleib in der EU
mitwählen zu lassen, etwa die Hälfte der Labour-Abgeordneten ebenfalls
zu einem Votum gegen den Gesetzentwurf provoziert. Bedenkt man die
große Skepsis der anderen kleineren Fraktionen wie der LibDems, der
schottischen und walisischen Nationalisten sowie der protestantischen
Democratic Unionist Party (DUP) aus Nordirland gegenüber Mays
Brexit-Plan, wäre das WAB vermutlich gescheitert. Doch jetzt, wo keine
Aussicht mehr auf einen überparteilichen Konsens besteht, erscheint
das Ansinnen Mays, das Unterhaus doch noch zum vierten und letzten Mal
über ihr Austrittsabkommen abstimmen zu lassen, wie die reine
Donquichotterie.

Doch während May, die bereits ihren Platz in den Geschichtsbüchern als
schlechteste Premierministerin Großbritanniens aller Zeiten sicher 
hat, sich vergeblich um einen Abgang mit einem Rest an Würde
bemüht, ist bei den Konservativen der Kampf um die Nachfolgeschaft
vollends ausgebrochen. Als haushoher Favorit gilt Ex-Außenminister
Boris Johnson, der Liebling der harten Brexiteers, der in letzter Zeit
offen für den ungeordneten Austritt eingetreten ist, sollte sich
Brüssel den Forderungen Londons nicht beugen. Wie lange die
Neubesetzung der Parteiführung bei den Tories dauert, ist unklar. Man
hofft bis allerspätestens zum Parteitag im September einen neuen
Vorsitzenden bzw. neue Vorsitzende präsentieren zu können. Inwieweit
diese Person dann in der verbliebenen Zeit bis Halloween in
Verhandlungen mit Brüssel tritt, ist ebenfalls unklar. Johnson zum 
Beispiel könnte einen erneuten Vorstoß für zwecklos erklären und 
darauf setzen, ab den 1. November den gesamten Handel Großbritanniens 
mit der EU nach den Regeln der WTO zu bewerkstelligen.

Ein solches Vorgehen hätte katastrophale Folgen für die EU, aber vor
allem für die britische Wirtschaft. Ein Verkehrschaos beiderseits des
Ärmelkanals wegen der zu erwartenden Zoll- und Personenkontrollen wäre
nur eins der vielen Probleme, deren Beseitigung Monate, wenn nicht
sogar Jahre dauern würde. Mit dem No-Deal-Brexit drohen die britischen
EU-Gegner ohnehin seit 2016 in der Hoffnung, Brüssel würde klein 
beigeben. Nun stehen sie allmählich selbst vor der Entscheidung, ihre
Drohungen wahrzumachen oder die EU-27 doch noch um Hilfe bei der Suche
nach einem Ausweg aus dem ganzen Brexit-Schlamassel zu bitten. Ein 
mehr als deutliches Zeichen, wie abträglich der Brexit für die 
britische Volksökonomie ist, zeigt die Mitte Mai bekanntgegebene 
Entscheidung des japanischen Konzerns Honda, seine Fabrik im 
englischen Swindon bis 2021 komplett zu schließen und die dort tätigen 
3500 Arbeitnehmer zu entlassen.

20. Mai 2019
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WISSENSCHAFT/095: Ernst Haeckel - Vordenker hochmoderner Disziplinen (idw)


Friedrich-Schiller-Universität Jena - 17.05.2019

Ernst Haeckel: Vordenker hochmoderner Disziplinen

Wissenschaftshistoriker der Universität Jena erklären Ernst Haeckels
Ökologie-Definition



"Unter Oecologie verstehen wir die gesammte Wissenschaft von den
Beziehungen des Organismus zur umgebenden Aussenwelt, wohin wir im
weiteren Sinne alle 'Existenz-Bedingungen' rechnen können. Diese sind
theils organischer, theils anorganischer Natur; sowohl diese als jene
sind, wie wir vorher gezeigt haben, von der grössten Bedeutung für die
Form der Organismen, weil sie dieselbe zwingen, sich ihnen anzupassen." So
definiert der Evolutionsbiologe Ernst Haeckel in seinem 1866 erschienenen
Werk "Generelle Morphologie der Organismen" den Begriff Ökologie - und
zwar als erster überhaupt. Wie aktuell seine ursprüngliche Einordnung ist,
das haben Biologiedidaktiker der Friedrich-Schiller-Universität Jena nun
genauer herausgearbeitet - auf Einladung des renommierten Fachjournals
"Trends in Ecology & Evolution".

"Ökologie ist derzeit sowohl gesellschaftlich als auch wissenschaftlich
ein äußerst wichtiges und aktuelles Thema. Jeder spricht darüber", sagt
Dr. Elizabeth Watts aus der Arbeitsgruppe Biologiedidaktik der Universität
Jena. "Deshalb haben wir uns einmal mit der Frage beschäftigt, was ihr
Erfinder eigentlich genau damit meinte. Dabei haben wir festgestellt, dass
Haeckel eine sehr moderne - um nicht zu sagen vorausschauende -
Vorstellung davon hatte." Für ihn sei Ökologie nicht das gewesen, was
Biologen lange Zeit vor allem während des 20. Jahrhunderts darunter
verstanden haben. Vielmehr habe er mit seiner Definition bereits dort
gestanden, wo sich sie ökologische Forschung in den vergangenen zehn bis
20 Jahren erst hinbewegt habe.

Ökologie als evolutionäre Wissenschaft

Haeckel pflegte in seinen Betrachtungen zur Ökologie einen ganzheitlichen
biologischen Ansatz, wie er heute inzwischen üblich ist. Er nahm Darwins
Ansatz auf, dass man das Zusammenspiel von Organismen mit ihrer Umwelt und
anderen Organismen beachten müsse, um deren Entwicklung zu verstehen.
Deshalb ordnete der deutsche Naturforscher die Ökologie als Teil der
Physiologie ein und machte sie so zur evolutionären Wissenschaft. Moderne,
noch sehr junge Wissenschaftsfelder, wie etwa die ökologische evolutionäre
Entwicklungsbiologie (kurz: Eco-Evo-Devo) folgen dem gleichen Ansatz.

Haeckel kaum übersetzt

Dem Autorenteam ist dabei wichtig, die Rolle Haeckels als Vordenker des
Begriffs und der damit verbundenen Disziplin hervorzuheben. Denn vielen
ihrer Kollegen ist das gar nicht bewusst. "Haeckels wissenschaftliche
Werke liegen bis heute kaum in anderen Sprachen vor, nur seine eher
weltanschaulich geprägten Bücher sind beispielsweise ins Englische
übersetzt worden", sagt Mitautor PD Dr. Georgy Levit. Lange Zeit sei das
kein Problem gewesen, da Deutsch durchaus den Status einer internationalen
Sprache in der Wissenschaft hatte. Doch das änderte sich nach dem Zweiten
Weltkrieg - mit erheblichen Folgen für die internationale Haeckel-
Rezeption. "Wenn wir heute in internationalen Fachjournalen Artikel zu
Haeckel veröffentlichen, dann müssen wir im Vorfeld einzelne Sätze und
Passagen aus seinen Werken übersetzen. Manchmal diskutieren wir tagelang,
bis wir die richtige englische Formulierung gefunden haben, die das
ausdrückt, was der Autor sagen wollte", ergänzt Watts.

Neben dem Sprachproblem hat auch Haeckels Image dazu geführt, dass seine
wissenschaftliche Arbeit wenig Beachtung fand. "Sein wissenschaftlicher
Ruf hat durch Betrugsvorwürfe und seine Anschauungen zur Rassentheorie
erheblich gelitten", sagt Uwe Hoßfeld, der sich an der Universität Jena
seit Jahrzehnten mit dem berühmten Biologen beschäftigt. "Diese Kritik
können und wollen wir nicht wegdiskutieren - sie sind ein Teil unserer
Auseinandersetzung mit dem Evolutionsbiologen. Allerdings schmälert das
nicht seine Leistungen für die Forschung."

Entwicklung der modernen Wissenschaft stark geprägt

Die Jenaer Gruppe will deshalb mit ihrer Arbeit zeigen, dass Ernst Haeckel
die Entwicklung der modernen Wissenschaft stark geprägt hat. So entsteht
derzeit eine ganze Reihe von Aufsätzen, die sowohl seine internationale
Wirkung belegen als auch seinen Einfluss auf einzelne Wissenschaften
beschreiben. Elizabeth Watts sieht dabei erste Erfolge: In ihrem
Heimatland, den USA, sei bereits eine Debatte um Haeckel und seine
wissenschaftlichen Leistungen entstanden.


Originalpublikation:


E. Watts, U. Hoßfeld, Georgy S. Levit:

Ecology and Evolution - Haeckel's Darwinian paradigm,

Trends in Ecology & Evolution, 2019,

DOI: 10.1016/j.tree.2019.04.003

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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FERIEN/945: Theater Erlangen - Ferienworkshop für Kinder, 13. und 14.6.2019


THEATER ERLANGEN

FERIENWORKSHOP FÜR KINDER

Thema Krimi (8-11)

13. & 14.06.19 | 10.00 - 14.00 Uhr

Theaterpädagogikraum, Hauptstraße 34



Bei einem Krimidinner tauchen wir zusammen in die Welt des Verbrechens
ein. Vorab verteilen wir aufregende Charaktere an euch. Am ersten Tag
machen wir uns mit dem Kriminalfall vertraut und bringen euch bei, wie
ihr eure Person am besten verkörpert. Am nächsten Tag überzeugt ihr in
euren Rollen beim Krimidinner. Gemeinsam kommen wir dem Täter auf die
Schliche!

Weitere Informationen und Anmeldung bis zum 07.06.19 über
theaterpaedagogik@theater-erlangen.de

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511
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THEATER/1419: Erlangen - "Es war einmal", 9. und 10.6.2019


THEATER ERLANGEN

ES WAR EINMAL ...

Hokuspokus in der Nacht von Mira Lobe, Borst vom Forst von Yvonne
Hergane (3-7)

LETZTE VORSTELLUNGEN

09.06.19 | 15.00 Uhr | Garage

10.06.19 | 15.00 Uhr | Garage



Eine schlaflose Maus zettelt bei Hokuspokus in der Nacht eine
Hausparty an, während Borst vom Forst, der kleine Frischling, ein
rauschendes Ding entdeckt, das angeblich vom "Mehr" kommt.

Mit Charles P. Campbell, Amos Detscher

 * 

Quelle:
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AUFBAU/575: «Das Kapital kennt keine andere Lösung als Gewalt»


aufbau Nr. 97, Mai/Juni 2019

klassenkampf - frauenkampf - kommunismus

«Das Kapital kennt keine andere Lösung als Gewalt»



Die kommunistische Theoretikerin und Agitatorin Rosa Luxemburg
wurde vor 100 Jahren im Auftrag der SPD-Regierung ermordet, die
Revolution niedergeschlagen. Ein Comic erinnert an sie, voller
Sympathie, lehrreich und bewegend.



(az) Kate Evans hat den anspruchsvollen Schritt gewagt, das Werk und das
kurze, aber ereignisreiche Leben von Rosa Luxemburg als gezeichnetes
Buch in Szene zu setzen. Sie hatte dabei den Anspruch, sich nicht auf
ihr bewegtes Liebesleben zu beschränken, sondern auch ihre Gedanken
und Theorien zugänglich zu machen. Ein unglaublich schwieriges
Unterfangen, da Comics sich nur sehr begrenzt dafür eignen,
ökonomische oder philosophische Konzepte darzustellen. Es endet meist
in sprechenden Köpfen mit ewig langen Sprechblasen oder Schautafeln,
die nur gefühlt einfacher verständlich sind. Oder aber der Inhalt wird
banal und oberflächlich. Evans hingegen schafft es ziemlich
leichtfüssig, Inhalte zu vermitteln, beispielsweise wenn Luxemburg mit
ihren Brüdern am Esstisch sitzt und diesen erklärt, was der Inhalt von
Kapital Band 1 ist, indem sie nutzt, was zur Verfügung steht: «Das
Kapital? Es handelt von Dingen... von allem, was wir haben. Zum
Beispiel dieses Salz. Es hat zwei Eigenschaften. Es hat einen
Gebrauchswert. Ich kann es auf mein Essen streuen. Und es hat einen
Tauschwert. Sagen wir, ich habe genug Salz benutzt - ich will mein
Essen ja nicht versalzen - ich könnte mein Salz ja gegen etwas von
deinem Pfeffer tauschen.» Und so spricht sie weiter und spielt dabei
mit Löffeln, die die produzierenden Arbeitskräfte symbolisieren und
dem Brotmesser, Sinnbild eines Kapitalisten. Von der Einführung der
Geldwirtschaft bis hin zur Ausbeutung und dem Klassenkampf spielt sich
Ökonomie auf dem Familienesstisch ab, sehr zum Leidwesen der Mutter,
deren schön vorbereitetes Mittagessen dadurch arg durcheinander gerät.


Kluge Bilder

Natürlich füllt auch Evans das Buch mit viel mehr Text, als sich für
einen Comic ziemt, wahrscheinlich aus dem Drang, möglichst viele
Zitate einfliessen zu lassen. Das führt auf vielen Seiten zu einem
sehr unschönen Mix unterschiedlicher Schriften. Aber das Positive,
dass sie sich Gedanken über die bildliche Darstellung von Theorie
gemacht und überzeugende Lösungen dafür gefunden hat, überwiegt
weitaus, weshalb ihr Buch auch völlig zu Recht mehrere Preise gewonnen
hat. Wenn also der Comic in der Gestaltung der Schriften nicht
überzeugt und auch nicht alle Zeichnungen gleich gelungen sind, so ist
er doch ein Meisterwerk. Als Beispiel kann das Titelbild von
Luxemburgs geneigtem Kopf dienen, auf dem sich die Verheerung des
ersten Weltkriegs abspielen, während auf ihrem Buckel der Nachschub an
Kanonenfutter aufs Schlachtfeld trabt. Wir lesen daraus ihre resolute
Kriegsgegnerschaft ab und können nicht anders, als verstehen. Diese
Welt erzeugt Kopfschmerzen, sie muss enden, der Kampf für die
Veränderung ist eine Notwendigkeit. Rosa Luxemburg wird sich erheben
und versuchen, das alles abzuschütteln.

Im Interview sagt Evans, dass sie Luxemburg gar nicht gekannt hatte,
als ihr das Projekt vorgeschlagen wurde. Offenbar geht sie davon aus,
nur angefragt worden zu sein, weil sie eine Frau ist und Frauen in der
Comic-Branche eine Seltenheit. Doch war es ein Glücksfall. Mit der
Lektüre eröffnete sich ihr eine neue Welt, sie stürzte sich voller
Elan zunächst auf jedes erhältliche Schriftstück von Luxemburg, später
auch auf Marx. Diese ungebändigte Begeisterung vermittelt sich
spürbar.

Evans lehnt das Etikett «Feminismus» oder «Suffragette», das viele
Luxemburg anheften möchten, ab, da sie sich nicht damit
identifizierte. Wie sie sich im Buch ihrer Freundin Clara Zetkin
gegenüber äussert: «Es tut mir leid, Clara. Du tust so viel für die
Frauenemanzipation. Ich könnte das nicht. Ich kann nicht so tun, als
würde ich mit den Frauen der Bourgeoisie gemeinsame Sache machen. Sie
sind Parasiten am Körper der Parasiten.» Clara Zetkin steht dadurch
allerdings etwas im falschen Licht da, denn das Zitat ist einer ihrer
Reden entnommen. Derartige Kunstgriffe legt Evans auf 40 Seiten Anhang
offen, wo Originalzitate und Verweise gewissenhaft aufgeführt sind.
Und sie machen plausibel, dass es ein derartiges Gespräch zwischen den
beiden Kommunistinnen gegeben haben könnte.


Intelligent, selbstbewusst und kampfbereit

Luxemburg war also keine Feministin, aber sie war sehr wohl eine
äusserst selbstbewusste, emanzipierte Frau, die als solche ihren Platz
innerhalb der Gesellschaft einforderte. Sie wollte einfach viel mehr
als Gleichberechtigung und Frauenstimmrecht. Nur in der Revolution sah
sie wirkliche Befreiung und zwar für jene, denen sie sich verbunden
fühlte: Die Ausgebeuteten und Unterdrückten dieser Erde, sowohl in
Deutschland als auch in Übersee. Entsprechend nimmt die Schrift «Die
Akkumulation des Kapitals», in der sie ihre Imperialismustheorie
niedergeschrieben hat, in diesem Comic den gebührenden Raum ein. Jene
Schrift, über die sich TheoretikerInnen bis heute streiten und an
welcher sich messen lässt, ob Luxemburg als politische Philosophin
ernst genommen wird. Evans wirft sich überzeugt und überzeugend in
dieses Thema und lässt keinen Zweifel daran aufkommen, dass sie denkt,
die Geschichte habe Luxemburg recht gegeben.

Je näher der erste Weltkrieg und die Zustimmung zu den Kriegskrediten
rückt, desto erbitterter wird der Kampf innerhalb der Partei. War
«Frau Dr. Luxemburg», als sie nach Deutschland kam, von der SPD mit
offenen Armen und viel Respekt empfangen worden, wird sie nun
ausgegrenzt, nicht mehr publiziert und nicht mehr einbezogen. Die
Parteibonzen lassen auch plötzlich sexistische Sprüche fallen und wir
hören sie Dinge sagen wie: «Dieses giftige Luder wird viel Schaden
anrichten. Ihr einziges Motiv ist eine geradezu perverse
Rechthaberei.» Die Männer der SPD kommen in diesem Buch fast durchwegs
nicht gut weg, wobei es natürlich Ausnahmen gibt. Schon früh zeigt
sich allerdings, dass Friedrich Ebert ein hoffnungsloser Fall ist. In
einer Szene wird der Schüler Ebert von der Lehrerin der Parteischule,
Rosa Luxemburg, mit einem Aufsatz konfrontiert: «Herr Ebert, haben Sie
einen Moment? Sie haben sich schwer getan mit der Aufgabe. Der Begriff
Dialektik verwirrt Sie.» Worauf Ebert: «Wie kann ein Ding sein
Gegenteil enthalten? Von sowas krieg ich Kopfschmerzen. Ich mag es
einfach und klar: entweder schwarz oder weiss.» Luxemburg: «Verstehe.
Aber in der Spannung zwischen den widerstreitenden Kräften der
Gesellschaft liegt die Möglichkeit der Veränderung. Wie der grosse
Philosoph Hegel sagte: Der Widerspruch ist das Fortbestehende.» und
Ebert: «Was nützt dem Arbeiter abstrakte Philosophie? Kann sie ihn
ernähren? Oder kleiden?» «Transformation, Herr Ebert. Revolution.»
antwortet Luxemburg und Ebert tritt erbost und schnaubend ab. Später
in der Geschichte wird er als Machthabender wieder in Erscheinung
treten und das Abschlachten der Revolution befehlen. Der Unterricht
bei Luxemburg hat offensichtlich wenig gefruchtet.

Andere Männer im Buch sind liebevoll portraitiert, insbesondere einige
Liebhaber, die immer wieder mit ihren Abgründen klarkommen müssen. Es
ist durchaus ein Vorzug des Buchs, dass Luxemburg zwar eindeutig Kate
Evans Heldin ist, aber nicht nur idealisiert dargestellt wird. Sie
zeigt sie auch als von Zweifeln geplagte Frau, sowohl was ihr Äusseres
anbelangt, als auch den Zustand der Welt. So zeichnet dieser Comic
eine vielseitige und glaubwürdige Biographie dieser grossen Kämpferin,
die am Ende den höchsten Preis bezahlte. Als fast letztes Zitat legt
ihr Evans einen Gedanken aus einem ihrer Briefe in den Kopf: «Weisst
du, ich habe aus der Geschichte gelernt, dass man das Wirken des
Einzelnen nicht überschätzen soll.» Dass die Autorin davon ausgeht,
Luxemburg habe am Boden liegend und von faschistischen Schlägern
umringt sich noch selber relativiert und auf den Aufstand der Massen
vertraut, lässt sich natürlich nicht belegen. Doch es wäre schön.



Kate Evans: Rosa: Die Graphic Novel über Rosa Luxemburg. Dietz Berlin,
Berlin 2018. Im Orignial englisch: Red Rosa bei Verso, New York 2015.
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DA/648: Neue Dienstmädchen - Migrantische Carearbeiter*innen in Deutschland


DA - Direkte Aktion 

anarchosyndikalistische Zeitung der Freien ArbeiterInnen Union (FAU-IAA)

Neue Dienstmädchen

Migrantische Carearbeiter*innen in Deutschland

von Monika Kupczyk, 15. Mai 2019



Der demografische Wandel und unzureichende staatliche Leistungen gehören zu
den Hauptursachen des "Pflegenotstands". Daraus resultiert eine steigende
Nachfrage nach Arbeitskräften im Care-Bereich. Die "Unattraktivität" der
Fürsorgearbeit liegt zum einen an der geringen Entlohnung, zum anderen am
niedrigen Status der Pflegeberufe, die meistens als "Frauendomäne"
betrachtet und gesellschaftlich abgewertet werden.

Neue Dienstmädchen

Care-Arbeit wird also oft an migrantische Care-Arbeiter*innen delegiert.
Schätzungsweise gibt es 150.000 bis 500.000 Migrantinnen in Deutschland,
die Fürsorgearbeit leisten, das heißt putzen, kochen, pflegen und betreuen.
Dabei sind die meist aus Osteuropa stammenden Frauen oft irregulär
beschäftigt, vor allem in der Pflege älterer Menschen, wo sie häufig sogar
in den Haushalten mit den Arbeitgeber*innen als 24-Stunden-Arbeitskräfte
wohnen. Die grenzüberschreitende Pflegeversorgung in Deutschland ist kein
neues Phänomen. Die migrantischen Care-Arbeiter*innen werden als neue
Dienstmädchen bezeichnet.

"Die 24-Stunden-Polin"

Einen besonders guten Ruf in Deutschland scheinen polnische Pflegekräfte zu
haben. Dies spiegelt sich in Titeln von Zeitungsartikeln wie "
Die 24-Stunden Polin" wieder, oder in Alltagsfloskeln wie "Die polnische
Perle". Somit werden die Migrant*innen aus Polen mit der unterbezahlten und
gesellschaftlich nicht anerkannten Pflegetätigkeit konnotiert. Ihre dadurch
unterprivilegierte Position als "billige Hilfskräfte" macht ihre
Lebens- und Arbeitslage prekär.

Die im Haushalt ihrer Arbeitgeber*innen lebenden und illegal arbeitenden
Migrant*innen sind wochen- und monatelang, 24 Stunden am Tag mit den
Haushalts- und Pflegetätigkeiten beschäftigt. Die permanente Orientierung
an den Bedürfnissen der Klient*innen bedeutet, wochen- und monatelang, 7
Tage die Woche, ununterbrochene Arbeit, die an einen Raum - das Haus oder
die Wohnung der Klient*innen - gebunden ist.

Prekäre Arbeitsbedingungen

Diese räumliche und zeitliche Einschränkung führt zu eingeschränkter
sozialer Kommunikation und trägt neben fehlender Privatsphäre und Distanz
in der Pflegebeziehung zur sozialen Isolation bei. Die monotone
Alltagsroutine der sich immer wiederholenden Tätigkeiten, die zu bestimmten
Uhrzeiten erledigt werden müssen, und die permanente Orientierung an den
Bedürfnissen der Klient*innen ist körperlich, psychisch und emotional
anstrengend. Der Charakter der Arbeit und die ständige Konzentration auf
die Bedürfnisse der Klient*innen vertiefen das Gefühl der Einsamkeit.

Der einfühlsame und empathische Umgang mit den Klient*innen macht nicht nur
den Kern der Arbeit aus, sondern kann zu (Selbst-) Ausbeutung und
Abhängigkeit in der ausgeübten Tätigkeit führen, in manchen Fällen bis zum
Burn-Out-Syndrom. Die Position als billige Hilskraft macht die Lebens- und
Arbeitslage der Care-Arbeiter*innen aüßerst prekär.

(Fehlende) Regelungen des Arbeitsverhältnisses

Dies geschieht vor allem, wenn die Gewährung grundlegender Arbeitsrechte,
wie eine Regelung der Arbeitszeiten und Tätigkeit, Unfallversicherung,
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, Kündigungsschutz usw. fehlt. Bei einer
pauschalen Bezahlung anhand nur mündlicher Absprachen bleiben weitere
Vereinbarungen des Arbeitsverhältnisses ebenfalls ungeregelt. Um ihren Job
fürchtend, versuchen die irregulären Pflegekräfte sehr selten bessere
Arbeitsbedingungen auszuhandeln oder ihre Rechte einzufordern. Trotzdem
haben die migrantischen Pflegekräfte Möglichkeiten, um ihrer prekären Lage
entgegenzuwirken.

Selbstorganisierung

Eine wichtige Rolle dabei spielen informelle Netzwerke von Pfleger*innen,
mithilfe derer die Selbstorganisation in der irregulären Pflege ermöglicht
wird. Durch Kontakte innerhalb der Netzwerke wird die Arbeit organisiert
und vermittelt. So können sich z.B. die Pfleger*innen aus einem Netzwerk
alle paar Wochen oder Monate bei der Pflege eines Kunden/einer Kundin
abwechseln.

In diesen Netzwerken werden auch Informationen über unseriöse
Vermittlungsagenturen verbreitet, die prekäre Arbeitsbedingungen in Kauf
nehmen. Da solch ein Netzwerk auf Solidarität und Zuverlässigkeit basiert,
kann es nach Bedarf schnell aktiviert werden (z. B. bei ausstehendem Lohn).

Die Selbstorganisierung ist auch eine grundlegende Eigenschaft von
Basisgewerkschaften mit gesamtgesellschaftlichem Anspruch, wie der FAU. Sie
bietet weitere Möglichkeiten der Unterstützung migrantischer
Care-Arbeiter*innen.



Der Beitrag stammt aus der Zeitung zum 8. März, die von der fem*fau, einer
feministischen AG in der FAU, herausgegeben wurde. Die Zeitung ist
kostenlos erhältlich bei den lokalen FAU-Gewerkschaften und online
unter:

https://direkteaktion.org/wp-content/uploads/2019/03/Fem-8.-M%C3%A4rz-8Seiten-lila-200219.pdf
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GLEICHHEIT/6870: "Landesregiment Bayern" - Regierung bereitet Truppe für Inlandseinsätze vor


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

"Landesregiment Bayern": Regierung bereitet Truppe für Inlandseinsätze
vor

Von Tino Jacobson und Peter Schwarz

17. Mai 2019



Mit dem Pilotprojekt eines bayerischen "Landesregiments" schafft die
Bundesregierung klammheimlich und verfassungswidrig eine bewaffnete
Heimatschutztruppe. Sie knüpft damit an die Tradition militärischer
Freiwilligenverbände an, die während der Weimarer Republik die
Arbeiterklasse terrorisierten.

Das "Landesregiment Bayern" ist ein gemeinsames Projekt des
Bundesverteidigungsministeriums, der Bundeswehr, des Reservistenverbandes
und der bayerischen Landesregierung. Das Projekt begann offiziell am 1.
April und soll nach einer Erprobungsphase bis Ende 2021 auf die ganze
Bundesrepublik ausgedehnt werden. Das erste Landesregiment wird am 18. Mai
in Roth bei Nürnberg in Dienst gestellt. Es umfasst 500 Reservisten sowie
fünf aktive Soldaten der Bundeswehr. 50 weitere aktive Bundeswehrsoldaten
sollen sich an Übungen beteiligen und im Ernstfall hinzukommen.

Das Vorschlag, Landesregimenter aufzubauen, stammt vom 
CDU-Bundestagsabgeordneten Oswin Veith. Veith ist Präsident des
Reservistenverbandes, der vom Verteidigungsministerium neben der
kostenlosen Überlassung von Büros, Übungsplätzen und Material jährlich mit
rund 14 Millionen Euro finanziert wird.

Auf der Jahrestagung der Reserve der Bundeswehr im Herbst 2016 hatte Veith
verkündet: "Ich träume davon, dass 2026 in jedem Bundesland ein
Landesregiment mit einem charismatischen Kommandeur, einer Truppenfahne und
einem Verband zwischen 800 und 2000 Reservisten zur Unterstützung von
Polizei und Bundeswehr in Notlagen vorhanden ist."

In einem Leitlinien-Entwurf, den er im folgenden Jahr an verbandsinterne
Führungskräfte versandte, forderte Veith eine allgemeine Dienstpflicht, die
alle 16- bis 35-jährigen Männer und Frauen zum "Dienst an der Gesellschaft"
verpflichtet. Wer sich zum Dienst in der Bundeswehr entscheide, solle ihn
in einem von 16 Landesregimentern in der Nähe seines Heimatortes ableisten
können.

Die Landesregimenter sollen nach Veiths Vorstellung eine "Nationale
Reserve" mit rund 30.000 Dienstposten ergeben und eine klare ideologische
Ausrichtung haben. Der "Reservist, der sich bisher nicht engagiert hat oder
engagieren wollte", solle "mit dem positiv belegten Begriff 'National'
angesprochen und motiviert werden."

Eine internen Analyse der Bundeswehr lehnte dies damals mit der Begründung
ab, die Leitlinien des Reservistenverbandes seien mit dem Grundgesetz
"nicht vereinbar". Die Strukturen der Landesregimenter "widersprechen dem
Gewaltmonopol des Staates" und einige der gewählten Formulierungen stellen
"die Grundsätze unserer freiheitlich und demokratischen Grundordnung auf
den Kopf", befand die Bundeswehr. Doch keine zwei Jahre später wird Veiths
Vorschlag teilweise in die Tat umgesetzt.

Das Landesregiment Bayern stützt sich auf drei bereits bestehende
Reservisteneinheiten: die Kompanien Ober-, Mittel- und Unterfranken der
sogenannten Regionalen Sicherungs- und Unterstützungskräfte (RSU).
Insgesamt gibt es bundesweit 27 solche Kompanien. Reservisten sind
ehemalige Soldaten, die aus dem aktiven Dienst ausgeschieden sind, aber der
Bundeswehr weiterhin zur Verfügung stehen, und neuerdings auch eigens
rekrutierte Männer und Frauen im Alter von 25 bis 55 Jahren, die in einem
Schnellkurs zum "Soldaten light" ausgebildet werden.

Die RSU-Einheiten sind für Aufgaben im Innern ausgebildet, die der
Bundeswehr laut Verfassung eigentlich verboten sind. Diese umfassen die
"Überwachung und Gewährleistung der Sicherheit des deutschen Luft- und
Seeraums", die "Absicherung militärischer Anlagen im Inland", sowie den
Einsatz beim "Inneren Notstand". Dazu zählen, neben Naturkatastrophen und
besonders schweren Unglücksfällen, auch Aufstände, Streiks oder Proteste,
die die staatliche Ordnung gefährden.

Die Reserveeinheiten sind also auch dazu vorgesehen, als eine Art
Nationalgarde zur Aufstandsbekämpfung eingesetzt zu werden. Mit der
Zusammenfassung zu Landesregimentern erhalten sie eine stärkere,
zentralisierte Befehlsstruktur und werden enger mit der Bundeswehr
verzahnt.

Oberst Stefan Helmut Berger, der erste Kommandeur des Landesregiments,
freute sich "außerordentlich", eine neue Aufgabe "für die Heimat" zu
übernehmen, und begrüßte diese "weitere Chance für die ernstzunehmende
Reserve. Haben doch die Reservisten zum Beispiel in den vergangenen zehn
Jahren sehr gute Vorarbeit im Rahmen der Etablierung der KVK's und BVK's
geleistet."

Mit den Abkürzungen KVK und BVK sind die Kreis- bzw.
Bezirksverbindungskommandos gemeint, die es bereits in allen Bundesländern
gibt, und die bei Katastrophen- bzw. Großschadenslagen auftreten. Sie
sollen ein Bindeglied zwischen zivilem Katastrophenschutz und Bundeswehr
bilden.

Der Leiter der bayrischen Staatskanzlei, Florian Herrmann, brüstete sich
der besonderen Rolle Bayerns beim Pilotprojekt: "Für Bayern als
Reservistenland Nummer eins steht fest: Wir wollen das Potenzial der
Reserve noch besser nutzen."

Die bayrische Landesregierung macht sich schon seit Jahren für
Bundeswehreinsätze im Innern stark. Sie war in den letzten Jahren schon an
mehreren Bürgerkriegsübungen beteiligt, wie z.B. an GETEX ("Gemeinsame
Terrorismusabwehr-Exercise"), BAYTEX und der bundesweiten Anti-Terror-Übung
2017, bei denen schwerbewaffnete Soldaten die Zusammenarbeit mit der
Polizei in den Innenstädten trainierten.

Der Aufbau von Heimatschutztruppen ist nicht auf die Bundesrepublik
beschränkt. Ähnliche Entwicklungen gibt es bereits in Frankreich, Polen,
Schweden, Dänemark und den baltischen Staaten. All diese Länder bauen
nationale Reservistentruppen für den Einsatz im Innern auf, um sich auf
zukünftige Aufstände vorzubereiten.

In Frankreich entsteht seit den Terroranschlägen von 2015 eine 85.000 Mann
starke Nationalgarde, die alle Inlandseinsätze der Armee übernehmen soll.
Präsident Emmanuel Macron setzt bereits seit Ende März Soldaten gegen die
Gelbwesten ein, die gegen soziale Ungleichheit und den "Präsidenten der
Reichen" auf die Straße gehen. Der Pariser Militärgouverneur General Bruno
Leray drohte, dass seine Soldaten notfalls auch scharfe Munition einsetzen
würden [1].

In Deutschland ist das Pilotprojekt "Landesregiment Bayern" Teil einer
umfassenden Aufrüstung aller Staatsorgane - des Militärs, der Polizei und
der Geheimdienste - und der gezielten Stärkung rechtsextremer Kräfte. Dazu
gehören die neuen Polizeigesetze in den einzelnen Bundesländern, die
finanzielle, personelle und materielle Aufrüstung von Polizei und
Geheimdiensten und der Aufbau von Lagern und Abschiebegefängnissen für
Flüchtlinge.

Der Einsatz der Bundeswehr und der Reservistenverbände im Innern verstößt
gegen die Verfassung. Das Grundgesetz schließt Armeeeinsätze im Innern
ausdrücklich aus, ausgenommen sind lediglich "Naturkatastrophen" oder
"besonders schwere Unglücksfälle", wie das verheerende Elbe-Hochwasser von
2013. Dennoch werden sie bereits seit Jahren praktiziert und ständig
ausgeweitet.

So heißt es in der "neuen Konzeption der Bundeswehr", die die Große
Koalition im letzten Sommer vorgelegt [2] hat: "Mit Blick auf die
Gefährdungen in 'global commons' sowie hybriden Bedrohungen auch aus dem
Cyber- und Informationsraum verlieren nationale und räumliche Grenzen sowie
die strikte Trennung von innerer und äußerer Sicherheit ihre Bedeutung."

Das Papier, das sich für den permanenten Einsatz der Bundeswehr im Innern
und die Zusammenarbeit von Militär und Polizei ausspricht, wird auch von
der SPD und den Grünen unterstützt. Die ersten gemeinsamen Übungen [3] von
Bundeswehr und Polizei im Inland hatten nicht nur die Rückendeckung der
federführenden Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen (CDU), sondern
auch des damaligen NRW-Innenministers Ralf Jäger (SPD) und des
baden-württembergischen Ministerpräsidenten Winfried Kretschmann (Grüne).

Das Verbot von Bundeswehreinsätzen im Innern war eine der Lehren, die aus
der Weimarer Republik und dem Naziregime gezogen wurden. Die Reichswehr
hatte zusammen mit paramilitärischen Kampfverbänden, Geheimdienst und
Polizei einen Staat im Staat gebildet. Auf das Konto dieses "tiefen Staats"
gingen unter anderem die Ermordung Rosa Luxemburgs und Karl Liebknechts,
sowie die blutige Niederschlagung der Münchner Räterepublik vor genau
hundert Jahren.

In München wüteten die Freikorps von April bis Mai 1919 besonders brutal
und ermordeten tausende Revolutionäre und auch einfache Arbeiter. Gerade
Bayern bildete daraufhin ein Eldorado für alle Arten von Freikorps und
Wehrverbänden. Sie agierten unter der Protektion des reaktionären
bayrischen Ministerpräsidenten, Gustav Ritter von Kahr, und der
sozialdemokratischen Reichsregierung Ebert/Scheidemann in Berlin mit ihrem
Wehrbeauftragten Gustav Noske (SPD). Sie bereiteten anderen Verbänden wie
dem Stahlhelm und den Sturmabteilungen (SA) der Nazis und schließlich der
Machtergreifung Hitlers den Weg.

Mit dem Aufbau des Landesregiments in Bayern wirft die Große Koalition aus
CDU/CSU und SPD diese Lehren komplett über den Haufen. Im Todeskampf des
Kapitalismus greift sie mehr und mehr zu autoritären Methoden, um sich
gegen den Widerstand der arbeitenden Bevölkerung zu wappnen.


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/03/25/fran-j01.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2018/08/25/bund-a25.html

[3] https://www.wsws.org/de/articles/2016/09/02/bund-s02.html
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GRASWURZELREVOLUTION/1869: Marseille - Einstürzende Altbauten


graswurzelrevolution Nr. 439, Mai 2019

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Marseille: Einstürzende Altbauten

Eine mörderische Mischung aus Klientelismus und Gentrifizierung

von Lou Marin



Marseille ist eine schöne Stadt am Mittelmeer. Davon wird in diesem
Artikel aber nicht die Rede sein. Denn Frankreichs wichtigste
Hafenstadt ist für seine verarmten Bewohner*innen auch mörderisch und
in dieser Hinsicht innerhalb Europas wahrscheinlich nur mit Genua oder
Neapel zu vergleichen. Eine tödliche Mischung aus kommunalpolitischem
Klientelismus und rücksichtsloser Politik der Gentrifizierung.
(GWR-Red.)


Am Morgen des 5. November 2018 stürzten drei Häuser, die Nummern
63 bis 65 im Innenstadtviertel Noailles von Marseille in sich zusammen
und begruben acht Bewohner*innen unter den Trümmern. Bis Mitte April
2019 wurden unter Dringlichkeit etwa 2.700 Menschen aus rund 300 akut
einsturzgefährdeten Häusern geholt, oft nachts. Sie mussten innerhalb
kurzer Zeit, nur weniger Minuten, ihre Wohnung verlassen, durften nur
Pässe und persönliche Papiere mitnehmen und ihr Haus danach nicht mehr
betreten. Diese menschengemachte Katastrophe, die die Stadtverwaltung
und ihr überforderter Bürgermeister Claude Gaudin (LR; Les
Républicains, die bürgerlich-konservative Ex-Sarkozy-Partei) zu
verantworten haben, ist der negative Höhepunkt einer
Gentrifizierungspolitik unter Strukturen des "vertikalen
Klientelismus" - mit mörderischen Konsequenzen.


Marseilles verfehlter Strukturwandel

Dieses, vom Bürgermeister völlig abwegig als "Naturkatastrophe"
bezeichnete Drama ist die größte Bevölkerungsverschiebung innerhalb
Marseilles seit der Befreiung von der Nazi-Besatzung Ende 1944.

Die ökonomische Exportstrategie der Hafenstadt Marseille nach der
Befreiung wies dieselben Fehler auf wie die Exportstrategie des
heutigen Venezuelas oder Algeriens. Die gesamte ökonomische
Ausrichtung war monopolistisch, ausschließlich auf den Kolonialhandel
ausgerichtet. Als Ende der Fünfzigerjahre Indochina, dann die Kolonien
in West- und Zentralafrika sowie Algerien zu Beginn der Sechzigerjahre
unabhängig wurden und ihre Exporte diversifizierten, war es vorbei mit
der Export-Monokultur Marseilles. Die Marseiller Börse schloss und es
setzte eine lange und schleichende Krise des Hafens und damit auch der
Arbeiterklasse Marseilles ein. Die KPF (Kommunistische Partei
Frankreichs) hatte unmittelbar nach der Befreiung bei Kommunalwahlen
bis zu 40% an Stimmen erhalten; doch der Kalte Krieg sowie die
Gründung einer Konkurrenzgewerkschaft gegen die stalinistische CGT
(Allgemeine Arbeiterkonföderation), nämlich die FO (Force ouvrière) im
Jahr 1947, schwächten die Arbeiterklasse. Die FO war zunächst
trotzkistisch dominiert, strukturierte sich aber dann immer mehr
reformistisch. Heute umfasst sie alle städtischen Angestellten und
steht dem Bürgermeister zu Diensten.

Die Hafen- und Handelskrise erreichte in den 1980ern ihren Höhepunkt;
viele Hafenarbeiter wurden durch die maghrebinische Arbeitsmigration
rassistisch und traten direkt zum FN (Front National, heute RN,
Rassemblement National) über.

Zu dieser Zeit war PS-Mitglied (Sozialistische Partei, real aber
sozialdemokratisch, heute neoliberal) Gaston Deferre Bürgermeister, er
übte dieses Amt von 1953 bis zu seinem Tod 1986 aus. Er stützte sich
dabei auf eine kommunalpolitische Klientel sowie auf die FO, die dann
später der heutige Bürgermeister Jean-Claude Gaudin nur leicht
verändert und mit Seilschaften aus dessen Freundeskreis, aber
ebenfalls auf die FO gestützt, übernahm. Auffällig bei beiden
Bürgermeistern ist ihre ewig lange Amtszeit; Gaudin ist seit 1995
Bürgermeister, nunmehr über vier Wahlperioden hinweg. Die
Kommunalpolitik sowohl von Deferre als auch von Gaudin war darauf
ausgerichtet, die Hafenkrise durch einen Wandel Marseilles hin zur
Touristenstadt aufzufangen. Das hatte nur einen Haken - und der lag
bei der verarmten ebenso wie gemischt-kosmopolitischen Bevölkerung in
der zentralen Innenstadt.(1)

Für die Umschichtung auf touristische Attraktivität war diese
Prekaritäts- und Migrationsbevölkerung in der Innenstadt ein
Hinderungsgrund. Das zeigt beispielhaft die Herkunft der durch den
Einsturz Getöteten: Darunter war ein Franzose, Julien; ein Bewohner
tunesischer Herkunft, Taher; einer algerischer Herkunft, Chérif; der
Franzose Fabien, ein Maler; dann Simona, eine junge italienische
Studentin; Niasse, senegalesischer Herkunft; Oulume aus den Komoren
eingewandert, Mutter von sechs Kindern; schließlich Marie-Emmanuelle,
französische Künstlerin. Es ist ein typischer Querschnitt für die
gemischte, aber durchweg verarmte Wohnbevölkerung dieses
Innenstadt-Viertels.(2)

Diese Bevölkerungszusammensetzung musste weg, das war das
unausgesprochene Ziel der Gentrifizierungspolitik Marseilles, und sie
sollte durch eine bourgeoise Innenstadt-Bevölkerung ersetzt werden
- so wie sie in den anderen Großstädten Frankreichs existiert.

In Lyon, Bordeaux und Paris ist die Innenstadt reich und bourgeois und
die Verarmten und Migrant*innen bevölkern die Vorstädte, wo ihre
Revolten, wie 2005, und ihre gesundheitsschädlichen Wohnbedingungen
den Tourismus nicht stören.

Seit den Achtzigerjahren hat also unter Deferre wie unter Gaudin der
Tourismus Priorität und es wird die Kommunalpolitik eines geplanten
Bevölkerungstauschs durchgeführt.

Wie sehr, das zeigte jüngst wieder mal die Tatsache, dass viele
Evakuierte zunächst provisorisch von der Stadt in kleinen Hotelzimmern
notdürftig untergebracht wurden. Doch dort müssen sie im Frühjahr
wieder raus, denn an Ostern beginnt die Tourismus-Saison: "Die Stadt
will die Zimmer freimachen für die Touristen. Der Bürgermeister hat
verstohlen angekündigt, jetzt plötzlich 'Notunterkünfte' öffnen zu
wollen"(3) - fünf Monate nach dem Drama.


Vertikaler Klientelismus: das System Gaudin

Am 8. Oktober wird Jean-Claude Gaudin 80 Jahre alt. Mit dieser Krise
ist er völlig überfordert, verlautbart ungeheuerliche Erklärungen, wie
etwa der Einsturz der Altbauten habe "am Regen" gelegen.
Rücktrittsforderungen, die von einer erstarkten und entschlossenen
Bewegung gegen seine Gentrifizierungspolitik immer wieder geäußert
werden, kontert er mit dem dummen Spruch, im Sturm gehe ein Kapitän
nicht vom Schiff. Gaudin ist wie eine Art Halb-Leiche nach dem Muster
des senilen Präsidenten Bouteflika von Algerien, nur hält sich Gaudin
noch immer an der Macht. Dieses System funktioniert auch ähnlich wie
das System Erdogan: Einmal an der Macht, immer an der Macht.

Der kritische linke Journalist Philippe Pujol, dessen Buch über
Marseille mittlerweile in deutscher Übersetzung erschienen ist, nennt
das System Gaudin "vertikalen Klientelismus".(4) Es ist über mit
Gaudin persönlich befreundete Architekten organisiert, richtige
Speichellecker wie Roland Carta. Alle städtischen Bauvorhaben werden
direkt über diese persönlich befreundeten Architekten vergeben. Der
vertikale Klientelismus läuft laut Pujol in drei Stufen:
"Ganz oben räumt der Architekt dem direkt darunter angesiedelten
Investor die Hindernisse aus dem Weg, und alle Subunternehmer des
Investors und dessen Beschäftigte profitieren dann vor Ort. Alle
Beteiligten, seien es Bauunternehmer, technisches Personal oder
Zulieferer mit ihren Angestellten, haben ein Interesse am Fortbestand
des Systems Gaudin."(5)

Gaudin verlangt nur eine kleine Gegenleistung, aber von allen
Beteiligten, bis in die Bauarbeiterfamilien der dritten Stufe hinein:
ihn bei den nächsten Kommunalwahlen zu wählen!

So werden die ständigen Wiederwahlen schon von Deferre, jetzt von
Gaudin erzeugt. Frustrierte Bürger*innen beteiligen sich aufgrund
dieses Filzes immer weniger oft an Kommunalwahlen - und genau das
nützt Gaudin, dessen ständig mobilisierte Klientel somit prozentual
bedeutsamer wird. Je länger die Regentschaft, desto gefestigter die
Macht! Ob der Greis Gaudin dabei im Laufe der Zeit verblödet, stört
nicht das System.

Durch diesen Klientelismus ist übrigens immer und zuallererst
ausgeschlossen, dass es je eine Bürger*innenanhörung oder gar einen
Mitentscheid der Betroffenen im Stadtviertel bei irgendeinem
Bauvorhaben gibt.

Denn immer ist schon anfangs alles entschieden, die Gelder sind
geflossen und es erhalten immer die großen Bauträger den Zuschlag, die
an die Klientel-Architekten Gaudins angeschlossen sind. Diskutiert
wird nicht mehr.


Von der Inkompetenz zum Zynismus

Vieles in Marseille ist im Zusammenhang mit dem Einsturz der Altbauten
unglaublich, aber all das ist wirklich so passiert: Das begann schon
beim Trauermarsch "in Weiß" am 10. November 2018, organisiert von
einem Betroffenen-Kollektiv "Collectif du 5 novembre".

Während bei diesem Trauermarsch die etwa 8.000 Beteiligten an einem
Gebäude in einer großen Verkehrsstraße vorbeimarschierten, stürzte
dort der Balkon eines alten Gebäudes herunter und verletzte drei der
Demonstrierenden.(6)

All das ist kein Stück aus einer schlechten Fantasy-Story: Ein Experte
für Bausubstanz, Raynald Filipputti, hat das Bürgermeisteramt bereits
2014 über die Baufälligkeit der Gebäude Nr. 63-67 in der Rue d'Aubagne
informiert. Neuerliche Warnungen gab es 2017 und 2018, nur wenige
Wochen vor dem Einsturz.(7)

Es ist geradezu Politik der Stadt, alles verfallen zu lassen, dann die
leer gewordenen Wohnungen aufzukaufen und mit einem Modell
städtisch-privater Bauvorhaben luxuszusanieren. Eigentümerauflagen,
Vermieter-Verpflichtungen zu Instandhaltungsarbeiten werden von der
Stadt nicht kontrolliert. Es gibt keine kommunale Praxis, auch nur
städtische Genehmigungen für Vermietung auszustellen. Erst jüngst hat
der LR-dominierte Stadtrat erneut gegen die Vorschläge der
Oppositionsparteien gestimmt, kommunale Genehmigungen für Vermietung
einzuführen.

Die Gaudin-Klientel weiß nicht, was in den einsturzgefährdeten Häusern
vor sich geht. Sie will es gar nicht wissen. Es hat sich in diesen
Häusern ein ganz eigener Stand der sogenannten "Marchands de Sommeil"
(Schlafplatz-Verkäufer) eingenistet, der an verarmte Bewohner*innen in
baufälligen Dreckslöchern ("taudis" genannt) überteuert vermietet und
Auflagen der Stadt einfach nicht durchführt, weil sie niemand
kontrolliert.(8)

Wie denn auch, wenn hohe Funktionsträger*innen der Stadt ihre Posten
nur aufgrund persönlicher Freundschaft und Speichelleckerei zu Gaudin
erhalten haben. Mehrere Berichte der lokalen Presse legen immer wieder
die Inkompetenz der Stadtverantwortlichen für den Zustand von
Mietwohnungen offen.

Typisch für diesen Filz und auch für die Bereicherungsmentalität der
Lokalpolitiker*innen aus Gaudins Partei LR sind folgende Fakten, die
Stück für Stück an die Öffentlichkeit gelangten: Xavier Cachard,
Vizepräsident des Regionalrats, war Privateigentümer eines
Appartements in der Rue d'Aubagne Nr. 65, einem der eingestürzten
Häuser. Er wurde am 15. November seines Amtes enthoben. Bernard
Jacquier, Vizepräsident der LR-Partei für die Metropole Aix-Marseille,
ist Eigentümer einer Bruchbude im 3. Arrondissement, von deren
gesundheitsschädlichem Zustand er angeblich nichts wusste. Er trat am
17. November von seinem Posten zurück. Thierry Santelli ist Eigentümer
eines Appartements im Innenstadtteil Belle-de-Mai, das als "gefährdet"
ausgewiesen und am 13. November geräumt wurde. Er zeigte sich
"überrascht" - obwohl er von der Sozialversicherung vorgewarnt worden
war - und hätte sich aber "nichts vorzuwerfen". Als Vizepräsident des
Departements und als Stadtrat musste er trotzdem zurücktreten. Und
André Malrait, Beigeordneter des Bürgermeisters, vermietete ein Zimmer
in "gesundheitsschädlichem" Zustand an eine junge Frau für 520 Euro
pro Monat. Tatsächlich war das ein 17m² großer Raum, der offiziell als
Garage für Motorräder eingetragen war. Malrait bezeichnete sich darauf
als "untadelig" - der städtische Dienst für kommunale Hygiene
bestätigte noch einmal die Gesundheitsschädlichkeit der Wohnung. Doch
Malrait tritt nicht zurück, obwohl das alle innerhalb und außerhalb
des Stadtrats fordern.

Der Zynismus und die Arroganz der Stadtregierung sind grenzenlos.
Laure-Agnes Caradec, Beigeordnete für den Bereich "Urbanismus", hat am
Tag direkt nach den Einstürzen freudig bei einem Fest zu Ehren von
Schokoladenproduzenten teilgenommen, als wenn nichts geschehen wäre.
Auf die Frage eines Journalisten, warum die Stadt 56 Mio. Euro für ein
Eisstadion (im äußerst warmen Mittelmeerklima!), aber nur 15 Millionen
pro Jahr (in Wirklichkeit 3 Millionen nach Faktenprüfung durch die
investigative Lokalzeitung Marsactu) zur Bekämpfung
einsturzgefährdeter Wohnungen ausgegeben habe, antwortete Gaudin, er
bedauere da nichts.(9) Ein früherer Mitarbeiter der städtischen
Wohnungsbaugesellschaft "Soleam" sagte gegenüber Marsactu, der
kommunale Sicherheitsdienst für Gebäude sei "total dysfunktional",
habe ein "Problem der Kompetenz, der Ausbildung und des Willens"
sowie: "Das Viertel Noailles war nun wirklich die letzte Priorität
aller städtischen Interventionen im Bereich Urbanismus."(10)

Außer Bewohner*innen mussten auch 120 Handwerker*innen und
Kleinhändler*innen ihre Geschäfte aufgeben. Ein kostenloser
Essens-Versorgungsdienst der Stadt für die Betroffenen wurde Anfang
April eingestellt.

Anfang April 2019 waren 1.200 Personen von den evakuierten 2.700
offiziell umquartiert. Davon haben 100 aber selbst eine Wohnung
gefunden; 570 wurden von einer Sozialwohnungsgesellschaft
untergebracht und 640 sollten in ihre geräumten Wohnungen wieder
einziehen, weil angeblich Ausbesserungsarbeiten durchgeführt worden
seien. Diese waren aber oft nur angewiesen, nicht ausgeführt noch
kontrolliert worden, so dass die Ex-Bewohner*innen gegen ihren
Wiedereinzug in die noch beschädigten Wohnungen protestierten.(11) In
Marseille gibt es derzeit gleichzeitig 30.000 leer stehende Wohnungen,
darunter viele in der lang gezogenen Rue de la République, wo schon
vor Jahren ein Gentrifizierungs- und Luxussanierungsprojekt teilweise
gescheitert ist.(12) Aber bis auf wenige Ausnahmen weigert sich die
Stadt, Requirierungen für die Evakuierten vorzunehmen.

Es hat eine riesige Protestwelle von Demonstrationen gegen die
Gaudin-Stadtregierung, besonders bis Ende Dezember 2018, gegeben, die
im neuen Jahr ein wenig schwächer geworden ist. Aber die Betroffenen
haben sich selbst organisiert, besonders im Collectif 5 novembre, und
sie haben eine "Charta für Neu-Unterbringung" mit sozialen
Mindestbedingungen und zu gleichen Rechten für alle Evakuierten(13)
formuliert. Sie lassen die Stadt damit nicht mehr in Ruhe.


Anmerkungen:

(1) Zum Aufbau des Marseiller Klientelismus während der Ära Deferre
vgl.: Cesare Mattina: Clientélismes urbains. Gouvernement et hégémonie
politique à Marseille, Presses de Sciences po, Paris 2016, besonders
S. 11-181.

(2) "Effondrement des immeubles rue d'Aubagne à Marseille", sehr
ausführlicher und kritischer Wikipedia-Eintrag, eingesehen 11. April
2019, S. 2f.

(3) David Coquille: "Cinq mois d'un drame de l'habitat qui n'en finit
pas", in der Marseiller linken Tageszeitung La Marseillaise,
Wochenende 6. und 7. April, S. 2f.

(4) Philippe Pujol: Die Erschaffung des Monsters. Elend und Macht in
Marseille, Hanser, Berlin 2016, mit einem ganzen, allerdings noch zu
freundlichen Kapitel über Gaudin S. 215-243, hier S. 222.

(5) Pujol, ebenda, a.a.O., S. 222.

(6) "Effondrement des immeubles...", ebenda, a.a.O., S. 7.

(7) Ebenda, S. 2.

(8) Ebenda, S. 6 und S. 8.

(9) Ebenda, S. 5 und S. 9.

(10) Ex-Soleam-Mitglied in Marsactu, zit. nach "Effondrement des
immeubles...", a.a.O., S. 1.

(11) David Coquille: "Cinq mois d'un drame...", ebenda, a.a.O., S. 3.

(12) Vgl. Günther Liehr: Marseille. Porträt einer widerspenstigen
Stadt, Rotpunktverlag, Zürich 2013, besonders zur Rue de la République
im Rahmen des Projekts "Euroméditérrannée", S. 271-289.

(13) L.P.: "Les collectifs d'habitants bataillent pour une 'Charte du
relogement'", in: La Marseillaise, Wochenende 6. Und 7. April,
S. 4.
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PREIS/2237: Ausgezeichnete Produktionen auf dem DOK.fest München (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 18. Mai 2019

34. Internationales Dokumentarfilmfestival München

Ausgezeichnete Produktionen auf dem DOK.fest München



Beim 34. Internationalen DOK.fest München wurde am Samstagabend, 18.
Mai 2019 der vom Bayerischen Rundfunk und Global Screen gestiftete
Hauptpreis "VIKTOR Main Competition DOK.international" an den
Dokumentarfilm von Andreas Hoessli "Der nackte König - 18 Fragmente
über Revolution" vergeben. Der "kinokino Publikumspreis" ging an
"Another Reality" von Noël Dernesch und Olli Waldhauer. Das
diesjährige DOK.fest München findet vom 8. bis 19. Mai 2019 statt.


VIKTOR Main Competition

Die internationale Jury, dieses Jahr bestehend aus Leah Giblin
(Leiterin Fördermittel, Cinereach Filmproduktion), Elena Podolskaya
(Geschäftsführerin Antipode Sales & Distribution) und Anita Reher
(Geschäftsführerin Nordisk Panorama), zeichnet den Dokumentarfilm "Der
nackte König - 18 Fragmente über Revolution" (Deutschland, Polen,
Schweiz) mit dem Hauptpreis "VIKTOR Main Competition" aus. Der von BR
und Global Screen gestiftete Preis wird von BR-Redakteur Martin
Kowalczyk im Audimaxx der Hochschule für Fernsehen und Film München
(HFF) an den Regisseur Andreas Hoessli überreicht.


Inhalt "Der nackte König - 18 Fragmente über Revolution"

1979, Revolution im Iran. 1980, Revolution in Polen. Der Sturz des
Schahs, des "Königs der Könige" im Iran, Massenstreiks und die
Bewegung "Solidarnosc" in Polen. Was geschah in den Köpfen der jungen
Frauen und Männer, die damals an den Revolutionen beteiligt waren? Was
ging in ihnen vor, als die Revolution niedergeschlagen wurde, oder -
wie im Iran - eine religiös-autoritäre Elite die Macht übernahm?

Der Autorenfilmregisseur Andreas Hoessli war jahrelang als
Krisenreporter unterwegs. Vor 35 Jahren hat er die Aufstände der
Solidarnosc in Polen und der Islamischen Revolution im Iran hautnah
miterlebt. Seither beschäftigen sie ihn, und er begibt sich auf eine
Reise an die Schauplätze im heutigen Polen und Iran, wo er ehemalige
Revolutionäre trifft.

Bruno Ganz führt in dem Film von Andreas Hoessli als Erzähler durch
die Parallelgeschichte.


kinokino Publikumspreis

Die Redaktion von "kinokino", dem Filmmagazin von 3sat und Bayerischem
Rundfunk, lobte in diesem Jahr zum fünften Mal auf dem Internationalen
DOK.fest München den Publikumspreis aus. Das Publikum entschied sich
für "Another Reality" von Noël Dernesch und Olli Waldhauer. Den
kinokino Publikumspreis gewinnt der Film, der die meisten Stimmen im
Verhältnis zu seiner Zuschauerzahl erhalten hat. "Another Reality" hat
mit 82 Prozent gewonnen. Über 11.000 DOK.fest Besucher beteiligten
sich insgesamt an der Abstimmung. Projektleiterin in der
3sat-Geschäftsführung, Birgit Metz und "kinokino"-Autor Daniel Ronel
überreichen die Auszeichnung an die beiden Regisseure Noël Dernesch
und Olli Waldhauer.


Inhalt "Another Reality"

Deutscher Großstadtalltag in der Parallelgesellschaft illegaler
Familienclans. Männer mit gut gepflegten Bärten, Muckis und dicken
Autos lassen uns in ihre Wohnzimmer. Sie haben jede Menge Cousins, das
schnelle Geld liegt einen Auftrag entfernt, das Gefängnis ebenso. Ihr
Viertel ist ihre Bühne, auf der sie sich nur zu bereitwillig
präsentieren und so den Blick freigeben in eine Welt, die nach eigenen
Regeln funktioniert.

Ein pointiertes Porträt einer Gesellschaftsgruppe auf der Suche nach
ihrer Identität. Nah dran, witzig, stilsicher in der Großstadtkulisse
in Szene gesetzt. Wer seine Kreativität auslebt, macht hier Gangsta
Rap mit echter Street Credibility. Respekt!


Die Preisverleihung in "kinokino"

Die Preisverleihung des Hauptpreises "VIKTOR Main Competition" und des
"kinokino-Publikumspreises" ist unter anderem ein Thema in "kinokino"
am 22. Mai, 0.40 Uhr im BR Fernsehen (3sat, 21. Mai, 21.45 Uhr). Die
Sendung ist nach Ausstrahlung abrufbar in der BR Mediathek unter
www.br.de/mediathek.

 * 
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FEATURE/1249: Deutschlandfunk Kultur - Die Früchtchen der Familie Dahl, 22.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Erdbeerium

Die Früchtchen der Familie Dahl

Von Wiebke Keuneke

SWR 2017/54'01

Feature

Mittwoch, 22. Mai 2019, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Seit der Steinzeit ernährt sie den Menschen und seit der Wende vor
allem eine Familie im Nordosten Deutschlands: die Erdbeere. Das rote
Früchtchen hat Robert Dahl und seine Familie reich gemacht. Die
Erlebnislandschaften "Karls Erdbeerhof" sind nach Dahls Großvater
benannt, der schon 1921 Obst und Gemüse auf Wochenmärkten verkaufte.
"Der Apple unter den Erdbeeren" nannte das Wirtschaftsmagazin brand
eins das Unternehmen bewundernd. Andere dagegen trifft angesichts des
ungehemmt kitschfröhlich expandierenden Erdbeeriums der
Fruchtzuckerschock.

 * 
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FEATURE/1248: Deutschlandfunk Kultur - Eigentum verpflichtet, 21.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

70 Jahre Grundgesetz

Eigentum verpflichtet

Hörbild über einen löblichen Verfassungsgrundsatz

Von Florian Felix Weyh

Zeitfragen. Feature

Dienstag, 21. Mai 2019, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



"Eigentum verpflichtet", dass es dieser maximal kurze Satz ins
Grundgesetz schaffte, ist Hugo Sinzheimer zu verdanken. Als
bedeutender Jurist und wichtiges SPD-Mitglied war er die treibende
Kraft dahinter, dass die Idee als § 153 in der Weimarer Verfassung von
1919 fixiert wurde. Durch seinen Schüler Carlo Schmitt ging dieser
Absatz auch ins Grundgesetz über, als Artikel 14 (2): "Eigentum
verpflichtet. Sein Gebrauch soll zugleich dem Wohle der Allgemeinheit
dienen." Doch was heißt das konkret? Artikel 14 GG stimuliert die
Fantasie wie kein anderer Verfassungsgrundsatz. Welche Wünsche,
Zukunftshoffnungen, Ängste verbinden sich mit ihm?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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FEATURE/1247: ARD radiofeature - Betrug in meinem Namen, 22.-26.5.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

"Betrug in meinem Namen - Ein Feature über Identitätsdiebstahl"

Eine Produktion des Saarländischen Rundfunks für das ARD radiofeature
2019

SWR - Mittwoch, 22. Mai 2019, 22:03 - 23.00 Uhr

BR 2 - Samstag, 25. Mai 2019, 13:05 Uhr - 14.00 Uhr

SR 2 KulturRadio - Samstag, 25. Mai 2019, 17:04 - 18.00 Uhr

Bremen Zwei (RB) - Samstag, 25. Mai 2019, 18:05 - 19.00 Uhr

WDR 5 - Sonntag, 26. Mai 2019, 11:05 Uhr - 12.00 Uhr

NDR Info - Sonntag, 26. Mai 2019, 11:05 - 12.00 Uhr

hr2-kultur - Sonntag, 26. Mai 2019, 18:05 - 19.00 Uhr



Plötzlich liegt im Briefkasten eine Mahnung von einem britischen
Online-Shop: Angeblich soll eine teure Uhr bestellt und nicht bezahlt
worden sein. Bald kommen Mahnungen für Jacken, Hosen und noch mehr
Uhren. So hat es SR-Autorin Katrin Aue am eigenen Leib erfahren. Sie
ist Opfer von Identitätsdiebstahl geworden. In ihrem Namen haben
Kriminelle über Monate immer wieder Waren bestellt und diese dann
trickreich abgegriffen. Eine Masche, die offiziell Warenkreditbetrug
genannt wird und zu einem Massenphänomen geworden ist.

Allein in Berlin hat sich die Zahl der angezeigten Fälle für
Warenkreditbetrug in den vergangenen zehn Jahren verdoppelt. In der
Regel stecken international organisierte Banden hinter dem Betrug.
Katrin Aue spricht mit weiteren Opfern, erfährt von Ermittlern und
Experten mehr über die Täter und stellt Hilfsangebote vor. "Betrug in
meinem Namen - Ein Feature über Identitätsdiebstahl" heißt das neue
ARD radiofeature. Ab Mittwoch, 22. Mai 2019, ist es in sieben Wort-
und Kulturwellen der ARD zu hören und ist im Internet unter
www.ardaudiothek.de sowie als Podcast verfügbar.

"das ARD radiofeature" begibt sich auf Spurensuche. Recherchiert
Hintergründe und Zusammenhänge, sucht nach der Wahrheit hinter der
Wirklichkeit.

Laut Forsa war in Deutschland fast jeder Achte schon mal von einer der
vielen Formen des Identitätsdiebstahls betroffen, also der
missbräuchlichen Nutzung personenbezogener Daten. An Namen, Adressen
und Ausweiskopien gelangen die Täter unter anderem über gefälschte
Immobilienangebote und Jobanzeigen. Unter nicht mehr genutzten
Internet-Domains werden Fake-Shops eingerichtet - im Namen der
ehemaligen Besitzer der Internetadressen. In Deutschland wird die
Identität bei der Domainregistrierung wenig bis gar nicht
kontrolliert. Leichtes Spiel für Kriminelle.

Für die Betrugsopfer können die Fälle zur nervlichen Belastung werden.
Eine Betroffene sagt: "Das ist etwas, was mir auch persönlich Angst
macht. Das Gefühl geht auch nie weg. Dass jemand deinen Namen
missbraucht, um jemand anderen zu betrügen." Ein Patentrezept, um sich
zu schützen, gibt es nicht. Grundsätzlich empfehlen Experten einen
restriktiven Umgang mit den eigenen personenbezogenen Daten.
Betrugsfälle sollten Betroffene unmittelbar zur Anzeige bringen.

Katrin Aue, gebürtige Ostfriesin, studierte Ethnologie. Volontariat
beim RBB, dann Reporterin bei den politischen Magazinen des RBB-
Fernsehens. Wechsel ins Recherche-Team der Nachrichtenagentur dapd.
Seit 2014 als Moderatorin, Redakteurin und Reporterin beim
Saarländischen Rundfunk.

Redaktion: Jochen Marmit (SR)

 * 
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MUSIK/2896: Deutschlandfunk - Wie asiatische Musiker die Klassikszene prägen, 21.5.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Vorurteile, Chancen, Widersprüche

Wie asiatische Musiker die Klassikszene prägen

Von Dagmar Penzlin

Musikszene

Dienstag, 21. Mai 2019, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



An den deutschen Musikhochschulen studieren aktuell schätzungsweise um
die zwölf Prozent angehende Profi-Musiker aus asiatischen Ländern, die
größte Gruppe kommt aus China und Südkorea. Sie sind oft musikalisch
schon sehr weit fortgeschritten, ihre Deutschkenntnisse aber eher
gering. Viele gewinnen Wettbewerbe, einige werden Mitglieder in
deutschen Opernensembles und Orchestern. Manche sind als Solisten
erfolgreich im ohnehin hart umkämpften Klassikmarkt - in ihren
Heimatländern feiern ihre Fans sie nicht selten wie Popstars. Welche
Strategien braucht es als asiatischer Musiker für eine erfolgreiche
Karriere? Künstlerisch, aber auch in puncto Marketing?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 14. Mai 2019
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PREIS/332: Radiokulturpreis 2019 für Deutschlandfunk Kultur (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 20.05.2019

Radiokulturpreis 2019 für Deutschlandfunk Kultur

Der Radiokulturpreis der GEMA geht in diesem Jahr an Deutschlandfunk
Kultur und SR 3 Saarlandwelle



Deutschlandfunk Kultur wird in der Kategorie "Ernste Musik, Jazz sowie
sonstige gehobene Vokal- und Instrumentalmusik" ausgezeichnet. Der
Preis zeichnet Hörfunkwellen aus, die ihr Programm besonders lebendig
und vielfältig gestalten und damit die Musikkultur fördern. Die
Verleihung der Preise erfolgt am 25. Mai in München.

Zur Begründung erklärte die Jury: "Deutschlandfunk Kultur zeichnet
sich durch ein Kultur- und Musikprogramm aus, das in seiner Vielfalt
einmalig ist. Das Programm des Senders spiegelt die Breite der
deutschen Musikkultur wider: Größen der Ernsten Musik, Popmusik,
Weltmusik und des Jazz prägen den Hörgenuss ebenso wie unbekannte
Bands und sendereigene Mitschnitte von Sinfoniekonzerten.
Deutschlandfunk Kultur brilliert darüber hinaus in der Radiolandschaft
durch sein Engagement für die zeitgenössische Oper und überträgt
regelmäßig aktuelle Aufführungen. Neben dem musikalischen Gehör
schulen die Programmmacher auch den kulturpolitischen Blick ihrer
Hörer. Die zahlreichen Wortbeiträge und Dossiers eröffnen neue
Perspektiven auf Politik und Gesellschaft und befördern immer wieder
Unbekanntes in den Alltag. Die Jury ist sich einig: dem sendereigenen
Anspruch 'das Feuilleton im Radio' zu sein, wird Deutschlandfunk
Kultur in herausragender Weise gerecht."

Programmchef Dr. Hans Dieter Heimendahl: "Deutschlandfunk Kultur
beleuchtet Kultur informativ, sinnlich und unterhaltend. Politik
stellen wir in ihrem kulturellen und gesellschaftlichen Kontext vor:
niveauvoll, aber nicht elitär; neugierig, weltoffen und vertiefend. In
der Musik haben wir den Anspruch, im laufenden Programm, mit
Konzerten, Mitschnitten, Interviews und Kritiken das ganze Bild zu
zeigen. Ob Pop, sogenannte E-Musik, Jazz oder Weltmusik -
Deutschlandfunk Kultur versteht sich dabei auch als Seismograph neuer
Entwicklungen und fördert selbst mit Formaten wie 'Debüt' oder
'Ultraschall' vielversprechende Nachwuchstalente. Nicht nur im
Musikjournalismus erwartet unsere wachsende Hörer- und Nutzerschaft
auch in Zukunft erstklassigen Journalismus - on air und online. Als
nationales Kulturradio freuen wir uns sehr über den Radiokulturpreis."

Mit dem Radiokulturpreis zeichnet die GEMA seit 2015 einmal im Jahr
zwei Hörfunkwellen aus, die sich in besonderer Weise der
Musikkulturförderung verschrieben haben. Dazu zieht die GEMA zehn
sogenannte Kulturfaktoren wie Programmvielfalt, Anteil redaktioneller
Beiträge mit Musikbezug, Anteil deutschsprachiger Musik oder das
Engagement im Bereich der Nachwuchsförderung heran.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio
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ONKOLOGIE/1987: Forschung - Krebswirkstoffe fördern Stammzelleigenschaften von Darmkrebs (idw)


Deutsches Krebsforschungszentrum - 16.05.2019

Krebswirkstoffe fördern Stammzelleigenschaften von Darmkrebs



Eine bestimmte Gruppe von Krebswirkstoffen aktiviert in Darmkrebszellen
den krebsfördernden Wnt-Signalweg, entdeckten nun Wissenschaftler aus dem
Deutschen Krebsforschungszentrum und von der Universitätsmedizin Mannheim.
Das kann zur Folge haben, dass sich Tumorzellen mit Stammzelleigenschaften
anreichern, die resistent gegen viele Therapien sind und zu Rückfällen
führen können. Damit liefern die Forscher eine mögliche Erklärung für die
Frage, warum diese Substanzen beim Darmkrebs keine Wirksamkeit zeigen.

Über die biochemischen Reaktionen des Wnt-Signalwegs reagieren Zellen auf
äußere Einflüsse. Wnt-Signale koordinieren die Entwicklung des frühen
Embryos, spielen aber auch bei vielen krankhaften Prozessen und bei Krebs
eine Rolle. Gingen Forscher zunächst davon aus, ein übermäßig aktivierter
Wnt-Signalweg stehe in erster Linie mit der Entstehung von Krebs im
Zusammenhang, so belegen neuere Ergebnisse, dass Wnt-Aktivität auch die
Krebsstammzellen beeinflusst: "Wnt-Signale wirken sowohl im gesunden Darm
als auch bei Darmkrebs auf das Gleichgewicht zwischen Zellen mit
Stammzell-Eigenschaften und differenzierten Zellen", erklärt Michael
Boutros vom Deutschen Krebsforschungszentrum (DKFZ) und von der
Medizinischen Fakultät Mannheim der Universität Heidelberg.

In Darmkrebs-Stammzellen ist der Wnt-Signalweg besonders aktiv und dafür
verantwortlich, die Stammzell-Eigenschaften aufrecht zu erhalten. Abhängig
von der Wnt-Aktivität können die Krebszellen zwischen Stammzell-Zustand
und einem differenzierten Zustand hin- und herwechseln. Das spielt für den
Behandlungserfolg eine entscheidende Rolle: Krebsstammzellen gelten als
verantwortlich für Rückfälle nach zunächst erfolgreicher Therapie. Während
die "normalen" Krebszellen durch die Medikamente zumeist ausgeschaltet
werden, überleben die Stammzellen und stellen ein Reservoir für spätere
Krebsrückfälle dar.

Wegen der hohen Relevanz der Wnt-Aktivität für den Verlauf der Erkrankung
untersuchten die Teams von Michael Boutros und Matthias Ebert von der II.
Medizinischen Klinik an der Universitätsmedizin Mannheim nun, ob sich
bestimmte Wirkstoffe, die zur zielgerichteten Behandlung von Darmkrebs
eingesetzt werden, auf die Wnt-Signale auswirken.

Viele Tumoren werden durch Mutationen im wachstumsfördernden Ras-Signalweg
angefeuert. Diese überaktiven Ras-Signale lassen sich durch so genannte
MEK-Inhibitoren drosseln. Bei Darmkrebs wirken diese Medikamente jedoch
nicht, und die Arbeit der Heidelberger und Mannheimer Forscher liefert nun
eine mögliche Erklärung dafür: Sie zeigten sowohl an Mäusen als auch an
Organoiden, die aus Tumorzellen von Darmkrebspatienten gezüchtet wurden,
dass MEK-Inhibitoren die Wnt-Aktivität anfeuern.

Gleichzeitig änderte sich die Genaktivität der Krebszellen hin zu einem
stammzelltypischen Muster. Die MEK-Inhibitoren drosseln zwar die
Teilungsrate der Darmtumoren, doch gleichzeitig reichern sich
Krebsstammzellen in den Darmkrebs-Organoiden an. "Das entspricht genau dem
Bild der "schlafenden Krebsstammzellen", die seit einigen Jahren bei
vielen Krebsarten beschrieben worden sind", erklärt Tianzuo Zhan,
Erstautor der Studie und als Clinician Scientist sowohl am DKFZ als auch
an der Universitätsmedizin Mannheim tätig. "Diese Zellen überleben die
Therapie und sind anschließend für den Rückfall verantwortlich."

Boutros und Kollegen wollen nun prüfen, ob sich mit bestimmten Wirkstoffen
der Einfluss der MEK-Inhibitoren auf die Wnt-Aktivität blockieren lässt.


Originalpublikation:

Tianzuo Zhan, Giulia Ambrosi, Maxi Anna Wandmacher, Benedikt Rauscher,
Johannes Betge, Niklas Rindtorff, Ragna S. Häussler, Isabel Hinsenkamp,
Leonhard Bamberg, Bernd Hessling, Karin Müller-Decker, Gerrit Erdmann,
Elke Burgermeister, Matthias P. Ebert & Michael Boutros: 

MEK inhibitors
activate Wnt signalling and induce stem cell plasticity in colorectal
cancer.

Nature Communications 2019

DOI 10.1038/s41467-019-09898-0

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution386
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WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FAKTEN





STATISTIK/117: Behandlungsfehler-Begutachtung - Anstrengungen für Patientensicherheit verstärken (MDS)


Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019

MDK-Behandlungsfehler-Begutachtung: Anstrengungen für Patientensicherheit verstärken



14.133 fachärztliche Gutachten zu vermuteten Behandlungsfehlern hat
der Medizinische Dienst der Krankenversicherung (MDK) 2018 erstellt.
In jedem vierten Fall wurde ein Fehler bestätigt. Das geht aus der
Begutachtungsstatistik hervor, die heute in Berlin vorgestellt wurde.
Sicherheitsmaßnahmen müssen konsequent umgesetzt werden. Notwendig
sind Patientensicherheitsbeauftragte und eine nationale Strategie zur
Fehlervermeidung.

Die Anzahl der Gutachten ist im Vergleich zum Vorjahr leicht
gestiegen. In knapp jedem vierten Fall (3.497) bestätigten die
MDK-Gutachterinnen und Gutachter den Verdacht der Versicherten. In
jedem fünften Fall (2.799) stellte der MDK fest, dass der Fehler den
erlittenen Schaden auch verursacht hat. "Unsere Begutachtungsstatistik
zeigt jedoch nur einen kleinen Ausschnitt. Daher lassen sich keine
generellen Aussagen zum Gefährdungsrisiko ableiten. Wissenschaftliche
Studien gehen davon aus, dass auf jeden festgestellten
Behandlungsfehler etwa 30 unentdeckte Fälle kommen. Die Dunkelziffer
ist hoch", sagt Dr. Stefan Gronemeyer, Leitender Arzt und
stellvertretender Geschäftsführer des MDS. Das Wichtigste sei, über
schwerwiegende und sicher vermeidbare Schadensereignisse wie
Seiten- und Medikamentenverwechslungen oder im Körper verbliebene
Fremdkörper nach Operationen - so genannte Never Events - zu
berichten, um diese künftig systematisch zu vermeiden. Gronemeyer regt
die Schaffung einer nationalen Never-Event-Liste und den Einsatz von
Patientensicherheitsbeauftragten an, um die Sicherheitskultur in
Deutschland voranzubringen. Denn, so Gronemeyer: "Sicherheitskultur
ist auch Berichtskultur".

Fehler in vielen Fachgebieten und bei unterschiedlichsten Eingriffen

In der aktuellen MDK-Begutachtungsstatistik betrafen zwei Drittel der
Vorwürfe Behandlungen in der stationären Versorgung, zumeist in
Krankenhäusern (9.433 Fälle); ein Drittel bezog sich auf Arztpraxen
(4.649 Fälle). "Hintergrund dieser Verteilung ist, dass sich die
meisten Behandlungsfehlervorwürfe auf operative Eingriffe beziehen und
diese erfolgen zumeist in der stationären Versorgung", sagt Prof. Dr.
Astrid Zobel, Leitende Ärztin des MDK Bayern.

31 Prozent aller Vorwürfe (4.349 Fälle) betrafen die Orthopädie und
Unfallchirurgie, 13 Prozent die Innere Medizin und Allgemeinmedizin
(1.792 Fälle), 9 Prozent die Allgemein- und Viszeralchirurgie (1.315
Fälle), ebenfalls 9 Prozent (1.231 Fälle) die Frauenheilkunde und
Geburtshilfe, 8 Prozent die Zahnmedizin (1.109 Fälle) und 5 Prozent
die Pflege (794 Fälle). "In Fachgebieten, in denen häufig
Behandlungsfehler vorgeworfen werden, werden anteilmäßig nicht die
meisten Fehler bestätigt. Eine Häufung von Vorwürfen sagt nichts über
die Fehlerquote oder die Sicherheit in dem jeweiligen Fachbereich
aus", erläutert Zobel. Häufungen würden viel mehr darüber etwas
aussagen, wie Patientinnen und Patienten Behandlungen erlebten. Fehler
seien für Betroffene bei chirurgischen Eingriffen meist leichter
erkennbar als zum Beispiel Medikationsfehler auf der Intensivstation.

Die festgestellten Fehler betreffen die unterschiedlichsten
Erkrankungen und die verschiedensten Behandlungen. Sie reichen von
Hüftgelenksimplantationen über Zahnentfernungen bis hin zu
Kaiserschnittentbindungen und Blinddarmoperationen. Die Zahlen sind
nur repräsentativ für die vom MDK begutachteten Fälle, aber nicht für
alle Behandlungsfehler in Deutschland. Daher lassen die Daten auch
keine generellen Rückschlüsse auf die Patientensicherheit insgesamt
zu.

Never Events von großer Bedeutung für Sicherheitskultur

Fehler, die sicher zu verhindern wären und gleichzeitig große Schäden
verursachen können - wie zum Beispiel Verwechslungen des Patienten,
der Seite, des beabsichtigten Eingriffs oder eines Medikaments - sind
für das Erkennen, Umsetzen und Bewerten von Sicherheitsmaßnahmen von
großer Bedeutung. "Wenn ein Never Event geschieht, dann bedeutet das
nicht, dass Einzelne in der Medizin oder in der Pflege einen besonders
verwerflichen Fehler gemacht haben. Es zeigt vielmehr, dass
Sicherheitsvorkehrungen unzureichend umgesetzt wurden und Risiken im
konkreten Versorgungsprozess bestehen", erklärt PD Dr. med. Max
Skorning, Bereichsleiter Qualität und Patientensicherheit beim MDS.
Für die systematische Fehlervermeidung seien die gezielte Umsetzung
von Sicherheitsmaßnahmen und das Messen der Schadensereignisse
entscheidend. Denn nur dann kann man feststellen, ob die Maßnahmen zu
weniger Fehlern und zu weniger Schäden führen. "Erfolge, die nicht
klar gemessen werden, sind nicht von Dauer", sagt Skorning.

Hintergrund

Spezielle Gutachterteams des MDK prüfen Vorwürfe von
Behandlungsfehlern im Auftrag der gesetzlichen Krankenkassen. Die
Gutachterinnen und Gutachter gehen dabei der Frage nach, ob die
Behandlung nach dem anerkannten medizinischen Standard und in aller
Sorgfalt abgelaufen ist. Liegt ein Behandlungsfehler vor, wird
außerdem geprüft, ob der Schaden, den Versicherte erlitten haben,
durch den Fehler verursacht worden ist. Nur dann sind
Schadenersatzforderungen aussichtsreich. Auf der Basis des
MDK-Gutachtens können die Betroffenen entscheiden, welche weiteren
Schritte sie unternehmen wollen. Versicherten entstehen durch die
MDK-Begutachtung keine zusätzlichen Kosten.


Der Medizinische Dienst des GKV-Spitzenverbandes (MDS) berät den
GKV-Spitzenverband in medizinischen und pflegerischen Fragen. Er
koordiniert und fördert die Durchführung der Aufgaben und die
Zusammenarbeit der MDK.

Der Medizinische Dienst der Krankenversicherung (MDK) ist der
sozialmedizinische Beratungs- und Begutachtungsdienst der gesetzlichen
Kranken- und der Pflegeversicherung. Er ist auf Landesebene als
eigenständige Arbeitsgemeinschaft organisiert.

Diese Pressemitteilung und weitere Informationen finden Sie auf der
Internetseite des MDS: 

www.mds-ev.de

 * 

Quelle:

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019
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MELDUNG/990: DAK-Gesundheit begrüßt Gesetzentwurf zur Digitalisierung (DAK-Gesundheit)


DAK-Gesundheit - 15. Mai 2019

DAK-Gesundheit begrüßt Gesetzentwurf zur Digitalisierung

Nutzen für Versicherte und Patienten ist entscheidend für die Akzeptanz digitaler Gesundheitslösungen



Die DAK-Gesundheit begrüßt den Entwurf für das "Digitale
Versorgungs-Gesetz" (DGV) als wichtigen Schritt, die Digitalisierung
des deutschen Gesundheitswesens voran zu bringen. "Dieses Gesetz
stellt den Nutzen für Patienten konsequent in den Mittelpunkt.
Patienten werden digitale Lösungen künftig schneller und umfassender
nutzen können als heute", kommentiert Andreas Storm,
Vorstandsvorsitzender der DAK-Gesundheit, den Entwurf des DGV. Das
Bundesministerium für Gesundheit hat diesen heute vorgestellt und
trifft darin zahlreiche Regelungen, um technische und strukturelle
Möglichkeiten der Digitalisierung stärker auszuschöpfen.

"Nur wenn wir mit der Digitalisierung einen Nutzen für Versicherte und
Patienten schaffen, werden digitale Lösungen Akzeptanz bei den Nutzern
finden und die großen Potentiale für eine bessere Versorgung zum
Tragen kommen", sagt Andreas Storm, Vorstandsvorsitzender der
DAK-Gesundheit. "Der Gesetzentwurf setzt hier richtige Akzente, da er
gesetzlichen Krankenkassen mehr Möglichkeiten für die Neu- und
Weiterentwicklung von digitalen Versorgungsangeboten für ihre
Versicherten einräumt."

Darüber hinaus sieht das Gesetz eine Reihe weiterer Maßnahmen vor: So
sollen beispielsweise der Ausbau der Telematikinfrastruktur
vorangetrieben, die Anwendung von Telemedizin gestärkt und ein neues
Verfahren zur Übertragung digitaler Gesundheitsanwendungen in die
Regelversorgung etabliert werden.

Das Bundesministerium für Gesundheit setzt damit den Weg zu einer
schnelleren Digitalisierung im Gesundheitswesen konsequent fort. Mit
dem Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) wurden Krankenkassen
erstmals gesetzlich verpflichtet, eine elektronische Patientenakte
(ePA) zu entwickeln. Im Entwurf für das Gesetz für mehr Sicherheit in
der Arzneimittelversorgung (GSAV) ist die Einführung eines
elektronischen Rezepts (eRezept) vorgesehen.

Die DAK-Gesundheit begrüßt insbesondere, dass die Bundesregierung die
Krankenkassen als Gestalter digital gestützter Versorgungsprozesse
stärken möchte. So könnten Patienten beispielsweise auf gefährliche
Wechselwirkungen von Medikamenten hingewiesen werden, die von
verschiedenen Ärzten unabhängig verordnet wurden. Aufgrund von
Stichprobenauswertungen geht die DAK-Gesundheit davon aus, dass jedes
Jahr mehrere Zehntausend ihrer Versicherten von kontraindizierten
Arzneimittelverordnungen betroffen sind. Die Wechselwirkungen können
in einigen Fällen lebensbedrohlich sein. Die derzeitige Rechtslage
erlaubt Krankenkassen weder die systematische Auswertung der
Arzneimitteldaten auf kontraindizierte Verordnungen noch die
betroffenen Patienten darüber zu informieren.

 * 

Quelle:

DAK-Gesundheit - Zentrale

Pressemitteilung vom 15. Mai 2019

Nagelsweg 27-31, 20097 Hamburg

Telefon: 040/239 60

Internet: http://www.dak.de
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HERZ/1174: Bewegung senkt den Blutdruck besonders effektiv (idw)


Deutsche Herzstiftung e.V. / Deutsche Stiftung für Herzforschung - 16.05.2019

Bewegung senkt den Blutdruck besonders effektiv

Ausdauersport und Stressbewältigung sind wichtige Bausteine zur Senkung
des Blutdrucks / Tipps für Bluthochdruck-Patienten zum Welt-Hypertonie-Tag



Zwischen 20 und 30 Millionen Erwachsene in Deutschland haben einen zu
hohen Blutdruck. Bluthochdruck entsteht durch das Zusammenspiel erblicher
Anlagen und ungünstiger Lebensstilfaktoren wie Übergewicht, zu hohe
Salzzufuhr, Bewegungsmangel, zu viel Alkohol, Rauchen und Stress, die den
Blutdruck nach oben treiben. Wer seinen Blutdruck mit natürlichen Mitteln
senken möchte, sollte sich regelmäßig bewegen und Wege zur
Stressbewältigung finden. Ausdauersport hat sich dabei als besonders
hilfreich für Menschen mit Bluthochdruck erwiesen. "Zu den besten
Ausdauersportarten zählen Fahrradfahren, zügiges Gehen, Wandern, Nordic
Walking und Joggen", betont Prof. Dr. med. Martin Halle vom
Wissenschaftlichen Beirat der Deutschen Herzstiftung und Ärztlicher
Direktor des Zentrums für Prävention der TU München. Auch Ballsportarten
wie Tennis sind möglich, wenn nicht unter Wettkampfbedingungen gespielt
wird. Es sei zudem ratsam, das Ausdauertraining durch leichtes
Krafttraining zu unterstützen. Ist der Blutdruck zu hoch, müssen zu Beginn
des Trainings auch Medikamente gegeben werden, damit der Blutdruck unter
Belastung nicht noch weiter in die Höhe schießt. Dem Sportkardiologen
zufolge ist vor allem Regelmäßigkeit wichtig: "Bereits zehn Minuten
zügiges Spazierengehen täglich kann das Risiko für
Herz-Kreislauf-Erkrankungen deutlich reduzieren und vor allem den Blutdruck in den Griff
bekommen." Allzu viel Ehrgeiz sollten Patienten nicht an den Tag legen, um
eine gefährliche Überlastung zu vermeiden.

Weitere Empfehlungen, mit welchen Maßnahmen sich ein zu hoher Blutdruck
neben Medikamenten zusätzlich senken lässt, finden Betroffene in dem
Experten-Beitrag unter 

www.herzstiftung.de/Blutdruck-natuerlich-senken.html 

oder in dem kostenfreien Ratgeber "Bluthochdruck: Was tun?",
der unter 

www.herzstiftung.de/Bluthochdruck-Sonderband.html oder per Tel.
unter 069 955128-400 (Mail: bestellung@herzstiftung.de) angefordert werden
kann.

Sport bei Bluthochdruck: Darauf sollten Betroffene achten

Patienten mit Bluthochdruck, die mit dem Training beginnen möchten,
sollten sich vorher beim Kardiologen untersuchen lassen. Dies gilt
insbesondere, wenn zusätzlich Begleiterkrankungen wie Diabetes oder eine
koronare Herzerkrankung (KHK) vorliegen. Besonders ein Belastungs-EKG kann
die Blutdruckregulation unter Belastung erfassen. Generell sollten
Betroffene beim Sport auf folgendes achten:


	Vor Beginn des Trainings sollte der Blutdruck gut eingestellt sein. Mit Werten über 160/95 mmHg sollten Sie nicht mit dem Sport beginnen.

	Trainieren Sie nur so, dass Sie sich währenddessen gut unterhalten können.

	Moderates Krafttraining kann ergänzend sinnvoll sein - am besten unter fachkundiger Anleitung, um eine Überlastung zu vermeiden.

	Nach neuesten Erkenntnissen schadet Pressatmung beim Krafttraining dem Herzen nicht, es sollte aber der Atem nur kurz angehalten werden.

	Für Menschen, die nicht gerne joggen oder Rad fahren, ist flottes Gehen und v.a. mit Armeinsatz wie bei Nordic Walking eine Alternative.



Stressbewältigung schützt das Herz

Ein weiterer wichtiger Baustein zur Senkung des Blutdrucks ist der
richtige Umgang mit Stress. Wie stark beispielsweise berufliche Belastung
nicht nur den Blutdruck, sondern auch das Risiko für einen vorzeitigen
Herztod beeinflusst, zeigt eine aktuelle Studie der TU München an knapp
2.000 Berufstätigen (1). Demnach ist die Kombination aus beruflichem
Stress und Schlafmangel für Menschen mit Bluthochdruck besonders
gefährlich und kann das Risiko für einen Tod durch
Herz-Kreislauf-Erkrankungen verdreifachen. Denn während ein kurzfristiger
Blutdruckanstieg bei Stress ein sinnvoller Mechanismus ist, um den Körper
besonders leistungsfähig zu machen, macht eine Dauerbelastung krank. Die
permanente Überaktivierung des Nervensystems führt dazu, dass sich der
Körper auf das erhöhte Stressniveau einstellt und den Blutdruck dauerhaft
erhöht. Das belastet Herz und Gefäße.

Folgende Tipps können bei der Stressbewältigung helfen:


	Achten Sie auf einen gesunden Wechsel von Anspannung und Entspannung. Zum Stressabbau ist - neben gezielten Entspannungsmethoden - vor allem Bewegung geeignet. Legen Sie dabei möglichst keinen Ehrgeiz an den Tag.

	Suchen Sie sich zum Ausgleich eine anregende Aktivität: Ob Gemeinsames Wandern oder Nordic Walken in der Gruppe, Kochen mit Freunden oder ein Besuch im Theater: Aktive Entspannung lässt den Stress besser vergessen als ein Abend auf dem Sofa.

	Betrachten Sie Ihren Alltag aus der Distanz: Sind Sie zufrieden? Gibt es Dinge, die Sie ändern können - zum Beispiel durch einen Wechsel des Arbeitsplatzes?

	Überprüfen Sie Ihre Einstellung: Sind beispielsweise Ihre Karriereziele angemessen oder schaden sie Ihnen eher?




Literatur

(1) Li J et al. Combined effect of work stress and impaired sleep on
coronary and cardiovascular mortality in hypertensive workers: The
MONICA/KORA cohort study. Eur J Prev Cardiol. 2019.
doi:10.1177/2047487319839183.

Gesunder Lebensstil: Was tut dem Herzen gut?

Die Herzstiftung empfiehlt zur Blutdrucksenkung neben regelmäßiger
Ausdauerbewegung (an fünf Tagen pro Woche je 30 Minuten) Rauchstopp, wenig
Alkohol (Männer max. 20 g am Tag, Frauen max. 10 g) und eine gesunde
Ernährung (Mittelmeerküche), geringe Salzzufuhr von max. 5 g am Tag.
Übergewicht ist ein wesentlicher Faktor für die Entstehung von
Bluthochdruck und Diabetes mellitus. Beim Taillenumfang sollten Männer
weniger als 102 - besser sind 94 cm - und Frauen weniger als 88 cm
anstreben. Allerdings sollte eine Gewichtsabnahme in Absprache mit dem
Arzt, in kleinen Schritten und in Anpassung an die individuelle Situation
des Betroffenen erfolgen.

Tipps: 

www.herzstiftung.de/Blutdruck-natuerlich-senken.html

Tipps und kostenfreie Informationen für Betroffene

Der kostenfreie Ratgeber "Bluthochdruck: Was tun?" (56 S.) informiert über
Fragen wie: In welchem Alter sollte der Blutdruck wie tief gesenkt werden?
Wie kann man die Werte natürlich mit Lebensstilmaßnahmen verringern? Und
was muss man über die Nebenwirkungen von Blutdrucksenkern wissen?
Bestellung unter 

www.herzstiftung.de/Bluthochdruck-Sonderband.html oder

Tel. 069 955128-400, E-Mail: bestellung@herzstiftung.de

Kardiologen raten zum Blutdruck-Pass:

Der kostenfreie Blutdruck-Pass zur Protokollierung der Blutdruckwerte der
Herzstiftung kann unter www.herzstiftung.de/Blutdruckpass.html - per
E-Mail unter bestellung@herzstiftung.de oder telefonisch unter 069
955128-400 angefordert werden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.herzstiftung.de/Blutdruck-natuerlich-senken.html

http://www.herzstiftung.de/Blutdruckpass.html

http://www.herzstiftung.de/presse/bildmaterial/bluthochdruck-ratgeber.jpg

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71937

PM_Bluthochdruck_Natürliche-Senkung_2019-05

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution825
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INFEKTION/1807: Forschung - Eine frühere Infektion mit Dengue-Viren könnte Zika-Viren "entschärfen" (idw)


Deutsches Zentrum für Infektionsforschung - 16.05.2019

Eine frühere Infektion mit Dengue-Viren könnte Zika-Viren "entschärfen"



Der Zika-Virus-Ausbruch in Lateinamerika hat inzwischen über 60 Millionen
Menschen getroffen. Insbesondere für Schwangere und deren Kinder hatte
eine Infektion potenziell fatale Folgen: viele Kinder wurden anschließend
mit Fehlbildungen des Kopfes, der sog. Mikrozephalie, geboren. Besonders
häufig trat diese Fehlbildung im Nordosten Brasiliens auf.
DZIF-Wissenschaftler an der Charité - Universitätsmedizin Berlin haben
versucht, die Gründe für diese regionale Häufung herauszufinden. Dabei
fanden sie überraschend einen Schutzfaktor.

"Wir wissen inzwischen sicher, dass eine Zika-Virus-Infektion während der
Schwangerschaft den ungeborenen Fötus so schädigen kann, dass das Kind
eine Mikrozephalie und andere mitunter gravierende Symptome entwickelt",
erklärt Prof. Dr. Felix Drexler, der an der Charité Virusforschung
betreibt und seit Jahren im DZIF Nachweisverfahren für Zika- und andere
Viren entwickelt. Die Bilder der kranken Neugeborenen hatten noch vor
wenigen Jahren Entsetzen und Ratlosigkeit ausgelöst. "Was wir allerdings
bisher nicht verstanden haben, ist das gehäufte Auftreten von
Mikrozephalien in bestimmten Regionen, zum Beispiel im Nordosten
Brasiliens", so Drexler. Warum sind werdende Mütter dort gefährdeter durch
eine Zika-Infektion als anderswo? Die Wissenschaftler begannen nach
Co-Faktoren zu suchen, die darüber entscheiden, ob eine Zika-Infektion
während der Schwangerschaft fatale Folgen hat oder nicht.

Ein Co-Faktor unter Verdacht

Verdächtigt als Co-Faktor wurden die Dengue-Viren, die in Lateinamerika
weit verbreitet sind und das Denguefieber auslösen. Die Wissenschaftler
vermuteten zunächst, dass die Antikörper, die der Mensch gegen das
Dengue-Virus bildet, bei einer späteren Zika-Infektion zu einer Fötus-Schädigung
beitragen könnten. Man weiß seit längerem, dass diese Antikörper unter
bestimmten Bedingungen Infektionen verstärken können.
Doch das Gegenteil scheint bei Zika der Fall zu sein. "Unsere Studie zeigt
überraschenderweise, dass frühere Dengue-Infektionen gegen
Zika-assoziierte Schädigungen schützen", betont Drexler.

Die Studie

Um die Interaktion zwischen Dengue- und Zika-Viren zu untersuchen, wurde
zunächst das Erbgut aller bekannten Dengue-Viren aus Brasilien
untereinander verglichen. So wollten die Forscher herausfinden, ob im
Nordosten Brasiliens eventuell die letzten Jahrzehnte Dengue-Viren
vorkamen, die in dieser Region eine unterschiedliche Immunität
hinterlassen haben könnten im Vergleich zu anderen Teilen Brasiliens. Die
Wissenschaftler haben außerdem umfangreiche serologische Tests in
Salvador, Brasilien, durchgeführt: Proben einer Fall-Kontroll-Studie wurden
auf Antikörper gegen das Zika-Virus und gegen die vier verschiedenen
Dengue-Serotypen getestet. Es wurden Proben von 29 Müttern untersucht, die
eine Zika-Virusinfektion während der Schwangerschaft hatten und deren
Kinder Mikrozephalie zeigten. Als Kontrolle dienten Proben von 108
Zika-Virus-infizierten Müttern mit gesunden Kindern. Für die Studie haben die
Wissenschaftler der Charité - Universitätsmedizin Berlin eng mit der
Bundesuniversität von Bahia und dem Institut für Virologie des
Universitätsklinikums Bonn zusammengearbeitet.

Ein Co-Faktor wird zum Schutzfaktor

Die Untersuchung zeigte, dass eine bestehende Immunität gegen das
Dengue-Virus das Risiko für eine Zika-Infektion mit fatalen Folgen für das
Neugeborene signifikant verringert. "Wir können jetzt sagen, dass sich
Menschen mit früheren Infektionen durch das Dengue-Virus nur geringe
Sorgen machen müssen, deswegen schwerere Zika-Infektionen zu erleiden",
fasst Drexler die Ergebnisse zusammen. Für Schwangere ist das eine
wichtige Entwarnung.

Der Verdacht des Dengue-Virus als Co-Faktor für die kongenitalen
Zika-Infektionen hat sich damit nicht bestätigt. Die Wissenschaftler suchen nun
weiter nach Co-Faktoren und nach Möglichkeiten, das Risiko einer
Mikrozephalie frühzeitig zu erkennen.


Hintergrund

Die Gruppe um Felix Drexler konnte bereits mehrere neuartige
Zika-Virus-Tests entwickeln. Das Projekt zur Zika-Diagnostik in Brasilien wurde vom
DZIF auf den Weg gebracht, um der Gefahr von neu auftretenden Infektionen
gerecht zu werden. Es wird außerdem vom EU-Programm Horizon 2020
gefördert.


Zika- und Dengue-Viren

Das Zika-Virus wird in der Regel von Mücken übertragen, insbesondere von
der Gattung Aedes, kann aber auch sexuell übertragen werden. Die Symptome
einer Zika-Virus-Infektion sind Hautausschlag, Kopf-, Gelenk- und
Muskelschmerzen, Bindehautentzündung und manchmal Fieber. Im Vergleich zu
anderen tropischen, von Mücken übertragenen Erkrankungen werden diese aber
als milder ausgeprägt beschrieben. Bei Kindern im Mutterleib kann das
Virus Hirnfehlbildungen verursachen.

Das Dengue-Virus wird ebenfalls durch Stechmücken der Gattung Aedes
übertragen und es kann der Symptomatik bei einer Infektion mit dem
Zika-Virus ähneln. Dengue-Fieber äußert sich in stark erhöhter Temperatur,
Kopf- und Gliederschmerzen. Meist erholen sich Betroffene innerhalb
weniger Tage wieder, es kann aber auch zu Komplikationen kommen. Das
Dengue-Fieber gehört zu den häufigsten durch Mücken verbreiteten
Erkrankungen der Welt.


Originalpublikation:

Pedroso C, Fischer C, Feldmann M, Sarno M, Luz E, Moreira-Soto A, et al.
Cross-protection of dengue virus infection against congenital Zika
syndrome, northeastern Brazil. Emerg Infect Dis. 2019 Aug [ahead of
print]

Weitere Informationen finden Sie unter

https://wwwnc.cdc.gov/eid/article/25/8/19-0113_article Publikation

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1833
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NIERE/083: Nivolumab mit Ipilimumab - Kombination hat Zusatznutzen bei fortgeschrittenem Nierenzellkarzinom (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 16.05.2019

Nivolumab mit Ipilimumab: Kombination hat Zusatznutzen bei fortgeschrittenem Nierenzellkarzinom

Vorteilen beim Gesamtüberleben stehen keine gravierenden Nachteile
gegenüber



Das Nierenzellkarzinom ist eine der Krebserkrankungen, bei denen das
Spektrum der erfolgversprechenden Therapieoptionen in den letzten Jahren
deutlich breiter geworden ist. Seit 2013 hat das Institut für Qualität und
Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) bereits mehrmals in frühen
Nutzenbewertungen einem neuen Wirkstoff einen Zusatznutzen gegenüber der
jeweiligen zweckmäßigen Vergleichstherapie attestieren können.

Auch in seiner aktuellen Bewertung von Nivolumab mit Ipilimumab kommt das
Institut zu einem positiven Fazit: Patientinnen und Patienten mit
fortgeschrittenem Nierenzellkarzinom und einem mittleren Risiko-Score
bietet die Wirkstoffkombination einen beträchtlichen Zusatznutzen, solchen
mit mindestens drei Risikofaktoren und entsprechend ungünstiger Prognose
sogar einen erheblichen Zusatznutzen gegenüber der zweckmäßigen
Vergleichstherapie, Sunitinib.

Antikörper als Mehrzweckwaffen

Beide monoklonalen Antikörper sind in den letzten Jahren bereits
Gegenstand mehrerer früher Nutzenbewertungen gewesen, denn sie kommen -
einzeln oder kombiniert - auch gegen andere Krebsarten zum Einsatz, z. B.
Melanom, Plattenepithelzellkarzinom des Kopf-Hals-Bereichs und nicht
kleinzelliges Lungenkarzinom. Als sogenannte Checkpoint-Inhibitoren
blockieren sie unterschiedliche Moleküle an den Außenseiten von
Immunzellen.

Nivolumab bindet an den Rezeptor PD-1 auf T-Lymphozyten und verhindert so
dessen abwehrhemmende Wirkung. Ipilimumab schwächt dagegen die Hemmwirkung
des Moleküls CTLA-4 auf den T-Lymphozyten. Beides führt dazu, dass die
Immunzellen sich stärker vermehren und aktiver werden, sodass sie die
Tumorzellen energischer bekämpfen können.

Studie nach Zwischenanalyse vorzeitig beendet

Die Daten für die beiden korrespondierenden Dossierbewertungen - jeweils
einer der Wirkstoffe in Kombination mit dem anderen - entstammen der
randomisierten kontrollierten Studie CheckMate 214. Die Studie wurde nach
der ersten Interimsanalyse vorzeitig beendet, weil die Ergebnisse zum
Gesamtüberleben eindeutig zugunsten der Kombination ausfielen.

Für Betroffene mit mittlerem Risiko-Score zeigen die Studiendaten
statistisch signifikante und klinisch relevante Vorteile beim
Gesamtüberleben, der Symptomatik und der gesundheitsbezogenen
Lebensqualität. Bei den Nebenwirkungen gibt es sowohl positive als auch
negative Effekte von ungefähr gleicher Stärke, sodass das Fazit für diese
Endpunktkategorie lautet: Ein höherer oder geringerer Schaden ist nicht
belegt. Insgesamt ergibt sich hier ein Hinweis auf einen beträchtlichen
Zusatznutzen.

Bei einem höheren Risiko-Score ist der Überlebensvorteil noch stärker
ausgeprägt. Dazu kommen für eine Reihe von Nebenwirkungen Anhaltspunkte
für einen geringeren Schaden unterschiedlichen Ausmaßes. Dem stehen zwar
für drei Nebenwirkungen Anhaltspunkte für einen höheren Schaden gegenüber.
Diese wiegen aber die Vorteile nicht auf, sodass das Institut insgesamt
einen Hinweis auf einen erheblichen Zusatznutzen sieht.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die beiden Dossierbewertungen sind Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der Gemeinsame
Bundesausschuss (G-BA) verantwortet. Nach Publikation der
Dossierbewertungen führt der G-BA ein Stellungnahmeverfahren durch und
fasst einen abschließenden Beschluss über das Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertungen des IQWiG geben
folgende Kurzfassungen. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906
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SCHLAGANFALL/437: Studie - Neue Daten zur Prävention nach Schlaganfällen ungeklärter Ursache (idw)


GEMEINSAME PRESSEMITTEILUNG

Deutsche Gesellschaft für Neurologie (DGN) und 

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) - 16.05.2019

Aktuelle Studie: Neue Daten zur Prävention nach Schlaganfällen ungeklärter Ursache



Bluthochdruck, Diabetes, Übergewicht, Rauchen - die Ursachen für
ischämische Schlaganfälle, die oft bei älteren Patienten mit
Arterienverkalkung auftreten, sind meistens bekannt. Bei kryptogenen
Schlaganfällen, die oft jüngere Menschen betreffen, ist die Ursache
unbekannt. Expertenvermutungen zufolge verbergen sich dahinter häufig
Embolien unbekannten Ursprungs. Da sie sich wiederholen können, bedürfen
sie einer medikamentösen Rückfall-Prophylaxe. Welches Medikament dafür
optimal geeignet ist, sollte eine internationale Studie klären. Sie ist
gestern erschienen. Experten der Deutschen Gesellschaft für Neurologie
(DGN) und der Deutschen Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) äußern sich dazu.

Die häufigste Form eines Hirninfarkts ist der Ischämische Schlaganfall. Er
entsteht durch den Verschluss eines Blutgefäßes. Der dahinterliegende
Gehirnbezirk wird dann gar nicht mehr oder nicht mehr ausreichend
durchblutet. Es werden verschiedene Ursachen (Ätiologien) unterschieden:
Erkrankungen großer Arterien (Makroangiopathie), Erkrankungen kleiner und
kleinster Arterien (Mikroangiopathie), deren Verschluss zu kleinen,
unterhalb der Hirnrinde gelegen Infarkten führt (sogenannte lakunäre
Infarkte) sowie kardiale Embolien, bei denen kleine Blutgerinnsel (Emboli)
vom Herz mit dem Blutstrom in die Gehirnarterien gelangen und es
verstopfen (Embolisierung).

Eine der häufigsten Ursachen für Schlaganfälle ist eine Arteriosklerose,
also eine Gefäßverkalkung. "Ältere Menschen haben oft Gefäßerkrankungen
durch Bluthochdruck, Diabetes, Übergewicht und Rauchen", erklärt Professor
Dr. med. Hans-Christoph Diener von der Medizinischen Fakultät der
Universität Duisburg Essen. "Bei sogenannten kryptogenen Schlaganfällen
ist die Ursache dagegen unbekannt. Sie machen 20 bis 30 Prozent der
ischämischen Schlaganfälle aus und betreffen oft schon jüngere Menschen
unter 55 bis 60 Jahren." Bei fünf Prozent der Patienten mit einem
kryptogenem Schlaganfall kommt es in den zwölf Monaten nach der ersten
Erkrankung zu einem erneuten Schlaganfall.

Unter der Annahme, dass der Löwenanteil der "kryptogenen" Schlaganfälle
eine embolische Ursache hat (mit jedoch unbekanntem Ursprung des Embolus),
wurde ein neuer Terminus eingeführt: ESUS ("embolic stroke of undetermined
source" = embolischer Schlaganfall ungeklärter Ätiologie). Bei Patienten
mit ESUS kommt daher der Prophylaxe erneuter Schlaganfälle eine besondere
Bedeutung zu. Die Sekundärprävention erfolgt bisher mit Acetylsalicylsäure
(ASS), einem Thrombozytenaggregationshemmer, der die Verklumpung - also
die sogenannte Aggregation - von Blutplättchen/Thrombozyten hemmt.

Experten hoffen, mit Gerinnungshemmern - die auch als Antikoagulanzien
bezeichnet werden - aus der Gruppe der sogenannten Nicht-Vitamin-K oralen
Antikoagulantien (NOAK) einen noch besseren Schutz vor weiteren
Schlaganfällen zu erreichen. "Die Wirkweise der NOAK beruht nicht wie bei
ASS auf der Hemmung der Thrombozytenaggregation, stattdessen hemmen sie
direkt bestimmte Blutgerinnungsfaktoren", erläutert Professor Dr. med.
Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der Deutschen
Schlaganfall-Gesellschaft (DSG).

Bisherige Untersuchungen - wie etwa die NAVIGATE ESUS-Studie [1] - haben
gezeigt, dass gerinnungshemmende Mittel wie Rivaroxaban bei Patienten mit
ESUS nicht wirksamer sind als ASS, um einen wiederkehrenden Schlaganfall
nach einem embolischen Schlaganfall ungeklärter Ätiologie zu verhindern.
Unter der Leitung von DGN-Pressesprecher Professor Dr. med. Hans-Christoph
Diener von der Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg Essen wurde
eine weitere große randomisierte Studie durchgeführt [2], welche die
Wirkung einer Antikoagulation mit Dabigatran (einem direkten Faktor
IIa-beziehungsweise Thrombinhemmer) im Vergleich zu ASS auf wiederkehrende
(rezidivierende) Schlaganfälle nach ESUS untersuchte. Die Ergebnisse der
Studie wurden gestern in der renommierten Fachzeitschrift The New England
Journal of Medicine [2] publiziert.

Bei der Studie "RE-SPECT ESUS ("Dabigatran Etexilate for Secondary Stroke
Prevention in Patients With Embolic Stroke of Undetermined Source")
handelte es sich um eine multizentrische, randomisierte, doppelblinde
Studie, die Dabigatran 150 mg oder 110 mg zweimal täglich mit ASS 100 mg
einmal täglich bei Patienten mit ESUS untersuchte. Der primäre Endpunkt
war ein rezidivierender Schlaganfall. Wichtigster Sicherheitsparameter war
das Auftreten schwerwiegender Blutungen als Nebenwirkung beziehungsweise
Komplikation der Behandlung.

Insgesamt wurden 5.390 Patienten an 564 Standorten in 46 Ländern
randomisiert. Alle hatten vor kurzem einen ESUS erlitten. Zur
Rezidiv-Prophylaxe erhielten 2.695 Dabigatran und 2.695 ASS. Während einer
mittleren Nachbeobachtungszeit von 19 Monaten trat ein rezidivierender
Schlaganfall bei 177 (6,6 Prozent) der mit Dabigatran behandelten
Patienten und bei 207 (7,7 Prozent) der mit ASS behandelten Patienten auf.
Dabigatran verhinderte somit das Auftreten von Rezidiv-Schlaganfällen nach
ESUS nicht signifikant besser als ASS 100. Schwere Blutungen als
Therapienebenwirkung traten bei 77 (2,9 Prozent) Patienten mit Dabigatran
und bei 64 (2,4 Prozent) Patienten mit ASS auf. Dabigatran hatte
statistisch kein signifikant erhöhtes Risiko für schwerwiegende Blutungen
verglichen mit ASS.

"Auch wenn die Studie keine Überlegenheit der Therapie mit Dabigatran
gegenüber ASS zeigte, so konnte erfreulicherweise die Sorge um durch eine
überschießende Gerinnungshemmung ausgelöste schwere Blutungskomplikationen
ausgeräumt werden", resümiert Professor Schäbitz, Neurologe am
Evangelischen Klinikum Bethel in Bielefeld. Dabigatran und andere
Substanzen der NOAK/DOAK-Gruppe bieten gegenüber den klassischen "alten"
Antikoagulanzien wie Heparin und Vitamin-K-Antagonisten, wie zum Beispiel
Marcumar, verschiedene Vorteile für die Patienten. Sie sind im Gegensatz
zu Heparin, welches täglich unter die Haut gespritzt werden muss, oral
verfügbar und bedürfen keines strengen Therapiemonitorings wie die
Vitamin-K-Antagonisten (deren Wirkung relativ schwer vorhersagbar ist und
daher streng mit Blutkontrollen überwacht werden muss).
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Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.dgn.org

http://www.dsg-info.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1276
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ENTWICKLUNG/1449: Sensor+Test 2019 - Sanftere künstliche Beatmung (idw)


Fraunhofer-Institut für Produktionstechnik und Automatisierung IPA - 16.05.2019

Sensor+Test 2019: Sanftere künstliche Beatmung



Künstliche Beatmung ist häufig das letzte Mittel, um ein Leben zu
retten. Leider geht sie oft mit akuten oder chronischen
Lungenschädigungen einher - besonders, wenn das Beatmungsgerät gegen
den Patienten arbeitet. Forscher der Projektgruppe für Automatisierung
in der Medizin und Biotechnologie PAMB entwickeln derzeit ein
schonenderes Verfahren. Es ist auf der Sensor+Test zu sehen.

In der intensivmedizinischen Pflege von Frühchen ist die künstliche
Beatmung aufgrund unterentwickelter Lungen in einigen Fällen notwendig.
Dabei können verschiedene Komplikationen auftreten: Ein Volutrauma
entsteht, wenn das Beatmungsgerät zu viel Luft in die kleine Lunge presst.
Zu einem Barotrauma kommt es, wenn der Apparat Luft mit zu hohem Druck
eineleitet, besonders wenn das Frühchen eigentlich gerade ausatmen möchte.
Um beides zu vermeiden, haben sich Ärzte bisher mit einer Röhre durch Mund
oder Nase beholfen, durch die beatmet wird. Sie lässt Platz in der
Luftröhre, damit überschüssige Luft entweichen kann. Leider ist das nicht
immer besonders schonend und auf die sich schnell ändernden Bedürfnisse
der kleinen Patienten können Ärzte nur manuell reagieren. Ein automatisch
regelbares Beatmungssystem wäre wünschenswert.

Jan Ringkamp und seine Kollegen von der PAMB arbeiten deshalb an einem
sanfteren Verfahren. Thorax-Monitoring heißt der kleine Apparat, den die
Forscher entwickelt haben. »Im Prinzip ist das ein Messgerät, das erkennt,
ob ein künstlich beatmeter Patient gerade ein- oder ausatmen möchte«,
erklärt Ringkamp. »Damit ist ein Beatmungsgerät in der Lage, sich ohne
Verzögerung an die Wünsche des Patienten anzupassen.« Keine Volu- oder
Barotraumata mehr - so die Vision.

Thorax-Monitoring erkennt den Wunsch des Patienten

Das Thorax-Monitoring verwendet zwei Antennen, die auf dem Brustkorb
des Patienten angebracht sind. Die eine sendet eine elektromagnetische
Welle aus, die andere empfängt sie. Dabei machen es sich die
Wissenschaftler zunutze, dass Muskeln, Fett und Gewebe andere
dielektrische Eigenschaften besitzen als die Atemluft in der Lunge.
Klingt kompliziert, ist aber eigentlich ganz einfach: Beim Einatmen
füllen sich die Lungenflügel mit Luft und dehnen sich aus. Der
veränderte Luftanteil im Thorax führt dazu, dass die
elektromagnetische Welle schnell vorankommt. Beim Ausatmen ist es
umgekehrt: Die Lungenflügel fallen in sich zusammen, die
elektromagnetische Welle kommt im Gewebe langsamer vorwärts.

Es gibt also einen deutlich messbaren Unterschied zwischen Ein- und
Ausatmen, den das Thorax-Monitoring registriert. Das funktioniert auch
bei Frühchen und anderen Patienten, die nicht selbst atmen können,
dies aber versuchen. »Selbst wenn sich die Lunge nur minimal ausdehnt
oder zusammenzieht, hat das Auswirkungen auf den Signalverlauf. An
Mäusen mit einem Lungenvolumen unter einem Milliliter haben wir
bereits sehr gute Ergebnisse erzielt«, erklärt Ringkamp.
»Thorax-Monitoring erkennt also sozusagen den Wunsch des Patienten und
kann das Beatmungsgerät anweisen ihn dabei zu unterstützen.«

Thorax-Monitoring auf der Sensor+Test

Einen frühen Prototyp haben die Wissenschaftler bereits gebaut und an
sich selbst getestet. Ende Juni stellen sie ihn auf der Sensor+Test
dem Fachpublikum vor: Halle 5, Stand 248. Zu sehen ist auf dem
Messestand eine kleine Puppe, die an ein Beatmungsgerät angeschlossen
ist. Ihr Körper ist mit Wasser gefüllt, ihre künstliche Lunge
verdrängt das Wasser im Körper, auf ihrem Brustkorb sind die beiden
Antennen angebracht. Ein Bildschirm zeigt das verarbeitete Signal des
Thorax-Monitoring.

Ringkamp und seine Kollegen entwickeln das Thorax-Monitoring ständig
weiter. So sollen künftig die beiden Antennen nicht mehr direkt auf
dem Brustkorb angebracht werden, sondern kontaktlos funktionieren.
»Die Haut von Frühchen ist unterentwickelt«, sagt Ringkamp. »Es
besteht die Gefahr, dass sie verletzt wird, wenn Ärzte oder Pfleger
die Antennen abziehen.« Thorax-Monitoring veranschaulicht auch ohne
Körperkontakt den Wunsch des Patienten.

Über die Projektgruppe für Automatisierung in der Medizin und Biotechnologie PAMB

Die Projektgruppe für Automatisierung in der Medizin und
Biotechnologie PAMB des Fraunhofer IPA an der Medizinischen Fakultät
Mannheim der Universität Heidelberg wurde vom Land Baden-Württemberg
und der Fraunhofer-Gesellschaft eingerichtet, um
Automatisierungspotenziale in der Medizin und Biotechnologie zu
erschließen. Mit fünf interdisziplinären Gruppen arbeitet sie im
Spannungsfeld von Diagnose und Therapie bis hin zu Labor und
Produktion. Sie ist die erste bekannte Einrichtung mit diesem
Schwerpunkt. Die Projektgruppe befindet sich im CUBEX41 inmitten des
Universitätsklinikums Mannheim.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ipa.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/Sensor-Test-2019.html

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment71935

Pressemitteilung Sensor+Test 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution206
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KLASSIK/10205: Kassel - Dozentinnen der Musikakademie spielen Beethoven, 28. Mai 2019


Stadt Kassel

Dozentinnen im Konzert mit Werken von Beethoven



Mit Beethovens Kreutzer-Sonate A-Dur, Opus 47, haben sich die
Dozentinnen für Violine, Annette Walther, und Klavier, Shanj Quan, ein
Hauptwerk der Gattung Violinsonate für ihr gemeinsames Konzert am
Dienstag, 28. Mai, ab 19 Uhr im Konzertsaal der Musikakademie
vorgenommen. Außerdem steht die selten zu hörende Violinsonate von
Leos Janacek auf dem Programm.

Weitere Informationen zu Annette Walther und Shanji Quan unter:

https://www.kassel.de/einrichtungen/musikakademie/index.php

Der Eintritt zur Veranstaltung beträgt acht Euro. Einen ermäßigten
Eintritt zu sechs Euro erhalten Schülerinnen und Schüler, Studierende,
ALG-II-Empfänger oder Schwerbehinderte gegen Vorlage eines
entsprechenden Ausweises. Kinder bis zum vollendeten 7. Lebensjahr
zahlen vier Euro.

Kartenverkauf erfolgt an der Abendkasse. Telefonisch können Karten bei
der Musikakademie unter 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41
88 oder per E-Mail musikakademie@kassel.de vorbestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Mai 2019

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSLAND/9071: Aus aller Welt - 20.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Regierungskrise in Österreich - Neuwahlen im September geplant

Nach dem Rücktritt von Vizekanzler und FPÖ-Chef Heinz-Christian
Strache wegen der Ibiza-Affäre gerät nun auch FPÖ-Innenminister
Herbert Kickl zunehmend in die Kritik. Er gehe davon aus, daß
Bundeskanzler Sebastian Kurs (ÖVP) dem Bundespräsidenten Alexander
Van der Bellen auch vorschlagen werde, den Innenminister aus der
Regierungsverantwortung zu entlassen, sagte Kanzleramtsminister
Gernot Blümel in der Fernsehnachrichtensendung ZIB2 des
Österreichischen Rundfunks. Auf einer Pressekonferenz hatte Kurz
zuvor moniert, daß es bei der FPÖ immer noch nicht genügend
Problembewußtsein gebe. Nach dem Ende der türkis-blauen Koalition
wollen ÖVP und FPÖ am Montag darüber beraten, wie es bis zur Neuwahl
des Nationalrats im September weitergehen soll.

20. Mai 2019
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JUSTIZ/9071: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Marihuana-Indoorplantage in Hannover entdeckt

In einer Wohnung im neunten Obergeschoß eines Mehrfamilienhauses in
Hannover-Stöcken haben Polizeibeamte nach einem Hinweis eine illegale
Marihuana-Plantage entdeckt. Wie die Behörden mitteilten, befanden
sich in der Indoorplantage über 60 erntereife Pflanzen sowie
professionelle Ausrüstungsgegenstände zum Anbau von Hanfpflanzen.
Gegen den vermeintlichen Mieter, einem 27 Jahre alten Mann aus
Hannover, wird laut Polizei nun wegen gewerbsmäßigen Handels mit
Betäubungsmitteln in nicht geringer Menge ermittelt.

20. Mai 2019
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MILITÄR/9068: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Raketenangriff auf russischen Militärflugplatz in Syrien

Die russische Luftwaffenbasis im syrischen Hmeimim bei Latakia wurde
am Sonntag mit einem Mehrfachraketensystem angegriffen. Wie die
Agentur Tass unter Berufung auf Informationen des
Verteidigungsministeriums in Moskau berichtete, feuerte die
dschihadistische Miliz Dschabhat al-Nusra sechs Projektile aus der
Deeskalationszone Idlib auf den Militärflugplatz ab. Die Flugabwehr
des russischen Stützpunktes habe alle Geschosse abgewehrt. Darüber
hinaus seien zwei unbemannte Drohnen eliminiert worden, die sich
Hmeimim aus dem Norden und Nordosten näherten.

20. Mai 2019
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POLITIK/9070: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Ziemiak warnt vor Zusammenarbeit mit Rechtspopulisten

Vor dem Hintergrund der Ibiza-Affäre im Nachbarland Österreich, die
inzwischen zum Rücktritt von Vizekanzler und FPÖ-Chef Heinz-Christian
Strache führte und die türkis-blaue Koalition in Wien in eine tiefe
Krise stürzte, warnte CDU-Generalsekretär Paul Ziemiak vor einer
Zusammenarbeit mit Rechtspopulisten. Die AfD sei ja quasi die
Schwesterorganisation dieser Leute, die jetzt aufgeflogen seien,
sagte Ziemiak dem Sender n-tv. Die Vorkommnisse in Österreich zeigen,
daß man diesen Populisten kein Land anvertrauen könne, betonte der
CDU-Politiker eine Woche vor der Europawahl.

20. Mai 2019
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SONSTIGES/9069: Tragisches und Kurioses - 20.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Familienvater und siebenjährige Tochter tot aus Trümmern geborgen

Die Wohnhausexplosion in Rettenbach am Auerberg im Ostallgäu am
Sonntagmorgen wurde durch eine defekte Gasleitung verursacht. Neben
dem komplett zerstörten Gebäude sei eine beschädigte
Flüssiggasleitung entdeckt worden, über die Gas in das Haus geströmt
sei, obwohl das Wohnhaus selbst keinen Gasanschluß gehabt habe,
teilte die Polizei mit. Am Sonntagnachmittag bargen Rettungskräfte
eine 39 Jahre alte Frau aus den Trümmern. Sie kam mit schweren
Verletzungen in ein Krankenhaus. Ihr 42jähriger Ehemann und ihre
siebenjährige Tochter wurden später tot aufgefunden.

20. Mai 2019
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WISSENSCHAFT/8154: Aus Forschung und Technik - 20.05.2019 (SB)




MELDUNGEN



Mondmission: NASA vergibt Aufträge an Privatfirmen

Bis 2024 wollen die USA eine bemannte Mission zum Mond starten. Um
dieses ehrgeizige Ziel zu erreichen, wählte die US-Luft- und
Raumfahrtbehörde NASA elf private Unternehmen aus, die Studien
durchführen und Prototypen für Landungssysteme herstellen sollen. Wir
unternehmen wichtige Schritte, um die Entwicklung so schnell wie
möglich zu beginnen, sagte Greg Chavers vom Marshall Space Flight
Center der NASA in Huntsville (Alabama). Der Gesamtwert der
Auftragsvergabe für alle Unternehmen beträgt laut NASA-Angaben 45,5
Millionen Dollar. Mindestens 20 Prozent der gesamten Projektkosten
müssen von den Privatfirmen gestemmt werden.

20. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8167: Aus aller Welt - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Selenskyj räumt in der Ukraine auf

Der ukrainische Präsident Wolodymyr Selenskyj hat unmittelbar nach
seiner Amtseinführung am Montag den Abgeordneten der Rada die
Auflösung des Parlaments angekündigt. Der gesamten Regierung legte er
den Rücktritt nahe. Außenminister Pawlo Klimkin und weitere ranghohe
Politiker waren in den vergangenen Tagen zurückgetreten.
Verteidigungsminister Stepan Poltorak reichte am Montag sein
Rücktrittsgesuch ein. Am Freitag letzter Woche hatte die Volksfront
des früheren Regierungschefs Arsenij Jazenjuk ihren Austritt aus der
Regierungskoalition angekündigt. Selenskyj will auch den
Geheimdienstchef und den Generalstaatsanwalt entlassen. Außerdem soll
die Immunität der Abgeordneten aufgehoben werden, damit gegen sie
Verfahren wegen Bereicherung im Amt eingeleitet werden können. Binnen
zwei Monaten will Selenskyj Neuwahlen durchführen lassen. Gegenwärtig
verfügt er in der Rada nicht über eine eigene Mehrheit. Selenskyj
hatte sich in der Stichwahl vor einem Monat gegen den bisherigen
Amtsinhaber Petro Poroschenko durchgesetzt. Der neue Präsident will
für einen Waffenstillstand in der Ostukraine sorgen und sich für die
Wiedereingliederung der Krim in die Ukraine einsetzen. An Selenskyjs
Amtseinführung nahmen zahlreiche Staatsgäste teil. Ein Vertreter
Rußlands war nicht eingeladen gewesen. Die Bundesregierung ließ sich
durch den früheren Bundespräsidenten Christian Wulff vertreten.

20. Mai 2019
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8126: Medizin und Gesundheitswesen - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Blutgerinnsel-OPs nach Schlaganfall

Mehr als 85 bis 90 Prozent der rund 270.000 Schlaganfälle, die in
Deutschland jedes Jahr auftreten, werden durch Blutgerinnsel
verursacht, die im Gehirn ein oder mehrere Gefäße verschließen. Dem
kann unter anderem durch chirurgische Entfernung des Blutgerinnsels
entgegengewirkt werden. Offenbar mit Erfolg. Fachgesellschaften wie
die Deutsche Gesellschaft für Neuroradiologie (DGNR), die Deutsche
Röntgengesellschaft (DRG) sowie die Deutschen Gesellschaft für
Interventionelle Radiologie und Minimalinvasive Therapie (DeGIR)
teilten mit, daß letztes Jahr bereits 10.680 Schlaganfallpatienten
eine chirurgische Blutgerinnselentfernung erhielten.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8155: Kriminalität und Rechtsprechung - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Schweden nimmt Strafermittlungen gegen Julian Assange wieder auf

In Schweden hat die Staatsanwaltschaft beim Bezirksgericht Uppsala
einen Europäischen Haftbefehl gegen den Wikileaks-Gründer Julian
Assange wegen des Verdachts minderschwerer Vergewaltigung beantragt.
Assange hat die vor neun Jahren gegen ihn erhobenen Vorwürfe stets
als unzutreffend und politisch motiviert zurückgewiesen. Die
schwedischen Strafverfolgungsbehörden hatten den Fall bereits zu den
Akten gelegt, weil sie Assange nicht nach Schweden holen konnten. Der
gebürtige Australier hatte vor sieben Jahren in der Londoner
Botschaft Ecuadors um Asyl ersucht, um nicht an Schweden und darüber
an die USA ausgeliefert zu werden. Die US-Justiz will seiner habhaft
werden, weil Wikileaks zahlreiche Geheimdokumente zu den Kriegen der
USA in Afghanistan und im Irak ans Licht gebracht hatte. Nach einem
Regierungswechsel in Quito hatte Ecuador das Asyl Assanges aufgehoben
und britischen Beamten Zutritt zur Botschaft verschafft. Diese holten
ihn aus dem Gebäude und verhafteten ihn wegen Verstoßes gegen
Kautionsauflagen. Wenn Assange nach 50 Wochen Gefängnis freikommt,
wird er entweder Schweden oder gleich den USA ausgeliefert, die
bereits einen entsprechenden Antrag gestellt haben. Die Entscheidung
darüber liegt bei den britischen Behörden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/8078: Sprache, Kunst und Medium - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Dortmund hat sich mit Pink-Floyd-Ausstellung verkalkuliert

Die bis 2014 aktive britische Band Pink Floyd gehörte vor dem
Millennium musikalisch und visuell sicher zu den spektakulärsten und
erfolgreichsten Rockgruppen weltweit; aber die Zugkraft hat inzwischen
doch erheblich nachgelassen. Das mußte die Stadt Dortmund schmerzlich
erfahren, die die von einer US-Agentur auf Reisen geschickte "Pink
Floyd Exhibition" zur Ausstellung des Jahres 2018 machen wollte.

Wie sich schon bald zeigte, kamen von den täglich kalkulierten 1000
Besuchern die meiste Zeit nicht einmal die Hälfte. Erst als gegen Ende
reichlich Gutscheine verschenkt wurden, kam es beim Einlaß zu
Wartezeiten. Aber die Verluste konnten damit natürlich nicht
aufgefangen werden.

Laut WDR4 kamen von den erwarteten 150.000 nur etwa 60.000 zahlende
Besucher. Unterm Strich ist das ein finanzielles Fiasko. Eingebettet
wurden die Zahlen in den Gesamtverlust der Stadt von 1,7 Mio. Euro für
das vergangene Jahr. Es wurde lediglich davon gesprochen, daß ein
Großteil auf das Konto der Pink-Floyd-Show gehe.

Dennoch spricht man im Rathaus von einem enormen Image-Gewinn für die
Stadt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8145: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Saudi-Arabien meldet Raketen auf Mekka und Dschidda

Huthi-Rebellen im Jemen haben am Montag angeblich eine Rakete auf
Mekka und eine auf die Hafenstadt Dschidda in Saudi-Arabien
abgeschossen. Beide Projektile seien von der saudischen Luftabwehr
abgefangen worden, meldete der von Riad finanzierte Nachrichtenkanal
Al-Arabija. Bislang hatten sich die Huthi-Milizen zu Raketenangriffen
auf Ziele beim Hauptkriegsgegner bekannt. Über den von den Huthis
kontrollierten Sender Al-Masirah erklärte ein Milizensprecher, das
saudische Regime werfe ihnen nicht zum erstenmal einen Angriff auf
Mekka vor, um so Unterstützung für seine barbarische Aggression im
Jemen zu bekommen. Die Regierung in Riad geht davon aus, daß die
Huthis finanziell und militärisch vom Iran unterstützt werden. Ein
saudisch-iranischer Krieg droht jederzeit auszubrechen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8159: Aus Parlament und Gesellschaft - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Hamburger Regierungsfraktionen verständigen sich mit "Tschüss Kohle"

SPD und Grüne in der Hamburgischen Bürgerschaft haben sich mit
Vertretern der Volksinitiative "Tschüss Kohle" auf einen
Kohleausstieg der Hansestadt bis allerspätestens 2030 verständigt.
Wie der NDR am Montag berichtete, ist damit ein Volksentscheid über
den Einsatz von Kohlekraftwerken bei der Fernwärmeproduktion
überflüssig geworden. Die Fraktionen sollten am Montagabend über den
in monatelangen Verhandlungen gefundenen Kompromiß befinden. Demnach
soll das Kohleheizkraftwerk in Wedel bis 2024 unter anderem durch die
Nutzung von Industrieabwärme ersetzt werden. Bis 2030 soll für 300
Millionen Euro ein Gaskraftwerk gebaut werden, welches das
Steinkohleheizkraftwerk Tiefstack ersetzt. "Tschüss Kohle" hatte vor
knapp einem Jahr Listen mit den Unterschriften von 22.000 Bürgern
vorgelegt, die den Kohleausstieg fordern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8128: Tragisches und Kurioses - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Schwacher Trost - Abfindung nach Fehlurteil

Möglicherweise hat in den USA kein anderer Beschuldigter solange
unschuldig im Zuchthaus gesessen wie Richard Phillips. Laut ZDF heute
saß der inzwischen 73jährige 45 Jahre lang zu Unrecht ein.

Nach seiner Rehabilitierung soll ihm der US-Bundesstaat Michigan jetzt
1,5 Mio. Dollar (50.000 Dollar pro Jahr) für die verlorene Zeit
zahlen.

Phillips war erst im vergangenen Jahr von der Beteiligung an einem im
Jahr 1971 in der Region Detroit verübten bewaffneten Raubüberfall
entlastet worden. Phillips, der stets seine Unschuld beteuert hatte,
konnte erst nach dem Geständnis eines anderen Mannes, der den
Verurteilten nicht einmal gekannt hatte, die Freiheit zurückerlangen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8156: Arbeit, Soziales und Familie - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Eisenbahner fordern neue Prioritäten in der Verkehrspolitik

Vor dem Bundesverkehrsministerium in Berlin haben am Montag rund 700
Beschäftigte der Deutschen Bahn für mehr Investitionen in den
Schienenverkehr demonstriert. Der Vorsitzende der Eisenbahn- und
Verkehrsgewerkschaft (EVG), Alexander Kirchner, forderte in seiner
Rede neue Prioritäten in der Verkehrspolitik sowie einen Masterplan
Verkehr mit deutlicher Ausrichtung auf die Schiene im Sinne von Klima
und Umwelt. Außerdem sollte ungeachtet der Wirtschaftlichkeit das
schlechte Image der Bahn hinsichtlich Pünktlichkeit und Qualität
aufgebessert werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8137: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Luftverschmutzung kann Allergien hervorrufen

Die Zahlen alarmieren. Inzwischen wird bei 30 Prozent der 18- bis
79jährigen im Verlauf ihres Lebens mindestens eine allergische
Erkrankung diagnostiziert. Das teilte das Robert Koch-Institut (RKI)
mit. Studien deuten darauf hin, daß Hitze, Ozon und Feinstaub die
Anfälligkeit für Lungen- und Herz-Kreislauf-Erkrankungen erhöhen
könnten. Daher will die Bundesregierung die Frage klären lassen,
welchen Einfluß die Luftverschmutzung auf die Zunahme der
Allergie-Erkrankungen hat.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8144: Märkte und Finanzen - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Google überprüft Geschäftsbeziehungen zu Huawei

Präsident Trump hat amerikanischen Firmen am vergangenen Freitag per
Dekret untersagt, Telekommunikationstechnik etwa des chinesischen
Netzwerkausrüsters Huawei einzusetzen, weil das die nationale
Sicherheit gefährden könnte. Der IT-Konzern Google will nach eigenen
Angaben von Anfang der Woche seine Geschäftsbeziehungen zu Huawei
aussetzen und die Auswirkungen des Dekrets einer genauen
Überprüfung unterziehen. Bislang hat Huawei seine Smartphones mit dem
Betriebssystem Android von Google ausgerüstet. Auf den Notebooks des
chinesischen Herstellers läuft Windows. Huawei bezieht bislang auch
Chips der US-Hersteller Intel, Qualcomm, Xilinx und Broadcom. Dem
Vernehmen nach wollen die Unternehmen ihre Lieferungen an Huawei
einstellen. Auch Infineon in Bayern hat seine Chip-Lieferungen an den
Konzern eingestellt, wie die japanische Wirtschaftszeitung Nikkei
meldete. Huawei bereitet sich seit Monaten auf den jetzt
eingetretenen Ernstfall durch die Einlagerung von Bauteilen und
Komponenten vor. Außerdem entwickelt der Konzern eigene Chips und
ein eigenes Betriebssystem.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8160: Aus Forschung und Technik - 20.05.2019 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr brechen ihr Studium ab

Eigentlich sollten Hochschulen Orte sein, an denen Wissen erworben
wird. Offenbar sind viele Studienanfänger nicht darauf vorbereitet.
Sie brechen ihr Studium ab und müssen sich neu orientieren. Wie eine
bundesweit repräsentative Untersuchung des Deutschen Zentrums für
Hochschul- und Wissenschaftsforschung (DZHW) ergab, zählten vor allem
Fachhochschulen mehr Studienabbrecher. Dort stieg deren Anteil von 23
auf 27 Prozent. Es führen dabei mathematisch-naturwissenschaftliche
Studiengänge mit Abbruchquoten von 39 Prozent an Universitäten und 42
Prozent an Fachhochschulen. Knapp die Hälfte aller Abbrecher
verlassen in den ersten beiden Semestern die Hochschule, weitere 29
Prozent im dritten oder vierten Semester.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1635: Echoortung von Fledermäusen - Exzellente Navigation mit wenig Information (idw)


Ludwig-Maximilians-Universität München - 17.05.2019

Echoortung von Fledermäusen - Exzellente Navigation mit wenig
Information

LMU-Forscher widerlegen bisherige Annahmen über die Echoortung:
Fledermäuse haben deutlich weniger räumliche Daten zur Verfügung als
bislang gedacht. Dennoch ist ihre Navigation exzellent.



Fledermäuse orientieren sich in der Dunkelheit mithilfe von Echos, wofür
sie Ultraschall-Signale ausstoßen. LMU-Forscher widerlegen nun bisherige
Annahmen über ihre Echoortung. "Bislang ging man davon aus, dass eine Art
Hörbild mit räumlichen Informationen entsteht, wenn Fledermäuse Laute
aussenden und sie auch die Lücken zwischen Objekten wahrnehmen können.
Diese Vorstellung ist falsch. Unsere Experimente zeigen, dass Fledermäuse
kein räumliches Auflösungsvermögen haben. Sie navigieren auf der Basis von
extrem wenig räumlichen Informationen. Ihr Navigationssystem funktioniert
völlig anders, als wir es kennen", sagt Lutz Wiegrebe, Professor am
Department Neurobiologie der LMU. Die Ergebnisse sind aktuell im
Fachmagazin Current Biology veröffentlicht.

Für die Studie haben die Forscher mit Fledermäusen gearbeitet, die darauf
dressiert waren, zu signalisieren, wenn sie Reflexionen von Objekten
erkennen. Im Versuchsaufbau kamen von rechts und links Störreflexe,
während die Tiere zugleich ein Objekt direkt vor ihnen erkennen sollten.
"Die Fledermäuse waren von den Störreflexen extrem irritiert. Erst wenn
die seitlichen Objekte relativ weit weg waren, haben sie das Objekt vor
sich erkannt."

Als visuelles Experiment wäre die Aufgabe sehr einfach. Das visuelle
System liefert über die Sehzellen in der Retina sofort eine sehr gute
räumliche Auflösung. "Echoortung funktioniert völlig anders als die
visuelle Abbildung", erklärt Lutz Wiegrebe. "Die Sinneszellen in den Ohren
kodieren nicht Raumachsen, sondern Frequenz und Zeit. Rauminformation muss
daraus erst neuronal berechnet werden. Unsere Experimente zeigen, dass das
räumliche Auflösungsvermögen von Fledermäusen um ein Vielfaches (um drei
Größenordnungen) schlechter ist als die Auflösung des visuellen Systems
des Menschen. Fledermäuse "sehen" per Echoortung sozusagen ein extrem
verschwommenes Bild. Eine visuell einfache Aufgabe wie: "Sage mir, wie
viele Finger einer Hand ich hochhalte", ist biosonar sehr schwer zu lösen.
Trotzdem navigieren Fledermäuse sehr erfolgreich", sagt Wiegrebe. Die
Forscher nehmen an, dass die Fledermäuse diese schlechte Wahrnehmung
ausgleichen, indem sie während des Fluges fortlaufend die räumlichen
Informationen über Entfernung und Richtung auswerten und sich dabei auf
die Position nächstliegender Objekte konzentrieren.

Ihre Ergebnisse könnten Implikationen für technische Anwendungen haben.
"Beim autonomen Fahren werden laufend Informationen mit der Kamera
erfasst, um das Auto zu steuern. Womöglich werden dabei viel mehr
Information erfasst als nötig. Fledermäuse verfügen über ein viel
einfacheres Navigationsschema und navigieren dennoch exzellent. Sie
verfügen nicht über ein 3-D-Bild wie es bei der visuellen Wahrnehmung
entsteht", sagt Lutz Wiegrebe.

In einer ebenfalls kürzlich veröffentlichten Arbeit im Fachmagazin
iScience hatten Leonie Baier aus der Arbeitsgruppe von Lutz Wiegrebe und
Dr. Holger Goerlitz vom Max-Planck-Institut für Ornithologie gezeigt, dass
Fledermäuse sehr sensitiv für verschiedene Raumfrequenzen sind. Dadurch
gelingt es ihnen zum Beispiel ein Insekt über einer Wasseroberfläche zu
erkennen. "Aus unserer neuen Arbeit wissen wir nun, dass die Fledermäuse
diese Informationen aber nicht räumlich auflösen können", sagt Wiegrebe.
In dem Moment, wo neben dem Insekt etwa auch Pflanzen auf der
Wasseroberfläche schwimmen, können die Tiere ihre Beute nicht erkennen.


Originalpublikationen:

Cornelia Geberl, Kathrin Kugler, Lutz Wiegrebe:

The spatial resolution of bat biosonar quantified with a visual resolution
paradigm.

In: Current Biology 2019

A. Leonie Baier, Lutz Wiegrebe, Holger R. Görlitz:

Echo-Imaging Exploits an Environmental High-Pass Filter to Access Spatial
Information with a Non-Spatial Sensor.

In: iScience. 2019

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution114
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / PHYSIK





FORSCHUNG/1598: Kernoberfläche beeinflusst Neutronenbindung (idw)


Technische Universität Darmstadt - 17.05.2019

Kernoberfläche beeinflusst Neutronenbindung

Team um Physiker der TU Darmstadt präzisiert Kernmodell durch
Radienmessung



Darmstadt, 17. Mai 2019. Präzise laserspektroskopische Messungen erlauben
es, die Größe von Atomkernen auch für sehr kurzlebige Isotope zu
bestimmen. Physikern der TU Darmstadt und ihren internationalen Kollegen
gelang es erstmals, diese Technik über das "doppelt magische" Zinn-Isotop
132Sn hinaus anzuwenden. Sie fanden eine abrupte Zunahme des Radius. Die
Daten legen nahe, dass der Einfluss der Kernoberfläche auf die Bindung der
Neutronen und Protonen größer ist als bislang angenommen. Die Zeitschrift
"Physical Review Letters" hob die Arbeit als "Editors' Suggestion"
besonders hervor.

Kein anderes Element besitzt so viele stabile Isotope wie Zinn, weil dies
ein Element mit einer "magischen" Protonenzahl ist, das heißt, alle mit
Protonen besetzten Kernschalen sind komplett gefüllt und somit
abgeschlossen. Das führt zu einer besonderen Stabilität. Während die Zahl
der Protonen für alle Isotope eines Elementes konstant ist - bei Zinn sind
es 50 - kann die Zahl der Neutronen im Kern variieren. Wenn zusätzlich zu
den Protonenschalen auch noch die Neutronenschalen voll besetzt sind,
spricht man von "doppelt magischen Kernen". Zinn ist das schwerste
Element, das zwei doppelt magische Isotope besitzt: Zinn-100 (50
Neutronen) und Zinn-132 (82 Neutronen). Beide sind aber sehr kurzlebig und
kommen nicht natürlich vor, weshalb sie für die Experimente an einer
Beschleunigeranlage künstlich erzeugt und innerhalb ihrer Lebensdauer von
nur wenigen Sekunden untersucht werden müssen.

Ein Schalenabschluss ist dadurch gekennzeichnet, dass die Bindungsenergie
der äußersten Neutronen entlang einer Isotopenkette jenseits der magischen
Neutronenzahl abrupt abfällt. Für den Ladungsradius des Kerns, also der
Kerngröße, erwartet man den umgekehrten Fall - einen plötzlichen Anstieg.
Festzustellen, ob dieser "Knick im Trend" bei den Ladungsradien entlang
der Zinn-Isotopenkette existiert, war das Ziel des Experimentes. Die
internationale COLLAPS-Kollaboration, an der Physiker der TU Darmstadt und
des Max-Planck-Institutes für Kernphysik in Heidelberg maßgeblich
beteiligt sind, nutzte die Isotopenfabrik ISOLDE am CERN, um die
kurzlebigen Kerne zu produzieren. Erstmals konnten sie dabei die
Ladungsradien bis zum Isotop Zinn-134 bestimmen und damit den Verlauf der
Ladungsradien am Schalenabschluss bei Zinn-132 etablieren. Oberhalb von
Zinn-132 nimmt der Radius deutlich schneller zu als unterhalb - die Kurve,
die diesen Trend grafisch darstellt, macht einen scharfen Knick. Dies ist
ein weiteres Indiz für den doppelt magischen Charakter des Isotops. Ein
ähnliches Verhalten wurde früher auch schon für das ebenfalls doppelt
magische Isotop Blei-208 beobachtet. Der Mechanismus, der für den "Knick"
in den Radien verantwortlich ist, ist jedoch ein anderer als für den
ähnlichen Trend bei den Bindungsenergien. Darum liefern die neuen
Messungen der Radien wichtige Information über die Kernstruktur.

Beteiligten theoretischen Kernphysikern von der Universität
Erlangen-Nürnberg und der Michigan State University gelang es, die treibende
Kraft hinter der sprunghaften Zunahme der Radien nach Zinn-132 zu
identifizieren: eine verstärkte Bindung von Neutronenpaaren an der
Kernoberfläche. Dies ist eine neue Ausprägung des gleichen Effektes, durch
den auch schon die Isotopenketten von Calcium, Eisen und Cadmium
erfolgreich beschrieben werden konnten. Erst die neuen Informationen aus
Präzisionsmessungen von Radien instabiler Isotope erlauben es aber, diesen
Effekt als Beitrag zur Kernmodellierung eindeutig und quantitativ zu
bestimmen. Herkömmliche Kernmodelle, bei deren Entwicklung man die Radien
kurzlebiger Isotope noch nicht zur Verfügung hatte, unterschätzen den
Oberflächenbeitrag zur Paarbindung und haben in der Regel Schwierigkeiten,
den Knick im Trend der Radien an Schalenabschlüssen konsistent zu
beschreiben.

Die Arbeit wurde vom Bundesministerium für Bildung und Forschung im Rahmen
des Forschungsverbundes ISOLDE.DE und der Max-Planck-Gesellschaft
gefördert und vom Fachjournal "Physical Review Letters" als "Editors'
Suggestion" ausgewählt. Damit heben die Editoren des Journals nach eigenen
Angaben Arbeiten hervor, die besonders wichtig, interessant und gut
geschrieben sind. Außerdem ist die Publikation Gegenstand eines
"Highlight" Artikels der American Physical Society.


Über die TU Darmstadt

Die TU Darmstadt zählt zu den führenden Technischen Universitäten in
Deutschland. Sie verbindet vielfältige Wissenschaftskulturen zu einem
charakteristischen Profil. Ingenieur- und Naturwissenschaften bilden den
Schwerpunkt und kooperieren eng mit prägnanten Geistes- und
Sozialwissenschaften. Weltweit stehen wir für herausragende Forschung in
unseren hoch relevanten und fokussierten Profilbereichen: Cybersecurity,
Internet und Digitalisierung, Kernphysik, Energiesysteme, Strömungsdynamik
und Wärme- und Stofftransport, Neue Materialien für Produktinnovationen.
Wir entwickeln unser Portfolio in Forschung und Lehre, Innovation und
Transfer dynamisch, um der Gesellschaft kontinuierlich wichtige
Zukunftschancen zu eröffnen. Daran arbeiten unsere 312 Professorinnen und
Professoren, 4.450 wissenschaftlichen und administrativ-technischen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie knapp 26.000 Studierenden. Mit der
Goethe-Universität Frankfurt und der Johannes Gutenberg-Universität Mainz
bildet die TU Darmstadt die strategische Allianz der
Rhein-Main-Universitäten.

www.tu-darmstadt.de


Originalpublikation:

https://doi.org/10.1103/PhysRevLett.122.192502

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Darmstadt, 17.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1597: UV-LEDs - Vom Lichtdoping für Gemüse bis zur Wasseraufbereitung (idw)


Technische Universität Berlin - 17.05.2019

Vom Lichtdoping für Gemüse bis zur Wasseraufbereitung

Die an der TU Berlin entwickelten UV-LEDs sind "multi-tasking"



Multiresistente Krankenhauskeime beunruhigen die Medizinwelt: Sie
scheinen sich nahezu überall zu verbreiten. Gerade in Krankenhäusern wird
die Kontrolle der Desinfektion immer wichtiger. Dazu werden regelmäßig
Abstriche von desinfizierten Gegenständen genommen. Potentiell anhaftende
Keime werden anschließend abgelöst und auf einem Nährmedium kultiviert.
Wächst etwas auf dem Medium, waren trotz Reinigung Keime vorhanden, wächst
nichts, ist die Desinfektion gelungen. Problem: Diese Methode nimmt
mehrere Stunden oder gar Tage in Anspruch. "Vier Fünftel dieser Proben
sind keimfrei - aber welche, das ist die Frage", sagt Prof. Dr. Michael
Kneissl, Leiter des Fachgebiets Experimentelle Nanophysik und Photonik an
der TU Berlin.

"Wird die Oberfläche solcher Proben mit UV-LEDs unterschiedlicher
Wellenlängen bestrahlt, werden bestimmte Biomoleküle in den Keimen zum
Leuchten angeregt. So kann eine potentielle Keimbelastung nachgewiesen
werden. Und nicht nur das: Viele multiresistente Keime haben
charakteristische Fluoreszenzspektren, so dass man in Zukunft diese auch
unmittelbar als solche erkennen könnte", erklärt Michael Kneissl, der auch
stellvertretender Sprecher des Konsortiums "Advanced UV for Life" ist. Das
vom Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) mit rund 45
Millionen Euro ausgestattete Konsortium aus mittlerweile 49 Partnern
erprobt in 26 laufenden Projekten innovative Einsatzgebiete für UV-LEDs.
Und davon gibt es viele. Die dabei verwendeten UV-LEDs stammen
weitestgehend aus den Laboren der TU Berlin und des 
Ferdinand-Braun-Institutes, die in ihrem JointLab "GaN Optoelectronics" schon über ein
Jahrzehnt lang zusammenarbeiten. Abhängig von der jeweiligen Wellenlänge
sind die Einsatzmöglichkeiten der UV-LEDs enorm vielfältig und
wirtschaftlich hochinteressant: Neben der Desinfektion zählen die Medizin,
die Wasseraufbereitung, Gassensorik, Lithographie oder die
Lichtapplikation bei der Pflanzenkultivierung zu den möglichen
Einsatzgebieten.

UV-LEDs für die Wasser-Desinfektion

LEDs, also Leuchtdioden, kennt man als Nachfolgerin der Glühbirne.
Letztlich sind LEDs lichtemittierende Halbleiter-Bauelemente, die aus
Strom Licht erzeugen. Abhängig von dem verwendeten Halbleitermaterial
können diese LEDs auch Licht im nichtsichtbaren Bereich, also zum Beispiel
UV-Licht emittieren. Dazu wird als Halbleitermaterial eine Legierung aus
Aluminium, Gallium und Stickstoff verwendet. Diese Halbleiter können je
nach Art der Herstellung fast das komplette ultraviolette Spektrum (210 nm
- 400 nm) abdecken.

"Eine besonders interessante Anwendung von UV-LEDs ist die
Wasseraufbereitung", weiß Michael Kneissl. UV-Licht der Wellenlängen 250
nm - 280 nm hat die Eigenschaft, benachbarte Nukleinbasen in der DNA zu
vernetzen. Wird Wasser mit diesem UV-Licht in einer hohen Intensität
bestrahlt, können die darin vorhandenen Keime sich nicht mehr fortpflanzen
und sterben ab. "Grundsätzlich ist diese Methode ideal für Gegenden, in
denen es keine funktionierende Wasserversorgung gibt oder zum Beispiel in
Katastrophengebieten", so Michael Kneissl. Herkömmlich wird das dafür
benötigte UV-Licht von sogenannten Quecksilberdampflampen erzeugt - mit
den bekannten Nachteilen dieser Lampen: Herstellung und Entsorgung sind
aufwändig, Quecksilber ist giftig, sie sind empfindlich und haben nur eine
geringe Lebensdauer. Für den Einsatz am sogenannten "point of use" - also
die Anwendung unmittelbar vor dem Verbrauch wie in Dritte-Welt-Ländern
oder Katastrophengebieten - sind diese Lampen kaum geeignet. "UV-LEDs
dagegen sind sehr robust, ungiftig, schaltbar und als Halbleiter auch mit
Solarstrom oder per Batterie zu betreiben - daher ideal für die mobile
Anwendung", so Michael Kneissl.

1,8 Millionen Euro für neue Gasphasenepitaxie-Anlage

Bei der Forschung und Entwicklung von kurzwelligen UV-LEDs mit
ausreichender Effizienz und Leistung gelten Michael Kneissl und sein Team
als europaweit führend. "Um diese Forschung weiter voranzutreiben,
finanziert das Bundesministerium für Bildung und Forschung jetzt ein
zusätzliches, rund 1,8 Millionen Euro teures Gerät zur metallorganischen
Gasphasenepitaxie (MOVPE) an der TU Berlin", freut sich der
Wissenschaftler. "Epitaxie-Verfahren dienen zur Herstellung der extrem
dünnen, kristallinen Schichten, wie sie in der Halbleiterproduktion
gebraucht werden. Um die speziellen LEDs herzustellen, müssen tausende
definierte, atomar dünne Schichten auf dem Trägermaterial abgeschieden
werden. Diese Schichtstruktur bestimmt am Ende, wie effektiv der
eingespeiste Strom von dem Halbleiter in UV-Licht umgewandelt wird. Je
nach gewünschter Wellenlänge werden unterschiedliche Schichten aufgebaut.

Die neue Anlage bietet die Möglichkeit, deutlich schneller und effizienter
Bauelemente für UV-LEDs herzustellen und zu erproben", beschreibt Michael
Kneissl die extrem aufwändige Herstellung der LEDs. "In unserer jüngsten
Veröffentlichung in Nature Photonics zeigen wir, dass die Gesamt-Effizienz
der UV-LEDs ein Produkt der unterschiedlichen Teil-Effizienzen ist. Wir
kennen die einzelnen Parameter und arbeiten daran, diese zu optimieren. Im
Labor erreichen wir bereits eine ähnliche Effizienz wie herkömmliche
UV-Lampen", so der Physiker.

Lichtdoping im Gemüseanbau

Die vielfältigen Einsatzmöglichkeiten der UV-LEDs haben unter anderem auch
dazu geführt, dass sich das Team des Leibniz-Instituts für Gemüse- und
Zierpflanzenbau intensiv mit gesunder Ernährung in Form von sogenanntem
Functional Food (Lebensmittel mit besonderen gesundheitsfördernden
Inhaltsstoffen) beschäftigt. Mit einem Verfahren, das mit dem Begriff
Lichtdoping umschrieben werden kann, wird Blattgemüse mit
schwach-dosiertem UV-Licht zwischen 290 nm und 350 nm bestrahlt. Diese
regulatorische UVB-Bestrahlung regt gezielt den Sekundärmetabolismus der
Pflanzen an. Als Reaktion synthetisieren sie vermehrt bestimmte sekundäre
Pflanzenstoffe, die auch für Menschen als sehr gesund gelten. "Das
Leibniz-Institut für Gemüse- und Zierpflanzenbau und das
Ferdinand-Braun-Institut arbeiten zusammen daran, UV-LED-Module zu
entwickeln, die das optimale UV-Spektrum hierfür liefern. Ziel ist ein
Flächenstrahler, der in einem Gewächshaus eingesetzt werden kann, um
Pflanzen exakt dosiert mit einer definierten Wellenlänge zu bestrahlen", so
Michael Kneissl.


Mehr Informationen:

Nature Photonics, volume 13, pages 233-244 (2019):

The emergence and prospects of deep-ultraviolet light-emitting diode
technologies

https://eorder.sheridan.com/3_0/app/orders/8380/article.php

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution52

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Berlin, 17.05.2019
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RECHT/939: Unterstützung für Opfer der "Colonia Dignidad" - schnell und unbürokratisch


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 17. Mai 2019

Unterstützung für Opfer der "Colonia Dignidad" - schnell und
unbürokratisch

Gemeinsame Kommission legt Hilfskonzept vor



Die Gemeinsame Kommission von Bundestag und Bundesregierung hat sich
auf ein Hilfskonzept für die Opfer der "Colonia Dignidad" geeinigt
und dieses am heutigen Freitag vorgestellt. Dazu erklären der
menschenrechtspolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion und
Mitglied der Kommission, Michael Brand, sowie Volker Ullrich,
ebenfalls Mitglied der CDU/CSU-Bundestagsfraktion in der Kommission:

Michael Brand: "Es war schon lange überfällig, den Worten zur
moralischen Mitverantwortung endlich Taten folgen zu lassen. Mit dem
Hilfskonzept erhalten die Betroffenen zeitnah und unbürokratisch
Unterstützung. Es werden nicht nur ein Hilfsfonds für
Individualleistungen eingerichtet, sondern auch Anlauf- und
Beratungsstellen in Deutschland und in Chile. Sie sollen den
Betroffenen zur Seite stehen, etwa bei der Beantragung der Mittel.

Die Opfer erhalten jetzt erstmals individuelle Zahlungen, und zwar in
Höhe von 10.000 Euro, und weitere Leistungen. Das hat eine neue
Qualität - das hilft konkret. Und durch die jetzt verankerte Hilfe,
den neuen Fond 'Pflege und Alter', werden die Opfer auch im Alter
nicht alleine gelassen.

Wir wissen, dass der Beitrag, so konkret er auch ist, nur ein
symbolischer sein kann. Niemand bei uns gibt sich der Illusion hin,
dass dies das Leid wiedergutmachen könnte, das die Menschen erlitten
haben. Aber wir hoffen darauf, dass die konkrete Unterstützung nicht
nur im Alltag, sondern auch seelisch eine gute Wirkung entfaltet.

Bei der Umsetzung werden auch wir als Unionsfraktion darauf achten,
dass nicht bürokratisch, sondern in einer menschlich anständigen und
sympathischen Art und Weise geholfen wird."


Volker Ullrich: "Die Erarbeitung des Hilfskonzepts ist
ein klares Signal dafür, dass die Aufarbeitung weitergehen muss. Das
gilt auch für die strafrechtliche Seite. Dies liegt in der Hand der
Strafverfolgungsbehörden. Aus Sicht der Opfer ist wichtig, dass
möglichen Ansätzen zu Ermittlungen nachgegangen wird."


Hintergrund:

In der sogenannten Colonia Dignidad waren Frauen, Männer und Kinder
über Jahrzehnte hinweg Opfer entsetzlicher Verbrechen. Der Deutsche
Paul Schäfer und seine Vertrauten errichteten eine kriminelle Sekte,
deren Machtstruktur sich auf psychische und physische Gewalt,
einschließlich schwerster sexueller Gewalt, auf Sklavenarbeit und
Denunziantentum, auf ständige Überwachung und systematische
Einschüchterung gründete. Schäfer riss Familien auseinander,
missbrauchte zahllose Kinder und arbeitete bei Folter, Mord und
Verschwindenlassen von Regimegegnern aktiv mit den Schergen der
Pinochet-Diktatur zusammen. Die Überlebenden leiden bis heute massiv
unter den schweren psychischen und körperlichen Folgen der über Jahre
hinweg zugefügten Verletzungen.

Dass Schäfer und seine Helfershelfer nahezu ungehindert bis in die
2000er Jahre hinein schwerste Verbrechen in der wie ein Lager
organisierten "Colonia Dignidad" begehen konnten, war nur möglich
aufgrund einer strikt autarken Lebensweise und Abschottung, durch die
Zusammenarbeit mit der chilenischen Militärregierung, dem zaghaften
Agieren der Justiz in Chile und Deutschland sowie durch
Unterstützungsnetzwerke in beiden Ländern. Aber auch deutsche
Regierungsvertreter waren eher zögerlich, als ihre Standhaftigkeit,
Beharrlichkeit und ihr nachdrücklicher Einsatz für die Menschen in
der "Colonia" gefordert gewesen wären.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-555 50, Telefax 030/227-159 30

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





INNEN/5044: Kopftuchdebatte - AKK fischt am rechten Rand


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. Mai 2019

Kopftuchdebatte: AKK fischt am rechten Rand



Christine Buchholz, religionspolitische Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE. im Bundestag, erklärt: "Dass Annegret Kramp-Karrenbauer eine
Debatte über ein Kopftuchverbot an Kitas und Schulen für berechtigt
erklärt, ist ein übles Manöver."

Christine Buchholz weiter: "Damit fischt die CDU-Vorsitzende eine
Woche vor der Europawahl am rechten Rand und schürt Stimmung gegen
Muslime. Solche Scheindebatten helfen den rechten Kräften und nicht
denen, die sie vorgeben zu schützen.

Die schwarz-blaue Regierung in Österreich hatte ein solches
Kopftuchverbot vergangene Woche eingeführt. Wie gut, dass diese
Regierung am Ende ist. Statt rechten Ressentiments brauchen wir jetzt
deutliche Worte gegen Rassismus.

DIE LINKE steht gegen jede Form von Ausgrenzung und Rassismus. Wir
stellen uns gegen den Zwang, Kopftuch, Kippa, Turban oder Kreuz tragen
zu müssen und gegen den Zwang, es nicht tragen zu dürfen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 19. Mai 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220

E-Mail: bundesgeschaeftsstelle@die-linke.de

Internet: www.die-linke.de
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VERKEHR/517: Deutsche Bahn besser finanzieren und organisieren - DIE LINKE unterstützt Demonstration der Bahn-Beschäftigten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 20. Mai 2019

DB besser finanzieren und organisieren - DIE LINKE unterstützt Demonstration der Bahn-Beschäftigten



"DIE LINKE steht an der Seite der Beschäftigten und unterstützt den
Protest der Gewerkschaft. Die Pläne für eine profitorientierte Bahn AG
sind krachend gescheitert. Der Abbau von Strecken, eine kaputtgesparte
Infrastruktur und Personalmangel haben dazu geführt, dass heute alle
unzufrieden sind: Kunden, Beschäftigte und die Politik. So darf es
nicht weitergehen", erklärt Victor Perli, für die Fraktion DIE LINKE
Mitglied im Haushaltsausschuss des Bundestages und dort
Berichterstatter für die Bahn, mit Blick auf die heutige Demonstration
tausender Beschäftigter der Eisenbahn- und Verkehrsgewerkschaft EVG
vor dem Finanzministerium in Berlin für eine Stärkung der Deutschen
Bahn. Finanzminister Scholz und Verkehrsminister Scheuer sollen sich
für deutlich höhere Investitionen in die Schiene und den Ausbau des
Bahn-Angebots einsetzen. Victor Perli weiter:

"Im Haushaltsplan 2020 muss deutlich mehr Geld für den Ausbau der
Schienenwege bereitgestellt werden, damit mehr Menschen vom PKW auf
die klimafreundliche Bahn umsteigen und deutlich mehr Güterverkehr auf
die Schiene verlagert wird. DIE LINKE schlägt vor, einen Teil der
Milliardeneinnahmen aus der LKW-Maut in den Ausbau der Schiene zu
investieren. Der Gesetzentwurf liegt auf dem Tisch. Mehr öffentliches
Geld muss auch mehr öffentliche Mitbestimmung bedeuten. Bund und
Länder müssen direkten Einfluss auf das operative Geschäft der Bahn
bekommen, ohne vom Aktienrecht und chaotischen Management-Strukturen
mit unzähligen Tochtergesellschaften gebremst zu werden. Bürgerbahn
statt Börsenbahn, das ist das Ziel der LINKEN."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 20. Mai 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8447: Heute im Bundestag Nr. 590 - 20.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 590

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 20. Mai 2019, Redaktionsschluss: 15.21 Uhr

1. Mehr Staatsgelder für Parteien

2. Fast 10.000 Masernfälle seit 2009

3. Elektronische Patientenakte ab 2021

4. Diskriminierung in Jobcentern



1. Mehr Staatsgelder für Parteien

Bundestagsnachrichten/Unterrichtung

Berlin: (hib/PK) Die staatlichen Mittel für die Parteien werden erneut
angepasst. Entsprechend der Entwicklung des Preisindexes der für eine
Partei typischen Ausgaben wird die sogenannte absolute Obergrenze für
die staatliche Parteienfinanzierung 2019 um 1,9 Prozent auf rund 193,6
Millionen Euro erhöht. Das geht aus einer Unterrichtung (19/10260) des
Bundestagspräsidenten hervor.

2018 lag die absolute Obergrenze bei 190 Millionen Euro. Bei der
absoluten Obergrenze handelt es sich um das jährliche Gesamtvolumen
staatlicher Mittel, das allen Parteien höchstens ausgezahlt werden
darf.

Entsprechend angepasst werden den Angaben zufolge auch die
wählerstimmenbezogenen Förderbeträge. Vorgesehen ist eine Anhebung des
Betrages für die ersten vier Millionen Wählerstimmen von zuletzt 1,02
Euro auf nun 1,03 Euro. Für die weiteren Wählerstimmen wird der Betrag
von 0,84 auf 0,85 Euro erhöht.

 * 

2. Fast 10.000 Masernfälle seit 2009

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) In den vergangenen zehn Jahren sind in Deutschland
insgesamt 9.907 Masernfälle registriert worden. Die meisten Fälle,
nämlich 2.465, wurden 2015 an das Robert-Koch-Institut (RKI)
übermittelt, wie aus der Antwort (19/9944) der Bundesregierung auf
eine Kleine Anfrage (19/9377) der FDP-Fraktion hervorgeht.

Auch in den Jahren 2013 (1.768) und 2011 (1.608) wurden besonders
viele Masern-Infektionen registriert. Im laufenden Jahr waren es bis
April bisher 310 Fälle.

Das durchschnittliche Alter der betroffenen Patienten ist den Angaben
zufolge seit Beginn der Meldepflicht 2001 kontinuierlich gestiegen. So
lag der Anteil der gemeldeten Masernfälle bei Kindern von einem bis
neun Jahren 2001 bei rund 55 Prozent, 2018 lag der Anteil bei etwa 31
Prozent.

Der Anteil der Masernfälle bei Erwachsenen ab 20 Jahren lag 2001
hingegen bei 12 Prozent und 2018 bei 47 Prozent. Die höchste Zahl an
Neuerkrankungen wurde seit 2006 in jedem Jahr allerdings bei Kindern
in den ersten beiden Lebensjahren beobachtet.

 * 

3. Elektronische Patientenakte ab 2021

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung geht davon aus, dass der geplante
Starttermin für die elektronische Patientenakte (ePA) eingehalten
wird. Die Patientenakte stelle eine Schlüsselanwendung im
digitalisierten Gesundheitswesen dar, heißt es in der Antwort
(19/10094) der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9687) der
Grünen-Fraktion.

Nachdem die Gesellschaft für Telematik fristgerecht die
Spezifikationen und Zulassungsverfahren veröffentlicht habe, obliege
es nun den gesetzlichen Krankenkassen, ihren Versicherten bis zum 1.
Januar 2021 eine elektronische Patientenakte zur Verfügung zu stellen.

Derzeit würden die flankierenden Regelungen geprüft. Eine Abstimmung
innerhalb der Bundesregierung stehe noch aus.

 * 

4. Diskriminierung in Jobcentern

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke hat eine Kleine Anfrage
(19/10139) zu Erfahrungen mit Diskriminierungen in Jobcentern und
deren Verhinderung gestellt. Darin fragt sie die Bundesregierung unter
anderem, für welche der in Paragraf 1 Allgemeines
Gleichbehandlungsgesetz (AGG) genannten Diskriminierungsmerkmale ein
Verbot der Benachteiligung existiert, das für die Tätigkeit der
Jobcenter gegenüber den leistungsbeantragenden und
leistungsbeziehenden Personen gilt?

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 590 - 20. Mai 2019 - 15.21 Uhr

Herausgeber: Deutscher Bundestag

Parlamentsnachrichten, PuK 2

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: +49 30 227-35642, Telefax: +49 30 227-36191

E-Mail: mail@bundestag.de

Internet: www.bundestag.de
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BUNDESTAG/8446: Heute im Bundestag Nr. 589 - 20.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 589

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 20. Mai 2019, Redaktionsschluss: 14.24 Uhr

1. Elektronische Beweismittel in Strafsachen

2. Freiwillige Feuerwehren unterstützen

3. BSI-Untersuchungen von Smart Toys

4. Ordnungsgemäße Aktenführung

5. Entwicklungen bei der Bundespolizei

6. Förderung elektronischer Verwaltung



1. Elektronische Beweismittel in Strafsachen

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion Die Linke steht dem Vorschlag für eine
Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über Europäische
Herausgabeanordnungen und Sicherungsanordnungen für elektronische
Beweismittel in Strafsachen (KOM(2018) 225 endg.; Ratsdok 8110/18)
kritisch gegenüber und hat einen diesbezüglichen Antrag (19/10281)
eingebracht. Danach soll der Bundestag feststellen, dass der
Verordnungsvorschlag EPOC-VO, dessen Ziel die Vereinfachung und
Beschleunigung der grenzüberschreitenden Gewinnung elektronischer
Beweismittel innerhalb der Europäischen Union ist, aus grund- und
datenschutzrechtlicher Sicht abzulehnen ist. Zudem sei der Vorschlag
überflüssig, da zeitgleich auch der Europarat über die schnellere
Herausgabe elektronischer Beweismittel verhandle, heißt es weiter in
dem Entschließungsantrag. Der Bundestag solle die Bundesregierung
auffordern, unter anderem das Inkrafttreten der Verordnung zu
verhindern, den Verordnungsvorschlag in den weiteren Verhandlungen auf
europäischer Ebene abzulehnen und andere Mitgliedsstaaten zu versuchen
davon zu überzeugen, ebenso zu handeln.

 * 

2. Freiwillige Feuerwehren unterstützen

Inneres und Heimat/Antrag

Berlin: (hib/STO) "Freiwillige Feuerwehren im ländlichen Raum
unterstützen und fördern" lautet der Titel eines Antrags der Fraktion
Die Linke (19/10288). Darin wird die Bundesregierung aufgefordert,
einen Gesetzesentwurf vorzulegen, mit dem sichergestellt wird, dass
für regelmäßig geleistete freiwillige und unbezahlte Arbeit von
Einwohnern "in organisierten anerkannten Hilfsorganisationen und im
Rettungsdienst, Brandschutz, Katastrophenschutz und beim THW durch
Bund, Länder und Kommunen angemessene Beiträge in die gesetzliche
Rentenversicherung eingezahlt werden".

Auch soll die Bundesregierung der Vorlage zufolge Maßnahmen zur
zeitnahen und gegenseitigen Anerkennung von beruflichen und
feuerwehrspezifischen Aus- und Fortbildungen umsetzen sowie "die
Kofinanzierung zur Erfüllung der finanziellen Verantwortung von
Ländern und Kommunen zur Sanierung und Ausstattung
feuerwehrtechnischer Infrastruktur um 75 Millionen Euro jährlich im
Einzelplan 06 erhöhen" und die Gesamtmittel verstetigen. Darüber
hinaus fordert die Fraktion die Bundesregierung in dem Antrag auf,
Maßnahmen zu treffen, um die Beschaffung von Feuerwehrfahrzeugen und
den Abfluss der im Bundeshaushalt eingestellten Mittel zu
beschleunigen.

 * 

3. BSI-Untersuchungen von Smart Toys

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Untersuchungen des Bundesamtes für Sicherheit in der
Informationstechnik (BSI) im Bereich von "Smart Toys", also mit dem
Internet verbundenem Spielzeug wie digitalisierte Roboter, Uhren,
Teddybären oder Puppen, sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/10090) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
(19/9456). Wie die Bundesregierung darin ausführt, hat das BSI in der
Vergangenheit bereits Untersuchungen von vernetztem Spielzeug und
Smart Home Produkten vorgenommen, um die Sicherheit dieser zu
beurteilen und Anwender bei Risiken informieren zu können.

Im Zuge der im Koalitionsvertrag festgelegten Etablierung des
digitalen Verbraucherschutzes als neue Aufgabe des BSI sei der Ausbau
der Aktivitäten im Bereich der Marktbeobachtung und Sicherheitstests
geplant, schreibt die Bundesregierung weiter . Das BSI "als das
Kompetenzzentrum in Deutschland für Fragen der Informations- und
Cyber-Sicherheit" sei ein wichtiger Gestalter des digitalen
Verbraucherschutzes. Bereits jetzt arbeite das BSI "mit etablierten
und anerkannten Partnern im Feld des Verbraucherschutzes zusammen".

 * 

4. Ordnungsgemäße Aktenführung

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Über ordnungsgemäße Aktenführung berichtet die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10084) auf eine Kleine Anfrage
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/9383). Danach ist jegliches
Verwaltungshandeln "dem Grundsatz der ordnungsgemäßen Aktenführung
verpflichtet, der wiederum auf dem Rechtsstaatsprinzip nach Artikel 20
Absatz 3 des Grundgesetzes (GG) beruht". Nur durch die ordnungsgemäße
Aktenführung werde "ein rechtsstaatlicher Verwaltungsvollzug, eine
Rechtskontrolle durch Gerichte sowie Aufsichtsbehörden und eine
Überprüfung durch die Parlamente gewährleistet", schreibt die
Bundesregierung weiter. Alle Beschäftigten einer Behörde seien diesen
Prinzipien verpflichtet und an die jeweils geltenden Regelungen
gebunden.

Die ordnungsgemäße Aktenführung stellt der Antwort zufolge "die
Pflicht der Behörde zur Aktenmäßigkeit und Regelgebundenheit dar". Das
Prinzip der Aktenmäßigkeit besage unter anderem, "dass alle
entscheidungsrelevanten Unterlagen und Bearbeitungsschritte eines
Geschäftsvorfalls in der Akte zu führen (Prinzip der Schriftlichkeit)
sowie vollständig, wahrheitsgemäß und nachvollziehbar zu dokumentieren
sind, und zwar unabhängig davon, ob eine Behörde als führendes
Aktensystem noch papierbasiert oder elektronisch veraktet".

Hierzu können laut Vorlage auch Anmerkungen auf den Unterlagen selbst
oder auf dort beigefügten Zetteln gehören. Solche beigefügten
Anmerkungen und Hinweise würden vollständig zur Akte genommen oder -
bei elektronischer Aktenführung - mit eingescannt, wenn sie
aktenrelevant sind.

Zu den aktenrelevanten Unterlagen zählen den Angaben zufolge alle
entscheidungserheblichen Informationen, unabhängig davon, auf welchem
Weg sie die Behörde erreichen. Gegebenenfalls seien relevante
Informationen zu verschriftlichen - zum Beispiel Telefonate oder SMS -
beziehungsweise auszudrucken - beispielsweise Eingänge per E-Mail -,
wenn als führende Akte noch ein papierbasiertes System existiert.

Wie die Bundesregierung ferner ausführt, hat die Digitalisierung der
Verwaltungsarbeit zu keiner Veränderung des ausgeführten Grundsatzes
einer ordnungsgemäßen Aktenführung geführt.

 * 

5. Entwicklungen bei der Bundespolizei

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/STO) "Aktuelle Entwicklungen bei der Bundespolizei"
thematisiert die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen
Anfrage (19/10132). Darin erkundigt sie sich unter anderem danach, wie
viele Aus- und Fortbildungsplätze die Bundesregierung in den Jahren
2020 und 2024 insgesamt vorzuhalten plant und auf welche
Bundespolizeiaus- und Fortbildungszentren sich diese verteilen.

 * 

6. Förderung elektronischer Verwaltung

Berlin: (hib/STO) Als Unterrichtung durch die Bundesregierung
(19/10310) liegt ihr Bericht "zur Evaluierung des Gesetzes zur
Förderung der elektronischen Verwaltung sowie zur Änderung weiterer
Vorschriften". Danach wurde durch das Gesetz ein rechtlicher Rahmen
für die Kommunikation zwischen Verwaltung, Bürgerinnen und Bürgern
sowie Unternehmen geschaffen. Der Verwaltungsdigitalisierung sei damit
nach Ansicht der Gutachter ein beträchtlicher Schub gegeben worden.
Allerdings enthalte das Gesetz nach Ansicht der Gutachter nicht
sämtliche Rahmenbedingungen und Maßnahmen, die für die flächendeckende
und durchgängige Digitalisierung von Verwaltungshandeln erforderlich
wären.

"Dazu würden zentrale IT-Kommunikations- und IT-Sicherheitsstandards,
Datenschutzregelungen, Beseitigung von Rechtsunsicherheiten
beispielsweise beim ersetzenden Scannen, aber auch Fragen von
Organisationsentwicklung und Marketing gehören", heißt es in der
Unterrichtung weiter. Die Etablierung einer elektronischen Verwaltung
"sei darüber hinaus vielfach mit einer Neuordnung von
Verwaltungsabläufen verbunden und bedürfe einer Veränderung in der
Behördenkultur".

Aufgrund der Vielzahl der Themen, die mit der Förderung der
elektronischen Verwaltung in Verbindung stehen, haben die Gutachter
laut Vorlage Handlungsfelder benannt, die wesentlich zu einer
erfolgreichen Digitalisierung beitragen können. Diese Empfehlungen
umfassten neben konkreten gesetzgeberischen Änderungen auch
flankierende Maßnahmen, die keiner gesetzgeberischen Regelung
bedürfen.

Ein Teil der Vorschläge der Gutachter findet der Bundesregierung
zufolge bereits heute in laufenden oder konkret geplanten Maßnahmen
zur Förderung der Verwaltungsdigitalisierung Berücksichtigung. Wie die
Bundesregierung ferner ausführt, ist aus ihrer Sicht bei anderen
Handlungsempfehlungen eine zeitnahe Umsetzung vorstellbar und wird
umfassend geprüft werden. Dies gelte etwa "für die Überprüfung
bestehender und neuer Gesetze auf ihre Digitalisierungstauglichkeit,
die Integration fester Module für den Einsatz von IT in der Ausbildung
für die vom Bund ausgebildeten Beschäftigten, ein Anreizsystem für die
stärkere Nutzung digitaler Verwaltungsprozesse durch z. B. geringere
Gebühren sowie die Festlegung verbindlicher Mindeststandards für die
Sicherheit von digitalen Verwaltungsangeboten".

Einige Empfehlungen müssten dagegen aufgrund rechtlicher oder
tatsächlicher Schwierigkeiten jedenfalls vorerst verworfen werfen,
"andere dürften aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht umsetzbar
sein", schreibt die Bundesregierung weiter. Sie werde im Rahmen
weiterer Maßnahmen zur Förderung der elektronischen Verwaltung jedoch
"auch in Zukunft das vorliegende Gutachten zu Rate ziehen und die
Empfehlungen der Gutachter nach Möglichkeit berücksichtigen".

 * 
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Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 588

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 20. Mai 2019, Redaktionsschluss: 13.34 Uhr

1. Linke will Rentner steuerlich entlasten

2. Nachhaltigkeits-Definition wird erwartet

3. BND-Aufklärung von Rüstungstransporten

4. Transformation in Nordafrika

5. Drohnen-Steuerung via Airbase Ramstein

6. Menschenrechtslage in Weißrussland



1. Linke will Rentner steuerlich entlasten

Finanzen/Antrag

Berlin: (hib/HLE) Um zu verhindern, das auch Rentner mit Altersbezügen
unterhalb der Armutsschwelle Steuern bezahlen müssen, soll die
Bundesregierung eine ganze Reihe von steuerlichen Maßnahmen treffen.
So soll sie den steuerlichen Grundfreibetrag auf mindestens 12.600
Euro anheben, verlangt die Linksfraktion in einem Antrag (19/10282).
Die im Rahmen der sogenannten nachgelagerten Besteuerung
abschmelzenden Rentenfreibeträge und Altersentlastungsbeträge sollen
weniger stark abgeschmolzen werden, so dass Renten erst ab dem Jahr
2070 voll steuerpflichtig werden würden. Zudem soll das Rentenniveau
schrittweise auf 53 Prozent angehoben werden.

In der Begründung des Antrages verweist die Fraktion auf Angaben des
Bundesfinanzministeriums, wonach Neurentnerinnen und Neurentner auf
gesetzliche Renten ab dem zweiten Halbjahr 2018 Einkommensteuer zahlen
müssen, wenn sie monatlich mehr als 1.170 Euro brutto Rente beziehen
(von der noch Krankenkassen- und Pflegeversicherungsbeitrag bezahlt
werden müssen) und keine weiteren Einkünfte haben. Angesichts einer in
der EU geltenden Armutsschwelle von 1.096 Euro netto pro Monat würden
damit erstmals auch alleinlebende Neurentnerinnen und Neurentner mit
einer Rente unterhalb der Armutsschwelle steuerpflichtig, erklärt die
Linksfraktion. Grund sei der Übergang zur sogenannten nachgelagerten
Besteuerung. Damit würden schrittweise die während des Arbeitslebens
geleisteten Rentenbeiträge steuerfrei gestellt, im Gegenzug würden
aber die im Alter ausgezahlten Renten immer stärker der Besteuerung
unterworfen.

 * 

2. Nachhaltigkeits-Definition wird erwartet

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) In der EU Finanzmarktregulierung gibt es derzeit
keine einheitliche Definition von Nachhaltigkeit. In der kommenden
Verordnung über die nachhaltigkeitsbezogene Offenlegung im
Finanzsektor würden nachhaltige Investitionen definiert, erläutert die
Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9813) auf eine Kleine Anfrage der
FDP-Fraktion (19/8904), die sich nach aktuellen Entwicklungen im
Bereich Sustainable Finance erkundigt hatte. Grundsätzlich geht die
Bundesregierung davon aus, dass Sustainable Finance die Umsetzung der
Finanzmarktstabilität sowie der Energie-, Klima-, Entwicklungs- und
weiterer Nachhaltigkeitsziele der Bundesregierung flankierend
unterstützen kann, heißt es in der Antwort. Konkretere Auswirkungen
könnten sich erst nach Vorliegen weiterer konkrete Vorschläge der
EU-Kommission zur Umsetzung ihres Aktionsplans abschätzen lassen. Um
komplexe Fragen zu diskutieren, will die Bundesregierung einen
Sustainable-Finance-Beirat einrichten, wird in der Antwort
angekündigt.

 * 

3. BND-Aufklärung von Rüstungstransporten

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Bei der Aufklärung des internationalen Handels mit
konventionellen Rüstungsgütern durch den Bundesnachrichtendienst (BND)
werden keine Waffenlieferungen in Krisen- und Konfliktregionen
befördert oder initiiert. Das schreibt die Bundesregierung in der
Antwort (19/10141) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/9147). Anders als in einem von den Fragestellern zitierten
ARD-Fernsehberichts dargestellt, habe die Reederei Beluga Shipping
keine Waffengeschäfte oder -transporte im Auftrag des BND oder auf
Initiative des BND hin durchgeführt. "Auch wirkte der BND zu keinem
Zeitpunkt als Rechtsbeistand der Reederei."

 * 

4. Transformation in Nordafrika

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Aus Mitteln des Auswärtigen Amts sind zwischen 2011
und 2018 insgesamt 609 Projekte im Rahmen von
Transformationspartnerschaften mit Ländern der arabischen Welt
gefördert worden. Wie die Bundesregierung in der Antwort (19/10081)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/10081) schreibt, würden
weitere Informationen wie Angaben zum Datum des Antrags, zur
beantragten Fördersumme, zum Datum der Antragsprüfung und dem Datum
der Bewilligung zum Schutz "der handelnden Akteure der
Zivilgesellschaft und zur Wahrung der Persönlichkeitsrechte der für
sie tätigen Personen" als "VS - Nur für den Dienstgebrauch"
eingestuft. Sie seien im Parlamentssekretariat des Deutschen
Bundestages hinterlegt und könnten dort von Berechtigten eingesehen
werden.

 * 

5. Drohnen-Steuerung via Airbase Ramstein

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Um ein Urteil des Oberverwaltungsgerichts Münster
vom 19. März 2019 geht es in einer Kleinen Anfrage der Fraktion Die
Linke (19/10071). Das Gericht habe die Bundesrepublik Deutschland dazu
verurteilt, sich "durch geeignete Maßnahmen zu vergewissern", ob eine
Nutzung der Air Base Ramstein durch die US-amerikanischen Streitkräfte
für Einsätze von bewaffneten Drohnen im Jemen im Einklang mit dem
Völkerrecht stattfindet. "Sollte es erforderlich sein, müsse die
Bundesrepublik gegenüber den Vereinigten Staaten auf die Einhaltung
des Völkerrechts hinwirken." Wissen wollen die Abgeordneten nun, ob
die Bundesregierung in diesem Sinne bereits tätig geworden ist, was
aus ihrer Sicht "geeignete Maßnahmen" zur Überprüfung seien, inwieweit
sie schon das Gespräch mit der US-Regierung gesucht hat und welche
Unterstützung sie von dieser erwartet.

 * 

6. Menschenrechtslage in Weißrussland

Auswärtiges/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AHE) Nach der Menschenrechtslage in Weißrussland während
und nach den Europaspielen in Minsk erkundigt sich die FDP-Fraktion in
einer Kleinen Anfrage (19/10113). Die Abgeordneten wollen unter
anderem wissen, ob Vertreter der Bundesregierung die Europaspiele in
diesem Jahr besuchen und wie sich deren Austragung 2015 auf die
Menschenrechtslage in Aserbaidschan ausgewirkt hat. Außerdem soll die
Bundesregierung mitteilen, mit welchen Mitteln und Maßnahmen sie sich
für Rechtsstaatlichkeit, Freiheit und Demokratie in Weißrussland
einsetzt und welche Bedeutung sie der Austragung von
Sportgroßveranstaltungen auf die Menschenrechtslage des
Austragungslands im Allgemeinen zumisst.

 * 
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1. Linke: Waffenexportstopp für Algerien
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4. Verbesserung bei Rückkehrkooperation

5. Software für Krisenfrüherkennung

6. Chancen der Samtenen Revolution

7. Strompreisabgaben und -entwicklung



1. Linke: Waffenexportstopp für Algerien

Berlin: (hib/AHE) Die Fraktion Die Linke wendet sich gegen die weitere
Aufrüstung Algeriens. In einem Antrag (19/10291) fordert sie die
Bundesregierung auf, "keine Genehmigungen für den Export von
Kriegswaffen und sonstigen Rüstungsgütern nach Algerien mehr zu
erteilen, sowie umgehend alle diesbezüglich bereits erteilten
Genehmigungen unverzüglich zu widerrufen". Das nordafrikanische Land
befinde sich in einem politischen Umbruch. Noch sei unklar, welche
Kräfte sich bei Wahlen nach dem Rücktritt von Präsident Abdelaziz
Bouteflika durchsetzen werden und wie die Rolle des algerischen
Militärs sein wird. Algerien sei seit Jahren einer der besten Abnehmer
deutscher Rüstungsexporte, obwohl es weder Nato- noch EU-Mitglied ist,
schreiben die Abgeordneten.

 * 

2. Militärdiktatur in Brasilien bis 1985

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht keinen Anlass für eine
genauere Untersuchung und Aufarbeitung der Beziehungen der
Bundesrepublik Deutschland zu Brasilien zwischen 1964 und 1985. In der
Antwort (19/10078) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke
(19/9057) verweist die Bundesregierung unter anderem darauf, dass die
Vielzahl der von den Abgeordneten erbetenen Informationen frei
zugänglich sei. "Nach dem - hier gegebenen - Ablauf der Schutzfristen
steht Archivgut nach den Vorschriften des Bundesarchivgesetzes
grundsätzlich jedermann zur Verfügung, so dass die Bundesregierung
gegenüber dem Bundestag weder einen Wissensvorsprung noch
weitergehende Rechte bei der Informationserhebung hat. Sie verweist
deshalb auf die Möglichkeit selbständiger Informationserhebung aus den
Beständen des Bundesarchivs, des Politischen Archivs des Auswärtigen
Amts und sonstiger der historischen Forschung zugänglicher Quellen."

 * 

3. Lage in Papua und West-Papua

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung ist die aktuelle
Menschenrechtslage in den indonesischen Provinzen Papua und West-Papua
nach wie vor angespannt. Wie sie in der Antwort (19/10079) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/19/9087)
schreibt, sei es bei Demonstrationen und anderen Kundgebungen
wiederholt zu menschenrechtsrelevanten Vorfällen gekommen. Zudem
unterlägen die Arbeitsbedingungen von Menschenrechtsverteidigern und
Journalisten in West-Papua nach wie vor erheblichen Einschränkungen.
"Das trifft insbesondere auf ausländische Journalistinnen und
Journalisten zu." Die Bundesregierung befürworte nachdrücklich die
baldige Durchführung des mit der Regierung Indonesiens bereits
vereinbarten Besuches der Hohen Kommissarin für Menschenrechte der
Vereinten Nationen oder ihres Büros zur Überprüfung der
Menschenrechtslage in den Provinzen Papua und West-Papua.

 * 

4. Verbesserung bei Rückkehrkooperation

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Im Zeitraum von 1. Januar 2012 bis 31. Dezember 2018
ist der Aufenthalt von insgesamt 13 Diplomaten und anderen
bevorrechtigten Personen auf dem Staatsgebiet der Bundesrepublik
Deutschland nach Akkreditierung von der Bundesregierung nicht weiter
geduldet worden. Das geht aus der Antwort (19/9819) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion hervor
(19/9145), die darin unter anderem die Auffassung vertrat, "dass
Restriktionen bei der Vergabe von Visa an Regierungsoffizielle und
Geschäftsreisende zu einer höheren Mitwirkungsbereitschaft an der
Ausstellung von Reisepapieren und Rücknahme der eigenen
Staatsangehörigen bei den Flüchtlingsherkunftsländern führen könnten".
Dazu heißt es in der Antwort: "Der kohärente Ansatz der
Bundesregierung zielt auf eine in allen Bereichen verbesserte
Rückübernahmezusammenarbeit mit den Herkunftsländern ab." Hierbei
setze die Bundesregierung zur Erhöhung der Rückübernahmebereitschaft
die gesamte Bandbreite der Einflussmöglichkeiten aller Ressorts, unter
besonderer Berücksichtigung der Entwicklungs- und der Visapolitik ein.
Auf Initiative der Bundesregierung sei das Thema "Einsatz der
Visapolitik als Hebel zur Verbesserung der Zusammenarbeit im Bereich
der Rückübernahme" auf EU-Ebene vorangetrieben worden. Mit Abschluss
der laufenden Reform des Visakodex werde eine Verknüpfung zwischen
Rückkehrkooperation und der Erteilung von Schengen-Visa rechtlich
verankert.

 * 

5. Software für Krisenfrüherkennung

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Zur Erweiterung der Analysefähigkeit im Bereich der
Krisenfrüherkennung des Auswärtigen Amts ist bis Ende 2020 die
Anschaffung eines Volltextsuchsystems geplant. Wie die Bundesregierung
in der Antwort (19/10057) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/9514) schreibt, müssten die Softwarekomponenten die notwendige
Leistungsfähigkeit zur Verarbeitung großer Datenmengen und zu ihrer
Visualisierung aufweisen. "Zudem müssen für die Erstellung von
Prognosen Transparenz sowie Reproduzierbarkeit der Ergebnisse
gewährleistet sein." In der Krisenfrüherkennung des Auswärtigen Amts
würden durch die Einbindung entsprechender Indikatoren auch
demografische Aspekte berücksichtigt. Geprüft werde derzeit zudem die
Verwendung der Analyse sozialer Medien.

 * 

6. Chancen der Samtenen Revolution

Auswärtiges/Antwort

Berlin: (hib/AHE) Die Bundesregierung sieht in der so genannten
Samtenen Revolution einen möglichen Ausgangspunkt für umfassende
Reformen zur Stärkung von Demokratie und Rechtsstaatlichkeit in
Armenien. Wie sie in der Antwort (19/10120) auf eine Kleine Anfrage
(19/8778) der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen schreibt, seien neben dem
bereits zuvor eingeleiteten Übergang von einer präsidialen zur
parlamentarischen Demokratie die Sicherstellung von richterlicher
Unabhängigkeit und Transparenz des Regierungshandelns zentrale
Reformvorhaben. Dies eröffne neue Perspektiven für gesellschaftliche
Teilhabe und den Aufbau demokratischer Institutionen auf
rechtsstaatlicher Grundlage. "Mit dem Regierungswechsel gingen auch
auf höchster Ebene eine merkliche Entspannung der Rhetorik um den
Bergkarabach-Konflikt und ein deutlicher Rückgang der Zwischenfälle an
der Kontaktlinie einher." Die jüngsten Treffen des neuen armenischen
Ministerpräsidenten mit dem aserbaidschanischen Staatspräsidenten
sowie der Außenminister beider Länder seien Signale der Entspannung
und trügen damit auch zur Stabilität in der Region bei. "Damit kann
ein positives Umfeld für die Wiederaufnahme von substantiellen Verhan
dlungen der am Bergkarabach-Konflikt beteiligten Seiten unter der
Leitung der Ko-Vorsitzenden der Minsk-Gruppe der Organisation für
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE) geschaffen werden",
schreibt die Bundesregierung.

 * 

7. Strompreisabgaben und -entwicklung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der prozentuale Anteil für staatlich veranlasste
Preisbestandteile bei den Stromkosten beträgt in der Summe etwa 54
Prozent des durchschnittlichen Elektrizitätspreises für
Haushaltskunden. Dieser Anteil setze sich aus der Konzessionsabgabe
(5,4 Prozent), der EEG-Umlage (22,7 Prozent), der Stromsteuer (6,9
Prozent), der Umsatzsteuer (16 Prozent), der Umlage nach
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (1,2 Prozent), der Umlage nach Paragraph
19 Stromnetzentgeltverordnung (1,2 Prozent) sowie der
Offshore-Haftungsumlage (0,1 Prozent) und der Umlage für abschaltbare
Lasten (kleiner als 0,1 Prozent) zusammen, erklärt die Bundesregierung
in der Antwort (19/9905) auf eine Kleine Anfrage (19/9474) der
FDP-Fraktion. Sie werde die "Anreiz- und die Lenkungswirkung" der
Abgaben überprüfen. Zu einzelnen Maßnahmen existierten jedoch keine
konkreten Pläne.

Der Strompreis stieg den Angaben zufolge zwischen 2008 und 2018 von
21,39 Cent pro Kilowattstunde auf 29,88 Cent pro Kilowattstunde. Die
Bundesregierung verweist darauf, dass es sich hierbei um den über alle
Vertragskategorien mengengewichteten Elektrizitätspreis für
Haushaltskunden für das Abnahmeband zwischen 2.500 und 5.000
Kilowattstunden pro Jahr handele.

 * 
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BUNDESTAG/8443: Heute im Bundestag Nr. 586 - 20.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 586

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 20. Mai 2019, Redaktionsschluss: 12.10 Uhr

1. Linke will sofortigen Mietendeckel

2. Zeitplan für Nord Stream 2

3. Stand bei Nationaler Industriestrategie

4. Beteiligung an Blockchain-Strategie

5. Strompreisabgaben und -entwicklung

6. Bilanz bei Windenergie-auf-See-Anlagen



1. Linke will sofortigen Mietendeckel

Bau, Wohnen, Stadtentwicklung und Kommunen/Antrag

Berlin: (hib/PEZ) Die Fraktion Die Linke fordert einen sofortigen
Mietdeckel. Per Gesetz sollten Mieten ohne Wohnwertverbesserung
maximal in Höhe des Inflationsausgleichs, höchstens jedoch um zwei
Prozent im Jahr, erhöht werden dürfen, schreiben die Abgeordneten in
einem Antrag (19/10286). Ein Mietendeckel sei ein erster notwendiger
Schritt, um den weiteren Verlust bezahlbaren Wohnraums zu verhindern,
heißt es zur Begründung.

 * 

2. Zeitplan für Nord Stream 2

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die neue Pipeline Nord Stream 2 soll nach Angaben
der Bundesregierung planmäßig bis Ende des Jahres fertig gebaut und in
Betrieb genommen werden. Die von der EU verhängten
Wirtschaftssanktionen gegen Russland dürften vermutlich keine
unmittelbaren Auswirkungen auf die Pipeline haben, heißt es in der
Antwort (19/9658) auf eine Kleine Anfrage (19/8809) der AfD-Fraktion
weiter.

Zu möglichen Auswirkungen der neuen EU-Gasrichtlinie auf das
Unternehmen Nord Stream 2 äußert sich die Bundesregierung
zurückhaltend. Es handele sich ihrer Ansicht nach bei der Pipeline um
eine neue Gasinfrastruktur, heißt es lediglich. "Soweit der
Bundesregierung bekannt, hat das Unternehmen Nord Stream 2 bisher
keine Entscheidung über konkrete Zertifizierungsanträge
beziehungsweise die Inanspruchnahme vorgesehener Ausnahmemöglichkeiten
getroffen."

 * 

3. Stand bei Nationaler Industriestrategie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Die Bundesregierung sieht die im Februar
vorgestellte "Industriestrategie 2030" als Grundlage, um im weiteren
Dialog mit Akteuren aus Wirtschaft, Wissenschaft und Politik konkrete
Vorschläge für die Wettbewerbsfähigkeit der Industrie zu erarbeiten.
Im Anschluss an diesen Austausch solle die überarbeitete Strategie
innerhalb der Bundesregierung abgestimmt und vom Bundeskabinett
beschlossen werden, heißt es in der Antwort (19/9657) auf eine Kleine
Anfrage (19/9008) der FDP-Fraktion. Davor seien keine Aussagen zur
Umsetzung von konkreten Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Papier
möglich.

 * 

4. Beteiligung an Blockchain-Strategie

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Für die Konsultation einer Blockchain-Strategie der
Bundesregierung haben sich 429 Vertreter von Organisationen
angemeldet. Das geht aus der Antwort (19/9752) auf eine Kleine Anfrage
(19/9321) der FDP-Fraktion hervor. Insgesamt 158 Vertreter von
Organisationen hätten Stellungnahmen bei der Online-Konsultation
eingereicht. Eine Auswertung soll im Sommer 2019 vorgestellt werden,
genauso wie die Strategie selbst. Generell sieht sich die
Bundesregierung in ihrem Vorgehen bestätigt. "Die hohe Beteiligung an
der Konsultation und der Umfang der Eingaben verdeutlicht das große
Interesse an der Blockhain-Technologie."

 * 

5. Strompreisabgaben und -entwicklung

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Der prozentuale Anteil für staatlich veranlasste
Preisbestandteile bei den Stromkosten beträgt in der Summe etwa 54
Prozent des durchschnittlichen Elektrizitätspreises für
Haushaltskunden. Dieser Anteil setze sich aus der Konzessionsabgabe
(5,4 Prozent), der EEG-Umlage (22,7 Prozent), der Stromsteuer (6,9
Prozent), der Umsatzsteuer (16 Prozent), der Umlage nach
Kraft-Wärme-Kopplungsgesetz (1,2 Prozent), der Umlage nach Pragraph 19
Stromnetzentgeltverordnung (1,2 Prozent) sowie der
Offshore-Haftungsumlage (0,1 Prozent) und der Umlage für abschaltbare
Lasten (<0,1 Prozent) zusammen, erklärt die Bundesregierung in der
Antwort (19/9905) auf eine Kleine Anfrage (19/9474) der FDP-Fraktion.
Sie werde die "Anreiz- und die Lenkungswirkung" der Abgaben
überprüfen. Zu einzelnen Maßnahmen existierten jedoch keine konkreten
Pläne.

Der Strompreis stieg den Angaben zufolge zwischen 2008 und 2018 von
21,39 Cent pro Kilowattstunde auf 29,88 Cent pro Kilowattstunde. Die
Bundesregierung verweist darauf, dass es sich hierbei um den über alle
Vertragskategorien mengengewichteten Elektrizitätspreis für
Haushaltskunden für das Abnahmeband zwischen 2.500 und 5.000
Kilowattstunden pro Jahr handele.

 * 

6. Bilanz bei Windenergie-auf-See-Anlagen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Das Ausbau-Ziel bei Windenergie-auf-See-Anlagen bis
2020 dürfte der Bundesregierung zufolge deutlich übertroffen werden.
Mit Stand 31. Dezember 2018 seien mehr als 6,3 Gigawatt Kapazität
installiert gewesen, heißt es in der Antwort (19/9904) auf eine Kleine
Anfrage (19/9463) der FDP-Fraktion. Damit dürfte das Ziel für 2020
(6,5 Gigawatt) um voraussichtlich etwa 1,1 Gigawatt übertroffen
werden.

Bislang habe es seit dem Wechsel hin zu Ausschreibungen zwei solcher
Runden gegeben, und zwar zum 1. April 2017 und zum 1. April 2018.
Dabei sei es um vorentwickelte Projekte gegangen, die in den Jahren
2021 bis 2025 in Betrieb genommen werden sollen. Diese Ausschreibungen
seien mehr als zweifach überzeichnet gewesen, erklärt die
Bundesregierung. Das Preisniveau sei mit durchschnittlichen Zuschlägen
von 0,44 Cent pro Kilowattstunde (2017) beziehungsweise 4,66 Cent pro
Kilowattstunde (2018) niedrig gewesen. "Auch die Akteursvielfalt blieb
angesichts von Zuschlägen für fünf verschiedene Marktteilnehmer bei
insgesamt zehn bezuschlagten Projekten im Jahr 2017 und 2018 gewahrt",
bilanziert die Bundesregierung weiter.

 * 
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BUNDESTAG/8442: Heute im Bundestag Nr. 585 - 20.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 585

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 20. Mai 2019, Redaktionsschluss: 11.37 Uhr

1. Linke: Besserer Kündigungsschutz

2. Kündigungsschutz für Mieter über 70

3. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

4. BvS zahlt 380 Millionen an Ost-Länder

5. Nur EU hat Mehrwertsteuer-Initiativrecht

6. OECD berät über Digitalbesteuerung



1. Linke: Besserer Kündigungsschutz

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Der Bundestag soll die Bundesregierung nach dem
Willen der Fraktion Die Linke auffordern, einen Gesetzentwurf für
einen verbesserten Kündigungsschutz für Mieter vorzulegen. Der in dem
Antrag (19/10284) enthaltene Forderungskatalog umfasst acht Punkte.
Unter anderem soll der Schutz so verbessert werden, dass die
Ausgleichung eines Mietrückstandes neben der fristlosen auch die
fristgemäße Kündigung unwirksam werden lässt. Eine Kündigung aufgrund
eines Mietrückstands von weniger als zwei Monatsmieten soll
ausgeschlossen sein, und eine Kündigung aufgrund von Mietrückständen,
die auf die Mietminderung wegen eines Mangels der Wohnung
zurückzuführen sind, soll nur bei vorsätzlichem Missbrauch des
Instruments der Mietminderung möglich sein. Mieter sollen einen
Anspruch auf angemessenen Ersatz der Aufwendungen erhalten, die ihnen
durch die Eigenbedarfskündigung entstanden sind, eine Kündigung wegen
Eigenbedarfs nach Umwandlung der Mietwohnung in Wohnungseigentum soll
generell ausgeschlossen sein, und Mieter, die das 70. Lebensjahr
vollendet haben, sollen bei vertragsgemäßen Gebrauch nicht wegen
Eigenbedarfs gekündigt werden dürfen. Zur Begründung heißt es unter
anderem, Mieter würden unzureichend vor der Kündigung des
Wohnraummietvertrags und einem Verlust ihrer Wohnung geschützt. Viele
Gerichtsentscheidungen hätten den Kündigungsschutz zusätzlich
ausgehebelt.

 * 

2. Kündigungsschutz für Mieter über 70

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Die umgehende Vorlage eines Gesetzentwurfs der
Bundesregierung, der eine Kündigung wegen Eigenbedarfs für Mieter, die
das 70. Lebensjahr vollendet haben, bei vertragsgemäßen Gebrauch
wirksam ausschließt, fordert die Fraktion die Linke in einem Antrag
(19/10283). In der Begründung heißt es, ältere Menschen seien von
Mietenexplosion und Wohnungslosigkeit besonders betroffen. Aufgrund
der oft niedrigen Rente, die mit dem Mietenanstieg nicht Schritt
halte, hätten viele ältere Mieterinnen und Mieter kaum die Chance,
ihre Mieten zu bezahlen. Eine neue, bezahlbare Wohnung zu finden sei
in vielen Städten nahezu aussichtslos. Im fortgeschrittenen Alter noch
umziehen zu müssen sei eine besondere soziale Härte, vor der
Mieterinnen und Mieter besser geschützt werden müssen. Der häufigste
Kündigungsgrund sei ein Eigenbedarf seitens des Vermieters, heißt es
weiter in dem Antrag. Schon jetzt gelte die Kündigung für ältere, oft
langjährige und fest in ihren Nachbarschaften verwurzelte Mieterinnen
und Mietern als erhebliche soziale Härte, die im Einzelfall eine
Aufhebung der Kündigung erlaube. Um den Betroffenen den oft
langfristigen, aufreibenden und mit persönlichen Risiken verbundenen
Klageweg zu ersparen, müsse der Gesetzgeber hier für Klarheit sorgen.

 * 

3. Einflussnahme auf Gesetzentwürfe

Recht und Verbraucherschutz/Antwort

Berlin: (hib/mwo) Die Bundesregierung hat zu einer weiteren Kleinen
Anfrage der Fraktion Die Linke zu möglicher Einflussnahme Dritter auf
ein Gesetzesvorhaben Stellung genommen. In ihrer Antwort (19/10103)
auf die Kleine Anfrage (19/9519) zum Entwurf eines Gesetzes zur
Umsetzung der zweiten Aktionärsrechterichtlinie (ARUG II)
(Bundesratsdrucksache 156/19) schreibt sie, Referentenentwürfe des
Bundesjustizministeriums und die dazu eingegangenen Stellungnahmen
würden auf dessen Homepage veröffentlicht. Die betroffenen Verbände
seien beteiligt worden. Der Referentenentwurf habe im Rahmen der
Ressortabstimmung sowie der Länder- und Verbändeanhörung Änderungen
erfahren. Es sei üblich und Sinn und Zweck dieser Beteiligungen, dass
die vorgetragenen Argumente im Rahmen einer Gesamtabwägung und unter
Berücksichtigung der politischen Zielsetzung in die weiteren
Überlegungen zum Vorhaben einfließen können.

Weiter heißt es, Referentenentwürfe, Stellungnahmen von Verbänden
sowie die Gesetzentwürfe würden auf der Internetseite des
Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz sukzessive
veröffentlicht. Die vorgenommenen Änderungen seien daher transparent
nachvollziehbar. Die Bundesregierung weise in diesem Zusammenhang
darauf hin, dass es nicht Bestandteil der parlamentarischen
Kontrollfunktion ist, frei verfügbare Informationen durch die
Bundesregierung zusammentragen und anschaulich aufbereiten zu lassen.

Auf eine entsprechende Frage heißt es, die Leitungsebene des
Bundesjustizministeriums habe bezogen auf den Regelungsgegenstand des
Referentenentwurfs ein Gespräch mit einem externen Dritten geführt,
und zwar mit dem Vorsitzenden des Deutschen Gewerkschaftsbundes,
Reiner Hoffmann.

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort betont, ist parlamentarische
Kontrolle politische Kontrolle, nicht administrative Überkontrolle.
Das parlamentarische Informationsrecht stehe zudem unter dem Vorbehalt
der Zumutbarkeit. Schon die Abfrage auf Leitungsebene hat bei einer
Gesamtbetrachtung der identischen, zwischen dem 19. Dezember 2018 und
dem 12. März 2019 beantworteten 57 Kleinen Anfragen die Grenzen der
Zumutbarkeit erheblich überschritten.

In ihrer Anfrage hatten die Abgeordneten geschrieben, grundsätzlich
seien der Austausch der Bundesregierung mit externen Dritten und
gegebenenfalls die Berücksichtigung der im Laufe der Erstellung von
Gesetzentwürfen geäußerten Stellungnahmen wichtig. Dies müsse nur für
den Bundestag als Gesetzgebungsorgan und nicht zuletzt auch für die
Öffentlichkeit ersichtlich sein. Der bloße Verweis auf den Vergleich
verschiedener Fassungen der Gesetzentwürfe der Bundesregierung
untereinander und mit den in der Verbändeanhörung eingegangenen
Stellungnahmen missachte das parlamentarische Fragerecht.

 * 

4. BvS zahlt 380 Millionen an Ost-Länder

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Nach der Auflösung der Unabhängigen Kommission zur
Überprüfung des Vermögens der Parteien und Massenorganisationen der
DDR (UKPV) hat die Bundesanstalt für vereinigungsbedingte
Sonderaufgaben (BvS), die treuhänderisch das Vermögen der Parteien und
Massenorganisationen der ehemaligen DDR (PMO-Vermögen) verwaltet, in
den Jahren 2008, 2009, 2010 und 2018 freie PMO-Mittel in Höhe von
insgesamt fast 380 Millionen Euro an die begünstigten Bundesländer
entsprechend eines festgelegten Aufteilungsschlüssels (Einwohnerzahl
am 31. Dezember 1991) ausgekehrt. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/9809) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9435) hervor.

Im Einzelnen erhielten das Land Berlin 31.870.699,60 Euro, das Land
Brandenburg 66.427.526,93 Euro, das Land Mecklenburg-Vorpommern
18.101.107,66 Euro, der Freistaat Sachsen 130.922.107,72 Euro, das
Land Sachsen-Anhalt 77.584.822,93 Euro und der Freistaat Thüringen
54.954.263,94 Euro.

Von der Bvs wird derzeit in der Schweiz ein Prozess gegen eine
Schweizer Bank geführt, in dem es um die Rückzahlung von altem 
DDR-Vermögen geht. Die BvS gehe davon aus, dass dieser Prozess bis Ende
2020 abgeschlossen sein könnte, heißt es in der Antwort. Es sei der
einzige noch offene Rechtsstreit zur Rückführung von PMO-Vermögen. Den
Gesamtwert des festgestellten PMO-Vermögens beziffert die Regierung in
der Antwort auf 1,983 Milliarden Euro (Stand 31. Dezember 2017).

 * 

5. Nur EU hat Mehrwertsteuer-Initiativrecht

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bemühungen der Europäischen Kommission, auf eine
weitere Harmonisierung des Mehrwertsteuersystems in der Union
hinzuwirken , werden von der Bundesregierung unterstützt. Dies erklärt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/9782) auf eine Kleine Anfrage
der FDP Fraktion (19/9365), die sich nach den Problemen des
Onlinehandels im Umgang mit dem europäischen Mehrwertsteuersystem
erkundigt hatte. Eine Veränderung nationaler Steuergesetze ist in
diesem Zusammenhang nicht geplant. Im Bereich der Umsatzsteuer liege
das Initiativrecht für entsprechende Maßnahmen allein bei der
Europäischen Kommission, erläutert die Bundesregierung.

 * 

6. OECD berät über Digitalbesteuerung

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesregierung unterstützt die OECD dabei, im
Auftrag der G20 Reformvorschläge für das internationale Steuersystem
zu erarbeiten, um den steuerlichen Herausforderungen der
Digitalisierung zu begegnen. Dies schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/9783) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/9366), die sich nach den Auswirkungen von Digitalsteuern auf
Unternehmen erkundigt hatte. Dazu heißt es in der Antwort, derzeit
werde auf OECD-Ebene über Modelle zur Lösung der steuerlichen
Herausforderungen der Digitalisierung diskutiert. Die konkrete
Ausgestaltung der Vorschläge sei noch offen, so dass Auswirkungen auf
einzelne Bereiche der Wirtschaft aktuell noch nicht abschätzbar seien.

 * 
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BUNDESTAG/8441: Heute im Bundestag Nr. 584 - 20.05.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 584

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 20. Mai 2019, Redaktionsschluss: 10.43 Uhr

1. Gegen Lohndumping bei Paketdiensten

2. Linke fordert Anhebung der Ostrenten

3. Planungen zur Grundrente

4. Normen des UN-Sozialpaktes

5. Medianeinkommen in Sachsen

6. Höchstes Medianentgelt für IT-Experten



1. Gegen Lohndumping bei Paketdiensten

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke will Lohn- und Sozialdumping
in der Paketbranche beenden und hat dazu einen Antrag (19/10289)
vorgelegt. Darin fordert sie einen Gesetzentwurf, der die gesetzlichen
Voraussetzungen für eine lückenlose Nachunternehmerhaftung für die
Paket- und Kurierdienstleister schafft. Damit sollen die Dienstleister
für die ordnungsgemäße Zahlung von Sozialversicherungsbeiträgen ihrer
Subunternehmer vollständig haftbar gemacht werden können. Außerdem
sollen die Kontrollen der Finanzkontrolle Schwarzarbeit intensiviert
werden.

 * 

2. Linke fordert Anhebung der Ostrenten

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke fordert, die Ostrenten
umgehend auf das Westniveau anzugleichen. Sie hat dazu einen Antrag
(19/10285) vorgelegt, in dem sie unter anderem fordert, den Rentenwert
Ost zum 1. Juli 2019 anzuheben. Außerdem sollen die Löhne im Osten
erheblich stärker steigen, weshalb der Mindestlohn auf 12 Euro
angehoben werden soll. Die Rente nach Mindestentgeltpunkten für
Beschäftigte mit niedrigem Einkommen soll fortgeführt und
weiterentwickelt werden. Wer mindestens 25 Jahre in der gesetzlichen
Rentenversicherung versichert war und wessen versicherungspflichtiges
Einkommen zwischen 20 und 80 Prozent des Durchschnittsentgelts lag,
soll einen Zuschlag auf seine Rente erhalten, so die Forderung der
Linken. Die durchschnittliche Rente dieser Personen soll verdoppelt,
maximal jedoch erhöht werden auf die Rentenhöhe, die sich aus einem
Gehalt in Höhe von 80 Prozent des Durchschnittsentgelts ergibt, heißt
es in dem Antrag.

 * 

3. Planungen zur Grundrente

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Die Einführung der Grundrente ist in den Eckwerten
für den Bundeshaushalt 2020 noch nicht berücksichtigt. Das schreibt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/10102) auf eine Kleine
Anfrage (19/9448) der FDP-Fraktion. Wenn die Konzeption der
Bundesregierung hierzu vorliege, werde geprüft, ob und welche
Anpassungen der Eckwerte erforderlich seien, heißt es in der Antwort.

 * 

4. Normen des UN-Sozialpaktes

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es nur eine
richterliche Entscheidung in Deutschland, in der die Normen des
UN-Sozialpaktes (von Deutschland 1973 ratifiziert) zur Auslegung von
bundes- oder landesrechtlichen Bestimmungen herangezogen wurden. Dabei
handele es sich um einen Beschluss des Verwaltungsgerichts
Frankfurt/Main von 1997. Das schreibt die Bundesregierung in ihrer
Antwort (19/10098) auf eine Kleine Anfrage (19/9199) der AfD-Fraktion.

 * 

5. Medianeinkommen in Sachsen

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das Medianeinkommen aller
sozialversicherungspflichtigen Vollzeitbeschäftigten (ohne
Auszubildende) ist in Sachsen von 2.109 Euro im Jahr 2012 auf 2.479
Euro im Jahr 2017 gestiegen. Das geht aus der Antwort (19/10099) der
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/9323) der AfD-Fraktion
hervor.

 * 

6. Höchstes Medianentgelt für IT-Experten

Arbeit und Soziales/Antwort

Berlin: (hib/CHE) Das höchste Medianentgelt wurde im Jahr 2017 in der
Berufshauptgruppe "Informatik- und andere IKT-Berufe" gezahlt. So
betrug der Median der Bruttoarbeitsentgelte 4.926 Euro und ist im
Zeitraum der Jahre 2012 bis 2017 um 8,3 Prozent gestiegen. In der
Berufshauptgruppe "Reinigungsberufe" wurde das niedrigste
Medianentgelt gezahlt. Im Jahr 2017 betrug der Median der
Bruttoarbeitsentgelte dort 1.861 Euro und ist zwischen den Jahren 2012
und 2017 um 14,8 Prozent angestiegen. Das schreibt die Bundesregierung
in ihrer Antwort (19/9669) auf eine Kleine Anfrage (19/8947) der
AfD-Fraktion.

 * 
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INNEN/4756: Müssen klare Erwartungen bei Integration formulieren


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 20. Mai 2019

TEUTEBERG: Müssen klare Erwartungen bei Integration formulieren



Zur Bundeskonferenz der Integrationsbeauftragten von Bund, Ländern
und Kommunen erklärt die migrationspolitische Sprecherin der
FDP-Fraktion Linda Teuteberg:

"Wir brauchen eine ehrliche Debatte darüber, was das Gelingen von
Integration fördert und was sie blockiert. Dabei müssen auch
Konflikte offen angesprochen und klare Erwartungen formuliert werden.
Dazu gehören zum Beispiel ein Verbot der Mehrehe bei Einbürgerungen
und die gewissenhafte Prüfung eines Kopftuchverbotes in Kindergärten
und Schulen für religionsunmündige Mädchen. Gleichzeitig müssen wir
die Angebote zur Integration und die Qualität von Sprachkursen
dringend weiter verbessern. So ist es etwa ein großes Problem, dass
ausgerechnet junge Mütter oft keinen Integrationskurs absolvieren.
Wir müssen aufpassen, dass Frauen nicht durch traditionelle soziale
Konventionen von Bildungsangeboten und der Integration in unsere
Gesellschaft abgehalten werden. Deshalb fordert die FDP-Fraktion,
dass die Teilnahme an Integrationskursen konsequent durchgesetzt
wird."

 * 
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WIRTSCHAFT/3052: Es muss sich wieder lohnen, in Wohnraum zu investieren


FDP-Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

RÜLKE: Es muss sich wieder lohnen, in Wohnraum zu investieren



Zum heute von der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz in Bremen
beschlossenen Maßnahmenpaket für bezahlbaren Wohnraum erklärt der
Sprecher der FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz und
FDP-Präsidiumsmitglied Dr. Hans-Ulrich Rülke:

"Die FDP-Fraktionsvorsitzendenkonferenz hat heute klare Schritte
aufgezeigt, um in Deutschland mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen.
Nur wenn deutlich mehr Wohnungen und Häuser entstehen, sinken auch
die Mieten. Deshalb wollen wir die Voraussetzungen schaffen, damit
mehr gebaut wird.

Staatliche Zwangsmaßnahmen wie Zweckentfremdungsverbote,
Fehlbelegungsabgaben und Mietpreisbremsen sowie ein
überbürokratisiertes Mietrecht sind der falsche Weg. Wir werden das
Mietwohnraumproblem nur mit privatem Kapital lösen. Deshalb müssen
wir Anreize setzen. Es muss sich lohnen, in Mietwohnraum zu
investieren.

Wir wollen einen Freibetrag bei der Grunderwerbsteuer für jeden.
Damit mehr Land zum Bauen zur Verfügung steht, braucht es ein
strategisches Flächenmanagement und eine kluge Rahmensetzung. Teure
und unnötige Regelungen müssen wegfallen. Wir schlagen deshalb einen
Mieten-TÜV vor, der alle neuen und bestehenden Gesetze auf ihre
Auswirkungen für die Wohnkosten prüft. Durch eine Vereinfachung des
Baurechts und die Digitalisierung von Planungs- und
Genehmigungsverfahren kann schneller gebaut werden.

Dachaufstockungen und der Hochhausbau bieten aus unserer Sicht in
Ballungsräumen Potenzial für mehr Wohnraum. Um dort das Wohnen für
alle möglich zu machen, setzen wir auf eine stärkere Förderung des
Einzelnen durch Wohngeld. Wir folgen damit Empfehlungen aus der
Wissenschaft. Eine vorrangige Objektförderung über den sozialen
Wohnungsbau lehnen wir ab."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4766: Feldstraßenbunker - Linksfraktion fordert Baustopp (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. Mai 2019

Feldstraßenbunker: Linksfraktion fordert Baustopp



Entgegen der Versprechen, die der Senat gegeben hat, breitet sich beim
umstrittenen Begrünungsprojekt des Medienbunkers in der Feldstraße
Chaos aus. "Was dort passiert ist nicht nur ein städtebaulicher
sondern auch ein kulturpolitischer Skandal!" sagt Norbert Hackbusch,
kulturpolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen
Bürgerschaft. "Wir haben davor gewarnt dieses wahnwitzige Bauprojekt
zu genehmigen - jetzt fordern wir erneut, dass es gestoppt wird!"

Berichten von Nutzer_innen und Besucher_innen zufolge sickere Wasser
durch das gesamte Gebäude, nachdem im Zuge der Bauarbeiten die
Dachfläche freigelegt wurde. Im Musikclub Uebel & Gefährlich regne es
auf die Bühne, an den Wänden der Hamburg School Of Musik rinne das
Wasser "sturzbachartig" die Wände runter, der Boden sei verschimmelt.
Ein anderes Problem ist der Baulärm: Viele der Mieter_innen des
Medienbunkers sind auf eine geräusch- und erschütterungsarme Umgebung
angewiesen - so z.B. diverse Musikstudios, das Internetradio Byte FM
oder die Musikschule. Seit Beginn der Bauarbeiten brechen den
Mieter_innen die Einnahmen weg. Weil Parkplätze gekündigt wurden,
können Kund_innen und Lieferant_innen des Musikmarktes Just Music das
Gelände nicht mehr erreichen. Dem bekannten Club Terrace Hill wurde
gleich ganz gekündigt, nachdem ihm 90 Prozent der Mieteinnahmen
verlorengegangen waren. Hackbusch findet: "Das Projekt kann so nicht
umgesetzt werden. Die Gefährdung von Betrieben wie dem Uebel &
Gefährlich, diversen Tonstudios oder des Internet Radios Byte FM und
die Kündigung des Terrace Hill sind ein Schlag ins Gesicht der
Hamburger Kulturlandschaft."

Im Juli 2017 hatte die Linksfraktion die Bürgerschaft aufgefordert den
"Skandal-Deal um den Feldstraßenbunker" zu stoppen und tiefergehende
Gutachten einzuholen. (Drs. 21/9806). Dementgegen drückten SPD und
Grüne ihren Antrag durch, in dem in der Bauphase ein
Informationsaustausch zwischen Bauleitung und ansässigen Betrieben und
die Vermeidung von Beeinträchtigungen gefordert wurde (Drs. 21/9803).
Nun wurden die schlimmsten Befürchtungen übertroffen. "Den ansässigen
Betrieben wurde ein Versprechen gegeben und jetzt müssen sie um ihre
Existenz bangen" kritisiert Norbert Hackbusch. "Wer übernimmt die
Verantwortung und die Kosten, die schon jetzt im Gebäude entstanden
sind? Wer entschädigt die Betriebe? Wir verlangen Antworten dazu auch
vom Senat, deshalb werden wir dazu eine kleine Anfrage stellen."

 * 

Quelle:
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HAMBURG/4765: SPD und Grüne verschleppen den Kohleausstieg (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft vom 20. Mai 2019

SPD und Grüne verschleppen den Kohleausstieg



Laut einem NDR-Bericht haben sich die Regierungsfraktionen mit der
Volksinitiative "Tschüss Kohle" darauf geeinigt, dass Hamburg bis 2030
keine Wärme mehr aus Kohle produziert oder nutzt. "Dieser Kompromiss
ist einfach zu wenig, um darüber jubeln zu können", erklärt der
energie- und umweltpolitische Sprecher der Fraktion DIE LINKE in der
Hamburgischen Bürgerschaft, Stephan Jersch. "Der gesellschaftliche
Druck hinter der Forderung der Volksini nach einem kompletten
Kohleausstieg bis 2025 ist enorm, Hamburg ist eine der reichsten
Städte Europas, ihr gehören die Anlagen - und trotzdem verschleppen
SPD und Grüne den dringend nötigen Kohleausstieg, vertrösten die
Hamburger_innen auf eine schönere Zukunft. Wir werden uns vor der
Abstimmung in der Bürgerschaft wie schon bisher mit der Initiative
austauschen, diesem Kompromiss in einer so existenziellen Frage aber
kaum zustimmen können."

 * 
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RHEINLAND-PFALZ/5150: Großes Interesse an der Nahwärmeförderung (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 17.05.2019

Energiewende für den Klimaschutz: Großes Interesse an der
Nahwärmeförderung



Mit einer Kleinen Anfrage hat Dr. Bernhard Braun, Vorsitzender der
GRÜNEN Landtagsfraktion, die Landesregierung nach dem aktuellen Stand
bei den Nahwärmeprojekten in Rheinland-Pfalz gefragt. Dazu erklärt
Braun:

"Die Förderangebote für Nahwärmeprojekte werden in Rheinland-Pfalz
sehr gut angenommen. Insgesamt sind seit 2015 im Rahmen des
Förderprogramms "Zukunftsfähige Energieinfrastruktur" (ZEIS) schon
rund 1,5 Millionen Euro Fördergelder bewilligt und 15 Nahwärmeprojekte
umgesetzt worden. Acht der Anträge wurden von Kommunen gestellt, sechs
von Privatunternehmen, ein weiterer Antrag von einer
Energiegenossenschaft. Außerdem hat die Energieagentur allein im Jahr
2018 mehr als 60 Anfragen zu den Fördermöglichkeiten von
Nahwärmenetzen beantwortet.

Diese Zahlen bestätigen, dass die Fördermöglichkeiten, die das
Umweltministerium im Bereich nachhaltiger Energieversorgung bietet,
großen Anklang finden. Eine Entwicklung, die wir sehr begrüßen, denn
die Wärmewende ist ein wichtiger Baustein für effektiven Klimaschutz.
Nur wenn wir die zukunftsfähige und dezentrale Energiegewinnung in den
Vordergrund stellen, können wir die Versorgung in Rheinland-Pfalz
nachhaltig und regional gewährleisten."

Die Kleine Anfrage des Abgeordneten Dr. Bernhard Braun
https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/05/KA_Nahw%C3%A4rmeprojekte.pdf

sowie die Antwort der Landesregierung finden Sie hier. 

https://www.gruene-fraktion-rlp.de/wp-content/uploads/2019/05/Antwort_KA_Nahw%C3%A4rmeprojekte.pdf

Darin sind auch die einzelnen Projekte und Fördersummen aufgeschlüsselt.

 * 

Quelle:
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RHEINLAND-PFALZ/5149: BecherBonus ist ein erster Schritt zu bewussterem Konsum (Bündnis 90/Die Grünen)


Pressemitteilung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag
Rheinland-Pfalz vom 16.05.2019

BecherBonus ist ein erster Schritt zu bewussterem Konsum



Seit Beginn dieser Woche erhalten Rheinland-Pfälzerinnen und
Rheinland-Pfälzer an den Kassen verschiedener Bäckereien,
Handelsunternehmen und Tankstellen einen Rabatt auf ihr Heißgetränk,
wenn sie ihren eigenen Mehrwegbecher mitbringen. Der "BecherBonus"
soll dazu beitragen, die Müllproduktion zu verringern. Dazu der
umweltpolitische Sprecher der GRÜNEN Landtagsfraktion, Andreas
Hartenfels:

"Umweltschutz beginnt im Kleinen. Wenn viele mitmachen, kann etwas
Großes entstehen. Anfangen können wir alle bei unserem alltäglichen
Ressourcenverbrauch. In Deutschland werden stündlich 320.000
Einwegbecher gekauft - und unmittelbar nach dem Gebrauch weggeworfen.
Mit der Initiative "BecherBonus" setzt das Umweltministerium ein
wichtiges Zeichen gegen immer größere Müllberge. Es ist ein erster
Schritt hin zu einem bewussteren Konsum und einem Umdenken in der
Gesellschaft. Wir hoffen, dass Aktionen wie diese viele
Rheinland-Pfälzerinnen und Rheinland-Pfälzer motivieren, unnötigen
Müll zu vermeiden - auch über den Coffee-to-go hinaus. Profitieren
werden am Ende alle, denn unsere Umwelt ist unser aller
Lebensgrundlage."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 16. Mai 2019
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AGRAR/277: Verbraucherverbände fordern europaweit gültigen Nutri-Score


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 20. Mai 2019

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Verbraucherverbände fordern europaweit gültigen Nutri-Score



Ursula Schulte, ernährungspolitische Sprecherin:

Der Verbraucherzentrale Bundesverband (vzbv) hat heute mit sechs
weiteren europäischen Verbänden eine Europäische Bürgerinitiative
gestartet. Ihr Ziel: Die verbindliche Einführung einer europaweit
geltenden, einheitlich farblich gestalteten Nährwertkennzeichnung.

"Gerade auch vor dem Hintergrund der am kommenden Sonntag
stattfindenden Europawahl begrüßt die SPD-Bundestagsfraktion diese
Initiative der europäischen Verbraucherverbände. Sie ist deshalb so
wichtig, weil nur die Europäische Union Unternehmen zu einer
verbindlichen Kennzeichnung verpflichten kann. Viele Maßnahmen, die
auf Freiwilligkeit setzen, bringen uns nicht weiter. Deshalb eignet
sich der Nutri-Score als europäisches Projekt.

Die Einführung des Nutri-Scores als europaweit verbindliche
Kennzeichnung, ist die konsequente Ergänzung der Reduktionsstrategie
für Zucker, Salz und Fette. Nährwertkennzeichnung und
Reduktionsstrategie unterstützen so die Verbraucherinnen und
Verbraucher bei der Wahl ausgewogener Produkte. Gemeinsam sind sie der
Baustein für eine gesunde Ernährung."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:
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FORSCHUNG/1202: Unkraut jäten leicht gemacht - Institut der FH Aachen entwickelt Feldroboter (idw)


FH Aachen - 16.05.2019

Unkraut jäten leicht gemacht: Institut der FH Aachen entwickelt
Feldroboter



Der Feldroboter "ETAROB" wurde vom Institut MASKOR (Mobile autonome
Systeme und kognitive Robotik) der FH Aachen entwickelt. Vollautonom ist
es ihm möglich, während der Fahrt über die Felder Pflanzen anhand ihrer
Struktur zu erkennen. Das umliegende Unkraut beseitigt er durch den
Einsatz von Elektroschocks. Auf diese Weise kann die Menge von Chemikalien
bei der Feldarbeit reduziert werden. Prof. Dr. Marcus Baumann, Rektor der
FH Aachen, ist begeistert von dem Projekt: "Mit dem Feldroboter leisten
wir einen Beitrag für eine zukünftige umweltfreundlichere Landwirtschaft
und liefern ein eindrucksvolles Beispiel für die Innovationskraft an
Hochschulen für angewandte Wissenschaften."

Sonnenaufgang in Kempen. Über die Felder der Region rollen bereits die
Traktoren. In stundenlanger Arbeit werden die Böden der Felder
aufgelockert und das Unkraut gejätet. Dabei ist der Einsatz von
Chemikalien für die Feldarbeit und Diesel für die Traktoren nicht
unumstritten, doch es fehlt bislang eine wirtschaftliche Alternative. Das
sogenannte "Precision Farming", ein Forschungsfeld des Instituts für
angewandte Automation und Mechatronik (IaAM) der FH Aachen, zeigt
Lösungswege auf. Gemeinsam mit dem FH-Institut MASKOR (Mobile Autonome
Systeme und Kognitive Robotik) wurde der Feldroboter "ETAROB" entwickelt.

ETAROB ist fahrerlos und damit autonom auf den Feldern unterwegs, lockert
Böden auf und beseitigt Unkraut. Während seiner Fahrt über die Felder
erkennt er die Pflanzen - er erfasst Struktur, Farbe und Schatten der
Blätter und vergleicht die Befunde mit intern abgespeicherten
Vergleichsdaten. Anschließend verpasst er dem umliegenden Unkraut
Elektroschocks. Diese Technologie zur Unkrautbeseitigung wurde vom
Kooperationspartner Zasso GmbH entwickelt.

Das System des Roboters ist zudem so ausgelegt, dass er die
Pflanzenerkennung optimieren kann. Dies gelang dem Team hinter ETAROB,
indem sie die Veränderbarkeit der Pflanze mit Hilfe von Fotos digital
erfasst haben. "Der Roboter ist so wie ein Mensch in der Lage, Pflanzen zu
erkennen und aus gesammelter Erfahrung zu lernen", erklärt Josef Franko,
Mitbegründer des Projekts und wissenschaftlicher Mitarbeiter am MASKOR
Institut.

"Die Idee wird seit über zwanzig Jahren verfolgt. Ich bin mit der
Landwirtschaft groß geworden, aber das Fahren von Landmaschinen wird mit
der Zeit sehr monoton. Das möchten wir automatisieren", erzählt Franko.
Die Idee des Feldroboters setzte er gemeinsam mit den beiden
FH-Absolventen und wissenschaftlichen Mitarbeitern Enno Dülberg und Heiko
Engemann um. Neben dem mobilen Feldroboter entwickelte das Team - zusammen
mit dem Unternehmen RIWO Agrarsoftware - die Feldrobotersoftware ETAS. Mit
ihr kann der autonome Betrieb gesteuert werden.

Der Antriebsstrang von ETAROB ist elektrisch und somit potenziell
umweltfreundlich. Zudem müssen dank des Roboters keine Chemikalien zur
Unkrautbekämpfung genutzt werden. Prof. Dr. Marcus Baumann, Rektor der FH
Aachen, ist begeistert von dem Projekt: "Mit dem Feldroboter leisten wir
einen Beitrag für eine zukünftige umweltfreundlichere Landwirtschaft und
liefern ein eindrucksvolles Beispiel für die Innovationskraft an
Hochschulen für angewandte Wissenschaften." Die Idee des Feldroboters ist
auch auf den Weinanbau übertragbar. Zusammen mit der Zasso GmbH wird
bereits ein kleinerer Roboter entwickelt, der im Weinberg Unkraut
beseitigt. Vorstellbar ist auch, dass der Feldroboter selektiv ernten
kann.

Das Team um ETAROB entwickelte den Feldroboter innerhalb von einem Jahr,
betreut durch Prof. Dr. Stephan Kallweit. "Das Projekt ist aus der
intrinsischen Motivation von Studierenden entstanden", berichtet Franko.
Das Team des MASKOR-Instituts um ETAROB wurde im April mit dem Robotics
Award der Hannover Messe ausgezeichnet. Nun beginnt die
Unternehmensgründung im Rahmen des Förderprogramms "EFRE" vom Land NRW.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution162

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

FH Aachen, 16.05.2019
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INTERNATIONAL/202: Argentinien - Wiederaneignung der Äcker, erstes Agrar-Forum der Basisbewegungen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Argentinien 

Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

Wiederaneignung der Äcker: Erstes Agrar-Forum der Basisbewegungen

Von ANCAP und Federico Paterno
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(Buenos Aires, 10. Mai 2019, ANRed/ poonal) - Über 3.000 Bäuerinnen
und Bauern versammelten sich am 7. und 8. Mai zu einem landesweiten
Agrar-Forum. Die Teilnehmer*innen bearbeiten nicht nur die Erde,
sondern setzen sich auch für Ernährungssouveränität und biologische
Landwirtschaft ohne Einsatz von Ackergiften ein. Dabei haben sie ein
klares Ziel vor Augen: Die Agrarreform. Auf dem Forum gab es
Diskussions-, Gesprächs- und Reflexionsrunden. In 23 unterschiedlichen
Arbeitsgruppen organisierten sich die Delegierten der bäuerlichen
Organisationen. Sie sprachen miteinander, diskutierten und
reflektierten und trugen ihre Ergebnisse auf der
Abschlussveranstaltung vor. Die Frauen in der Landwirtschaft brachten
eine antipatriarchale und feministische Perspektive ein, mit Fokus auf
bäuerliche Territorien. Gemeinsam wurden kurz- und langfristige Ziele
festgelegt. Kurzfristig geht es um die Ablehnung des Saatgutgesetzes
von 2018 und das Pacht-/Mietengesetz. Mittel- und langfristig geht es
um die Verteilung von Ländereien, die "Ernährungs-Alphabetisierung"
von der ersten Schulklasse an und um Subventionen, die sich auf die
Wertschöpfungskette beziehen und die Zwischenhändler mitdenken.
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Bäuerinnen für die Agrarreform
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Aus den unterschiedlichen Vorschlägen kristallisierte sich ein
Fahrplan für die Landwirtschaft heraus, der den einzelnen
Kandidat*innen für die Präsidentschaftswahl, die im Oktober
stattfindet, überreicht werden wird. Ziel dieser Versammlung war es,
sich überparteilich zu organisieren. Bäuerliche Bewegungen und kleine
landwirtschaftliche Produzent*innen sollen Seite an Seite die
Umsetzung einer umfassenden und bäuerlichen Agrarreform erreichen.


MTE Rural: "Unser Ziel ist Ernährungssouveränität!"

Richtung Stadion des Sportclubs Ferro Carril Oeste, wo die
Auftaktreden stattgefunden haben, steht auch ein Pavillon der MTE
Rural, einer Organisation, die 2015 entstanden ist und im Obstanbau
und der Viehwirtschaft aktiv ist. MTE Rural ist der ländliche Arm der
Bewegung Ausgeschlossener Arbeiter MTE (Movimiento de Trabajadores
Excluidos) sowie Teil des Dachverbands der Arbeiter der
Populärwirtschaft CTEP (Confederación de Trabajadores de la Economía
Popular). Carlos Vicente ist ein Kämpfer vom alten Schlag. Er kämpft
für die Ernährungssouveränität und gegen die Patentierung von Saatgut.
Er ist bei der Organisation GRAIN und der Zeitschrift Biodiversidad
organisiert und teilt seine Ansicht mit ANCAP: "Das ist ein
historischer Moment, ein Wendepunkt in Sachen Landfrage. Hier werden
die entscheidenden Punkte angesprochen, die zu den Problemen in
Argentinien führen, wie z.B. die Konzentration von Land in wenigen
Händen, die Vertreibung von Bauern und Landarbeitern von Ländereien.
Jetzt heißt es zu einem Modell der ökologischen und kleinbäuerlichen
Landwirtschaft zu wechseln. Unser Ziel ist Ernährungssouveränität."


Gäste aus Venezuela

Juan Carlos Pintos von der Revolutionären Strömung Bolívar und Zamora
(Corriente Revolucionaria Bolívar y Zamora) aus Venezuela erzählt:
"Bei einigen Prozessen sind wir ein ganzes Stück vorangekommen. 2015
haben wir das Saatgutgesetz verabschiedet, es wurde damit
verstaatlicht und sicher gestellt, dass Saatgut nicht patentiert wird.
Es ist für die Menschheit da und nicht für die Multinationalen. Wir
arbeiten an der Sicherstellung des Saatguts, die der venezolanischen
Flora entstammen. Außerdem sind wir dabei, den ökologischen Anbau
voranzutreiben, wir wollen keine Ackergifte mehr einsetzen. Von den
Kommunalräten und den bäuerlichen Sektoren aus geben wir uns viel Mühe
damit dies geschieht, und das trotz der großen Krise, die wir gerade
in Venezuela erleben." Gefragt nach seiner Einschätzung des
Agrarforums sagt er: "Dieses Forum war beeindruckend, erstens weil die
Basisbewegungen zusammenstehen und auch wegen der strategischen
Debatten rund um die Themen Produktion, den Zugang zu Land und die
Umstellung auf ökologische Landwirtschaft. Die Idee eines vereinten
Lateinamerikas findet sich überall in Lateinamerika, das sind
alternative Projekte, die strukturelle und tiefgreifende Antworten auf
die kapitalistischen und neoliberalen Modelle, die Hunger und Armut in
der ganzen Welt verursachen, geben. Die Organisation der Bevölkerung
ist die Alternative."


Kleine Bauern - große Schwierigkeiten

Auf dem Forum wurden auch regionale Produkte der verschiedenen
Organisationen angeboten. Ofelia Gutiérrez gehört zu der Kooperative
Puna. Sie stellen Kunsthandwerk aus Lamawolle her. Das Netzwerk Puna
aus der nordargentinischen Provinz Jujuy gibt es seit über 30 Jahren
und es besteht aus 32 Organisationen. Ofelia erzählt: "Momentan haben
wir große Schwierigkeiten mit dem Zugang zu Land. Der
Provinzgouverneur Gerardo Morales will die Bauern von ihrem Land, wo
sie Gemüse anbauen, vertreiben. Er will uns rausschmeißen, aber wir
leisten Widerstand. Die Regierung stellt sich taub für unsere Belange.
Deswegen ist dieses Forum der Basis wichtig, damit wir auf nationaler
Ebene und in ganz Lateinamerika gehört werden."
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Ofelia Gutiérrez und ihre Produkte aus Lamawolle

Foto: ANCAP



Luis Pérez ist ein Kleinbauer aus Florencio Varela, Provinz Buenos
Aires und Sprecher der Vereinigung der Gemüsebauern 1610 (Asociación
de Productores Hortícolas de la 1610). Er sagt: "Wir sind 17 Gemüse-
Kleinbauern. Seit Jahren haben wir mit dem staatlichen Institut für
Agrartechnik INTA (Instituto Nacional de Tecnología Agropecuaria)
zusammengearbeitet. Und die aktuelle Regierung hat es kaputt macht,
durch die zahlreichen Entlassungen. Die Regierung ignoriert unsere
Realität. Es gibt nichts zu essen, obwohl wir das Essen produzieren.
Die meisten Produzenten pachten die Ländereien, wo sie anbauen. Und
die Pacht wird immer teurer. Wir Kleinbauern haben keine Rechte. Sie
haben uns die Steuervorteile entzogen. Um pflügen zu können, musste
ich mir zwei Kühe anschaffen, das ist ein Rückschritt."


Die Stimme der UTT

Lucas ist Teil der Vereinigung der Landarbeiter*innen UTT (Unión de
Trabajadores de la Tierra) und teilt mit uns seine abschließende
Reflexion: "Es ist ein historischer Moment, das wir hier zusammen
gekommen sind, nach so vielen Jahren des Kampfes. Die Organisationen
in Argentinien haben sich bisher immer vorgestellt, dass es zu einem
auf Analysen gestützten Dialog zwischen den Regierungen kommen würde.
Unsere Analyse haben wir auf dem Forum erstellt, in einer
Krisensituation, die momentan in Argentinien vorherrscht. Mit dieser
Regierung kann man nicht reden und nicht nur das; jedes Mal wenn wir
einen Vorschlag machen, wird dieser abgeschmettert oder sie schlagen
uns nieder, wie in Constitución [1].
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Agrar-Forum

Foto: ANCAP



Wir haben einen Gesetzesentwurf vorgeschlagen, dieser ist auf Geheiß
der Regierung in einer Schublade verschwunden. Jetzt sind wir im Mai
angekommen und hier haben wir viel zu tun. Bäuerliche Organisationen,
Intellektuelle aus den Universitäten, Vorreiter*innen der
Ernährungssouveränität, Fischer, indigene Völker und andere
Akteur*innen sind zusammengekommen. In 23 Gruppen wurde gearbeitet und
jetzt kommen wir zum Abschluss, wo alle Compañeres ihre Ergebnisse
vorstellen, wie wir auf kurze und lange Sicht politisch weitermachen."
Wenige Monate vor der Präsidentschaftswahl wollen wir noch wissen, was
er über die fehlende Politik hinsichtlich eines Umdenkens in der
landwirtschaftlichen Produktion und über mangelnde Zukunftsvisionen im
landwirtschaftlichen Bereich denkt. "Die Sache mit den Parteien in
Argentinien, die traditionellen Parteien. Es ist unbestreitbar, dass
die Vorgängerregierung (Kirchner, Anm.d.R.) einige richtige politische
Entscheidungen getroffen hat, aber sie hat auch Monsanto Tor und Tür
geöffnet, sie hat den Sojaanbau vollkommen unkontrolliert ins Land
gelassen, denn sie ging davon aus, dass es dem Land Devisen bringen
würde. Da wurden die Grenzen auf dem argentinischen Land verschoben,
so als ob es sich um private Viertel oder Countries handeln würde.

Über die Verschmutzung des Wassers und der Böden wurde nicht
nachgedacht, das ist klar. Der Präsident sagt, dass man die Felder
spritzen könne, während die Kinder in der Schule sind. Diese Menschen
gehören einer Klasse an, die weit entfernt von den Dörfern und der
Realität sind. Wir glauben, dass dieses Forum Einfluss ausüben muss
und hieraus entwickelt sich dieses Zusammenstehen der bäuerlichen
Organisationen. Diese Einheit gibt uns Kraft, um für den Zugang zu
Land und Wasser zu kämpfen."


"Wenn die Ackergifte die Insekten töten, töten sie auch die
Menschen!"

Auf der Abschlussveranstaltung im Stadion stellen sich einige junge
Leute mit ihren Trommeln auf, die Fahnen deuten auf die Präsenz der
teilnehmenden Organisationen hin. Nahuel Levaggi von der UTT ergreift
inbrünstig das Wort und trinkt unter Applaus ein Glas Naturdünger. In
ein weiteres Glas tröpfelt er ein Herbizid und fragt: "Wer traut sich,
das zu trinken?" Niemand traut sich. Und er schließt: "Heute kehren
wir nicht in die Geschichte zurück, heute sprechen wir vom Zugang zu
Land, von Rechten und von ökologischer Landwirtschaft. Wenn die
Ackergifte die Insekten töten, töten sie auch die Menschen!"
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Abschlusskundgebung, Nahuel Levaggi im Hintergrund
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Mit dabei waren über hundert Organisationen, darunter:

Cooperativa de Trabajadores Rurales de San Vicente (CTR), die in der
Comuna Darío Santillán und Campo Juan Nahuelcurá ökologische
Landwirtschaft betreiben (Gemüse, Molkerei, Käserei) und ihre Produkte
lokal vermarkten

Movimiento Campesino de Santiago Del Estero (MOCASE)

Federación Nacional Campesina

1610 de Florencio Varela

Asociación de Trabajadores Rurales y Estibadores de Salta (A.T.R.E.S).

Frente Agrario Evita

Movimiento Nacional Campesino Indígena (MNCI)

UTT

El Encuentro Nacional de Organizaciones Territoriales de Pueblos
Originarios (ENOTPO)

 ... und viele mehr.

Ein weiterer, sehr interessanter spanischsprachigen Bericht über das
Agrar-Forum findet sich bei La Tinta [2].

Fotos: Arveja Esperanza und Juliana Miceli, ANCAP


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/gegen-den-hunger-schlagstock-oder-salat/ 

[2] https://latinta.com.ar/2019/05/campo-primer-foro-agrario-soberano-y-popular/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/wiederaneignung-der-aecker-erstes-agrar-forum-der-basisbewegungen/
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MELDUNG/655: Verbraucher können im Sommer über Kennzeichnungssystem entscheiden (BMEL)


Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft

Pressemitteilung Nr. 100 vom 18.05.2019

Verbraucher können im Sommer über Kennzeichnungssystem entscheiden

Bundesministerin bereitet Verbraucherumfrage zur Nährwertkennzeichnung vor -
Max Rubner-Institut erarbeitet derzeit unabhängig ein eigenes Modell, das
auch in die Befragung geht



Welche Kennzeichnung auf Nahrungsmitteln für die Verbraucher am einfachsten
ist und am besten Orientierung bietet, hängt vom jeweiligen Verbraucher und
dessen Erwartungen an die Informationen ab. Vorbildung oder spezielle
Dispositionen spielen hier eine Rolle. Während die einen gerade ihre
Zuckeraufnahme reduzieren möchten, legen andere Verbraucher Wert auf
schnell sichtbare Informationen zu Fetten oder Salz, anderen ist der
Vergleich der Kalorienzahl wichtig. Wiederum anderen ist schlichtweg von
Interesse, in einer Produktkategorie das von der Zusammensetzung im
Vergleich beste Nahrungsmittel zu erkennen.

Die Debatte um eine optisch bessere Lebensmittelkennzeichnung ist
mittlerweile emotional und ideologisch aufgeladen, es bleibt kaum Raum für
die Diskussion über Vor- und Nachteile der einzelnen bestehenden
Kennzeichnungssysteme.

Deshalb hatte Bundesernährungsministerin Julia Klöckner Wissenschaftler des
Max-Rubner-Institutes beauftragt, bestehende Kennzeichnungssysteme zu
analysieren, Vor- und Nachteile herauszuarbeiten, um Entscheidungen nicht
aus dem Bauch heraus, sondern reflektiert und in Abwägung zu treffen.

Zudem hat Bundesministerin Klöckner das Institut beauftragt,
wissenschaftlich unabhängig ein eigenes Kennzeichnungssystem zu erarbeiten,
das möglichst die Nachteile der bisher bekannten Systeme überwindet.
Derzeit wird daran gearbeitet; die Ergebnisse werden in naher Zukunft
erwartet.

Da das Bundesernährungsministerium die Rechnung nicht ohne die Verbraucher
machen möchte, wird es sie in die Entscheidung einbeziehen: Im Sommer soll
eine Verbraucherbefragung starten, bei der vier bis fünf
Kennzeichnungssysteme zur Auswahl stehen, auch das neu vom
Max-Rubner-Institut entwickelte oder Nutri-Score.

Zur aktuellen Debatte um die Nährwertkennzeichnung erklärt die
Bundesministerin für Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner:

"Die Debatte um eine bessere Kennzeichnung der Nährwerte von Lebensmitteln
treibt derzeit viele um. Das ist verständlich, es geht um
Alltagsentscheidungen, bei denen jeder mitreden kann und will, denn wir
alle müssen essen und trinken. Eine bessere Sichtbarmachung der Nährwerte
auf der Vorderseite von Verpackungen soll Verbrauchern eine schnelle,
wahre, aussagekräftige Orientierung bieten. Mir ist daher wichtig, in einem
nachvollziehbaren Verfahren zu einer Entscheidung für eine erweiterte
Nährwertkennzeichnung zu kommen. Die Verbraucherinnen und Verbraucher will
ich dabei ganz bewusst einbinden. Denn es geht um sie. Sie sollen uns ihre
Meinung sagen.

Von unserem Max Rubner-Institut haben wir bereits bestehende Systeme zur
Nährwertkennzeichnung bewerten lassen. Zudem erarbeitet das Institut
derzeit unabhängig ein eigenes Modell, das einen Brückenschlag zwischen den
Positionen ermöglichen soll. Sobald die Wissenschaftler dieses offiziell
vorgestellt haben, werden wir es mit etwa einer Handvoll weiterer Systeme -
darunter Nutri-Score und dem Modell der Lebensmittelwirtschaft - im Sommer
von Verbrauchern bewerten lassen."


Hintergrund

Für eine gesunde Lebensweise spielen eine ausgewogene Ernährung, Bewegung,
individuelle Dispositionen eine Rolle. Eine bessere
Lebensmittelkennzeichnung, die mehr Orientierung bietet, wird keine
Garantie sein können für weniger Übergewichtige, aber sie ist ein wichtiger
Baustein, es den Verbrauchern in ihrer Entscheidung leichter zu machen.
Unabhängig davon, welches Kennzeichnungssystem gewählt wird: die
Nationalstaaten können es dann nur auf freiwilliger Basis einführen.
Europarechtlich darf ein Land nicht alle dazu zwingen, darunter
ausländische Produzenten, das jeweilige System anwenden zu müssen. Grund
dafür ist eine fehlende europaeinheitliche Regelung. Die gibt es lediglich
für die Nährwerttabelle auf der Packungsrückseite.

 * 
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ASYL/1373: Abschiebungen nach Afghanistan - Einfach »weiter so?« (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 20. Mai 2019

Einfach »weiter so« mit Abschiebungen nach Afghanistan?

PRO ASYL: Nach Kritik des Europ. Ausschusses zur Verhütung von Folter muss
es Veränderungen in der Praxis geben



Der nächste Sammelabschiebungsflug nach Afghanistan ist für den 21.05.
geplant. Der Europäische Ausschuss zur Verhütung von Folter und
unmenschlicher und erniedrigender Behandlung oder Strafe(CPT) hat jüngst
geharnischte Kritik an den Zuständen bei einer Abschiebung nach Kabul
geäußert, die er im August 2018 beobachtet hatte.

Auf Seiten der Bundesregierung und der Bundespolizei scheint wenig
Bereitschaft zu bestehen, dafür zu sorgen, dass gegen
Menschenrechtsverletzungen bei Abschiebungen wirksame Vorkehrungen
getroffen werden. Die Führung der Bundespolizei leugnet sogar, dass es die
zentralen Missstände, die das CPT dokumentiert, gegeben hat.

PRO ASYL hält angesichts der Sicherheitssituation in Afghanistan
Abschiebungen dorthin generell für unverantwortlich. Nach dem Bericht des
CPT muss es jetzt jedoch auch um die Umstände der Charterabschiebungsflüge
gehen. Bis zur Umsetzung der von CPT genannten Empfehlungen/Forderungen
dürfte eigentlich kein einziger Abschiebungsflug abheben.

Es ist skandalös, dass es unter den Augen der CPT-Beobachter auf dem
beobachteten Kabul-Flug zu Misshandlungen durch die begleitenden Beamten
kam, bei denen einer Person die Genitalien gequetscht wurden und Techniken
mit atembehindernder Wirkung angewendet wurden. Wenn dies auf einem
beobachteten Flug geschah, ist zu befürchten, dass es in anderen Fällen
ohne Zeugen noch »härter zur Sache geht«.

Die bis heute geltenden Dienstanweisungen, eine Reaktion auf zwei
Todesfälle bei Abschiebungen (Motto: »Keine Abschiebungen um jeden Preis«),
verbieten atembehindernde Techniken. Dennoch scheint sich die Forderung der
Politik nach mehr Konsequenz bei der Durchsetzung von Abschiebungen in
einer neuen Härte niederzuschlagen.

Zur neuen Härte gehört es auch, dass aus der Abschiebungshaftanstalt Büren
(NRW) ein Betroffener auf den beobachteten Kabul-Flug gebucht wurde, nur
wenige Tage, nachdem er bei einem Sprung aus dem Fenster eine Fraktur eines
Lendenwirbels erlitten hatte. Ohne dass die notwendige Nachsorge
gewährleistet war, wurde er drei Tage nach der Entlassung aus dem
Krankenhaus dennoch für reisetauglich befunden und unter Schmerzen liegend
mit diesem Flug abgeschoben. Die Kritik des CPT: Die Rolle von Ärzten, die
sowohl über die Reisetauglichkeit entscheiden als auch noch als
Begleitärzte mitfliegen, ist dubios und inakzeptabel.

Abschiebungsflüge werden seit Längerem in erheblichem Ausmaß von Personal
begleitet, das für diese Aufgabe überhaupt nicht ausgebildet ist. Auf dem
beobachteten Flug hatte ein Drittel der Begleiter nicht die Ausbildung als
»Personenbegleiter Luft« durchlaufen. Damit nehmen die Risiken zu, dass es
zu exzessiver Gewaltanwendung und dem Einsatz lebensbedrohlicher Techniken
kommt.

Maßgebliche Verantwortung für das Ganze trägt Bundespolizeichef Dieter
Romann, der sich auch im Vergleich mit seinen Vorgängern radikal gebärdet.
Erst vor kurzem meinte er zur besseren Durchsetzung von Abschiebungen die
Flugkapitäne in die Pflicht nehmen zu müssen, die ihm zu zimperlich sind,
wenn sie aus Gründen der Luftsicherheit die Mitnahme von Abzuschiebenden
manchmal ablehnen. Sein Versuch, die international anerkannten Regelungen
zur Bordgewalt der Flugkapitän*innen in Frage stellen und den Berufsstand
als »Abschiebungsverhinderer« zu brandmarken, ist eine politische
Provokation.

 * 
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PARTEIEN/181: Die SPD lässt die Fahne der Solidarität wieder wehen (spw)


spw - Ausgabe 2/2019 - Heft 231

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Die SPD lässt die Fahne der Solidarität wieder wehen

von Stefanie Börner(1)



Einleitung

Auf der Jahresauftaktklausur im Februar dieses Jahres stimmte der
Parteivorstand der SPD einstimmig für das sozialpolitische
Zukunftsprogramm "Arbeit - Solidarität - Menschlichkeit. Ein neuer
Sozialstaat für eine neue Zeit"(2) (SPD 2019) und beschloss damit zur
offensichtlichen Freude von Parteichefin Andrea Nahles und anderen
Parteilinken die Abkehr von der 2005 eingeführten Grundsicherung für
Arbeitsuchende (SGB II), umgangssprachlich Hartz IV. Während der
vergangenen Wochen wurde das Reformprogramm unter höchst
unterschiedlichen Perspektiven diskutiert und kommentiert, wobei
insbesondere Fragen der Finanzierbarkeit und Zukunftsfähigkeit des
Sozialstaates im Zentrum standen. Die von der SPD erhoffte
gesellschaftspolitische Debatte ist jedoch ausgeblieben. Das mag nicht
zuletzt auch daran liegen, dass das Zukunftsprogramm in beiden Fragen
erstaunlich stumm bleibt, was angesichts des Interesses der SPD, die
Arbeitswelt der Zukunft mitzugestalten, überrascht. Im Programm findet
sich zur Frage, wie die angedachten Programme zukünftig finanziert
werden sollen, lediglich ein Satz: "[Der neue Sozialstaat] schafft es,
alle angemessen an seiner Finanzierung zu beteiligen - auch im
Zeitalter der digitalen Konzerne" (SPD 2019: 4). Insbesondere in der
Verbindung beider Fragen fehlt es dem Programm an Phantasie und Mut.
Dieser Beitrag bespricht das Reformprogramm daher als das, was es ist:
der Versuch, in einem Kontext ökonomischer Hochstimmung und
parteipolitischer Untergangsstimmung eine arbeitsmarktpolitischen
Trendwende herbeizuführen, die es der SPD ermöglicht, endlich das
schwere Erbe der Agenda 2010 (insbesondere des vierten Hartz-Gesetzes)
hinter sich zu lassen.

Das Rezept, das die Parteispitze hierzu vorlegt, ist zunächst mal ein
semantisches Ereignis, das sich um die zentralen Prinzipien
(Lebens)Leistung, Solidarität, Bürgerfreundlichkeit und soziale Rechte
entfaltet: "ein neuer Sozialstaat", der die "Anerkennung der
Lebensleistung" mittels "sozialer Rechte" garantiert und durchzusetzen
trachtete und der eine "neue solidarische Gesellschaft" hervorbringt.

Hatte sich der Fokus der Sozial- und Arbeitsmarktpolitik während der
vergangenen Jahre vor dem Hintergrund der vergleichsweise guten
wirtschaftlichen Lage bereits verschoben, liegt hiermit nun der
endgültige Versuch vor, einen neuerlichen Paradigmenwechsel
herbeizuführen. Standen seit den 1990er Jahren konjunkturfördernde
arbeitgeberseitige Instrumente und Sparmaßnahmen im Vordergrund,
bemühte sich die SPD während der vergangenen Jahre zunehmend, die
Qualität der Arbeit zu verbessern. Die Einführung des Mindestlohns im
Jahr 2015 stellte hier nur den wichtigsten Meilenstein dar;
Entgelttransparenz, Tarifeinheit und die Erhöhung der
Arbeitszeitautonomie (Brückenteilzeit, aber auch ElterngeldPlus) sind
weitere Stichwörter. Auch eine vorsichtige Revision der Agenda 2010
war bereits vorher in der Re-Regulierung der atypischen
Beschäftigungsverhältnisse zu beobachten und im eher schlanken Kapitel
zum Thema "Gute Arbeit" treibt der aktuelle Koalitionsvertrag diese
Tendenzen ebenfalls voran.

Das nun vorgelegte sozialpolitische Zukunftsprogramm scheint diese
Trendwende hin zu einer arbeitnehmerfreundlichen Arbeitsmarktpolitik
endgültig besiegeln zu wollen. Dass es dabei stärker auf die
Vergangenheit gerichtet zu sein scheint als auf die Zukunft, erklärt
sich aus dessen Ursprung, den es nun bemüht ist, vor dem Hintergrund
einer gänzlich veränderten Arbeitsmarktsituation zu korrigieren: der
Anfang der 2000er Jahre unter der Schröder-Regierung herbeigeführte
arbeitsmarktpolitische Paradigmenwechsel von der passiven hin zur
aktivierenden Arbeitsmarktpolitik. Gleich mehrfach betonte Nahles in
der Pressekonferenz zur Jahresauftaktklausur Anfang Februar "Wir
lassen Hartz IV hinter uns." und zeigte damit, wie stark die
Hoffnungen auf den versprochenen sozialpolitischen Neuanfang mit dem
von der SPD erhofften parteipolitischen Neuanfang verknüpft sind. Denn
das vorgelegte Konzept zielt darauf ab, den durch die
Harzt-IV-Gesetzgebung verordneten Solidaritätsabbau und den damit
einhergehenden Autonomieverlust für die Adressatinnen und Adressaten
zu kompensieren. Im Folgenden wird zunächst aufgezeigt, was unter
Solidarität überhaupt zu verstehen ist und worin dieser
Solidaritätsbruch bestand, bevor dann die Diskussion der anvisierten
neuen sozialstaatlichen Solidarität in den Mittelpunkt rückt.

Fahnenwort Solidarität

Im öffentlichen Diskurs ist Solidarität meistens als mangelnde
Ressource oder dringlicher Appell im Gespräch. Dieses Fahnenwort, wie
es in der Linguistik heißt, wird häufig als Anklage, um auf einen
Mangel an Solidarität hinzuweisen, verwendet. Es nimmt hierbei den
Rang eines schwer erreichbaren Ideals ein. Diese Rhetorikanfälligkeit
macht den Begriff nicht selten zu einem leeren Signifikanten.

Demgegenüber ist in sozialwissenschaftlichen Betrachtungen von
Solidarität häufig metaphernreich als "vielschichtigem Kitt sozialen
Zusammenlebens" (Prisching 2003: 157) oder "sozialem Zement" (Bayertz
1998: 11) die Rede. Analytisch beinhaltet dieser soziologische
Solidaritätsbegriff einen Hinweis auf die Art und Weise, wie soziale
Beziehungen in einer Gesellschaft gestaltet sind. Denn anders als
häufig angenommen, handelt es sich bei Solidarität nicht um Almosen
oder freigiebige Wohltätigkeiten, sondern um reziproke
Unterstützungsbeziehungen, die auf der Erkenntnis der menschlichen
"Ergänzungsbedürftigkeit" (Hillmann 1994: 793) und gemeinsam bzw.
gesellschaftlich verursachter Problemstellungen beruhen.
Paradoxerweise muss gemeinschaftsorientiertes, also uneigennütziges
Handeln hierbei nicht im Vordergrund stehen. Stabilität und Gemeinwohl
entstehen vielmehr aufgrund der ausgeübten Praxis und dem Bewusstsein
über die "wechselseitige Abhängigkeit im Dienste der gemeinsamen
Zielverfolgung" (Bude 2019: 101). Das schließt die Verfolgung eigener
Interessen nicht aus (Börner 2018).

Für staatliche Sozialpolitik erwies sich diese Konstruktion als
äußerst tragfähig. Gerade die abstrakte Reziprozität der sich über
lange Zeithorizonte erstreckenden sozialen Beziehungen, die sich bspw.
im Rahmen der Sozialversicherungen etabliert hatten, haben die
Funktionsfähigkeit und öffentliche Akzeptanz des Wohlfahrtsstaates
langfristig gesichert. Für die Wohlfahrtsstaatsforschung verkörpert
der Sozialstaat damit eine moderne Form institutionalisierter
Solidarität (Prisching 2003: 157). Durch die Institutionalisierung
können soziale Rechte garantiert werden, dank derer die für die
individuelle Lebensplanung zentrale Erwartungssicherheit auf Seiten
der sozialstaatlichen Adressat_innen möglich wurde. Ein gewisses Maß
an Mitwirkungspflichten (Beitragszahlung, Einhaltung bestimmter
Fristen u. Ä.) ermöglicht zudem das gegenseitige Vertrauen zwischen
völlig Unbekannten.

Neben zahlreichen anderen Solidaritätspraktiken ist staatliche
Sozialpolitik somit zu einer Möglichkeit geworden, welche die auf
Gegenseitigkeit eingestellten sozialen Beziehungen in modernen
Gesellschaften großflächig zu steuern und bei Bedarf ausgleichend
einzugreifen vermag, so dass auch Solidarität unter Fremden möglich
wurde. Dieses "Solidaritätsmanagement" (Fehmel 2019) erlaubt es nicht
nur, horizontal Beziehungen zwischen den Bürgerinnen und Bürgern zu
knüpfen, sondern ebenso vertikale Beziehungen zwischen der
Bürgerschaft und dem Staat (bzw. den ihn vertretenden
Sozialverwaltungen etc.). Die 2005 eingeführte Grundsicherung für
Langzeitarbeitslose brach in mehrfacher Hinsicht mit diesem
Arrangement.

Vom folgenreichen Solidaritätsbruch ....

Die Einführung des neuen Arbeitslosengeldes für Langzeitarbeitslose
(ALG II) 2005 im Rahmen der Agenda 2010 bedeutete nicht nur eine
Kürzung der Leistungen an Arbeitsuchende, die fortan als
mindestsichernder Pauschalbetrag statt als Versicherungsleistung
ausgezahlt wurden, sondern brachte auch auf der Ebene der
sozialstaatlichen Leitprinzipien eine Reihe von Veränderungen mit
sich, die einhellig als Paradigmenwechsel bezeichnet werden. Zeichnete
sich der klassisch fürsorgende Sozialstaat durch umfassende
arbeitsrechtliche Regulierungen und überwiegend kompensatorische
Maßnahmenbündel aus, zielt der sogenannte aktivierende Wohlfahrtsstaat
auf die präventive Mobilisierung eigenverantwortlicher Subjekte
(Dingeldey 2006; Lessenich 2008). Auch wenn sich das
Aktivierungsparadigma längst nicht auf die Arbeitsmarktpolitik
beschränkt, so lassen sich die aktivierenden Maßnahmen doch am besten
an ihrer Reformierung nachvollziehen. Auf der Instrumentenebene ist
der eingeschlagene Pfad der Aktivierungspolitik durch eine bis in die
Kohl-Ära zurückreichende Flexibilisierung des Arbeitsmarktes und der
Beschäftigungsverhältnisse, die Einführung arbeitsfördernder Maßnahmen
und die Konditionalisierung des Sozialleistungsbezugs gekennzeichnet.
Erwerbsarbeit wird damit für alle nicht Erwerbstätigen zum wichtigsten
und einzigen legitimen Mittel gesellschaftlicher Teilhabe (vgl. auch
Bothfeld/Betzelt 2011).

Konkret modifizierte ALG II erstens die Zugangsvoraussetzung für
Langzeitarbeitslose zu Arbeitslosenhilfeleistungen. Unter der Maxime
des "Förderns und Forderns" werden Arbeitsuchende, die länger als ein
Jahr erwerbslos sind oder keinerlei Ansprüche in der
Arbeitslosenversicherung erworben haben, dazu angehalten, sich selbst
um die Vermarktung, Wiederherstellung oder Aufrechterhaltung ihrer
Arbeitskraft zu bemühen. Zu diesem Zweck wurden die Kriterien, die
festlegen, ab wann die Aufnahme einer Tätigkeit zumutbar ist,
grundlegend verschärft und von dem Vergleich mit der vorherigen
Tätigkeit, der eigenen Qualifikation und dem Wohnort abgekoppelt.
Zweitens brachte die Reform eine Leistungskürzung mit sich, die sich
einerseits aus der Kürzung der Bezugsdauer von Arbeitslosengeld I im
Rahmen der Sozialversicherung auf ein Jahr ergab und andererseits aus
der Einführung einer neuen grundsichernden (statt wie zuvor
lebensstandardsichernden) Regelleistung, dem Arbeitslosengeld II
bestand.(3) Die Einführung von ALG II wurde drittens von einer Reihe
restriktiver Kontroll- und Sanktionsmechanismen flankiert, die im
scharfen Widerspruch zu dem Imperativ der Eigenverantwortung (dem
'Fordern' also) stehen, da sie eigenverantwortliche Bemühungen
jenseits der als gesetzlich legitim erachteten Strategien nahezu
unmöglich machten. Neben der umstrittenen Frage nach der angemessenen
Höhe des ALG II-Regelsatzes stellt bis heute insbesondere die Praxis
der Sanktionierung, also der Leistungskürzung bis hin zu -streichung
im Falle einer Pflichtverletzung, die größte Kontroverse dar.(4)

Die neue arbeitsmarktpolitische Anreizstruktur führte so zu einer
"Individualisierung der Verantwortung für das eigene
Arbeitsmarktschicksal" (Marquardsen 2007: 263), die eine folgenreiche
Neuordnung der sozialen Beziehungen im Sozialstaat herbeiführte und
die sozialstaatliche Rechtfertigungsordnung von Grund auf veränderte
(Lessenich 2008: 76f.). In dieser neuen gesellschaftlichen
Grundordnung tritt der Staat als sorgender Garant sozialer Rechte in
den Hintergrund. An die Stelle des Versorgungsversprechens tritt ein
ambivalentes Freiheitsversprechen, das für zahlreiche Betroffene dem
Ende der sozialpolitischen Erwartungssicherheit gleichkommt und für so
manchen zum Zwang wird (Marquardsen 2007). Gewissermaßen hat sich die
Erwartungssicherheit, die im damaligen Diskurs als illegitime
Erwartungshaltung gegenüber dem Staat betrachtet wurde, sogar
umgekehrt. Denn die neue Arbeitsmarktpolitik drückte sich in der
"Erwartungshaltung des Versicherers an den Versicherten, den
materiellen und nichtmateriellen Leistungen des Arbeitsamtes im Sinne
der Schadensminderungspflicht durch ein angemessenes, zielführendes
Verhalten zu begegnen", aus (Hartz et al. 2002: 45). Damit kam es aber
auch zu Umkehrung der Schuldfrage: wer arbeitslos ist oder bleibt hat
sich nicht ausreichend bemüht. Sogenannten sozialen Randgruppen, die
zuvor legitimer Bestandteil der Solidargemeinschaft waren, drohte nun
die soziale Exklusion.

Die Sozialreform von 2005 stellte also insofern eine Verletzung
sozialstaatlicher Solidarität dar, als dass die staatlich moderierten
und gesetzlich formalisierten gegenseitigen Hilfebeziehungen zugunsten
eines marktorientierten Selbstunternehmertums aufgelöst wurden
(Bröckling 2007). In der Konsequenz setzte der eingeschlagene Pfad
gleich mehrere Entsolidarisierungsprozesse in Gang (politisch, medial
und zwischenmenschlich), im Rahmen derer die in einem
Sozialversicherungsstaat wie dem deutschen ohnehin wirkmächtigen
gesellschaftlichen Anforderungen an den Normalarbeitsbürger
verallgemeinert und auch auf die Schwächsten der Gesellschaft
übertragen wurden (Promberger/Ramos Lobato 2016: 325). Solidarität
gegenüber Langzeitarbeitslosen, Geringqualifizierten etc. hat sich
damit auf ein Mindestmaß reduziert, sowohl in zeitlich als auch in
finanzieller Hinsicht.

Für die Adressatinnen und Adressaten des Sozialstaates brachte der
arbeitsmarktpolitische Paradigmenwechsel ein Klima der Verunsicherung
mit sich, das nicht nur für Erwerbslose, sondern auch für die große
Zahl atypisch Beschäftigter einen Bewusstseinswandel herbeigeführt hat
(Grimm et al. 2006). Von allen Wirkungen der Hartz-Gesetze sollte sich
dieser Vertrauensverlust in Folge der Solidaritätsbrüche für die
Sozialdemokratie als besonders schwerwiegend herausstellen. Folglich
zielt ein Großteil des Reformprogramms der SPD auf die
Wiederherstellung von Vertrauen durch die Neuknüpfung solidarischer
Bande ab.

... zum hoffnungsvollen Solidaritätsversprechen

Die im Reformkonzept anvisierten arbeitsmarktpolitischen Neuerungen
(weitere Reformvorschläge für die Bereiche Alterssicherung,
Gesundheit, Pflege und Wohngeld sollen folgen) zielen auf eine
Neuordnung und in Teilen Wiederherstellung der Solidarbeziehungen
unter den aktuellen Vorzeichen der Wirtschafts- und Arbeitswelt ab.
Der Reformbedarf ergibt sich laut Konzept durch die strukturellen
Veränderungen am Arbeitsmarkt, genauer den Wandel von "Berufsbildern,
Arbeitszeitmodellen und Qualifikationsanforderungen", [3] die eine
nachholende Modernisierung des Sozialstaates erforderlich machen. Das
Konzept bekennt sich zur Arbeitsgesellschaft, aus der ein Recht auf
Arbeit abgeleitet wird. Entsprechend sei "die Solidargemeinschaft dazu
verpflichtet, sich um jeden Einzelnen zu kümmern und jedem Arbeit und
Teilhabe zu ermöglichen" [3]. Das kurz und knapp vorgetragene
Selbstverständnis stellt die Handlungsgrundlage des neuen
Sozialstaates dar, markiert aber auch dessen Grenzen (die bspw. in
einer Absage an ein bedingungsloses Grundeinkommen bestehen).

Einer der Schlüsselsätze des Papiers verrät, dass es sich bei der
Zukunftsgestaltung des Sozialstaates für die SPD v.a. um
Vergangenheitsbewältigung handelt. Denn mit den kritisch zu
hinterfragenden "Gewissheiten der vergangenen 20 Jahre" sind die
Fakten, die der aktivierende Sozialstaat geschaffen hat, gemeint:
soziale Exklusion, Abstiegs- bzw. Existenzängste für viele
Arbeitnehmer_innen, eine zunehmende Bandbreite prekärer
Beschäftigungsverhältnisse und menschenunwürdige
Sanktionspraktiken.(5) Gewissheiten, deren Daseinsberechtigung sich in
den diskursiven Anrufungen der vergangenen Jahre in weiten Teilen
erfolgreich durchgesetzt hat.

Das Herzstück der Solidargemeinschaft bilden drei Instrumente, die
weit über den Regelungsbereich des SGB II hinausreichen: eine
solidarische Arbeitsversicherung, das ALG II ersetzende Bürgergeld und
eine sozialdemokratische Kindergrundsicherung. Sie sollen dem Anspruch
nach nicht nur soziale Exklusion verhindern, sondern auch die
Lebensleistung der Bürger_innen anerkennen sowie den Anforderungen der
sich wandelnden Arbeitswelt gerecht werden. Auch wenn semantisch ein
anderer Eindruck erweckt wird, bewegen sich die vorgeschlagenen
Maßnahmen zum Solidaritätsmanagement im Rahmen der existierenden
arbeitsmarktpolitischen Instrumente:

• Die solidarische Arbeitsversicherung: In der bestehenden
gesetzlichen Arbeitslosenversicherung (SGB III) sieht das Konzept eine
Erweiterung des Leistungskatalogs sowohl auf der Ebene der aktiven
Arbeitsförderung als auch der Lohnersatzleistung vor. Der Anspruch von
Arbeitslosengeld I soll altersunabhängig so verlängert werden, dass
langjährig Versicherte auch einen längeren ALG-I-Anspruch haben. Die
Antwort der SPD auf die arbeitsmarktpolitischen Herausforderungen der
Digitalisierung lautet Qualifizierung. Strukturell bedingten
Arbeitsmarktflauten will die Partei zukünftig mit dem Ausbau der
Arbeitsförderungsund Qualifizierungsmaßnahmen zum Arbeitslosengeld-Q
entgegenwirken, mit Hilfe dessen eine Verschiebung hin zur Prävention
von Erwerbslosigkeit angestrebt wird. Bei Teilnahme an einer
Weiterbildungsmaßnahme kann damit der ALG I und Q-Bezug auf insgesamt
maximal drei Jahre ausgedehnt und damit der häufig als sozialer
Abstieg empfundene Wechsel der Rechtskreise vom SGB III ins SGB II im
Fall anhaltender Erwerbslosigkeit hinausgezögert werden.

• Die sozialdemokratische Kindergrundsicherung: Mit dem
Ziel, die Teilhabechancen von Kindern, die in ALG II-Haushalten
aufwachsen, zu verbessern, wird in dem Konzept eine von
Sozialverbänden schon länger geforderte eigenständige
Kindergrundsicherung vorgeschlagen. Die individuelle Förderung durch
den Kinderzuschlag in Höhe von monatlich 408 Euro soll durch den
Ausbau der öffentlichen Infrastruktur im Bereich Bildung, Betreuung
und Förderung ergänzt werden.

• Das Bürgergeld: Das seit 2005 unter dem Reizwort Hartz
IV kursierende ALG II möchte die SPD in ein Bürgergeld umwandeln, das
den Bezieherinnen und Beziehern wieder mehr Selbstbestimmung im Rahmen
des SGB II gewährt. Während der ersten zwei Jahre des Leistungsbezugs
soll bspw. Vermögen nicht mehr berücksichtigt und auf die Überprüfung
der Angemessenheit des Wohnraums verzichtet werden. Eine weitere
Akzentverschiebung des bisherigen Ansatzes verfolgt die Partei mit dem
Ausbau des dritten Arbeitsmarktes, der langjährig Arbeitsuchenden die
Rückkehr auf den Arbeitsmarkt ermöglichen soll und der mit dem zu
Beginn des Jahres in Kraft getretenen Teilhabechancengesetz bereits
begonnen wurde. Auch wenn in dem Zukunftskonzept grundlegend für eine
Neuausrichtung der Anreizstruktur von negativen hin zu positiven
Anreizen plädiert wird, scheint sich die Partei bei der Frage des
zukünftigen Umgangs mit Sanktionen schwer zu tun und schlägt einen
Mittelweg vor: Nicht der komplette Verzicht auf Sanktionen, sondern
die Abschaffung "sinnwidriger und unwürdiger Sanktionen" ist
vorgesehen (S. 16). Damit sind scheinbar strengere Sanktionen für
unter 25jährige, die Kürzung der Wohnkosten sowie die vollständige
Leistungskürzung gemeint. Das Bürgergeld zielt aber auch auf eine
Korrektur der weichen Faktoren des Hartz IV-Regimes ab, die den ALG
IIBezug für viele zu einer unwürdigen Erfahrung gemacht haben: einen
würdevolleren Umgang miteinander, eine "Partnerschaft auf Augenhöhe"
ohne Bevormundung (S. 16), die Vereinfachung der Verfahren und
verbesserte Kommunikationsprozesse.

Nach diesem Konzept löst der neue Sozialstaat seine Vorstellung von
Solidarität dahingehend ein, dass v.a. langfristig Erwerbstätige in
Zeiten der Bedürftigkeit unterstützt werden. Wobei sich nicht die Höhe
der Unterstützungsleistungen verändern soll, sondern die Dauer.
Daneben wird auch den schwächsten Mitgliedern der Gesellschaft -
Kindern in einkommensschwachen Haushalten sowie langjährigen
Erwerbslosen, denen der Arbeitsmarktzugang aus eigenen Kräften nicht
mehr gelingt - ein Recht auf Förderung zugesprochen. Die so geplante
Neugestaltung der gesellschaftlichen Solidarbeziehungen zielt
langfristig auch darauf ab, so die Hoffnung, das Vertrauen in den
sozial- und arbeitsmarktpolitischen Gestaltungswillen der SPD
wiederherzustellen. Im Umkehrschluss bedeutet das keineswegs, dass die
Mitwirkungspflichten und Beweislast völlig auf Seiten des
Sozialstaates wandern. Die auf Gegenseitigkeit beruhenden Rechte und
Pflichten sind vielmehr in dem Verständnis sozialer Rechte und
sozialstaatlicher Solidarität angelegt und sollten im Idealfall
ausgewogener sein als in der bisherigen Praxis des "Förderns und
Forderns".

Während die Reformvorschläge auf positive statt negative Anreize
abzielen, bleibt die Höhe der Grundsicherung unverändert. Insbesondere
daran zeigt sich, dass es der Partei v.a. um die Überarbeitung der dem
SGB II impliziten Leitprinzipien und die Korrektur des hierzulande
eingeschlagenen aktivierungspolitischen Weges und nicht um die
Vermeidung von Bedürftigkeit im eigentlichen Sinne geht.

Bürgernähe und -freundlichkeit betont das Reformprogramm durchweg. In
dieser Hinsicht scheint sich die Sozialdemokratie ganz besonders zu
bemühen, einen Kontrapunkt zu dem häufig nur einseitig eingelösten
Grundsatzes des "Förderns und Forderns" zu setzen. Das wird durch die
wiederholte Betonung dreier Prinzipien erreicht: der Respekt vor bzw.
die Anerkennung von Lebensleistung; das Recht auf Arbeit (aber auch
auf mobiles Arbeiten, Teilzeit, Weiterbildung und sogar auf
Nichterreichbarkeit) sowie die Wiederherstellung einer intakten
Solidargemeinschaft in der Sicherungsdimension Erwerbslosigkeit. Die
geplanten Fördermaßnahmen dürften die im deutschen Sozialstaat eher
moderaten Ausgaben für aktive Arbeitsmarktpolitik in die Höhe treiben.
Auf dieser Dimension nähert sich das Konzept dem sozialdemokratischen
Modell der skandinavischen Länder an.

Dass Anerkennung von Lebensleistung neben Solidarität einen weiteren
Leitgedanken des Textes darstellt, ist paradigmatisch für den
derzeitigen sozialpolitischen Ansatz der Sozialdemokraten (vgl. auch
das von Hubertus Heil zeitgleich präsentierte Konzept einer
"RespektRente"). Weil der Begriff der Lebensleistung doch deutlich dem
Konzept der Erwerbsarbeit verbunden bleibt, bekennt sich die Partei
damit möglicherweise ungewollt zu dem hierzulande vorherrschenden
konservativen Verständnis von Sozialstaatlichkeit. Das Modell ist für
eher statussichernde statt armutsvermeidende Instrumente und seine
meritokratische Anerkennungsordnung bekannt. Der Sozialstaat der
Vergangenheit stellt sich so in mancherlei Hinsicht erstaunlich
rückwärtsgewandt dar.

Fazit

Mit einer Mischung aus sozialdemokratischen und konservativen
Sozialpolitiken baut die SPD auf ein "Sozialstaatsversprechen [, das
auf] Arbeit, Solidarität und Menschlichkeit" basiert [3]. Ein betont
menschenwürdiges, die Gegenseitigkeit der sozialstaatlichen
Beziehungen betonendes Programm macht die angekündigte neue
sozialpolitische Haltung aus. Damit erkennen die sozialpolitischen
Akteure der SPD an, dass Sozialpolitik kein rein
wirtschaftspolitisches Instrument der Konjunkturförderung ist, sondern
die Beziehungen zwischen den Bürgerinnen und Bürgern sowie zwischen
dem Staat und seinen Bürger_innen maßgeblich mitgestalten kann. Für
die Normalarbeitsbürger_innen ginge eine Umsetzung des Reformprogramms
für den Sozialstaat der Zukunft mit einer gesellschaftlichen
Aufwertung einher, da die Reformvorschläge darauf abzielen, die
Zumutungen der Vergangenheit gegen neue sozialrechtliche
Erwartungssicherheiten einzutauschen. Damit würden für eine klassische
Addressat_innengruppe des aktivierenden Wohlfahrtstaates, die in der
Vergangenheit Solidaritätseinbußen hinnehmen musste, neue
sozialstaatliche Solidarnormen formuliert, die Solidarität weniger
über das Bedarfsprinzip legitimiert als vielmehr über die vorher
erbrachte Arbeitsmarktleistung.


Anmerkungen

(1) Prof. Dr. Stefanie Börner ist Juniorprofessorin für die Soziologie
europäischer Gesellschaften am Institut für
Gesellschaftswissenschaften an der Otto-von-Guericke-Universität
Magdeburg.

(2) https://www.spd.de/fileadmin/Bilder/SPDerneuern/201902_PV-Klausur/20190210_Neuer_Sozialstaat.pdf,
abgerufen am 24.04.2019.

(3) Die neue Regelleistung ALG II wurde im Vierten Gesetz für moderne
Dienstleistungen am Arbeitsmarkt (2003) beschlossen. Sie führte die
bisherigen Leistungen Arbeitslosen- und Sozialhilfe zu einer
Grundsicherung für erwerbsfähige Langzeitarbeitslose zusammen.

(4) Über die Verfassungswidrigkeit der Sanktionen nach dem SGB II
entscheidet derzeit das Bundesverfassungsgericht. 2014 erklärten
BVG-Richter die Höhe der Regelleistung zwar als "derzeit noch
vereinbar" mit der Verfassung, sahen aber Anpassungsbedarf bei der
Berechnungsgrundlage im Zuge der nächsten Neuermittlung des
Pauschalbetrags (BVerfG 2014).

(5) Für Viele mag auch die geringste Arbeitslosenquote seit fast 30
Jahren dazugehören (zum Zusammenhang der Agenda 2010 und dem
Arbeitsmarktaufschwung vgl. Bofinger 2017).
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HERRSCHAFT/1828: Straches Verfehlung - nicht nur Rechtschaffenheit ... (SB)




Die Bilder, die uns seit gestern erreichen, zeigen ein
verstörendes Sittenbild, das unserem Land, unserem Österreich nicht
gerecht wird. Es sind beschämende Bilder. Und niemand soll sich für
Österreich schämen müssen.

Bundespräsident Alexander van der Bellen zur Regierungskrise [1]

Die Affäre um Heinz-Christian Strache und die FPÖ ist zwar ein Schlag
ins Kontor für die Rechte in Österreich, doch dürfte ihr Übertrag auf
den Kampf gegen rechte Parteien und Bewegungen zumal in anderen
europäischen Ländern eher bescheiden ausfallen. Wenngleich Köpfe
rollen, die Koalition mit der ÖVP bricht und Neuwahlen ausgerufen
werden, bleibt die Kernfrage einer inhaltlichen Kritik der rechten
Ideologie weitgehend unberührt. Was immer von diesen Verwerfungen
hängengeblieben ist, wenn sich der Pulverdampf erst einmal verzogen
hat, wird mit fundierten Argumenten und belastbaren Positionen gegen
nationalistische, identitäre und rassistische Entwürfe wenig bis gar
nichts zu tun haben. Diese sind in der sogenannten Mitte der
Gesellschaft vorgedacht und vorgebahnt, was dem Aufstieg der Rechten
erst den Weg bereitet und diese andockfähig gemacht hat. Zudem greift
der Erklärungsansatz zu kurz, deren Klientel werde über die wahren
Absichten der führenden Strömungen und ihrer maßgeblichen Akteure
getäuscht, so daß diesbezügliche Aufklärung der Königsweg sei, ihnen
entgegenzutreten. Menschen neigen dem rechten Lager zu, weil sie
dessen Ratio teilen, angesichts verfallender Lebensverhältnisse und
Perspektiven die Scheidelinie der Freund-Feind-Kennung auf
national-identitäre Fixpunkte zu verengen.

Der mit überbordender Schadenfreude abgefeierte Coup, Strache und
Konsorten entlarvt zu haben, kann bei aller verständlichen Sympathie
für ein Manöver, den Rechten ein Bein zu stellen, doch allenfalls im
Kontext einer umfassenden Gesellschaftskritik Früchte tragen.
Andernfalls droht der Effekt ins Gegenteil umzuschlagen und die sich
abzeichnende Selbstvergewisserung und Affirmation der herrschenden
Verhältnisse und deren politischer Repräsentation ungebremst zu
verstärken. Der dieser Tage zelebrierte Konsens des politischen
Personals der bürgerlichen Parteien, unisono gegen die taumelnde FPÖ
nachzutreten, als sei diese ein Paria, mit dem man nicht das geringste
zu habe, spiegelt mehr als nur die Erleichterung wider, daß die
Konkurrenz von rechts ein solches Eigentor geschossen hat. Vielmehr
bietet dies eine vorzügliche Gelegenheit, die Existenz der
Klassengesellschaft, die sozialen Verwerfungen, den massiven Ausbau
repressiver Staatlichkeit und die forcierte Militarisierung
auszublenden, indem eine fiktive Gemeinschaft
demokratisch-rechtschaffener Bürgerlichkeit beschworen wird, die den
Schulterschluß gegen den extremistischen Sittenverfall übt.

Wo der Kampf gegen Rechts zum Feigenblatt einer Akzeptanz der
bestehenden Gesellschaftsordnung verkommt, führt er sich selbst ad
absurdum. Er bleibt nicht nur unwirksam, weil er von der Herkunft
rechten Gedankenguts und dessen brachialen Handlungskonsequenzen
nichts wissen will, sondern hält sogar mit Entschiedenheit eben jene
Quelle offen, aus der sich der bürgerliche Staat bei Bedarf speist, um
Eigentumsordnung und Kapitalverwertung auch in Krisenzeiten zu
gewährleisten. Westliche Demokratien haben nie ein Problem damit
gehabt, Diktaturen in Afrika, Lateinamerika oder Südostasien zu
etablieren, zu unterstützen und mit ihnen Geschäfte zu machen, um in
Konkurrenz der Gesellschaftssysteme Vorteile zu erwirtschaften und
emanzipatorische Bewegungen niederzuschlagen. Der Aufbau der
Bundesrepublik erfolgte unter maßgeblicher Beteiligung
administrativer, juristischer, militärischer und geheimdienstlicher
Akteure, die bereits im NS-Staat ihr Werk verrichtet hatten. Wenn in
jüngerer Zeit die Krisenfolgen näherrücken und auch in den
vergleichsweise reichen Ländern Europas wachsende Teile der
Bevölkerung massiv unter Druck setzen, rückt die extreme Rechte
abermals in die Position einer Option auf, derer sich zu bedienen das
Konglomerat der Machteliten in Erwägung zieht.

Unter Anwendung der Extremismusthese mit der Rechten in eins gesetzt,
bleibt eine antikapitalistische und antiimperialistische Linke stets
das Feindbild staatlicher Repression, was nicht gleichermaßen für den
Umgang mit der Rechten gilt. Diese wird instrumentalisiert und wenn
möglich gesteuert, es gibt personelle Überschneidungen in
Geheimdiensten, Polizeien und Bundeswehr wie auch identifizierbare
Sympathien in Kreisen konservativer Parteien, Juristen und
Behördenvertreter. Das bedeutet nicht, daß die Rechte ausschließlich
ein Geschöpf solch hintergründiger Akteure oder jederzeit
vollumfänglich kontrollierbar wäre. Feldexperimente wie der sogenannte
NSU, dessen engstes Umfeld von V-Leuten des Verfassungsschutzes
durchsetzt war, können durchaus aus dem Ruder laufen, so daß ein
gewaltsamer Schlußstrich gezogen werden muß. Allerdings belegt die
Aufarbeitung den enormen Ertrag des Manövers, konnte doch das
angebliche Behördenversagen als einzig gültige Erklärung durchgesetzt
werden, so daß der Ruf nach effektiveren Geheimdiensten und deren
Verzahnung mit den Polizeien weithin auf Zuspruch stieß.

Viele Ziele der extremen Rechten hat der Staat längst in die Peilung
genommen und in erheblichem Maße durchgesetzt. Nicht umsonst ist im
Kontext der Polizeigesetze, die in den Bundesländern Zug um Zug
etabliert werden, stets davon die Rede, daß es die schärfsten seit
1945 seien und man sich teils an Verhältnisse im NS-Staat erinnert
fühle. Die Kriminalisierung jeglichen Protestes selbst in Gestalt
passiven zivilen Ungehorsams, innovative juristische Werkzeuge zur
Kollektivierung der Täterschaft, eine Runderneuerung und Erweiterung
der Notstandsgesetze für den inneren und äußeren Krisenfall und viele
weiteren Maßnahmen mehr zeugen von einer massiven Aufrüstung zur
Aufstandsbekämpfung im Falle eskalierender sozialer Proteste oder
regelrechter Hungerrevolten. Der starke Staat, von dem die Rechten
träumen, zeigt längst seine Zähne und Klauen.

Auch die Kernbotschaft zumal der Neuen Rechten weist ganz erhebliche
Schnittmengen mit bereits vorgeprägten ideologischen Mustern und
Diskursverschiebungen auf. "Wir sind Deutschland", lautete der
Schlachtruf des sogenannten positiven Nationalismus, der mit Fußball,
Partylaune und Massenevents konsumfähig gemacht wurde. Wenn dieselbe
Parole in allerlei Variationen heute bei Aufmärschen in Chemnitz,
Cottbus oder Dresden gebrüllt und Jagd auf nicht-deutsch aussehende
Menschen gemacht wird, knüpft das an die von einer Bundesregierung
unter massenmedialer Beteiligung salonfähig gemachte Neuausrichtung
des Identifikationsmusters an und setzt es konsequent fort. Du gehörst
keiner abgehängten Schicht oder gar ausgebeuteten Klasse an, denn
selbst wenn du alles verlierst, bleibst du doch ein weißer deutscher
Mann. Das adelt dich und verbindet dich mit Deinesgleichen, die es den
Ausländern und Gutmenschen, den Frauen, Schwulen und sonstigen
Minderwertigen schon zeigen werden. Diese Identität, die dir das
Establishment und die Lügenpresse nehmen wollen, damit dir Asylanten
die Arbeit wegnehmen und Besserwisser auf der Nase herumtanzen, ist
dein Stolz und dein Banner.

Welche Sogwirkung diese Botschaft hat, zeigt mit entsprechender
Übersetzung auf österreichische Verhältnisse der nun vorerst
geborstene Pakt von ÖVP und FPÖ, die erstarkende AfD in den
ostdeutschen Bundesländern samt den Umtrieben diverser rechtsextremer
Bewegungen oder ein Salvini in Italien, um nur einige zu nennen. Ohne
sie über einen Kamm zu scheren und ihre jeweils spezifische
Ausrichtung in Abrede zu stellen, bleibt doch an dieser Stelle
festzuhalten, in welch hohem Maße die Rechte ein einfaches, aber
schlagkräftiges ideologisches Muster für den Fall der eskalierenden
Krise anbietet. Dann gilt es im Dienste der Staatsräson massenhaften
Widerstand aus dem Feld zu schlagen, indem massen- und
marschtrittfähige Alternativen zur Kanalisierung von Verzweiflung und
Aufbegehren bereitgestellt werden.

Die Rechte stellt sich globalen Herausforderungen gar nicht erst, da
sie den nationalen Raubzug zur einzig maßgeblichen Doktrin erklärt.
Sie leugnet den Klimawandel kurzerhand, weil er eine internationale
Herangehensweise erfordert, die unvereinbar mit Dominanzstreben zu
Lasten anderer Weltregionen ist. Sie legt sich vorzugsweise mit
Schwächeren an, ist doch die Staatsgewalt nicht ihr Gegner, außer daß
sie natürlich selbst darüber gebieten will. Auch gegen das
Arbeitsregime als solches hat sie nichts einzuwenden, wenngleich sie
ihre eigenen Vorstellungen davon hat, wie es zu organisieren und wie
mit den Überflüssigen zu verfahren sei. Polizeistationen, Gerichte,
Gefängnisse und bereits vorhandene Lager würde sie übernehmen und
füllen, die Eigentumsordnung bliebe im wesentlichen unangetastet, die
Kriegsvorbereitungen könnten ungehindert vorangetrieben werden. Nicht,
daß die Berliner oder Wiener Republik eine solche Machtübernahme
herbeisehnen würde, die mit zahlreichen Unwägbarkeiten und Unwuchten
verbunden wäre. Hörte sie aber die Totenglocken ihrer
Gesellschaftsordnung in der Ferne läuten, gäbe es kaum ein Halten, den
durchadministrierten Polizeistaat gegen ein rechtes Regime
einzutauschen.

Mit den Worten "Genug ist genug" hat Bundeskanzler Sebastian Kurz die
Reißleine gezogen. Die FPÖ schade dem Ansehen des Landes und dem
Reformprojekt seiner Regierung. Im Sinne der Sacharbeit habe er die
Koalition "nicht bei der erstbesten Verfehlung" aufgekündigt. "Ich
musste vieles aushalten und vieles in Kauf nehmen", sagte Kurz.
Dennoch erfolge sein Rückblick "aus voller Überzeugung und mit großer
Freude": "Wir haben inhaltlich genau das umgesetzt, was wir im
Wahlkampf versprochen haben." Wenn dem so ist, läuft der angekündigte
Neustart ohne die übertölpelte FPÖ also darauf hinaus, denselben Kurs
mit voller Kraft weiterzudampfen. Insofern ist die eingangs zitierte
Klage und Warnung des österreichischen Bundespräsidenten Van der
Bellen durchaus bezeichnend, dessen vordringliche Sorge Österreich
gilt, für daß sich niemand schämen müssen soll. Österreich als
höchstgültiger Wert, auf das es die Bevölkerung nun um so mehr
einzuschwören gilt, ist auch im Nachbarland das Mittel der Wahl, Räson
zu erzwingen.


Fußnote:

[1] www.spiegel.de/politik/ausland/oesterreich-sebastian-kurz-strebt-nach-strache-affaere-neuwahl-an-a-1268097.html
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REPRESSION/1640: Schwangerschaftsabbruch - für Haus, den Herd und als Gebärmaschine ... (SB)




Als Dakota-Lakota-Frau, die die Kultur und Spiritualität meiner Vorfahren
praktiziert, haben mich die Nachrichten aus Georgia und Alabama mehr als
erschüttert. Männer haben keinerlei Befugnis, Frauen in ihren Angelegenheiten
Vorschriften zu machen. Frauen müssen in der Lage sein, über ihre reproduktiven
Fähigkeiten zu verfügen. (...) Schon in vorkolonialer Zeit hatten unsere Leute
Mittel und Wege zu verhüten und, ja, abzutreiben. Wir hielten auch Zeremonien
ab, in denen die Fortpflanzungsfähigkeit der Frau im Mittelpunkt stand. Heute
sind die Vereinigten Staaten primitiver und rückwärtsgewandter als wir es jemals
waren.
 
Die indigene Aktivistin, Journalistin und Autorin Ruth H. Hopkins [1]

Bis zu 99 Jahre Knast drohen ÄrztInnen, die in Alabama einen
Schwangerschaftsabbruch vollziehen, seit Verabschiedung des härtesten
Abtreibungsverbotsgesetzes der Vereinigten Staaten, und das ist nur der Anfang. 
Die Liste der US-Gliedstaaten, die drakonische Abtreibungsgesetze erlassen, wird
immer länger. Kentucky, Mississippi und Ohio haben in diesem Jahr in ihrem
Strafrecht verankert, daß ein Schwangerschaftsabbruch nach dem ersten
nachweisbaren Herzschlag des Fötus, was nach sechs Wochen der Fall sein kann,
illegal ist. In Texas sollen Abtreibungen mit Mord gleichgesetzt werden, was die
Anwendung der Todesstrafe für die betroffenen Frauen möglich machen könnte. In
Georgia läuft eine Frau, der bei einer Fehlgeburt nachgewiesen werden kann, diese
willkürlich herbeigeführt zu haben, Gefahr, für 30 Jahre ins Gefängnis zu
wandern. Verläßt sie den Staat, um einen Abbruch vorzunehmen, und kehrt dorthin
zurück, drohen immer noch bis zu 10 Jahre Knast.

Ausgenommen vom Abtreibungsverbot in Alabama sind nur Frauen in akut
lebensbedrohlichen Situationen. Ist die ungewollte Schwangerschaft Ergebnis
einer Vergewaltigung, muß das Kind dennoch ausgetragen werden, ansonsten könnte
das Gesetz vor dem US Supreme Court anfechtbar sein. In Alabama gilt der
Zeitpunkt der Empfängnis als Beginn des Lebens einer Person, so wie es
christlich-fundamentalistische LebensschützerInnen seit jeher fordern. Deren
neue Heldin, die Gouverneurin von Alabama, Kay Ivey, hat seit Amtsantritt im
April 2017 die Vollstreckung von sechs Todesurteilen angeordnet. "Right to Life"
- so das Motto der großen Bewegung US-amerikanischer AbtreibungsgegnerInnen -
wird gefordert, wenn es ins Konzept missionarischen Glaubenseifers paßt, und
verworfen, wo die christliche Moral ihre blutige Unterseite zeigt.

Hinsichtlich des Anteils an Frauen, die das Amt einer Senatorin oder Abgeordneten 
bekleiden, steht Alabama auf Platz 47 der US-Gliedstaaten. Bis auf
Georgia stehen auch die anderen US-Gliedstaaten, die Schwangerschaftsabbrüche
mit hohen Strafen belegt haben, auf dieser Rangliste weit hinten. Während die
Bewegung für das Recht auf Abtreibung von Frauen geprägt ist, die aus
feministischen Gründen, aus persönlicher Betroffenheit oder zur Verhinderung der
Todesfälle, zu denen es bei illegal vollzogenen Abbrüchen immer wieder kommt,
für "Pro Choice", die freie Wahl der schwangeren Frau, eintreten, ist die "Pro
Life"-Bewegung im eher maskulin dominierten Umfeld evangelikaler
Erweckungsbewegungen angesiedelt.

Zu unterstellen, daß Frauen, die abtreiben, nicht für das Leben seien, wie die
Gegenüberstellung von Pro Life und Pro Choice suggeriert, ist ebenso finsterer
Propaganda geschuldet wie die Behauptung, das Verschmelzen von Samen- und
Eizelle bringe ad hoc eigenständiges menschliches Leben hervor. Der Streit um
diese Definitionen überlagert allerdings, daß es bei dem Versuch, das im Urteil
Roe vs. Wade vom Obersten Gerichtshof in Washington 1973 attestierte Recht auf
Abtreibung mit der konservativen Mehrheit im heutigen Supreme Court zu kippen,
um die Kontrolle des weiblichen Körpers durch patriarchale Verfügungsgewalt
geht.

Frauen in den USA sollen, wenn sie nicht gerade, wie von Trump vorgeführt, als
schmückendes Beiwerk und sexuelles Spielzeug des Mannes dienen, auf die
zuverlässige Erzeugung von Nachwuchs für Fabrik und Armee festgelegt werden. 
Unterstützt von einer patriarchalen Religion, an deren monotheistischer Spitze
ein meist männlich konnotierter Gott steht, sollen Frauen auf einen nachrangigen
Platz in der Gesellschaft verwiesen werden, wo sie nicht zuletzt für die Wachstums-
und Hegemonialpolitik der Vereinigten Staaten kostenlose Sorgearbeit in der
Familie zu verrichten haben. 

Dennoch ist der Kampf um das Recht auf Abtreibung in den USA weniger ein
Glaubenskampf als eine Auseinandersetzung um soziale Rechte und die Autonomie
der Frau. Je mehr sich Frauen unterwerfen, desto widerstandsloser lassen sie
sich zu unbezahlter Arbeit nötigen oder auf andere Weise für Kapitalismus und
Krieg einspannen. In den Vereinigten Staaten kommt hinzu, daß nichtweiße Frauen
zu den sozial prekärsten Gruppen der Bevölkerung gehören. Das gilt vor allem,
wenn sie die Bürde einer alleinerziehenden Mutter auf sich nehmen müssen.

Der evangelikalen Rechten, die wie ein Mann hinter US-Präsident Trump steht,
geht es nicht um das Lebensrecht der Kinder. Dieses wird lediglich für ihre
politischen Zwecke instrumentalisiert. So werden die sozialen Bedingungen für
Mütter und Kinder in Not nicht verbessert, wie es vermeintliche Christenpflicht
wäre, sondern durch Sozialkürzungen großen Stiles drastisch verschlechtert. 
Zudem hat die US-Umweltbehörde gerade die Mittel für Studien gestrichen, mit
denen der Zusammenhang von Umweltgefahren und der Gesundheit von Kindern und
Jugendlichen erforscht wird. Das könnte Unternehmen, die die Umwelt mit
Chemiegiften, die Nahrung mit Hormonen oder die Luft mit Feinstäuben vergiften,
möglicherweise Geld kosten, daher will man es lieber nicht so genau wissen [2].

Im Kern geht die Durchsetzung des Abtreibungsverbotes auf die Dominanz weißer
Männer zurück, die sich des christlichen Glaubens bedienen, um ihre Herrschaft
über Frauen moralisch auf eine Weise aufzuladen, die diese dazu nötigt, sich
patriarchaler Definitionsmacht gegenüber rechtfertigen zu müssen. Unterstrichen
wird dies durch die geographische Konzentration der Verabschiedung restriktiver
Abtreibungsgesetze im Süden der USA. Wurde das Vorrecht, sich die Arbeit und die
Körper schwarzer Menschen anzueignen, dort am längsten und vehementesten
verteidigt, führt man 150 Jahre nach dem Bürgerkrieg um das Verbot der Sklaverei
nun die Offensive gegen die Selbstbestimmung der Frau an und zementiert damit
ein nicht minder archaisches Recht auf Erniedrigung, Unterwerfung und
Ausbeutung.


Fußnoten:

[1] https://twitter.com/RuthHHopkins/status/1128660281138327553

[2] https://www.nature.com/articles/d41586-019-01491-1?fbclid=IwAR1xJfMhIzWRmUkK_mjJdRXfy_Y3K0KXipH7VnJfN9amX6QroEcV9sKYpVg
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UNTERNEHMEN/2776: Unternehmen in Deutschland benennen die vier drängendsten gesellschaftlichen Herausforderungen (idw)


Stifterverband - 17.05.2019

Unternehmen in Deutschland benennen die vier drängendsten
gesellschaftlichen Herausforderungen



Wo liegen Deutschlands größte gesellschaftliche Herausforderungen? Und
wie unterscheiden sich diese von Region zu Region? Diesen Fragen sind die
Bertelsmann Stiftung und der Stifterverband in einer repräsentativen
Befragung nachgegangen. Geantwortet haben Deutschlands Unternehmen.

Berlin/Gütersloh, 17. Mai 2019. Eine lebenswerte Region gestalten (18
Prozent), den demografischen Wandel bewältigen (15 Prozent), eine bessere
Integration gewährleisten (14 Prozent) und Armut bekämpfen (13 Prozent):
Das sind nach Ansicht der deutschen Wirtschaft die wichtigsten
Themenfelder für gesellschaftliches Engagement an ihrem
Unternehmensstandort. Befragt wurden rund 7.400 in Deutschland ansässige
Unternehmen in der repräsentativen Studie "Corporate Citizenship Survey"
(CC-Survey) des Stifterverbandes und der Bertelsmann Stiftung.

"In unsicheren Zeiten sind viele Menschen auf der Suche nach Geborgenheit
und sozialem Zusammenhalt. Neben den engagierten Mitmenschen und den
Politikern sind es die Unternehmer in diesem Land, die unsere Gesellschaft
mitgestalten. Sie sind regional verwurzelt und wissen, welche
Herausforderungen die Menschen vor Ort zu bewältigen haben. Aus diesem
Grund freut es mich, dass wir mit dem CC-Survey ihre Expertise und ihr
Engagement transparent machen können", so Liz Mohn, stellvertretende
Vorstandsvorsitzende der Bertelsmann Stiftung.

Unternehmen bewerten gesellschaftliche Probleme von Region zu Region
sehr unterschiedlich

Bei der Frage, worin die deutsche Wirtschaft die wichtigsten
gesellschaftlichen Herausforderungen vor Ort sieht, zeigen sich
Unterschiede zwischen Unternehmen im ländlichen Raum und solchen in
städtischen Gebieten ebenso wie zwischen Ost und West und einzelnen
Bundesländern.

Jeder vierte bis fünfte Betrieb auf dem Land sieht als
Top-Herausforderungen den demo-grafischen Wandel (25 Prozent) und die
Gestaltung einer lebenswerten Region (22 Pro-zent), während die
städtischen Unternehmen eine bessere Integration von Menschen mit
Migrationshintergrund (16 Prozent) und die Bekämpfung von Armut (14
Prozent) als wichtigste gesellschaftliche Aufgaben benennen. Diese
Gewichtung findet sich auch, wenn man die Antworten von Unternehmen aus
dem eher ländlich geprägten Osten und denen aus dem städtisch geprägten
Westen des Landes auswertet.

Mehr engagierte Unternehmen auf dem Land als in der Stadt

"Unternehmen engagieren sich in den ländlichen und mitunter
strukturschwächeren Regionen nicht weniger für gesellschaftliche Belange
als in Ballungsräumen, im Gegenteil. Unternehmen erkennen die
Herausforderungen und gehen sie an. Das ist eine gute Nachricht. Dabei
sollte man sie und auch alle engagierten Bürger tatkräftig unterstützen",
so Detlef Hollmann, Experte für Unternehmensengagement in der Bertelsmann
Stiftung.

Die Daten des CC-Survey zeigen, dass gesellschaftliches Engagement von
Unternehmen in ländlichen Regionen stärker verbreitet ist als in der
Stadt. Das gilt für Zeit- und Sachspenden, aber auch für eigene
Engagementprojekte und sogar für Geldspenden. Während sich in kreisfreien
Großstädten wie Berlin, Hamburg oder München nur 57 Prozent der
Unternehmen regelmäßig engagieren, sind es in ländlichen Räumen etwa 70
Prozent. Jedes vierte Unternehmen (25 Prozent) auf dem Land nennt konkrete
lokale Herausforderungen als Ursprung seiner sozialen Aktivitäten. In den
kreisfreien Großstädten gilt dies nur für rund jedes zehnte (11 Prozent).

Unternehmen fordern bessere Rahmenbedingungen für Engagement

"Engagierte Unternehmen stärken nicht nur die wirtschaftliche, sondern
auch die gesell-schaftliche Entwicklung in unserem Land", sagt Andreas
Schlüter, Generalsekretär des Stifterverbandes. "Sie wissen: Gemeinsam
lässt sich mehr erreichen! Um dieses Bewusstsein noch weiter zu festigen
und gesellschaftliches Engagement der Wirtschaft in ihrer Region zu
fördern, ist es wichtig, gute Rahmenbedingungen für unternehmerisches
Engagement zu schaffen."

Rund 80 Prozent der Unternehmen sehen schlechte Rahmenbedingungen in
Deutschland als Hemmnis für mehr Engagement. Sie bemängeln, dass unter
anderem hohe bürokratische Anforderungen sie daran hindern, sich vor Ort
noch stärker einzubringen.

Genannt wurden hier zwar vereinzelt auch spezielle Themen wie die
steuerrechtlichen Anforderungen an die Abzugsfähigkeit von Spenden, vor
allem wurden aber die grundsätzlichen Rahmenbedingungen angesprochen. Die
Aussage eines Unternehmens aus dem CC-Survey illustriert dies: "Der Staat
reguliert und greift zu stark in die Unternehmen ein und bewirkt mit der
für uns dann notwendigen Bürokratie, dass Ressourcen verschwendet werden.
Diese Zeit fehlt für sinnvolle andere Tätigkeiten und Projekte.
Gesellschaftliches Engagement bedarf Zeit. Diese Zeit nimmt uns der Staat
mit seiner aufwendigen Steuer- und Wirtschaftsförderpolitik."


Zusatzinformationen

Der "Corporate Citizenship Survey" von Stifterverband und Bertelsmann
Stiftung ist die größte bundesweit repräsentative Befragung zum
gesellschaftlichen Engagement von in Deutschland ansässigen Unternehmen.
Für den CC-Survey wurden zwischen September 2017 und Januar 2018 rund
120.000 Unternehmen angeschrieben. 7.368 Fragebögen konnten ausgewertet
werden. Die auf diese Weise entstandenen Daten machen Aussagen über das
Unternehmensengagement aufgeschlüsselt nach Bundesländern,
Unternehmensgrößen, Branchen, Engagementbereichen und -themen möglich. Es
wird ein CC-Survey 2020 folgen, um Verlaufsentwicklungen in den
behandelten Themenfeldern nachzeichnen zu können.

In 2019 planen die Projektbeteiligten, den Datensatz des CC-Survey für
wissenschaftliche Zwecke aufzubereiten und zu veröffentlichen. Forscher
können die Daten dann nutzen, um weitere Analysen vorzunehmen.

Weitere Informationen sowie den Report "Unternehmen gestalten Regionen:
Vier Herausforderungen vor Ort" und Grafiken zum Download für Print und
Web unter:

www.stifterverband.de/cc

Zum Thema wird getwittert unter dem Hashtag: #CCsurvey

Über den Stifterverband: Bildung. Wissenschaft. Innovation.

Im Stifterverband haben sich rund 3.000 Unternehmen, Unternehmensverbände,
Stiftungen und Privatpersonen zusammengeschlossen, um Wissenschaft und
Bildung gemeinsam voranzubringen. Mit Förderprogrammen, Analysen und
Handlungsempfehlungen sichert der Stifterverband die Infrastruktur der
Innovation. Der Stifterverband ist darüber hinaus einer der wichtigsten
Förderer des Stiftungswesens in Deutschland. Er setzt sich für eine starke
und lebendige Zivilgesellschaft ein und ermutigt und unterstützt Menschen,
die sich für das Gemeinwohl engagieren wollen. ZiviZ im Stifterverband ist
eine Tochtergesellschaft des Stifterverbandes. Als Think & Do Tank
kanalisiert ZiviZ das Engagement des Stifterverbandes für die
Zivilgesellschaftsforschung und -praxis.

Weitere Informationen:

www.stifterverband.de

Über die Bertelsmann Stiftung: Menschen bewegen. Zukunft gestalten.

Die Bertelsmann Stiftung setzt sich dafür ein, dass alle an der
Gesellschaft teilhaben können - politisch, wirtschaftlich und kulturell.
Unsere Themen: Bildung, Demokratie, Europa, Gesundheit, Werte und
Wirtschaft. Dabei stellen wir die Menschen in den Mittelpunkt. Denn die
Menschen sind es, die die Welt bewegen, verändern und besser machen
können. Dafür erschließen wir Wissen, vermitteln Kompetenzen und
erarbeiten Lösungen. Die gemeinnützige Bertelsmann Stiftung wurde 1977 von
Reinhard Mohn gegründet.

Weitere Informationen:

www.bertelsmann-stiftung.de

Weitere Informationen unter:

http://www.stifterverband.de/cc

http://www.stifterverband.de

http://www.bertelsmann-stiftung.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband, 17.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1555: Öffentlichen Nahverkehr nutzen? Oft eine Frage von Kultur, Identität, Status und Prestige (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann -
17.05.2019

Öffentlichen Nahverkehr nutzen? Oft eine Frage von Kultur, Identität,
Status und Prestige



Weltweit werden die Städte größer und die Straßen voller. Dabei ist der
allmorgendliche Stau im Berufsverkehr weder gut für die Nerven noch für
die Umwelt. Gerade in Ländern wie China oder Indien platzen die Fahrbahnen
aus allen Nähten. Eine naheliegende Alternative zum eigenen Auto bietet da
der öffentliche Nahverkehr. Doch nun hat eine Studie der University of
Queensland in Australien herausgefunden, dass die Nutzung öffentlicher
Verkehrsmittel je nach Land und Kulturkreis unterschiedlich bewertet wird.
Im asiatischen Raum etwa ist das Busfahren mit einem gesellschaftlichen
Stigma behaftet. In anderen Ländern hingegen hat das Auto an Prestige
eingebüßt.

In einer internationalen Studie, an der auch Wissenschaftler der
University of Queensland beteiligt waren, wurden große kulturelle
Unterschiede bei der persönlichen Einstellung zu öffentlichen
Verkehrsmitteln deutlich. Die Forscher befragten Pendler in
angelsächsischen und nordischen Ländern, darunter die Vereinigten Staaten,
die Niederlande und Australien, sowie in asiatischen Ländern wie China und
Indien, um das Image, das die Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel hat, zu
untersuchen.

Dr. Dorina Pojani von der University of Queensland School of Earth and
Environmental Sciences staunt darüber, wie unterschiedlich der öffentliche
Nahverkehr in verschiedenen Teilen der Welt bewertet wird: "Im
Durchschnitt sind berufstätige und gebildete Haushalte in angelsächsischen
und nordischen Ländern wohlhabender, sodass man eigentlich erwarten würde,
dass sie mehr an ihren Autos hängen und gegenüber öffentlichen
Verkehrsmitteln negativer eingestellt sind. Aber wir haben herausgefunden,
dass sie diese Thematik viel gleichmütiger betrachten.

Im Gegensatz dazu haben Berufstätige in China und in Indien - also in
Ländern, in denen es noch nicht so lange üblich ist, ein eigenes Fahrzeug
zu besitzen - bereits eine sehr starke und negative Einstellung zu
öffentlichen Verkehrsmitteln entwickelt. Diese Erkenntnis war ziemlich
aufschlussreich. Es hat sich außerdem gezeigt, dass Berufstätige in diesen
Ländern glauben, dass es ihren Geschäftsbeziehungen oder sogar ihren
Aussichten auf dem Heiratsmarkt schaden könnte, wenn sie mit dem Bus
fahren."

Dr. Pojani - die mit dem Bus zur Arbeit fährt - glaubt, dass Vorurteile
gegenüber öffentlichen Verkehrsmitteln tief verinnerlicht werden und dass
sie eine gesellschaftliche Befürwortung sowohl fördern als auch behindern
können.

"In der Geschichte des öffentlichen Nahverkehrs wurde dieser
gesellschaftliche Bereich nahezu vollständig von Ingenieuren dominiert,
die der Meinung waren, dass sie die Nutzung der öffentlichen
Verkehrsmittel ankurbeln können, indem sie die Infrastruktur ausbauen oder
die Fortbewegungsmittel schneller gestalten.

Aber tatsächlich reicht das allein nicht aus. Verkehrsmittel wie Busse,
Autos und Fahrräder haben alle eine starke symbolische Bedeutung. Die
Verwendung oder Vermeidung eines bestimmten Fortbewegungsmittels ist eine
Möglichkeit, um unseren sozialen Status und unsere Identität auszudrücken.

Selbst wenn wir uns dessen nicht bewusst sind, hängt die Entscheidung
darüber, ob wir mit dem Bus fahren, möglicherweise nicht davon ab, wie
viel die Fahrt kostet oder ob wir damit ans Ziel kommen, sondern davon,
wie wir von den anderen wahrgenommen werden wollen. In einigen Ländern hat
man eventuell Angst davor, arm zu wirken, oder man möchte nicht mit
denjenigen in Verbindung gebracht werden, die normalerweise mit dem Bus
fahren."

Die Studie weist darauf hin, wie wichtig es ist, diese gesellschaftlichen
Vorurteile zu ändern, um rund um den Globus häufig genutzte und
nachhaltige öffentliche Verkehrssysteme zu entwickeln.

"Wir leben in einer Welt der zunehmenden Treibhausgase, des beschleunigten
Klimawandels und der schnellen Erschöpfung von nicht erneuerbaren
Ressourcen", so Dr. Pojani. "Öffentliche Verkehrsmittel müssen beliebter
werden, insbesondere in asiatischen Megametropolen wie Peking oder
Chennai, wo die Bürger unter den gesundheitlichen Folgen der immer
schlechter werdenden Luftqualität leiden. Ein Umdenken im Bereich des
öffentlichen Verkehrs kann dazu beitragen, eine bessere Zukunft für alle
zu schaffen."

Die Studie ist im Journal of Transport Geography erschienen
(DOI: 10.1016/j.jtrangeo.2019.04.008).


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution705

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund /

Institut Ranke-Heinemann, 17.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INTERNATIONAL/281: Kolumbien - Sondergerichte für Verbrechen gegen soziale Aktivist*innen (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Kolumbien: Sondergerichte für Verbrechen gegen soziale 
Aktivist*innen



(Montevideo, 10. Mai 2019, la diaria) - Häufige Angriffe und Drohungen
gegen soziale Anführer*innen in Kolumbien haben die Regierung von Iván
Duque dazu veranlasst, die Schaffung von Sondergerichten anzukündigen,
die diese Fälle strafrechtlich verfolgen sollen. "Wir möchten das Land
darüber informieren, dass mehrere Richter*innen ernannt werden, um die
Morde an unseren sozialen Anführer*innen strafrechtlich zu verfolgen
und exemplarisch zu bestrafen", kündigte der kolumbianische Präsident
am 7. Mai an. Duque sagte, dass die neuen Richter*innen ihre Arbeit in
den Gebieten das Landes aufnehmen werden, in denen die Angriffe am
häufigsten stattfinden, und machte die bewaffneten Organisationen für
die Gewalt verantwortlich. Er sagte, dass die Guerrilla ELN (Ejército
de Liberación Nacional), Verbrechersyndikate wie der Golf-Clan (Clan
del Golfo) und Milizen der ehemaligen FARC-Guerilla (Fuerzas Armadas
Revolucionarias de Colombia) "die sozialen Anführer*innen immer wieder
bedrohen und ermorden, vor allem in Regionen mit einem hohen Anteil an
illegalem An- und Bergbau".

Den jüngsten Angriff erlitt am 4. Mai 2019 Francia Márquez [1]. Die
afrokolumbianische Aktivistin wurde im Jahr 2018 mit dem Goldman
Umweltpreis ausgezeichnet und 2015 mit dem Nationalen Preis für die
Verteidigung der Menschenrechte. Auf Twitter berichtete Márquez, dass
sie an diesem Tag gemeinsam mit weiteren Vertreter*innen der schwarzen
Bevölkerung aus dem nördlichen Departamento Cauca eine Versammlung
vorbereitet hat, als sie mit Waffen und Granaten angegriffen wurden.
Dabei erlitten zwei Männer, die sie zu ihrer Sicherheit begleitet
hatten, Verletzungen.

Im Cauca wurden im Jahr 2018 die meisten sozialen Anführer*innen
ermordet: 28 von insgesamt 155. Innenministerin Nancy Gutiérrez
erklärte, dass ungefähr 4.500 Aktivist*innen über Maßnahmen zum Schutz
ihrer persönlichen Sicherheit verfügten.

Auf der Versammlung am 11. Mai mit Francia Márquez und weiteren
sozialen Anführer*innen in Santander de Quilichao, wo es um eben jene
Verbrechen gegen die Menschenrechte und auch die Kriminalisierung
sozialer Proteste ging, ließ sich der Präsident Iván Duque nicht
blicken.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/gewalttaetiger-angriff-auf-umweltaktivistin-in-kolumbien/
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INTERNATIONAL/280: Peru - Gesetzentwurf gegen Kriminalisierung von sozialem Protest (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Peru 

Gesetzentwurf gegen Kriminalisierung von sozialem Protest






[image: Reynaldo Vargas Huila auf einem Plakat - Bild: Servindi]

"Wenn ich ins Gefängnis gehe, dann nicht wegen Diebstahl oder Mord,
sondern weil ich meine Gemeinde verteidige."

Reynaldo Vargas Huila

Bild: Servindi



(Lima, 8. Mai 2019, Servindi/poonal) - Im jahrelangen Konflikt um das
Bergbauprojekt Las Bambas [1] sind 115 Gemeindemitglieder, die von
ihrem Recht auf Protest Gebrauch gemacht haben, angeklagt. Auch
Haftbefehle wurden ausgestellt. Damit soziale Proteste nicht mehr
kriminalisiert werden und die Anklagen gegen die Gemeindemitglieder
aufgehoben werden, hat die Fraktion Nuevo Perú (Neues Peru) zwei
Gesetzesentwürfe im Kongress vorgestellt.


Umsiedelung - Straßenbau - Vertragsverletzungen

Anfang des Jahres hat die Gemeinde Fuerabambas die Zufahrtsstraßen zur
Kupfermine Las Bambas zwei Monate lang blockiert [2]. Auslöser war
eine weitere Verletzung der Abkommen zwischen der betroffenen Gemeinde
und dem Unternehmen MMG (China Minmetals) sowie dem peruanischen
Staat. Das Unternehmen hatte die Gemeinde zwischen 2012-14
umgesiedelt, um ungehindert zur Kupfermine gelangen zu können. Es hat
eine Zufahrtsstraße ohne vorherige Genehmigung von der Gemeinde
Fuerabamba auf ihrem Gebiet gebaut, die - entgegen vorheriger
Versprechen - für den Abtransport des Kupfers genutzt wird. Bei
früheren Protesten wurden bereits vier Protestierende durch
Polizeikugeln ermordet [3].

Sehr viele Gegner*innen des Unternehmens wurden angeklagt und gegen
etliche wurden Haftbefehle erlassen. Nun hat die Fraktion Nuevo Perú
(Neues Peru) zwei Gesetzesentwürfe im Kongress vorgestellt: Einer soll
der Kriminalisierung sozialer Proteste vorbeugen. Der andere zielt auf
eine Amnestie für die Gemeindemitglieder ab, die wegen der Teilnahme
an Demonstrationen gegen das Bergbauprojekt Las Bambas angeklagt sind.
Denn mittlerweile sind bereits 115 Anklagen gegen Mitglieder der
Gemeinde Fuerabamba zusammengekommen, auch Haftbefehle wurden
erlassen.


Sollen wir die Erpresser gewesen sein?

Der Vorsitzende der bäuerlichen Organisation von Fuerabamba (Rondas
Campesinas de Fuerabamba), Reynaldo Vargas Huilca, versicherte
gegenüber Servindi, dass sie bis nach Lima gegangen seien, damit der
Kongress das Gesetz verabschiedet und die indigenen Gemeinden somit
nicht mehr strafrechtlich verfolgt würden (...). Und er fährt fort:
"Der Staat bezeichnet uns als "kriminelle Bande", aber wir wissen
nicht, was ein Kriminalist (sic!) oder was ein Erpresser sein soll."
Er sagte auch, dass zwar sowohl das Unternehmen MMG Limited als auch
der peruanische Staat ihren Fehler anerkannt haben, aber sie trotzdem
weiterhin für ihre indigenen Gemeinschaften kämpfen werden. "Das
Unternehmen Las Bambas hat seinen Fehler, die Straße gebaut zu haben,
eingesehen. Sie sagen zu uns, es stimmt, wir haben einen Fehler
gemacht, und ja, wir werden dafür bezahlen. Jetzt hat auch der Staat
seinen Fehler eingestanden. Ohne Dokumente, ganz ohne technische
Bauprüfungen, hat er die Straße zur Nationalstraße erklärt. Also sage
ich: Sollen wir die Erpresser gewesen sein? Haben wir etwa zum
Vergnügen gekämpft? Ich denke, der Staat hat uns erpresst", urteilt
er.




[image: Ein Demonstrant hält ein Plakat mit der Aufschrift 'Fuerabamba gibt nie auf' (auf Spanisch) hoch - Bild: Servindi]

Fuerabamba gibt nie auf

Bild: Servindi




"Damit wir, die all das verteidigen, nicht kriminalisiert werden"

Reynaldo Vargas Huilca erwähnt, dass sich auch andere Provinzen dem
Gesetzentwurf angeschlossen haben: "Die Provinzen Cotabambas, Grau und
Chumbivilcas sind sich einig. Wir haben einen Gesetzesentwurf und
einen Antrag auf Amnestie vorgelegt, die der Kongress genehmigen muss.
Wir werden nicht aufhören zu kämpfen, bis dieses Gesetz verabschiedet
ist, das ist unsere Pflicht", sagt er laut und bestimmt. Es darf nicht
vergessen werden, dass viele Gemeinden aus den Provinzen Cotabambas,
Grau und Chumbivilas nicht nur Verletzte und Tote zu beklagen haben,
weil sie ihr Recht auf Protest ausgeübt haben - also zu
Demonstrationen aufgerufen und daran teilgenommen haben - sondern nun
auch noch mit Anklagen und Haftbefehlen konfrontiert sind. "Deswegen
haben wir einen Gesetzesentwurf vorgelegt, damit wir, die indigenen
Gemeinden, nicht mehr von der Justiz verfolgt werden, es keine
Haftbefehle mehr gegen uns gibt, nur weil wir unsere Rechte, die Flora
und Fauna, das Wasser und die Luft verteidigen. Damit wir, die all das
verteidigen, nicht kriminalisiert werden und man uns nicht länger
Erpresser nennt."


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/den-bergbau-fest-im-blick/

[2] https://amerika21.de/2019/04/224731/uebereinkommen-las-bambas

[3] https://www.npla.de/poonal/die-50-todesopfer-von-praesident-humala/
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KIRCHE/2201: Flüchtlingsbeauftragter der Deutschen Bischofskonferenz reist nach Äthiopien (DBK)


Pressemitteilungen der Deutschen Bischofskonferenz vom 20.05.2019

"Ein Zeichen der Solidarität mit allen Schutzsuchenden"

Flüchtlingsbeauftragter der Deutschen Bischofskonferenz reist nach
Äthiopien



Der Vorsitzende der Migrationskommission der Deutschen Bischofskonferenz
und Sonderbeauftragte für Flüchtlingsfragen, Erzbischof Dr. Stefan Heße
(Hamburg), reist heute (20. Mai 2019) nach Äthiopien. Bis zum 24. Mai 2019
wird er sich dort über die Situation von Flüchtlingen und
Binnenvertriebenen informieren.

Zu Beginn seiner Reise erklärt Erzbischof Heße: "Mit etwa einer Million
Flüchtlingen ist Äthiopien das zweitwichtigste Aufnahmeland Afrikas. Hinzu
kommen etwa drei Millionen Äthiopier, die infolge von Konflikten innerhalb
ihres eigenen Landes Schutz suchen. Ich reise nach Äthiopien, um zu lernen.
Wie bewältigt eine Gesellschaft die Herausforderungen von Flucht und
Migration, gerade unter widrigen Bedingungen? Und ich reise nach Äthiopien,
um ein Zeichen der Solidarität zu setzen: mit all jenen, die in dem
ostafrikanischen Land Schutz suchen, und mit all jenen, die ihnen zur Seite
stehen."

Im Zentrum der Reise wird die Begegnung mit Geflüchteten stehen. So wird
Erzbischof Heße in Nordäthiopien ein Lager für eritreische Flüchtlinge
besuchen, in der Region Gambella mit Geflüchteten aus dem Südsudan
zusammenkommen und sich in der Nähe von Gondar über die Lage der
Binnenvertriebenen informieren. Gleichzeitig wird der Sonderbeauftragte für
Flüchtlingsfragen Gespräche mit kirchlichen Verantwortungsträgern führen,
darunter mit dem Erzbischof von Addis Abeba, Kardinal Berhaneyesus Demerew
Souraphiel CM, dem Bischof der Eparchie Bahir Dar-Dessie, Lisane-Christos
Matheos Semahun, Priestern der Eparchie Adigrat sowie Vertretern der
Jesuiten und Salesianer Don Boscos. Das Programm bietet zudem Gelegenheit
zum Austausch mit der deutschen Botschafterin Brita Wagener, mit Vertretern
der äthiopischen Regierung, der Afrikanischen Union, des äthiopischen
Flüchtlingsamts ARRA, des Flüchtlingshilfswerks der Vereinten Nationen
UNHCR und der Deutschen Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit
(GIZ) sowie mit Experten des Alumni-Netzwerkes des Katholischen
Akademischen Ausländer-Dienstes (KAAD).

Als eines der ersten Länder weltweit implementiert Äthiopien den
sogenannten "Umfassenden Rahmenplan für Flüchtlingshilfemaßnahmen" (CRRF),
einen zentralen Bestandteil des Globalen Flüchtlingspakts, der im Dezember
2018 von der UN-Generalversammlung in New York angenommen wurde. Obgleich
Katholiken in Äthiopien nur eine kleine Minderheit sind, leisten
katholische Initiativen in dem Land einen wichtigen Beitrag zur
Verbesserung der Situation von Flüchtlingen und Binnenvertriebenen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 84 vom 20. Mai 2019

Deutsche Bischofskonferenz
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KIRCHE/2200: Scharfe Kritik an Sea-Watch-Beschlagnahmung (EKD)


Evangelische Kirche in Deutschland - Pressemitteilung vom 20.05.2019

EKD: Scharfe Kritik an Sea-Watch-Beschlagnahmung

"Die Kriminalisierung der Seenot-Rettung muss ein Ende haben" -
EKD-Ratsvorsitzender Bedford-Strohm kritisiert Beschlagnahmung der 
Sea-Watch und geplante Gesetzes-Verschärfungen für zivile Seenot-Rettungskräfte
in Italien.



Angesichts aktueller Meldungen zur Situation ziviler Seenotrettungskräfte
in Italien äußert sich der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD), Landesbischof Heinrich Bedford-Strohm, wie folgt:

"Menschen in Seenot muss geholfen werden. Recht und Humanität verpflichten
uns hierzu. Darauf haben die Kirchen in den letzten Jahren immer wieder
deutlich hingewiesen. Die Beschlagnahmung des zivilen Rettungsschiffs 
Sea-Watch 3 durch italienische Behörden und die geplanten weiteren
Gesetzesverschärfungen für Seenot-Rettungskräfte sollen Lebensrettung im
Mittelmeer unmöglich machen. Das Verhalten des italienischen Innenministers
widerspricht allem, wofür das Christentum steht. Die Kriminalisierung der
Seenotrettung muss ein Ende haben. Nach dem UN-Hochkommissariat für
Menschenrechte sollte auch die Bundesregierung in dieser Frage gegenüber
Italien deutlich Stellung beziehen. Der Sea-Watch-Crew danke ich für ihren
unermüdlichen Einsatz. Erneut wurde dutzenden Menschen das Leben gerettet."

Die EKD unterstützt zahlreiche Projekte der Flüchtlingshilfe weltweit, die
meisten davon in kirchlicher und ökumenischer Trägerschaft. Träger bzw.
Projektpartner sind u. a. der Middle East Council of Churches, die
Evangelische Kirche in Marokko, das Gustav-Adolf-Werk, die Spanische
Evangelische Kirche, die Evangelisch-Lutherische Kirche in Italien, die
Föderation Evangelischer Kirchen in Italien sowie deutschsprachige
Auslandsgemeinden. Die Synode der EKD hat im November 2015 Mittel in Höhe
von insgesamt rund 6 Millionen Euro für die Flüchtlingshilfe
bereitgestellt. Das von Sea-Watch betriebene Aufklärungsflugzeug "Moonbird"
wird von der EKD unterstützt.

www.ekd.de/flucht

 * 

Quelle:

Pressemitteilung 47/2019 vom 20.05.2019

Evangelische Kirche in Deutschland (EKD), Pressestelle

Herrenhäuser Straße 12, 30419 Hannover

Telefon: (0511) 2796-268/269/265/267, Fax: (0511) 2796-777

E-Mail: pressestelle@ekd.de

Internet: www.ekd.de
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INTERNATIONAL/386: USA - Zahl inhaftierter Migrant*innen erreicht neuen Rekord (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko / USA 

USA: Zahl inhaftierter Migrant*innen erreicht neuen Rekord 



(Montevideo, 13. Mai 2019, la diaria) - US-amerikanische Behörden
haben allein im April 2019 rund 100.000 Migrant*innen an der Grenze
Mexiko-USA festgenommen. Das ist die höchste Zahl an Festnahmen der
letzten sechs Monate, die die Zoll- und Grenzschutzbehörde der
Vereinigten Staaten CBP (United States Customs and Border Protection)
veröffentlicht hat. Die Migrationspolitik von Donald Trump, der vom
ersten Tag seiner Regierungszeit an über Dekrete regiert, verschärft
die Krise. Von Oktober 2018 bis April 2019 kam es zu 460.294
Verhaftungen an der Grenze. Da immer mehr Menschen aus Zentralamerika
an der Grenze ankommen, wird geschätzt, dass sich die jährlichen
Verhaftungszahlen auf über eine Million belaufen werden. Die
Angestellten der CBP sind überfordert, die Haftzentren haben längst
ihr Limit erreicht: "Unsere Verhaftungszahlen sind außergewöhnlich
hoch", erklärte Carla Provost, Chefin der CBP, vor dem Senat. "Wir
können diese Krise nicht lösen, indem wir einfach mehr Mittel
einsetzen. Das ist wie einen Eimer unter einem laufenden Wasserhahn;
es ist unwichtig, wie viele Eimer du hast, wenn du den Fluss nicht
stoppen kannst", sagte die Staatsangestellte und fügte hinzu: "Meine
größte Sorge ist, dass wird den Folgen nicht standhalten und die
Kontrolle über die Grenze verlieren werden."


Mehr Stacheldraht, mehr Soldat*innen

Das Weiße Haus hat bereits einige Schritte unternommen, um die
Migration aus Zentralamerika einzudämmen. Unter anderem wurde das
Beantragen von Asylgesuchen erschwert, auch die Vergabe von Visa soll
deutlich eingeschränkt werden. Weitere Möglichkeiten, um Familien
länger gefangen halten zu dürfen und Migrant*innen ohne Papiere
schneller abschieben zu können, werden bereits erörtert. Die "harte"
Migrationspolitik von Trump beinhaltet zusätzlich ein Mehr an
Stacheldraht und tausende US-amerikanische Soldat*innen, um die CBP an
den Grenzen zu unterstützen. Gleichzeitig sollen unzählige Hindernisse
aufgebaut werden und Trump rückt auch nicht von seinem Plan ab, für
den Bau der polemischen Mauer zu kämpfen. Er hat auch schon gedroht,
die Grenze gänzlich zu schließen.

Doch trotz allem, momentan ändert ich nichts an der Grenzsituation.
Immerhin hat das US-amerikanische Ministerium für Innere Sicherheit
zum ersten Mal offiziell anerkannt, dass die CBP keinen Platz mehr
hat, um weitere erwachsene und alleinstehende Migrant*innen
einzusperren. Einer der Beamten sprach in der Tageszeitung Washington
Post von einem "totalen Kollaps". Der Platzmangel führt auch dazu,
dass Familien und Minderjährige aus den Haftzentren entlassen werden
müssen. Ende April kündigte die Regierung an, vom Kongress 4,5
Milliarden US-Dollar zu verlangen, um der Krise an der Grenze Einhalt
zu gebieten. 2,8 Milliarden sollen für die Unterbringung allein
reisender Minderjähriger verwendet werden. Allein im April kamen 8.800
unbegleitete Minderjährige an.


Viele Familien sind noch immer getrennt

Eine der polemischsten und verschmähtesten Maßnahmen von Trump der
letzten Zeit war die "Null-Toleranz" bei illegalisierter Migration,
was dazu führte, dass tausende Familien getrennt wurden. Die massive
Empörung, die diese Maßnahme weltweit hervorgerufen hatte, zwang Trump
einen Monat später wieder zurück zu rudern. Doch bis heute konnten
noch nicht alle Familien wieder zusammengeführt werden. Der Richter
Dana Sabraw räumte der Regierung sechs Monate ein, um die
Zusammenführungen erfolgreich abzuschließen. Doch verschiedene
US-amerikanische Medien berichten, dass die verantwortlichen Beamten
nicht über die dazu nötigen Informationen verfügen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/usa-zahl-inhaftierter-migrantinnen-erreicht-neuen-rekord/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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MELDUNG/107: WWF unterstützt Sterilisationsprogramme und "Schießbefehl", zeigt TV-Recherche (Survival)


"Survival International" - Deutsche Sektion - 17. Mai 2019

WWF unterstützt Sterilisationsprogramme und "Schießbefehl", zeigt
TV-Recherche



Eine schockierende Recherche des niederländischen Fernsehens [1] hat
ergeben, dass der WWF an Sterilisationsprogrammen rund um indische
Nationalparks beteiligt ist.

Die äußerst umstrittene Politik zur Verringerung der Bevölkerung in der
Nähe von Schutzgebieten wurde von Survival Internationals Direktor Stephen
Corry als "absolut unethisch" verurteilt: "Können Sie sich vorstellen, dass
der WWF die Sterilisation von Menschen in Nationalparks in Europa oder den
USA fördert? Die Tatsache, dass er es in Indien und Afrika für akzeptabel
hält, ist Rassismus, ganz einfach."

Die Recherche des TV-Senders hat auch Beweise dafür aufgedeckt, dass
WWF-Mitarbeitende nicht nur von einer sogenannten "Shoot-on-Sight"-Politik
wussten - die den Ausdruck "die Unerwünschten töten" nutzt -, sondern auch
keinen Versuch unternahmen, sie zu ändern.

Ebenfalls Teil des Beitrags waren Ranger im berüchtigten
Kaziranga-Nationalpark in Indien, die erklärten, dass sie immer noch befugt
seien,
bei Sichtkontakt auf Menschen zu schießen, obwohl die Regierung leugnet,
dass es eine solche "Shoot-on-Sight"-Politik gibt.

Aus dem Bericht: "Dieses Handy wurde mir gerade in die Hände gedrückt, mit
Fotos von zwei Personen, die von der Polizei erschossen wurden, als sie
vertrieben wurden."

Der TV-Bericht mit dem Titel "Die Opfer des WWF" wurde am Donnerstagabend
[16.05.2019] in Zembla ausgestrahlt, dem wichtigsten investigativen
TV-Programm der Niederlande.

Der WWF-Niederlande sagte ein Interview für den Beitrag ohne Begründung ab.
Er ist auch einer der Hauptförderer des geplanten Schutzgebiets Messok Dja
in der Republik Kongo, das ohne die Zustimmung der lokalen Bevölkerung
vorangetrieben wird. Messok Dja war kürzlich Gegenstand von weiteren
Enthüllungen der Nachrichtenseite Buzzfeed.

Survival International setzt sich seit Jahrzehnten gegen
Menschenrechtsverletzungen im Namen des Naturschutzes ein und wendet sich
nun an WWF-Botschafter*innen und Prominente, um Kommentare einzuholen.

Stephen Corry sagte heute weiter: "Jeder Monat scheint neue Enthüllungen
darüber zu bringen, wie weit der WWF bereit ist zu gehen, um
'Festungsnaturschutz' zu fördern."

"Shoot on sight, Sterilisationsprogramme für Dorfbewohner*innen in der Nähe
von Nationalparks - das sind Zeichen einer Bewegung, die ihren Sinn für
Ethik völlig verloren hat, während sie eine kompromisslos
menschenfeindliche Agenda verfolgt."

"Es ist tragisch für die unschuldigen Menschen, die Ziel dieser
Misshandlungen werden - und langfristig völlig selbstzerstörerisch für den
Naturschutz."

Die rund 100 Millionen Indigenen Indiens, die als Adivasis bekannt sind,
haben in den letzten Monaten zwei schwere Rückschläge erlebt:


	Ein kürzlich ergangenes Urteil des Obersten Gerichtshofs, das derzeit ausgesetzt ist, ordnet die Vertreibung von bis zu 8 Millionen Indigenen aus Indiens Wäldern an.

	Letzten Monat sind Pläne der Regierung an die Presse gelangt, den Indian Forest Act zu ändern. Die Pläne beinhalten ein umfangreiches Programm zur Militarisierung der indischen Wälder sowie die Möglichkeit, bestehende Adivasi-Landrechte aufzuheben. Des weiteren soll Mitarbeitenden der Forstbehörde erlaubt werden auf Menschen zu schießen, während sie gleichzeitig praktisch immun gegen Strafverfolgung sind.



Indigene Völker in Indien, Brasilien und Kolumbien stehen an vorderster
Front dessen, was Aktivist*innen als "den größten globalen Angriff auf die
Rechte indigener Völker seit fünfzig Jahren" bezeichnet haben.


Den TV-Beitrag von Zembla (in Niederländisch) finden Sie unter:

https://zembla.bnnvara.nl/nieuws/slachtoffer-van-het-wereld-natuur-fonds

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 17. Mai 2019

Survival Deutschland

Haus der Demokratie und Menschenrechte

Greifswalderstr. 4, 10405 Berlin

Telefon: +49 (0)30 72 29 31 08, Fax: +49 (0)30 72 29 73 22

E-Mail: info@survivalinternational.de

Internet: www.survivalinternational.de
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INFOPOOL / SCHACH UND SPIELE / SCHACH





SCHACH-SPHINX/06933: Matt aus der Arktis (SB)


Sowjetmenschen können nicht anders. Egal, wo sie sich gerade
aufhalten, ob irgendwo auf der Umlaufbahn um die Erde oder
dichtumdrängt von jahrmillionenaltem Eis in der Arktis, sie müssen
ihre Schachfiguren hervorkramen und eine Partie spielen. Denn
Wettkampffanatiker waren sie seit jeher. Also wurden rasch die
technischen Hilfsmittel zu Rate gezogen, und im Jahre 1950 kam es zum
ersten Schach-Radiomatch zwischen Moskau-Arktis-Antarktis. So nahmen
beispielsweise beim 33. Radio-Wettkampf insgesamt siebzig Mannschaften
teil. Fast hat es den Eindruck, als hätte der Forschungseifer unter
der Schachfurore gelitten, so emsig wurde dem Königlichen Spiel
zugesprochen. Daß auch in kalten Regionen der Verstand nicht vereist,
beweist das heutige Rätsel der Sphinx. Die Polarforscher in der Arktis
spielten mit den weißen Steinen, und während man im fernen Moskau noch
optimistischer Stimmung war, schlug die Eiseskälte zu, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06933: Matt aus der Arktis (SB)]



Arktis - Moskau

Radiomatch 1982


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Kenner der nuancenreichen Chancen, Ulf Andersson, zog 1.Sb4-c6!
mit der Drohung 2.Sc6-d8+!, so daß sein Kontrahent John van der Wiel
sich nicht am weißen a-Bauern vergreifen durfte. Der Holländer spielte
daher 1...Tb5-d5, aber Andersson war nun trittsicher in seinem
Element: 2.a3-a4 Td5-d1 3.Sc6-e5 f7-f6 4.Se5-d3 h7-h5 5.Tc4-e4 und
Schwarz gab angesichts weiterer Materialverluste rechtzeitig vor der
großen Agonie auf.



Erstveröffentlichung am 21. Mai 2006

20. Mai 2019
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





LEHRMITTEL/222: Studie - Digitalisierung als Zukunftsweg für die Inklusion in Schulen (idw)


Universität Bremen - 17.05.2019

Studie: Digitalisierung als Zukunftsweg für die Inklusion in Schulen



Frank J. Müller ist Juniorprofessor für Inklusive Pädagogik im
Fachbereich Bildungs- und Erziehungswissenschaften der Universität Bremen.
In einer aktuellen Studie hat er Open Educational Resources in Norwegen
untersucht. Aus keinem anderen Land der Welt liegen Erfahrungen mit
staatlich finanzierten, frei verfügbaren Bildungsmaterialien in dieser
Größenordnung vor. Könnte die Verbindung von Digitalisierung und
Heterogenität auch ein Weg in die Zukunft für deutsche Schulen werden?

Zwei Wochen lang ist der Bremer Bildungswissenschaftler 6295 Kilometer
quer durch Norwegen gereist. Er hat 13 ausführliche Interviews mit
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, Kooperationspartnern der Plattform,
aber auch mit Kritikern geführt. Diese kommen vor allem aus
Schulbuchverlagen. Seit dem Jahr 2006 sammelt Norwegen Erfahrungen mit der
Nasjonal Digital Læringsarena (NDLA), der staatlichen Plattform für freie
Bildungsmaterialien.

Was sind Open Educational Resources?

Bildungsmaterialien jeglicher Art, die gemeinfrei oder mit einer freien
Lizenz bereitgestellt werden, sind in der Plattform NDLA zusammengestellt.
Die Besonderheit dieser offenen Materialien liegt darin, dass alle
Interessierten sie legal und kostenfrei vervielfältigen, verwenden,
anpassen und verbreiten können. Veränderte Materialien können dann legal
mit anderen Lehrkräften geteilt werden. Open Educational Resources
umfassen Lehrbücher, Lehrpläne, Lehrveranstaltungskonzepte, Skripte,
Aufgaben, Tests, Projekte, Audio-, Video- und Animationsformate. "Über
einen Zeitraum von 12 Jahren ist es in Norwegen gelungen, Materialien für
80 Fächer in der Sekundarstufe II zu erstellen, die ohne Login oder
Download frei zur Verfügung stehen. Dadurch wird ein lebenslanges Lernen
unabhängig von der besuchten Schule und der Lehrkraft ermöglicht", sagt
anerkennend Professor Frank J. Müller.

Welche Bedeutung haben diese Materialien für die Inklusion?

Inklusion geht im Ansatz des Bremer Wissenschaftlers über die Dimension
der Beeinträchtigungen hinaus und berücksichtigt die vielfältigen
kulturellen, sprachlichen und sozialen Hintergründe ebenso wie
Geschlechterfragen und sexuelle Orientierung. Der Vorteil von Open
Educational Resources sei es, dass Lehrkräfte aufgrund der freien Lizenz
die Möglichkeit haben, die Materialien an die Bedürfnisse ihrer
Schülerinnen und Schüler anzupassen und sie im Anschluss anderen
bereitzustellen. "Dies ist eine wichtige Voraussetzung für den Umgang mit
Heterogenität im Unterricht", unterstreicht Professor Müller. "Die
Flexibilität ist ein zentraler Vorteil digitaler, freier
Bildungsmaterialien im Vergleich zu klassischen Schulbüchern ober zu
vorgefertigten Apps", hat er in seiner Studie herausgefunden.

Fazit: "Gemeinsames Handeln der Bundesländer ist sinnvoll"

Durch die freien Lizenzen der Software und Inhalte von der norwegischen
Plattform NDLA müssten andere Länder nicht bei null beginnen, sondern
lediglich Anpassungen an ihre Bedürfnisse vornehmen, sagt der
Wissenschaftler. Da die Bildungseinrichtungen weltweit vor vergleichbaren
Herausforderungen stünden, könne eine kooperative Weiterentwicklung von
Inhalten und Strukturen helfen, verfügbare Ressourcen so gewinnbringend
wie möglich im Sinne der Schülerinnen und Schüler einzusetzen. "Deutlich
wird auch, dass in Deutschland ein gemeinsames Handeln mehrerer Bundesländer
sinnvoll erscheint", unterstreicht Professor Frank J. Müller.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution59

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Bremen, 17.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/480: Frankfurt - Was ist Kultur?, Vortragsreihe mit Sondra Hausner, 3.6.-1.7.2019


Goethe-Universität Frankfurt am Main

Was ist Kultur?

Die Ethnologin Sondra Hausner (Oxford) ist zu Gast am Frobenius-Institut
an der Goethe-Universität.



FRANKFURT. Was ist Kultur? Dieser Frage geht die Ethnologin Prof. Sondra
Hausner (Oxford) in einer Vorlesung am Frobenius-Institut für
kulturanthropologische Forschung auf den Grund. Den Auftakt der
Vortragsreihe im Rahmen der Ad.E.Jensen-Gedächtnisvorlesung 2019, die
vier Vorträge umfasst, macht

am Montag, 3. Juni, um 16:15 Uhr

im Casinogebäude, Raum 1.811 (Campus Westend)

Hausners Vorlesung zum Thema "A genealogy of Method: Anthropoly's
Ancestors and the Meaning of Culture".

Der Kulturbegriff ist für die Sozial- und Geisteswissenschaften zentral -
und zugleich umstritten. Angesichts solcher Kritik widmet sich Hausner
zwei zentralen Fragen: Lässt sich in den Sozial-und Geisteswissenschaften
der Gegenwart "Kultur" überhaupt erforschen? Und was bedeutet dies für die
Definition von "Kultur"?

In den vier Vorträgen rückt sie die Königsdisziplin der Ethnologie, die
ethnografische Methode, in den Fokus. Dabei zeichnet Hausner die
Entstehung und Entwicklung dieser Methode nach und beleuchtet, wie diese
in Beziehung etwa zur Philosophie, Philologie und Geschichte steht -
ebenfalls Disziplinen, die sich mit der menschlichen Erfahrung befassen.
Dies bildet aus Sicht Hausners die Grundlage, das Zusammenspiel zwischen
conditio humana und kultureller Form zu untersuchen - um schließlich die
Frage zu stellen, ob die Disziplin der Sozial- und Kulturanthropologie
gegenwärtig dem Ziel, "Kultur" zu definieren, doch etwas nähergerückt ist.

Die Vorlesungsreihe ist dem Andenken an den Ethnologen und ehemaligen
Direktor des Frobenius-Instituts Adolf Ellegard Jensen (1899-1965)
gewidmet.

Die Termine:

Montag, 3. Juni 2019, 16.15 Uhr

Eröffnungsvorlesung mit Empfang

Weitere Termine:
17. Juni, 24. Juni und 1. Juli (jeweils montags), 16.15 Uhr,
Casinogebäude 1.811 (Campus Westend)

Information und Anmeldung: 

https://frobenius-institut.de/veranstaltungen/jensen-gedaechtnisvorlesung

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution131

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Goethe-Universität Frankfurt am Main, 17.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SPORT / VERANSTALTUNGEN





TANZSPORT/534: Mönchengladbach - Intensivworkshop "Salsa Ladystyling" am 25.5.2019


Stadt Mönchengladbach

Salsa Ladystyling - Intensivworkshop



Bei diesem VHS Kurs am Wochenende vom 25. bis 26. Mai, jeweils 12 bis
15 Uhr, im MENGE-Raum, 1. Etage, Fliethstr. 67, werden einfache Salsa
Moves gelehrt, die solo getanzt werden können. Es wird an der
Bewegungs- und Koordinationstechnik gefeilt, an Bein- und Fußarbeit
sowie Armstyling gearbeitet. Der Körper wird gekonnt in Szene gesetzt
und somit der Weiblichkeit mehr Ausdruck und Individualität verliehen.

Entgelt: 32 Euro

Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 6. Mai 2019

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/914: Arnsberg - Michael Hatzius kommt mit seiner altklugen Echse am 25.5.2019


Stadt Arnsberg

Michael Hatzius kommt mit seiner altklugen Echse nach Arnsberg 



Arnsberg. Das neue Programm "Echsoterik" verspricht "echs"quisite
Unterhaltung. Für Michael Hatzius ist es am Samstag, 25. Mai, eine
Arnsberg-Premiere, die in der Kultur-Schmiede stattfinden wird.
Kurzfristig konnte das KulturSchmiede-Team ihn und seine vorlaute
Echse für ein Gastspiel in der KulturSchmiede gewinnen.

Für ihre Fans ist die Echse längst ein Guru. Das Reptil voll
Erfahrungen, Geschichten und Weisheit legt uns die Karten auf den
Tisch. Vollständig erleuchtet und bestens ins Licht gerückt durch den
mehrfach ausgezeichneten Puppenspieler Michael Hatzius, der gekonnt in
der Aura des großmäuligen Reptils zu verschwinden scheint.

Wer führt wen und was hält die Welt im Innersten zusammen? Kann ein
Huhn spirituelle Erfahrungen machen? Wie mobben sich Schweine? Was
sucht ein Kamel auf dem Halm einer Zecke? Das sind nur einige Fragen
aus einem tierischen Kosmos, der unserem gar nicht so un-ähnlich
scheint. Das Publikum ist eingeladen zu einer humorvollen Audienz mit
offenem Herzen und großer Klappe, bei der gern auch der Zuschauer
selbst im Mittelpunkt der Betrachtung steht. Man darf sich also auch
wieder auf echsquisite Improvisationen freuen!

Um die ganze "Echs"otik auf das Publikum zu übertragen, wird der
Publikumsbereich speziell für diese Veranstaltung in weiten Teilen
erhöht, um optimale Sicht auf das Bühnengeschehen zu bieten.

Eintrittskarten sind im Vorverkauf im Ticketportal von www.reservix.de
und bundesweit in allen RESERVIX Vorverkaufsstellen erhältlich. In
Arnsberg sind das die Buchhandlung Sonja Vieth (Alter Markt 10), der
Verkehrsverein (Neumarkt 6), der SCORE-Shop (Neheim, Apothekerstraße
25) und das Reisebüro Meyer (Hüsten, Marktstraße 8). Einlass in die
KulturSchmiede ist ab 19 Uhr, Beginn ist um 20 Uhr. 

Weitere Infos auf der Künstlerhomepage 

www.michaelhatzius.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 15. April 2019

Stadt Arnsberg

Pressestelle

E-Mail: pressestelle@arnsberg.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1278: Theater Erlangen - Farm der Tiere, 5.6.2019


THEATER ERLANGEN

Farm der Tiere

Live-Film-Inszenierung von Klaus Gehre nach George Orwell und der
Bühnenbearbeitung von Peter Hall

JOKERVORSTELLUNG - Jede Karte 7,00 €
05.06.19 | 19.30 Uhr | Markgrafentheater
Einführung 30 Minuten vor Vorstellungsbeginn im Foyercafé



Old Major ruft zur Revolution auf, um seinen Traum wahr werden zu
lassen: "Alle sind gleich!" und gemeinsam sind sie stark. So
vertreiben sie Mr. Jones von seiner Farm und übernehmen sie. Ganz nach
den Sieben Geboten wollen sie alles teilen, gerecht und frei leben.
Aber Demokratie kann anstrengend sein. Das Gemeinschaftsleben will
organisiert sein. Schnell entwickelt sich Napoleon zum neuen Tyrann
und aus dem Traum wird ein Trauma. Mit vier Live-Kameras, viel Musik
und vertonten Texten tauchen die sechs Spieler*innen in eine ganz
eigene, fabelhafte Welt ein.

Regie: Klaus Gehre 

Mit Charles P. Campbell, Amos Detscher, Enrique Fiß, Peter Lindhorst,
Alissa Snagowski, Violetta Zupančič

 * 

Quelle:

Theater Erlangen

Hauptstr. 55, 91054 Erlangen

Theaterkasse:

Theaterstr. 1, 91054 Erlangen

Telefon 09131 86 2511

E-Mail: service@theater-erlangen.de

Internet: www.theater-erlangen.de
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SPIELPLAN/878: Hamburg - Kampnagel Veranstaltungen Juni 2019


Kampnagel Termine Juni 2019

Kampnagel - Internationales Zentrum für schönere Künste



Die Spielzeit geht mit der 9. Ausgabe des Live Art Festivals zu Ende:
Vom 5. bis zum 15. Juni laufen viele inhaltliche Fäden in einem
geballten Programm aus Uraufführungen, performativen Experimenten und
Deutschlandpremieren zusammen.

Der chilenische Choreograf Jose Vidal eröffnet das Festival mit der
Weltpremiere von EMERGENZ auf der großen Bühne mit großem Ensemble:
100 Performer*innen (darunter 80 aus Hamburg und 22 aus Vidals
Compagnie) bilden einen Stimm- und Bewegungschor, der von der
Live-Elektro-Komposition von Diego Noguera begleitet und von den
Projektionen der Licht- und Videokünstler*innen Andrea und Octavio
Gana und Julio Escobar umgeben wird. Vidal, ein Spezialist für
Massenchoreografien, was er bereits mit seiner letzten Arbeit auf
Kampnagel (RITO DE PRIMAVERA 2018) bewiesen hat, erforscht die
kollektive Wahrnehmung und das politische Potenzial der Masse.

Explizit politisch sind die Arbeiten des iranischen Choreografen und
Performers Mohammad Abassi, die an der Zensur vorbei müssen, um in
einem Land, in dem Tanz wegen seines sittenwidrigen Potenzials
verboten ist, überhaupt gezeigt werden können. NAHOFT ist ein Stück
mit Huhn, das sich als Reflexion über Herrscher und Beherrschte lesen
lässt.

Bei der libanesischen Theatermacherin Hanane Hajj Ali ist das JOGGING,
wie der Titel ihres Stücks, die Brücke zum Nachdenken über die
politischen Verhältnisse in Beirut, die gleichzeitig so destruktiv und
konstruktiv sind, wie die Hormone Dopamin und Adrenalin, die bei der
täglichen Laufrunde ausgeschüttet werden.

So wie sich Hanane Hajj Ali in der Figur der Medea spiegelt,
untersucht der amerikanische Choreograf Trajal Harrell Euripides'
Heldin in seiner neuen Produktion O MEDEA, deren deutsche
Erstaufführung das LIVE ART FESTIVAL präsentiert. Harrell löst die
innere Spaltung der Figur mit einem fünfköpfigen Chor auf und
hinterfragt die Repräsentation der weiblichen Psyche über die Grenzen
der Zeiten hinaus. Wie würde Medea 2019 sprechen, tanzen, trauern?

Parallelen zwischen Fiktion (Emile Zolas Roman »Der Totschläger« über
die Lebensbedingungen im Arbeiterviertel Chateau Rouge) und Realität
(dem Hamburger Stadtteil St. Georg) zieht auch Regisseurin Monika
Gintersdorfer mit ihrer neuen Gruppe La Fleur und der
Festival-Uraufführung KÖRPER ALS UNTERNEHMEN. Mit internationalem
Darsteller-Team nimmt Gintersdorfer die zwei Orte unter die Lupe:
Treffpunkte und Handelsplätze von Migrant*innen, die ihr Glück in der
Metropole suchen und dabei ständiger polizeilicher Kontrolle und
Racial Profiling ausgesetzt sind.

Zusammen mit dem bildenden Künstler Knut Klaßen bespielt Monika
Gintersdorfer außerdem eine Bauhaus-Installation auf der Kampnagel
Piazza, die Rekonstruktion eines Pavillons, den der zweite
Bauhaus-Direktor Hannes Meyer Anfang der 40er Jahre im mexikanischen
Exil gestaltet hat. Unter Meyer wurde das Herzstück des
Bauhaus-Gebäudes, die Theaterbühne, mit Sprache und politischem
Anspruch bespielt, so wie das daraus entstandene INSTITUT für
UNVORHERGESEHENE ZUSAMMENARBEITEN von Gintersdorfer/Klaßen.
Während des Live Art Festivals eröffnet das österreichische Kollektiv
God's Entertainment zum zweiten Mal ein Performance Museum auf
Kampnagel und präsentiert intelligente Neuinterpretationen von
Performance-Klassikern u.a. »This is not Walid Raad?« und »This is not
DJ Harvey?«.

Am 4. Juni gibt es den dritten Teil der Reihe zum INSTITUTIONELLEN
RASSISMUS, der sich diesmal selbstkritisch auf die Institution Theater
bezieht. Der Orchestermusiker Tsepo Bollwinkel ist eingeladen und wird
in seinem Vortrag über diskriminierende Strukturen im Theaterbetrieb
sprechen. Die Veranstaltung findet im Rahmen des Netzwerkes DIE VIELEN
statt.

VORSCHAU

Vom 7. bis zum 25. August 2019 ist wieder Internationales
Sommerfestival auf Kampnagel. Festivalleiter András Siebold stellt das
Programm auf einer Pressekonferenz am Freitag, den 14. Juni um 11 Uhr
vor.


Programm Juni 2019

INSTITUTIONELLER RASSISMUS

Vortragsreihe Teil 3: THEATER

Di. 04.06. / 20:00

Live Art Festival

5. bis 15. Juni 2019

Jose Vidal & Cia

EMERGENZ

Mi. 05.06. bis Sa. 08.06.

Tanz, Weltpremiere

La Fleur

KÖRPER ALS UNTERNEHMEN

Do. 06.06. bis Sa. 08.06.

Performance, Weltpremiere

Mohammad Abbasi

NAHOFT

Fr. 07.06. & Sa. 08.06.

Performance / Tanz

Trajal Harrell

O MEDEA

Do. 13.06. - Sa. 15.06.

Tanz, Deutsche Erstaufführung

Hanane Haj Ali

JOGGING

Do. 13.06. - Sa. 15.06.

Performance

God's Entertainment

Support Act: Supernase & Co

SUPERNOSEUM 2

Do. 13.06. - Sa. 15.06.

Performance

Gintersdorfer/Klaßen

EIN INSTITUT FÜR UNVORHERGESEHENE ZUSAMMENARBEITEN

Do. 13.06. - Sa. 15.06.

Installation / Performance

ANGEL HO

Do. 06.06.

Konzert

ONE MOTHER PRESENTS:

LOCAL FEMINIST BAD[B]ASS

Natascha P. Album Release Party: Einen Adler gesehen

Fr. 07.06.

Konzert

THIS IS NOT QUEEREEOKÉ

Sa. 15.06.

Party


Kartentelefon:

Mo. bis Sa. 10:00-19:00 Uhr

Telefon: +49 (0)40 270 949 49

E-Mail: tickets@kampnagel.de

 * 

Quelle:

Kampnagel Hamburg

Jarrestr. 20, 22303 Hamburg

Telefon: +49 (0)40 270 949 0, Fax: +49 (0)40 270 949 11

E-Mail: mail@kampnagel.de

Internet: www.kampnagel.de
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MELDUNG/494: Projekt zum Schutz der Wechselkröte erhält Auszeichnung (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 20. Mai 2019

Projekt zum Schutz der Wechselkröte erhält Auszeichnung der
UN-Dekade Biologische Vielfalt



Köln, 20. Mai 2019 - Die Wechselkröte gilt in Deutschland als stark
gefährdet. Die NABU-Naturschutzstation Leverkusen-Köln setzt sich
gemeinsam mit dem Kölner Zoo und der Technischen Universität
Braunschweig mit dem Projekt "Artenschutz für die Wechselkröte" für
ihren Schutz im Kölner Stadtgebiet ein. Dafür wurden seit 2014
insgesamt 38 Laichgewässer angelegt, die jährlich gepflegt werden. Um
rückläufige Bestände zu stabilisieren und neu angelegte Laichgewässer
mit Wechselkrötenlarven zu bestücken, wird eine Ersatzpopulation
aufgebaut, die der Kölner Zoo mit einer Aufzuchtstation unterstützt.
Genetische Populationsanalysen an der TU Braunschweig helfen dabei,
die Wiederausbreitung der Art voranzutreiben. Neben der Umsetzung der
Maßnahmen informiert der Kölner Zoo mit Terrarien und
Informationstafeln über die Wechselkröte und ihre Gefährdung.

Die UN-Dekade Biologische Vielfalt würdigt das Projekt "Artenschutz
für die Wechselkröte in Köln", indem sie es zum offiziellen Projekt
der UN-Dekade ernennt. Trophäe und Urkunde werden von
Fernsehmoderator, Autor und UN-Dekade-Botschafter Ralph Caspers und
Karl-Heinz Erdmann vom Bundesamt für Naturschutz an die Projektträger
überreicht. Die Auszeichnung findet im Rahmen der Eröffnung einer
neuen Dauerausstellung zum Schutz der Wechselkröte im Kölner Zoo
statt. Die Fachjury hat sich für eine Auszeichnung entschieden, da das
Projekt in vorbildlicher Weise dazu beiträgt, eine stark gefährdete
Amphibienart zu erhalten und dazu das Engagement wichtiger
Organisationen vor Ort bündelt.

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt 

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

NABU-Naturschutzstation Leverkusen-Köln

Talstraße 4

51379 Leverkusen

Kölner Zoo

Riehler Straße 173

50735 Köln

Technische Universität Braunschweig

Universitätsplatz 2

38106 Braunschweig

http://www.nabu-station-l-k.de/projekte/k-wechselkroete/




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2428&tx_lnv_pi1%5Baction%5D=show&tx_lnv_pi1%5Bcontroller%5D=Wettbewerb&no_cache=1

 * 

Quelle:

Presseinformation, 20.05.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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FORSCHUNG/1515: Submarine CO2-Speicherung in der Nordsee - Chance oder Risiko? (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 14.05.2019

Submarine CO2-Speicherung in der Nordsee - Chance oder Risiko?



Realistische Abschätzungen zeigen, dass sich die Klimaerwärmung nur
dann noch unter 1.5 bzw. 2 Grad begrenzen lässt, wenn Kohlendioxid aus
der Atmosphäre entfernt wird. Speicherung unterhalb des Meeresbodens
ist eine Option, die von einem internationalen Team von
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern unter der Leitung des GEOMAR
Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel intensiv untersucht wurde.
Die Ergebnisse, die Möglichkeiten und Risiken aufzeigen, wurden nun in
der Fachzeitschrift International Journal of Greenhouse Gas Control
veröffentlicht.

Es ist möglich, die anthropogenen CO2-Emissionen zu reduzieren, indem
CO2 aus Abgasen entfernt und in geologischen Formationen gespeichert
wird. Negative Emissionen können durch die Kopplung der
Biogaserzeugung mit CO2-Abscheidung und Speicherung erzielt werden.
Bewertungen des Weltklimaforschungsrate IPCC zeigen, dass diese
Ansätze wesentliche Bestandteile des Technologiemixes sind, der zur
Begrenzung der globalen Erwärmung auf unter zwei Grad Celsius
erforderlich ist.

In Europa befindet sich das größte CO2-Speicherpotenzial vor der
Nordseeküste in tiefen salzhaltigen Grundwasserleitern und in anderen
tief unter dem Meeresboden gelegenen geologischen Formationen. In den
letzten Jahrzehnten wurden jedoch mehr als 10.000 Bohrungen in den
Meeresboden der Nordsee niedergebracht, um Öl und Gas zu fördern. An
vielen dieser Bohrlöcher tritt Methangas aus organisch gebildeten
Ablagerungen in die Umwelt aus, da die umgebenden Sedimente während
des Bohrprozesses mechanisch gestört und geschwächt wurden.
Kohlendioxid, das in der Nähe solcher Bohrlöcher gespeichert wird,
könnte die Speicherformation ebenfalls verlassen, ins Meerwasser
entweichen und schließlich in die Atmosphäre zurückkehren.

"Wir haben im norwegischen Teil der Nordsee ein Freisetzungsexperiment
durchgeführt, um die Signatur und die Folgen eines solchen Lecks zu
bestimmen", erläutert Dr. Lisa Vielstädte vom GEOMAR Helmholtz-Zentrum
für Ozeanforschung Kiel. Sie ist Erstautorin der Studie, die jetzt in
der Fachzeitschrift International Journal of Greenhouse Gas Control
veröffentlicht wurde. Am Meeresboden wurde in 82 Metern Wassertiefe
CO2 mit einer Rate von 31 t/Jahr freigesetzt, was am oberen Ende des
Bereichs der Methanemissionen liegt, die an undichten Bohrungen
beobachtet wurde. Das freigesetzte CO2 wurde mit Hilfe eines
ferngesteuerten Unterwasserfahrzeugs (ROV) mit chemischen und
akustischen Sensoren und zusätzlichen Messungen an Bord des irischen
Forschungsschiffes Celtic Explorer verfolgt. Das Experiment wurde vom
GEOMAR als Beitrag zum europäischen Projekt ECO2
(http://www.eco2-project.eu/) durchgeführt.

"Unsere Daten zeigen, dass sich die CO2-Gasblasen in Bodennähe
vollständig gelöst haben", so Dr. Vielstädte. Der pH-Wert des
umgebenden Bodenwassers wurde infolge des Auflösungsprozesses von
einem Hintergrundwert von 8,0 auf einen saureren Wert von 7,0 an der
Freisetzungsstelle reduziert. "Diese Versauerung des Bodenwassers
wirkt sich nachteilig auf die am Meeresboden lebenden Organismen aus",
erklärt Prof. Dr. Klaus Wallmann, Projektleiter von ECO2 vom GEOMAR.
"Aber die dort vorhandenen starke Bodenströmungen verteilen das
gelöste CO2 rasch, so dass dies Fläche am Meeresboden, auf der
potenziell schädliche Auswirkungen auftreten können, gering ist", so
Wallmann weiter. Die Fläche, auf der der pH-Wert um >0,2 Einheiten
zurückging, lag bei etwa 50 m².

"Zusammenfassend können wir sagen, dass die Beobachtungen und die
begleitende Modellierung bestätigten, dass Leckagen an Bohrlöchern die
lokalen Ökosysteme in unmittelbarer Nähe des Bohrlochs beeinträchtigen
können, jedoch keine großen schädlichen Auswirkungen auf das Ökosystem
der Nordsee haben. Wir kommen daher vorläufig zu dem Schluss, dass es
möglich ist, CO2 sicher in Formationen unter dem Meeresboden zu
speichern, wenn sich der Speicherort in einem Gebiet mit wenigen
undichten Bohrlöchern befindet", so Prof. Wallmann.

In diesem Monat wird vom europäischen Projekt STEMM-CCS
(https://www.stemm-ccs.eu/) ein zweites Freisetzungsexperiment in der
Nordsee durchgeführt. Hochempfindliche Sensoren und Überwachungsgeräte
werden eingesetzt, um das freigesetzte CO2 zu verfolgen und die
Auswirkungen auf die Umwelt zu untersuchen. Mithilfe dieser
zusätzlichen Daten werden wir die Sicherheit von Speicherstätten in
der Nordsee und ihren potenziellen Beitrag zur Eindämmung des
Klimawandels weiter validieren.

Originalpublikation: 

Vielstädte, L., P. Linke, M. Schmidt, S. Sommer, M. Haeckel, M.
Braack, and K. Wallmann, 2019: Footprint and detectability of a well
leaking CO2 in the Central North Sea: Implications from a field
experiment and numerical modelling. International Journal of
Greenhouse Gas Control, 

DOI: https://doi.org/10.1016/j.ijggc.2019.03.012

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

https://www.stemm-ccs.eu/

STEMM-CCS Projekt

http://www.eco2-project.eu/

ECO2 Projekt

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715651

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 14.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1514: Sturmfluten - Rostocker Küsten-Forscher nutzen Ostsee als Labor vor der Haustür (idw)


Universität Rostock - 13.05.2019

Rostocker Küsten-Forscher nutzen Ostsee als Labor vor der
Haustür



Leichte und mittlere Sturmfluten sind an der Ostseeküste Normalität.
Den Schutz der Küste nimmt Christian Kaehler vom Lehrstuhl für
Geotechnik und Küstenwasserbau an der Universität Rostock in den
Fokus. Im Forschungsvorhaben "PADO" untersucht er die Prozesse und
Auswirkungen von Sturmfluten an der deutschen Ostseeküste.

Christian Kaehler und sein Forscherkollege Sebastian Fürst studierten
beide an der Agrar- und Umweltwissenschaftlichen Fakultät der
Universität Rostock und vertieften ihr Studium in Richtung
Wasserbau/Küsteningenieurwesen. Der Leiter der Professur Geotechnik
und Küstenwasser, Professor Fokke Saathoff erläutert: "Neben dem
Schutz der Küsten beschäftigen mich und meine Mitarbeiter die
Auswirkungen des Klimawandels zunehmend." Saathoff verweist auf das
aktuelle Projekt "PADO" (Prozesse und Auswirkungen von Sturmfluten an
der deutschen Ostseeküste), das derzeit an seiner Professur bearbeitet
wird. "PADO" ist eins von zwölf Verbundprojekten mit dem
Förderschwerpunkt "Küstenmeerforschung in Nord- und Ostsee", das vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung mit einer Millionen Euro
gefördert wird. Die Ziele des Projektes sind es, neue relevante
Erkenntnisse zur Dünendynamik zu generieren und die Bemessungsansätze
für Dünen und kombinierte Küstenschutzsysteme mit Dünen und Deichen
weiterzuentwickeln. Um die Prozesse bei Dünendurchbrüchen besser zu
verstehen, bauten die Küsteningenieure eine 120 Meter lange und ein
Meter hohe Versuchsdüne am Strand von Warnemünde.

"Mit der Ostsee haben wir unser Labor mit realen Bedingungen direkt
vor der Haustür - das wollten wir nutzen", erklärt Professor Fokke
Saathoff. Die Düne wurde mit Sensoren bestückt und während einer
Sturmflut durch Kameras und einem Laserscanner von einem im Wasser
stehenden Messpfahl vermessen. "Der Versuchsaufbau und die
Vermessungen waren neu für uns und haben uns lange beschäftigt. Im
Einsatzfall ist wenig Spielraum für Fehler", fügt Christian Kaehler
hinzu. Im November letzten Jahres kam es zum Hochwasser, die Düne
wurde dadurch zerstört und konnte erfolgreich vermessen werden. Die
gewonnenen Daten werden nun ausgewertet und sind Grundlage für weitere
Fragestellungen, die durch weitere Projektpartner an der Agrar- und
Umweltwissenschaftlichen Fakultät der Universität Rostock, der
Rheinisch-Westfälisch Technischen Hochschule Aachen und dem Institut
für Ökologische Wirtschaftsforschung in Berlin bearbeitet werden.
Sturmfluten und die damit verbundenen Wasserstände lassen sich durch
mathematisch-statistische Modelle klassifizieren und bewerten. Diese
Modelle basieren auf jahrzehntelangen regelmäßigen Aufzeichnungen der
Wasserstände an den Pegelstandorten und sind unter anderem Grundlage
für die Dimensionierung und Bemessung von Küstenschutzanlagen.
Sturmfluten werden dazu durch ihre Höhe (Scheitelwerte) und durch die
Häufigkeit ihres Auftretens (Jährlichkeit) charakterisiert.

Der Scheitelwert eines zehnjährlichen Hochwassers wird im
statistischen Mittel zehnmal in 100 Jahren erreicht oder
überschritten. Die Natur folgt diesen mathematischen Modellen jedoch
nur bedingt. Sturmfluten sind das Resultat zufälliger meteorologischer
und hydrologischer Ereignisse und können bei den entsprechenden
Voraussetzungen häufiger auftreten, als es die Modelle mit Angabe der
Jährlichkeit vorhersagen. "Auffallend ist, dass schwere Sturmfluten in
den letzten 25 Jahren häufiger aufgetreten sind, als im Zeitraum
davor", stellt Christian Kaehler fest. Das könne möglicherweise schon
eine Folge des Klimawandels sein. Durch den Klimawandel und den
dadurch bedingten steigenden Meeresspiegel würden die Sturmfluten an
unserer Küste in Zukunft wahrscheinlich öfter auftreten.

Der Wasserspiegel steige schon jetzt im Schnitt um 1,4 Millimeter pro
Jahr. Je nach Szenario könne sich dieser Wert in der Zukunft drastisch
erhöhen. Extreme Ereignisse, wie zum Beispiel Sturmfluten, träfen die
Ostseeküste dann noch häufiger. An der Küste treten Sturmfluten meist
zusammen mit hohen Wellen auf. Diese Kombination hat eine größte
Zerstörungskraft. Ein aktuelles Beispiel für die dabei wirkenden
Kräfte ist die Seebrücke im Küstenort Prerow. Durch den Wellenschlag
wurden etliche Holzbohlen und ein Teil des Geländers der Seebrücke
zerstört. Um die Wellenhöhe messen zu können, nutzen die
Wissenschaftler der Universität Rostock eine spezielle Messboje im
küstennahen Seegebiet von Warnemünde. Die Auslenkungen und die
Bewegungen der Boje werden durch eine Reihe von Sensoren erfasst und
kontinuierlich an eine Landstation übertragen. Von dort aus werden die
Daten abgerufen und in verwertbare Messdaten wie z.B. Wellenhöhen,
Wellenanlaufrichtungen und Wellenperioden übersetzt.

Während der Sturmflut Anfang dieses Jahres kam es zu Rutschungen an
den Steilufern, zu Abbrüchen an den Landesküstenschutzdünen und zu
großen Sandumlagerungen an den Stränden. Der durch die Sturmflut
gelöste Sand wird durch die Strömungen im Wasser entlang der Küste
nach Osten transportiert. Das Molenbauwerk an der Mündung der Warnow
unterbricht diesen Transport. Die Folge ist der auffallend breite
Strand in der Nähe der Warnemünder Mole. Die Dünen an der Ostseeküste
sind so dimensioniert, dass sie mehreren starken Sturmfluten
standhalten, ohne ihre Schutzwirkung zu verlieren. Der sogenannte
Verschleißteil wird von den zuständigen Behörden regelmäßig überprüft
und erforderlichenfalls wiederhergestellt. Aktuell wird jedoch mehr
Sand abgetragen als abgelagert. Küstenschutzmaßnahmen wie
Sandaufspülungen werden vor diesem Hintergrund in Zukunft häufiger
stattfinden müssen.

"Es ist die langfristige Aufgabe der Politik und der Forschung, die
Folgen des Klimawandels nicht nur global, sondern auch lokal in den
gesellschaftlichen Fokus zu rücken und interdisziplinär zu verknüpfen.
Nur die gesamtgesellschaftliche Erarbeitung und Umsetzung von
Anpassungsstrategien an den Klimawandel kann in Mecklenburg-Vorpommern
langfristig den Schutz der Küstenregionen gewährleisten", blickt
Christian Kaehler voraus.

Text: Wolfgang Thiel

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715508

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution210

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Rostock - 13.05.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SCHÄDLING/056: Schädlingsbekämpfung ohne Chemie - Ameisen im Haus, was tun? (VZHH)


Verbraucherzentrale Hamburg e.V. - 10. Mai 2019

Ameisen im Haus - was tun?

Verbraucherzentrale Hamburg gibt Tipps zur Schädlingsbekämpfung ohne
Chemie



Ameisen haben gerade Hochsaison und sind in vielen Wohnungen und
Häusern unterwegs. Um die kleinen Krabbeltiere wieder loszuwerden,
greift so mancher zur chemischen Keule. Doch oft sind die darin
enthaltenen Wirkstoffe schädlicher als die zu bekämpfenden Insekten.
Die Verbraucherzentrale Hamburg gibt Tipps zur effektiven
Schädlingsbekämpfung ohne gefährliche Chemie.

1. Undichte Fugen und Spalten mit Silikon verschließen.

2. Essensreste und Krümel regelmäßig beseitigen und häufig fegen oder
saugen. Fressnäpfe für Haustiere nur im Bedarfsfall stehen lassen. Die
Futterreste locken Ameisen an. Fressnäpfe für Haustiere nur im
Bedarfsfall stehen lassen. Die Futterreste locken Ameisen an.

3. Vorräte in dicht schließenden Behältern aufbewahren, möglichst mit
einer Gummidichtung am Deckel. Organischen Abfall täglich aus der
Wohnung entfernen.

4. Lebensmittel auch im Kühlschrank verschlossen lagern. Die
Kühlschranktür stellt keine ernsthafte Barriere für Ameisen dar.

5. An Fenstern, Türen oder auf Regalen klebende Barrieren anbringen.
Sie blockieren den Ameisen den Zugang.

6. Stark duftende Kräuter wie Lavendel als Öl oder Konzentrat,
Wacholderblätter oder Farnkraut auf die Ameisenstraße legen. Sie
stören den guten Orientierungssinn der Ameisen. Auch Zitronenschalen
vor den Zugängen bieten sich an. Zimtpulver oder Essig vertreiben
Ameisen ebenfalls. Im Handel ist sogar ein fertiges Gemisch
verschiedener ätherischer Öle als sogenanntes Ameisenöl erhältlich.

7. In die Schlupfwinkel oder an den Wanderwegen der Ameisen
Diatomeenerde ausbringen. Kommen die Tiere mit dem Pulver in
Berührung, wird ihr Chitinpanzer verletzt und sie trocknen aus.

8. Befindet sich ein Ameisennest im Gebäude, in Holzwänden oder in
Kabelschächten, sollte man einen sachkundigen Schädlingsexperten
beauftragen, der die Insekten möglichst mit nicht-chemischen
Alternativen bekämpft.

Die meisten Ameisenarten legen ihre Nester außerhalb von Gebäuden -
unter Steinen, Platten oder in Wandrissen an. Sieht man sie in
Wohnungen oder Häusern, sind sie meist auf der Suche nach Nahrung. Hat
eine Ameise eine lukrative Nahrungsquelle entdeckt, so markiert sie
den Weg zum Futter mit Duftstoffen. Je attraktiver das
Nahrungsangebot, desto stärker wird die Route genutzt und der
Signalduft wird umso intensiver.

Hinweis: 

Wenn nicht nur Ameisen eine Plage sind, sondern auch Käfer, Fliegen,
Milben, Motten oder Mücken hilft eine Broschüre der
Verbraucherzentrale Hamburg weiter. Sie liefert nützliche
Informationen und Tipps zur Vorbeugung und Bekämpfung von Vorrats-,
Textil- und Hausschädlingen.

Die Infobroschüre "Ohne Chemie! Schädlingsbekämpfung im Haushalt" ist
erhältlich für 4,00 Euro im Infozentrum der Verbraucherzentrale
Hamburg an der Kirchenallee 22 (Mo bis Do 10-18 Uhr und Fr 10-16 Uhr)
oder unter www.vzhh.de als Download im PDF-Format. Zuzüglich 2,00 Euro
für Porto und Versand kann man eine Printversion auch online oder per
Telefon (040) 24832-104 bestellen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 10.05.2019

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Tel. (040) 24832-0, Fax (040) 24832-290

E-Mail: info@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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FORSCHUNG/769: Erste Zwischenprodukte der Reaktionen vom "Waschmittel der Atmosphäre" direkt nachweisbar (idw)


Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 15.05.2019

Erste Zwischenprodukte der Reaktionen vom "Waschmittel der
Atmosphäre" direkt nachweisbar



Leipzig. Wichtige chemische Reaktionen der Atmosphäre sind jetzt mit
sehr empfindlichen Geräten erstmals im Labor direkt zu beobachten. Am
Leibniz-Institut für Troposphärenforschung (TROPOS) konnten erste
Zwischenprodukte der Reaktion von Hydroxyl-Radikalen mit Isopren
gemessen werden. Beide Stoffe spielen eine wichtige Rolle für Klima
und Luftqualität: Das Hydroxyl-Radikal gilt als "Waschmittel der
Atmosphäre". Isopren ist nach Methan der zweithäufigste
Kohlenwasserstoff. Dadurch wird eine bessere Beschreibung der 
Isopren-Reaktionen in den Atmosphärenmodellen möglich, schreibt das 
Team von TROPOS, Universität Helsinki und Universität Innsbruck im 
Journal "Communications Chemistry".

Das neue Open-Access-Journal von Nature veröffentlicht nach eigenen
Angaben vor allem über Forschungsarbeiten, die bedeutende Fortschritte
sind und neue Erkenntnisse in ein spezialisiertes Forschungsgebiet der
Chemie liefern.

Natürliche und vom Menschen verursachte Prozesse sorgen dafür, dass
pro Jahr Kohlenstoff in der Größenordnung von mehreren Milliarden
Tonnen in die Atmosphäre gelangt und dort an verschiedensten
chemischen Reaktionen beteiligt ist. Die Abbauprodukte spielen eine
wichtige Rolle sowohl für die menschliche Gesundheit als auch für den
Strahlungshaushalt der Erde und damit das Klima. Wegen der Komplexität
ist das Verständnis der einzelnen Reaktionswege für die
Atmosphärenchemie eine große Herausforderung.

Von besonderem Interesse für die Atmosphärenchemie ist dabei Isopren
(C5H8), das neben Methan der häufigste Kohlenwasserstoff in der
Erdatmosphäre ist. Geschätzt 600 Millionen Tonnen Kohlenstoff pro
Jahr werden davon in die Erdatmosphäre abgegeben. Es ist also der
zweithäufigste Kohlenwasserstoff unter den flüchtigen organischen
Verbindungen, die etwa zu 90 Prozent aus natürlichen Quellen wie der
Vegetation stammen. Mit veränderter Landnutzung kann sich die Menge
des Isopren in der Atmosphäre in Zukunft stark verändern - z.B. wenn
große Waldflächen abgeholzt oder aufgeforstet werden. Es ist deshalb
wichtig, die chemischen Reaktionen dazu zu kennen, um die Auswirkungen
der Landnutzung auf die Atmosphärenchemie und damit auf Klima und
Luftqualität besser abschätzen zu können.

Der Abbauprozess von Isopren wird durch die Reaktion mit
atmosphärischen Oxidationsmitteln eingeleitet, wobei die Reaktion mit
OH-Radikalen am Wichtigsten ist. Die folgenden Oxidationspfade und
Reaktionsprodukte beeinflussen die troposphärische Chemie,
insbesondere in Isopren-dominierten Gebieten wie in den Tropen oder
anderen großen Waldgebieten. Das mechanistische Verständnis der
OH+Isopren-Reaktion in der Atmosphäre war bisher bereits Gegenstand
zahlreicher Untersuchungen und der Fortschritt ist eng mit der
Entwicklung analytischer Techniken und der Verbesserung theoretischer
Berechnungen verbunden.

"Für unsere Laborversuche haben wir ein Freistrahl-Experiment genutzt,
das die Untersuchung der frühen Phase von Oxidationsreaktionen unter
atmosphärischen Bedingungen ermöglicht, ohne dass dabei die Wände das
Reaktionsverhalten beeinflussen. Dieses Strömungssystem wurde in
Zusammenarbeit mit Verfahrenstechnikern entwickelt, um Wandverluste
und mögliche heterogene Wandreaktionen, insbesondere von reaktiven
Zwischenprodukten wie Criegee-Intermediate und RO2-Radikale, zu
vermeiden", erklärt Dr. Torsten Berndt vom TROPOS. Dadurch wurde es
möglich, die Zwischen- und Abbauprodukte über chemische 
Ionisations-Massenspektrometrie direkt zu beobachten. Quantenchemische
Berechnungen unterstützen dabei die gewählten Ionisierungsmethoden.
Die erreichten Nachweisgrenzen für oxidierte Verbindungen liegen bei
1.000 bis 10.000 Molekülen pro Kubikzentimeter, d.h. deutlich unter
ppq-Wert (part-per-quadrillion), der einem von einer Billiarde
Molekülen entspricht. "Die Reaktionsbedingungen können so gewählt
werden, dass nur die Bildung von primär gebildeten RO2-Radikalen und
deren unimolekulare Wege untersucht werden können. Bei steigenden 
RO2-Radikalkonzentrationen werden die Selbst- und Kreuzreaktionen der 
RO2-Radikale immer wichtiger und ihre Produkte sind nachweisbar. Die
Zugabe eines zweiten Reaktanten, wie beispielsweise NO- oder 
HO2-Radikale, ermöglicht die Verfolgung der Produktbildung aus diesen
bimolekularen RO2-Radikalreaktionen. Insgesamt ist mit dieser Technik
ein direkterer Einblick in die RO2-Radikalprozesse in der Anfangsphase
einer Reaktion möglich", fasst Berndt zusammen.

Durch die Untersuchungen wurde es möglich, bestimmte Produktkanäle der
Reaktion von Hydroxyl-Radikalen mit Isopren quantitativ besser zu
bestimmen. Die Ergebnisse erlauben eine verbesserte Beschreibung des
Isoprenabbaus in Modellen zur Beschreibung der Gasphasen-Chemie in der
Atmosphäre.
Tilo Arnhold

Originalpublikation:

Berndt, T., Hyttinen, N., Herrmann, H. & Hansel, A. First oxidation
products from the reaction of hydroxyl radicals with isoprene for
pristine
environmental conditions. Communications Chemistry 2, 21 (2019).

https://doi.org/10.1038/s42004-019-0120-9

Die Untersuchungen wurden gefördert von der Academy of Finland und
unterstützt vom CSC-IT Center for Science, Finland.




Links:

Behind the paper: Deeper insight into elementary processes of
atmospheric
gas-phase reactions

https://chemistrycommunity.nature.com/users/208292-torsten-berndt/posts/44523-deeper-insight-into-elementary-processes-of-atmospheric-gas-phase-reactions

Rasante Paarbildung - Nachweis eines neuen Reaktionsweges in der
Atmosphäre (TROPOS-Pressemitteilung vom 28.03.2018)

https://www.tropos.de/aktuelles/pressemitteilungen/details/rasante-paarbildung-nachweis-eines-neuen-reaktionsweges-in-der-atmos/

Untersuchungen zu OH-Radikal-/Ozonolysereaktionen am TROPOS

https://www.tropos.de/forschung/aerosol-wolken-wechselwirkungen/prozessstudien-auf-kleinen-zeit-und-raumskalen/chemische-multiphasenprozesse/laborexperimente-zu-troposphaerischen-multiphasenprozessen/phasentransfer-und-reaktiver-uptake/

TROPOS-Laboruntersuchungen zu Partikelbildung und frühes Wachstum


https://www.tropos.de/forschung/atmosphaerische-aerosole/prozessstudien-auf-kleinen-zeit-und-raumskalen/partikelneubildung-und-prozessierung-sekundaeraerosol/partikelneubildung-nukleation/laboruntersuchungen-zu-partikelbildung-und-fruehes-wachstum/

https://www.tropos.de/forschung/atmosphaerische-aerosole/prozessstudien-auf-kleinen-zeit-und-raumskalen/partikelneubildung-und-prozessierung-sekundaeraerosol/partikelneubildung-nukleation/ueberblick/

Communications Chemistry first year

https://www.nature.com/collections/heecacgdhi

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715772

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1606

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Leibniz-Institut für Troposphärenforschung e. V. - 15.05.2019
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FORSCHUNG/768: Wälder tragen weniger zum Klimaschutz bei als vermutet (idw)


Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL
- 15.05.2019

Wälder tragen weniger zum Klimaschutz bei als vermutet



Eine Studie mit Beteiligung der Eidg. Forschungsanstalt für Wald,
Schnee und Landschaft WSL könnte ein Dämpfer für den Klimaschutz sein:
Mit zunehmenden Temperaturen wachsen Bäume zwar schneller, sie sterben
aber auch jünger. Dabei wird der in ihnen gespeicherte Kohlenstoff
wieder in den Kohlenstoffkreislauf - und letztlich in die Atmosphäre -
zurückgeführt.

Diese im Fachjournal Nature Communications veröffentlichten Ergebnisse
sind mit Blick auf den Treibhauseffekt von grosser Bedeutung. Wenn das
Erdklima wärmer wird, wachsen zwar die Bäume schneller. Aber die
Zeitspanne, in der sie Kohlenstoff speichern, die so genannte
Kohlenstoff-Verweilzeit, wird sich verringern.

Bei der Photosynthese nehmen Bäume und andere Pflanzen das
Treibhausgas Kohlendioxid aus der Atmosphäre auf und bauen mit dem
Kohlenstoff darin neue Zellen auf. Langlebige Bäume, wie Kiefern aus
Hochgebirgen und andere Nadelbäume aus Wäldern im hohen Norden, können
über viele Jahrhunderte hinweg Kohlenstoff speichern.

Kohlenstoff-Speicher nur auf kurze Zeit

«Wenn sich der Planet erwärmt, wachsen die Pflanzen schneller. Das
legt den Schluss nahe, dass man mehr Kohlenstoff aus der Atmosphäre
entfernen könnte, indem man mehr Bäume pflanzt», sagt Professor Ulf
Büntgen von der University of Cambridge und der Eidg.
Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL, der leitende
Autor der Studie. Tatsächlich setzen zahlreiche Klimaschutz-Programme
wie beispielsweise die «Bonn Challenge» darauf, dass durch Aufforstung
Klimagase aus der Atmosphäre gebunden werden und der Klimawandel
gebremst wird. «Aber das ist nur die halbe Wahrheit. Die andere Hälfte
wurde bisher kaum berücksichtigt: dass schnell wachsende Bäume
Kohlenstoff über kürzere Zeiträume speichern.»

Büntgen erforscht vergangene Klimabedingungen anhand von Jahrringen.
Jahrringe sind so unverwechselbar wie Fingerabdrücke: Breite, Dichte
und Anatomie jedes Jahrrings enthalten Informationen darüber, wie das
Klima in jenem Jahr war. Durch die Entnahme von Kernproben von
lebenden Bäumen und Scheibenproben von toten Bäumen können Forschende
rekonstruieren, wie sich das Klimasystem der Erde in der Vergangenheit
verhalten hat, und verstehen, wie Ökosysteme auf
Temperaturschwankungen reagieren. Für die aktuelle Studie haben
Büntgen und seine Mitautoren aus Deutschland, Spanien, der Schweiz und
Russland Proben von mehr als 1100 lebenden und toten Bergkiefern aus
den spanischen Pyrenäen und von 660 sibirischen Lärchen aus dem
russischen Altai entnommen; beides sind hochgelegene und seit
Jahrtausenden ungestörte Waldgebiete. Anhand dieser Proben konnten die
Forscher die Gesamtlebensdauer und die jugendlichen Wachstumsraten von
Bäumen rekonstruieren, die sowohl unter industriellen als auch
vorindustriellen Klima- und Umweltbedingungen gewachsen sind.

Schnell leben, jung sterben

Die Forscher fanden heraus, dass raue, kalte Bedingungen das Wachstum
der Bäume verlangsamen, aber auch die Bäume stärker machen, so dass
sie ein hohes Alter erreichen können. Umgekehrt starben Bäume, die in
den ersten 25 Jahren schneller wuchsen, viel früher als ihre langsam
wachsenden Verwandten. Diese negative Beziehung blieb statistisch
gültig für Proben von lebenden sowie toten Bäumen in beiden Regionen.
Dieser Zusammenhang von Wachstumsrate und Lebensspanne hat ein
Gegenstück im Tierreich: Tiere mit schnelleren Herzfrequenzen wachsen
tendenziell schneller, haben aber im Durchschnitt kürzere
Lebenszeiten.

«Wir wollten die Hypothese 'schnell leben, jung sterben' testen, und
haben festgestellt, dass sie für Bäume in kalten Klimazonen zutrifft»,
sagt Büntgen. «Dieses Verhältnis zwischen Wachstum und Alter
individueller Bäume hat direkte Auswirkungen auf die Dynamik des
globalen Kohlenstoffkreislaufs.»

Die Idee einer "Kohlenstoff-Residenzzeit" wurde zunächst von Co-Autor
Christian Körner, emeritierter Professor an der Universität Basel,
vorgeschlagen, doch dies ist das erste Mal, dass diese Hypothese durch
historische Daten bestätigt werden konnte.

Originalpublikation:

Ulf Büntgen et al. "Limited capacity of tree growth to mitigate the
global greenhouse effect under predicted warming". Nature
Communications (2019).

DOI: 10.1038/s41467-019-10174-4

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news715748

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution799
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Forschungsanstalt für Wald, Schnee und Landschaft WSL - 15.05.2019
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KLIMA/705: Erderwärmung - nicht nur Haldenmüll ... (SB)




Bisher wurden der Klimawandel und die weltweite Plastikflut als zwei
getrennte Probleme behandelt. In einer aktuellen Lebenszyklusanalyse
wird nun im Detail gezeigt, daß Herstellung, Gebrauch und Entsorgung
von Plastik erheblich zur Erderwärmung beitragen. Da den Prognosen
zufolge die Produktion von Plastik weltweit wachsen wird, hätte es im
Jahr 2050 einen Anteil von 10 - 13 Prozent am sogenannten verfügbaren
CO2-Emissionsbudget. Das wird am Klimaschutzziel des Übereinkommens
von Paris bemessen, demzufolge die Erderwärmung möglichst nicht mehr
als 1,5 Grad Celsius gegenüber der vorindustriellen Zeit steigen
soll. Dadurch würde das Ausmaß an Naturkatastrophen in Folge des
Klimawandels noch einigermaßen begrenzt; mit einem Überschreiten von
Kippunkten in den Natursystemen rechnet die Wissenschaft bis dahin
nicht. Das jedoch könnte schon bei einer globalen Temperaturerhöhung
um zwei Grad geschehen und würde möglicherweise Kaskadeneffekte
auslösen, bei dem andere Kippunkte folgen.

Die im Mai 2019 erschienene Studie "Plastic & Climate - The Hidden
Costs of a Plastic Planet" (z. Dt.: Plastik & Klima - Die versteckten
Kosten eines Plastikplaneten") wurde unter Federführung der sechs
Nichtregierungsorganisationen Center for International Environmental
Law (CIEL), Environmental Integrity Project (EIP), FracTracker
Alliance, Global Alliance for Incinerator Alternatives (GAIA), 5Gyres
und #breakfreefromplastic erstellt. Einige dieser Organisationen sind
ihrerseits Zusammenschlüsse von Hunderten weiterer Gruppen aus dem
Umweltschutz. [1]

Binnen rund zweihundert Jahren seit Beginn der Industrialisierung hat
die Menschheit dem Planeten Erde ihren Stempel aufgedrückt. Durch die
Verbrennung fossiler Energieträger wie Kohle, Erdöl und Erdgas, aber
auch durch die Intensivierung der Landwirtschaft stieg die globale
Durchschnittstemperatur um rund ein Grad Celsius an; entsprechend
nahmen die klimabedingten Naturkatastrophen signifikant zu. Innerhalb
von rund hundert Jahren hat die Menschheit dem Planeten einen
weiteren Stempel aufgedrückt, die Plastikverseuchung. 1950 wurden
weltweit etwa zwei Millionen Tonnen Plastik produziert, 2015 waren es
380 Mio. Tonnen. In der Summe ist die Produktionsmenge auf 3,8
Milliarden Tonnen angewachsen, wobei fast zwei Drittel davon in
irgendeiner Form in der Umwelt gelandet sind.

Allgemein kann man sagen, daß sich Plastik nur über lange Zeiträume
hinweg abbaut, aber daß es in immer kleinere Teile zerlegt wird.
Diese mikro- bis nanometerkleinen Partikel, deren chemischen
Reaktionen mit der Umgebung noch weitgehend unerforscht sind, finden
sich in Tieren, Menschen, Pflanzen, im Boden, in den Ozeanen und in
der Luft. Der Begriff "Plastik" ist sehr weit gefaßt und bezeichnet
sehr verschiedene Materialien. Manches davon ist wiederverwertbar,
anderes nicht. Auf letzteres richtete sich das Hauptaugenmerk der
Studie, denn das ist der größte und am schnellsten wachsende Teil der
Plastikwirtschaft.

Der Weltklimarat (IPCC) hat festgestellt, daß die Menschheit bis zum
Jahr 2030 ihre Treibhausgasemissionen (Kohlenstoffdioxid, Methan und
andere Gase) um 45 Prozent verringern und bis 2050 auf Null
zurückfahren muß, um das 1,5-Grad-Ziel nicht zu verfehlen. Die
Industrie hat einen Anteil von 30 bis 40 Prozent an den weltweiten
Emissionen. Insofern kommt der Plastikpolitik eine besondere
Bedeutung auch hinsichtlich des Klimaschutzes zu.

Mehr als 99 Prozent des Plastiks wird aus fossilen Rohstoffen
hergestellt. Bereits bei der Förderung von Erdöl und Erdgas werden
Treibhausgase freigesetzt, und zwar durch den Betrieb von
Verbrennungsmotoren aller Art, durch Leckagen von Methan der
Gasinstallationen sowie durch Flaring, das Abfackeln von Gas bei der
Erdölförderung. Von den Betrieben der petrochemischen Industrie
werden ebenso Treibhausgase emittiert wie im Anschluß an die
Einmalnutzung einer Plastikverpackung, die dann im Müll landet und
verbrannt wird. Der Anteil an solchen Plastikprodukten, die nicht
recycelt werden, wächst rasant.

In diesem Jahr werden voraussichtlich 0,85 Gigatonnen Treibhausgase
aufgrund von Plastik freigesetzt. Wenn dessen Herstellung und
Gebrauch weiter zunimmt wie bisher stiege der Wert auf bis zu 1,34
Gigatonnen im Jahr 2030. Laut der Studie entspräche das den
Emissionen von 295 500-MW-Kohlekraftwerken. Im Jahr 2050 wäre man
schon bei 2,8 Gigatonnen, was den Emissionen von 615
500-MW-Kohlekraftwerken entspricht.

Das A und O gegen das Klimachaos aufgrund der Plastikflut:
Verringerung der Produktion. Insbesondere Material, das nicht
recycelt werden kann, schlägt sich negativ aufs Treibhausgasbudget
nieder, heißt es in dem Bericht. Beim gegenwärtigen Trend sei
jedenfalls das 1,5-Grad-Ziel allein schon wegen der Plastikproduktion
nicht mehr einzuhalten.

Plastikflut und Klimawandel - es hängt nicht alles irgendwie
zusammen, sondern hinter den beiden Schadensentwicklungen, von denen
die Menschen des Globalen Südens besonders betroffen sind, stecken
bestimmte Interessen. Die sind benennbar. In der vorliegenden Studie
wird sehr detailliert der klimawertige Anteil der einzelnen Phasen
des Lebenszyklus eines Plastikprodukts aufgezeigt. Es bleibt den
Leserinnen und Lesern überlassen, weitere Konsequenzen aus der Studie
zu ziehen. So erweisen sich die wirtschaftspolitischen Entscheidungen
der USA und der EU hinsichtlich der Klimaschutzziele von Paris als
überaus kontraproduktiv. Erstere fördern mehr und mehr Erdgas mittels
der besonders umweltschädlichen Methode des Frackings und exportieren
das Erdgas in verflüssigter Form (LNG) unter anderem nach Westeuropa.
Die EU wiederum fängt an, klimaschädliches Pipeline-Erdgas aus
Rußland nach und nach durch das noch klimaschädlichere LNG zu
ersetzen. Hüben wie drüben wird das Erdgas nicht nur zum Verbrennen
benutzt, sondern es werden petrochemische Fabriken gebaut, die aus
dem Erdgas Plastikrohmaterial herstellen. Da werden Investitionen
getätigt, die weit über das Jahr 2030 hinausgehen und somit die
Behauptung zumindest der EU-Mitgliedsländer, die Bedrohung durch die
Erderwärmung ernstzunehmen, konterkarieren.


Fußnote:

[1] https://www.ciel.org/plasticandclimate
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AKTIONSTAGE/1001: Anpacken für Grasfrosch, Teichmolch und Co. - Ahrensburg, 25.5. (NABU HH)


NABU Landesverband Hamburg - 13. Mai 2019

Anpacken für Grasfrosch, Teichmolch und Co. 

Am 25. Mai ab 10 Uhr veranstaltet die NABU-Gruppe Ahrensburg einen
StadtNatur-Aktionstag. Freiwillige Helfer/innen sind herzlich
willkommen!



Am Samstag, den 25. Mai 2019 wird der NABU Hamburg mit der NABU-Gruppe
Ahrensburg einen Aktionstag veranstalten. Es soll das
Amphibienlaichgewässer am Hopfenbach weiter gepflegt werden. Gemeinsam
mit den Helfern und Helferinnen werden die Uferbereiche naturnah und
für Schmetterlinge, Wildbienen und Amphibien attraktiver gestaltet.

Amphibien haben es schwer in unserer aufgeräumten Landschaft. Teiche
verlanden oder werden zugeschüttet und die Landschaft ist von Straßen
zerschnitten. Rückzugsmöglichkeiten und Bereiche, in denen sie ihren
Nachwuchs großziehen können, sind rar geworden. "Es bleibt immer
weniger Raum zum Leben für Amphibien. Das Wiesen trockengelegt und
Teiche zugeschüttet werden ist lange Zeit die gängige Praxis gewesen.
Je wärmer und trockener es wird, desto wertvoller werden die
verbliebenen Lebensräume wie der von uns betreute Teich", sagt Michel
Quermann, Leiter der Ahrensburger NABU-Gruppe, die sich vor Ort für
den Naturschutz einsetzt.

Die NABU-Gruppe freut sich, wenn durch den Aktionstag Interesse für
die Naturschutzarbeit in Ahrensburg geweckt wird. Vor Ort können gerne
Fragen zur Teilnahme an weiteren Aktionen an die Gruppenleitung
gestellt werden. Der NABU Hamburg führt regelmäßig Aktionstage in und
um Hamburg durch, bei denen jeder Interessierte teilnehmen kann.

Der Einsatz findet am Samstag, 25. Mai 2019 von 10 bis etwa 15 Uhr
statt. Material, Werkzeug sowie Getränke und einen kleinen Imbiss
stellt der NABU bereit. Freiwillige Helfer/innen jeden Alters sind
herzlich eingeladen, bei diesem Einsatz mitzumachen. Vorkenntnisse
sind nicht notwendig. Lediglich feste Kleidung und evtl. Regenschutz
werden empfohlen. Falls vorhanden, gerne Gartenhandschuhe mitbringen.
Wer mitmachen möchte, meldet sich bitte für den Aktionstag an. Dabei
wird der genaue Treffpunkt bekannt gegeben.

Kontakt:

Tel. 040/697089-37, E-Mail: rudolph@nabu-hamburg.de

Der Aktionstag wird gefördert von der NKG Hanseatische Natur und
Umweltinitiative e.V. (NKGHNUI) und aus Zweckerträgen der Lotterie
BINGO! Die Umweltlotterie.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 53/19, 13.05.2019

Naturschutzbund Deutschland (NABU)

Landesverband Hamburg e.V.

Klaus-Groth-Straße 21, 20535 Hamburg

Tel.: 040/69 70 89-0, Fax: 040/69 70 89-19

E-Mail: info@NABU-Hamburg.de

Internet: www.NABU-Hamburg.de
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BILDUNG/3349: Die Kraft der Bäume 6.7., Wildblumenwiesen 25.-27.6., Geologische Exkursion 2.7., 17.8. (bnur)


Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes
Schleswig-Holstein - 24. April 2019

Veranstaltungstipps ...



Veranstaltung Nr. 2019-21

Die Kraft der Bäume - Bäume erleben, von Bäumen lernen, mit Bäumen
Leib und Seele heilen

In einem kleinen artenreichen Laubwald am Ufer eines Sees am
Rand der Holsteinischen Schweiz sollen die biologischen Merkmale
und die ökologischen Standortbedingungen der Bäume erarbeitet
werden. Daneben wollen wir ihre Eigenschaften als Heil-, Nutz- und
Nahrungspflanzen kennenlernen sowie ihrer Ausstrahlung auf Körper,
Seele und Gemüt nachspüren. Am Ende haben wir dann ein
Gespür für die Kraft und Wirkungsweise von etwa 15
verschiedenen Baumarten, durch die wir uns in den unterschiedlichsten
Lebenssituationen meditative Entspannung sowie Unterstützung von
Heilungsprozessen und bei persönlichen Krisensituationen holen
können.

Schwerpunkte

- Biologische und ökologische Eigenschaften der Bäume

- Bäume als Heil-, Nahrungs- und Kultpflanzen

- Kraft der Bäume zur Heilung von Körper und Seele

Teilnahmekreis

Alle Interessierten, besonders aus der Naturpädagogik

Datum und Ort

Samstag, 6. Juli 2019, 14:00 - 18:00 Uhr

Raum Schellhorn/Preetz

Leitung

Dr. Jürgen Eigner, Lebrade

Anerkannte Fortbildung für

Zertifizierte Natur- und Landschaftsführer*innen

Programm:

14:00 Uhr Begrüßung

Dörte Paustian, Bildungszentrum für Natur, Umwelt

und ländliche Räume des Landes Schleswig-Holstein,

Flintbek

14:15 Uhr Waldrundgang, Vorstellung und

Gedankenaustausch über die einzelnen Baumarten,

Biologie, Ökologie, Heil- und Wohlfahrtswirkung

Dr. Jürgen Eigner

16:00 Uhr Imbiss

16:30 Uhr Persönliches meditatives Erleben einzelner

Bäume

17:00 Uhr Auswertung der Erfahrungen, evtl. nochmaliges

Erleben einer und derselben Baumart durch alle

Teilnehmer*innen

17:45 Uhr Abschluss | Bewertung

18:00 Uhr Ende der Veranstaltung

Teilnahmebeitrag

20 Euro inklusive Imbiss

Anmeldung

Ihre Anmeldung richten Sie bitte schriftlich

unter Angabe der Veranstaltung Nr. 2019-21 an das

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume

des Landes Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25 | 24220 Flintbek

Fax: 04347 704-790

E-Mail: anmeldung@bnur.landsh.de

Online: www.schleswig-holstein.de/bnur

Das Anmeldeformular und die Teilnahmebedingungen

finden Sie hier:

- Anmeldung: https://bit.ly/2vd2yRk

- Teilnahmebedingungen: https://bit.ly/2KbPQbZ

Mit Ihrer Anmeldung erkennen Sie unsere allgemeinen
Geschäftsbedingungen an. Sie erhalten kurz vor der Veranstaltung die
Seminarbestätigung und die Rechnung.

Anmeldeschluss

Bitte melden Sie sich möglichst bis Donnerstag, 20. Juni 2019 an.

Programmänderungen

Änderungen des Programms und die Möglichkeit der Absage
von Veranstaltungen bleiben den Veranstaltern vorbehalten.

Anfahrt zum Tagungsort

Treffpunkt der Exkursion ist Schellhorn im Kreis Plön.
Die Anreisehinweise werden Ihnen mit der Veranstaltungsbestätigung
zugeschickt.
Hilfreich bei der Suche nach geeignetem Nahverkehr kann die
folgende Internetseite sein: www.nah.sh




Veranstaltung Nr. 2019-18

BlütenMeer 2020: Die Rückkehr artenreicher Wildblumenwiesen und Heiden
in Schleswig-Holstein

- Ergebnisse des Projektes BlütenMeer 2020

- Regiosaatgut und Arche Gärtnerei

- Exkursionen mit Praxisbeispielen zur Wiederherstellung artenreicher
Offenlandlebensräume

Dienstag, 25. - Donnerstag, 27. Juni 2019, Akademie Sankelmark,
Oeversee

Der Teilnahmebeitrag bezieht sich auf das gesamte Programm
und ist nicht reduzierbar, keine Ehrenamtsermäßigung möglich.

60 Euro zzgl. Übernachtung. Übernachtung im EZ 53 Euro pro Person/Tag,
im DZ 46 Euro pro Person/Tag (Buchung über BNUR).

In Zusammenarbeit mit der Stiftung Naturschutz Schleswig-Holstein,
Projekt BlütenMeer 2020 für artenreiches Grünland in
Schleswig-Holstein und dem Bundesamt für Naturschutz




Veranstaltung Nr. 2019-20 2

Geologische Exkursion in das Damsdorf-Tensfelder Kiesgrubengebiet

- Eiszeit

- Gesteine, Fossilien

Dienstag, 2. Juli 2019, verschiedene Kiesgruben um Damsdorf/Tensfeld
(Kreis Segeberg). Genauer Ort wird den Teilnehmenden
nach den aktuellen Aufschlussverhältnissen kurzfristig mitgeteilt.
30 Euro zzgl. Verpflegungskosten

In Zusammenarbeit mit dem Urzeithof Stolpe




Veranstaltung Nr. 2019-88 1

Ehrenamtsreihe: Bäume erleben - handfest und schön

Verschiedene naturpädagogische Bausteine zum Thema Bäume
mit handwerklich-ästhetischem Schwerpunkt kennenlernen und
ausprobieren

Donnerstag, 15. August 2019, Bildungszentrum für Natur,
Umwelt und ländliche Räume, Flintbek und Außengelände
Für Ehrenamtliche wird kein Teilnahmebeitrag erhoben.
Ehrenamtliche haben Vorrang. Teilnahmebeitrag für hauptamtliche
Akteur*innen 30 Euro.

In Zusammenarbeit mit Eike Irene Hilbert, Reinfeld




Veranstaltung Nr. 2019-23

Blühende Heidelandschaft

Die Blume des Jahres 2019 - Besenheide (Calluna vulgaris)

Exkursion zu einem Vorkommen der Blume des Jahres 2019

Samstag, 17. August 2019, das Exkursionsgebiet wird noch
festgelegt.

Ein Teilnahmebeitrag wird nicht erhoben. Die Loki Schmidt
Stiftung freut sich über eine Spende vor Ort.
In Zusammenarbeit mit der Loki Schmidt Stiftung, Hamburg

 * 

Quelle:

Veranstaltungshinweis, 24.04.2019

Bildungszentrum für Natur, Umwelt und ländliche Räume des Landes

Schleswig-Holstein

Hamburger Chaussee 25, 24220 Flintbek

Telefon: 04347/704-785, Fax: 04347/704-790

Internet: www.bnur.schleswig-holstein.de
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KINO/5737: Hanau - "Liebe bringt alles ins Rollen" für Senioren am 27.5.2019


Stadt Hanau

Kino-Erzählcafé für Senioren: "Liebe bringt alles ins Rollen" 

Kaffee, Kuchen, Gespräche & Film



Das Kino-Erzählcafé des Seniorenbüros und des Kinocenters Kinopolis
zeigen am 27. Mai und 3. Juni um 15 Uhr den Film "Liebe bringt alles
ins Rollen", eine romantische Komödie aus Frankreich (2018).

Für den erfolgreichen Geschäftsmann Jocelyn (Franck Dubosc) sind
Frauen nichts weiter als Trophäen und ihm ist jedes Mittel recht, um
sie ins Bett zu locken. Nach außen eitel und skrupellos, verbirgt er
hinter dieser Fassade seine wahren Gefühle. Als er eines Tages der
attraktiven Julie (Caroline Anglade) begegnet, die perfekt in sein
Beuteschema passt, setzt er wieder einmal alles daran, sie
rumzukriegen. Durch einen Zufall wirkt es bei ihrem Kennenlernen so,
als würde Jocelyn im Rollstuhl sitzen und er lässt Julie in dem
Glauben. Doch dann stellt sie ihm ihre Schwester Florence (Alexandra
Lamy) vor, die wirklich im Rollstuhl sitzt, und Jocelyn verstrickt
sich immer weiter in seinem Lügenkonstrukt...

Im Vorfeld des Films gibt es von 13.15 bis 14.30 Uhr im Foyer des
Kinopolis wieder Kaffee, Tee und Kuchen zu je einem Euro und Zeit für
Gespräche und Kennenlernen. Die ehrenamtlichen Kinolotsen und
Kinolotsinnen vom Seniorenbüro sind vor Ort und stehen für Fragen zur
Verfügung.

Kinokarten für fünf Euro das Stück gibt es ab sofort im Kino (Am
Steinheimer Tor 17, 63450 Hanau). Die Kasse ist täglich ab 13 Uhr und
am Wochenende ab 11 Uhr besetzt. Menschen mit Gehbehinderung mit oder
ohne Rollator oder im Rollstuhl (Rollstuhlplätze) können sich Plätze
in der barrierefreien "Reihe K" reservieren lassen. Informationen zum
Kino-Erzählcafé gibt es auch im Seniorenbüro 
(Telefon 06181/66820-50/-0).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Mai 2019

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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MARKT/4183: Magdeburg - Nächster Gratisflohmarkt am 25. Mai 2019


Stadt Magdeburg

Nächster Gratisflohmarkt am 25. Mai

Anlieferungen auch vorab möglich



Der nächste Gratisflohmarkt des Städtischen Abfallwirtschaftsbetriebes
ist am 25. Mai. Gut erhaltene Haushaltsgegenstände, Bücher, Möbel und
Geschirr können von 10.00 bis 13.00 Uhr auf dem Betriebshof in der
Liebknechtstraße 84 verschenkt oder getauscht werden.

Auch Schallplatten, CDs, Spielzeug, Stühle und andere Dinge, die zum
Wegwerfen zu schade sind, können kostenlos abgegeben werden. Für jeden
Flohmarktliebhaber wird am 25. Mai sicher etwas dabei sein.

Anlieferungen dafür sind auch am 21. Mai von 14.00 bis 17.00 Uhr
möglich.

Ziel des Gratisflohmarktes ist es, zur Abfallvermeidung beizutragen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 9. Mai 2019

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 21. Mai 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / WELTANSCHAUUNG / FAKTEN





MELDUNG/019: IV. Lateinamerikanisches Humanistisches Forum - "Konvergenzen bilden" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

IV. Lateinamerikanisches Humanistisches Forum: "Konvergenzen 
bilden" 

Von Angélica Guerrero, Redaktion Chile, 17. Mai 2019






[image: Paulina Hunt performt in einem knallbunt gemusterten Phantasiekostüm und mit einer Art Helm auf dem Kopf - Bild: © David und Yolanda Andersson]

Paulina Hunt

Bild: © David und Yolanda Andersson



Santiago de Chile - 17.05.2019. Das IV. Lateinamerikanische
Humanistische Forum, das am letzten Wochenende in der chilenischen
Hauptstadt stattfand, wurde mit einer kulturellen Veranstaltung in der
Bibliothek von Santiago abgeschlossen.

Die zentrale Rolle spielte dabei die humanistische Schauspielerin
Paulina Hunt, die das Publikum aufforderte, mit einer Stimme zu
singen: "Transformation mit Körper, Geist und Herz. Konvergenz ist von
großer Dringlichkeit", fasst sie die Eindrücke der verschiedenen
lateinamerikanischen Gruppen und Bewegungen zusammen und die über die
zahlreichen Netzwerke an dem Treffen teilgenommen haben:
Transformative Kunst; Wissenschaft, Humanismus und Zukunft;
Kommunikation und gewaltfreier Journalismus; Menschenrechte; Reale
Demokratie; Sexuelle Vielfalt; Wirtschaft; Feminismus; Bildung;
Gesundheit; Indigener Widerstand; Lateinamerikanische Überlebende
kirchlichen Missbrauchs; Humanistische Psychologie;
Parlamentarier*innen für ein menschlicheres Lateinamerika;
Sozialpolitik und Konvergenz; Migration, Flucht und Gender; Kindheit
und Behinderung; Jenseits des Klimawandels; Weltweiter Marsch für
Frieden und Gewaltfreiheit.

Die Teilnehmer waren sich auch einig, dass wir vor einer globalen und
systemischen Krise stehen, die zu wachsender Ungleichheit führt und
die Kontinuität des Lebens auf dem Planeten gefährdet.

Für Helmut Kramer, Sprecher der Opfer kirchlichen Missbrauchs, war die
Teilnahme am Forum sehr kohärent, denn eines der Dinge, die sie als
Netzwerk von Überlebenden gefördert haben, ist gerade Vielfalt und
Gewaltfreiheit und im Rahmen dessen, was heute geschieht, glaubt er,
dass die chilenische Gesellschaft sie unterstützt. Er erklärt weiter,
dass "die Gesellschaft begonnen hat zu verstehen, dass dies kein
Problem zwischen der missbrauchten Person und dem Täter oder der
katholischen Kirche ist, sondern ein soziales Problem."




[image: Zahlreiche Forumsteilnehmer im Halbkreis sitzend oder stehend - Bild: © David und Yolanda Andersson]
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Zu den Gästen gehörten nicht nur Lateinamerikaner*innen, sondern auch
eine beträchtliche Anzahl Vertreter*innen aus anderen Ländern wie den
USA, Spanien, Frankreich, Italien, Tschechien, England und
Deutschland.


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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